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Im deichen des NaWecMawpfs
Im Zeichen des Wahlrechtskampfs traten am Montag

die Vertreter der preußischen Sozialdemokratie zu ihrem
dritten Parteitag zusammen . Ettvas über zwei Jahre sind

seit der letzten Kundgebung des klassenbewußten Proletariats
ins Land gegangen , aber welche Wandlung hat sich seit dieser
kurzen Zeit vollzogen ! Tamals stand an der Spitze des

preußischen Ministeriums Fürst Bülow , dem es mit Mühe
und Not gelungen war . seinen famosen Block zusammen -

zukleistern , und die Blockpolitik des Reichs beeinflußte auch
die preußische Politik , gestaltete sie noch reaktionärer . Heute
liegt der Block in Trümmern , sein Herr und Meister ist über

sein eigenes Werk gestolpert , die Junker hatten das Bedürf -

nis , ihn seine Macht fühlen zu lassen . Damals wagten selbst
die optiinistischsten Gegossen kaum an Wahlsiege unter dem

Dreiklassenwahlsystem zu denken , beute , nach zwei Jahren ,
ist Bresche gelegt , der Wall des Junkerparlaments ist er -

stiegen , eine , wenn auch kleine sozialdemokratische Fraktion

ist in das Dreiklassenparlament eingedrungen , um auch von

hier aus das erlösende Wort des Sozialismus ersckfallen zu

lassen . Damals wollte die Regierung von einer Aenderung
des Dreiklassenwahlsystems nichts wissen , heute hat sie sich
unter dem immer wuchtiger einsetzenden Wahlrechtskampf des

Proletariats wenigstens zu einigen , wenn auch noch so beschei -
denen Zugeständnissen entschließen müssen .

Diese veränderte politische Situation , die nicht zum

wenigsten ein Zeichen der wachsenden Macht des Proletariats

ist , bedeutet ein gutes Vorzeichen für die Arbeiten des Partei -

tages . Aber daß die Sozialdemokratie nicht gewillt ist , auf

ihren Lorbeeren auszuruhen , daß sie fest entschlossen ist ,
iveiterzukämpfen , bis der Sieg errungen ist , das beweist
klar und deutlich die Rede , mit der Genosse Eugen E r n st
den Parteitag eröffnete . Nur wenige Worte waren es , die

der Vorsitzende der preußischen Landesorganisation an die

Genossen richtete , aber es waren Worte , die von Herzen
kamen und zu Herzen gingen , Worte des Kampfes , die Be -

geisterung entfesselten und ein lebhaftes Echo fanden . Ebenso

ivie Ernst wies auch Singer , der gemeinsam init

Rudolph - Frankfurt die Verhandlungen leitet , auf die

Notwendigkeit des Wahlrechtskampfes , auf die Unerläßlich -
keit fortgesetzter Arbeit im Dienste des Proletariats , auf die

Wichtigkeit der Demokratisierung Preußens hin .
Die üblichen Formalitäten waren in wenigen Minuten

erledigt , die Tagesordnung wurde dahin abgeändert , daß der

Punkt „ Kommunalpolitik " an dritter statt an fünfter Stelle

behandelt wird , weil es nicht ausgeschlossen ist , daß der Enk

wurf einer Kommission zur Prüfung überwiesen wird . Die

weiteren Anträge , die eine Ergänzung der Tagesordnung
bezwecken , wurden abgelehnt .

Und nun ging es an die eigentliche Arbeit . Wer da

geglaubt hatte , daß sich an den von Eugen E r n st erstatteten
Bericht des gcschäftsführenden Ausschusses eine Debatte im

Sinne der verschiedenen in den „ Sozialistischen Monats -

heften " veröffentlichten Artikel anknüpfen würde , der wurde

freudig enttäuscht . Die große Mehrzahl der Genossen weiß ,
unter wie schwierigen Verhältnissen der . gcschäftsführende
Ausschuß zu arbeiten hatte , wie sehr die Aktionskraft der

Partei durch die Agitation gegen die Reichsfinanzresorm und

für die Reichstags - und Landtagsersatzwahlen in Anspruch

genommen war und wie wenig begründet daher die gegen ihn

erhobenen Angriffe sind .
So konnte denn noch am frühen Vormittag Genosse

Hugo H e i in a n n den Bericht der Landtagsfraktion erstatten ,
ein Bericht , der sich würdig dem schriftlichen Bericht anschließt
und ein Bild der gewaltigen Arbeit gibt , die unsere kleine

Fraktion zu bewältigen hatte , einer Arbeit , die getragen wird

von der Zustimmung der Genossen im Lande . Wie hock) die

Genossen die Tätigkeit unserer Landtagsabgeordneten schätzen ,
das ging nicht nur aus der Debatte , sondern vor allem daraus

hervor , daß der Parteitag — eine sonst in der Partei nicht

übliche Art — ihnen in einer einstimmig angenofltmenen
Resolution ausdrücklich seinen Dank aussprach .

Den Hauptteil der Nachmittagssitzung nahm das

Referat des Genossen Paul Hirsch über das neue K 0 m -

munalprogramm ein . Das Bedürfnis nach einem ge -
meinsamen preußischen Kommunalprogramm hat sich schon

seit längerer Zeit stark� aufgedrängt . Zwischen den Nicht -
linien , die der Breiner Parteitag für die gesamte kommunal -

politische Tätigkeit der deutschen Sozialdemokratie aufgestellt
hat , unv oen Sonderprogrammen , die im Laufe der letzten

Jahre in fleißigster Arbeit in den einzelnen preußischen Pro -

vinzen geschaffen worden sind , klafft noch eine Lücke , die durch
den neuen Entwurf ausgesüllt werden soll . Seine Entstehung
verdankt er einer Anregung der brandenburgischen Gemeinde -

Vertreterkonferenz , deren Ausschuß unter Mitwirkung von

Genossen aus allen Teilen des Reiches eine sehr umfassende
Arbeit fertiggestellt hat . Das Programm entwickelt im ersten
Teile die Forderungen an die Gesetzgebung , unter denen die
Demokratisierung der Gemeindeverfassung voransteht , im
zweiten Teile die Forderungen , deren Verwirklichung schon
innerhalb der bestehenden Gesetzgebung in den Gemeinden

angestrebt werden kann . Genosse H i r s ch als Berichterstatter
der Programmkonimission setzte sich in seinein mehr als zwei -
stündigen , mit größter Aufmerksamkeit angehörten Referat
vor allem mit der Kritik auseinander , die in reichlichem

Maße von sachkundiger Seite in der Parteipresse geübt
worden ist und der Kommission Veranlassung gegeben hat ,
gestern noch einmal ihren Programmentwurf einer Revision
zu unterziehen . Vielfach ist natürlich der Einwand und die

Entscheidung rein programmtechnisch formal : wieviel Einzel¬
heiten man in den Entwurf hineinnehmen soll , wie weit man
das allgemeine Parteiprogramm und die Vreslauer Rcso -
lution schweigend als gegeben ansehen oder ihre Vorschriften
wiederholen soll , kann schließlich nur der Geschmack ent -

scheiden . Umfangreichere fachliche Aenderungen sind von
den Gemeindearbeitern und den abstinenten Arbeitern bean -

tragt worden . Die sozialen Forderungen der Angestellten
in Gemcindebetrieben sind ausfuhrlich genug in den Entwurf
hineingearbeitet worden , aber die Forderungen der

Abstinenten nach Zwangs gesetzen zur Bekämpfung des

Alkoholismus haben nach der feststehenden Praxis der Partei
abgewiesen werden müssen . Ernsthaft strittige Fragen , wie
die nach der Grundstücksumsatzsteuer und der Gebührenhöhe
kommunaler Betriebe hat die Kommission im wesentlichen
freier Entschließung überlassen .

So konnte das Programm auf so freundliche Ausnahme
rechnen , wie es selbst und wie auch das Referat des Genossen
Hirsch sie fand . Auch die Redner , die gegen die Erzielung
von Ueberschüssen in Gemeindebetrieben oder für das — im

Entwurf nicht enthaltene — Enteignungsrecht der Gemeinden

eintraten , erkannten im übrigen den Entwurf als tüchtige
und paarteifördernde Arbeit an . Besonders eine glänzende
Verteidigungsrede Singers für die angegriffenen Einzel
bestimmungen des Entwurfs fand lauten Beifall .

Die Debatte , die am Dienstag fortgesetzt wird , iäfr
darauf schließen , daß der Entwurf im wesentlichen ange�
nommen werden wird .

_ »

Der Irrweg des flttentäters SPctrow .
Das offizielle Organ der russischen Sozialrevolutionäre „ Znancia

Truda " veröffentlicht einen langen Bericht über die Vorgeschichte des
Attentats vom 21. Dezember , dem der Polizeichef Karpow zum Opfer
gefallen ist . Gleich Vurzew schreibt auch das Zentralkomitee dem

vorgeblichen WoskreffenSky die Ausführung eines wohlvorbereiteten
Planes zu und es schildert den Täter , mit seinem wahren Namen

Alexander Alexcjewitsch P e t r 0 w , als einen redlichen Revolutionär ,
der nur durck , eine unglückselige Verstrickung , wenngleich nicht ohne
eigene Schuld , in eine zweideutige Lage gekommen sei . Mag nun
dieses Vertrauen , das diesmal auch von dem in der Affäre Azew
viel skeptischeren Burzew bewahrt worden ist , unanfechtbar sein oder

nicht , so bietet doch die Darstelluilg des Zentralkomitees in ihren Details
wiederum schlagende Argumente gegen die terroristische Taktik selbst ,
die solche moralische Zweideutigkeit notwendig hervorbringt .

Die Erzählung beginnt mit dem Eintritt Petrows in die sozial
revolutionäre Partei . Bis dahin — d. h. bis zum Jahre 1902 —

hatte sich dieser mit seiner durchaus friedlichen Propaganda unter
den Bauern befaßt . 1903 wurde er zum erstenmal verhaftet und
verlor trotz seiner baldigen Freilassung seine VollSsckmllehrerstelle .
Es folgten weitere Verhaftungen und im Januar 1996 eine Ver -

urteilung zu dreijähriger Deportation nach der Region von Narym
Unterwegs gelingt es ihm , zu entiveichen . Von da an nimmt er an
der Kampforganisation teil . Er beteiligt sich an der Expropriation
von UeSlon , in indirekter Weise am Attentat gegen Kobeko und an
der Expropriation im Troitzky - Walde . Ende 1996 arbeitet er in

a s a n in einem Dynainitlaboratorium . Am S. /16 . Ja -
lar 1997 ereignet sich eine Explosion . Einer seiner Käme

raden " wird tödlich verwundet , Petrow selbst erhält eine
Wunde im Bauch und hat die Beine schwer verletzt .
Verstümmelt , blutend schleppt er sich auf den Händen bis auf die

Straße , wird aber dort ergriffen und zu vier Jahren Zwangsarbeit
verurteilt . Im Februar 1993 entkommt er von neuem und gelangt
glücklich ins Ausland , trotzdem er noch an seinen schlecht behandelten
Wunden leidet und hinkt . Erst im Ausland werden ihm die Metall -

splitter aus dem Körper entfernt . Nach seiner Heilung geht er im

November . nach Rußland zurück und wird am 2. /1S . Januar 1999

mit mehreren Kameraden in Saratow verhaftet .
Nun beginnt die zweite , traurige Phase der Tätigkeit dieses

Revolutionärs , den der Bericht als einen „entschlossenen , überzeugten ,

aufopferungsvollen Kämpfer von seltener Willenskraft und Energie "

charakterisiert . Im Sommer 1999 erfährt man , daß Petrow zur

Beobachtung in ein Irrenhaus gebracht worden und von dort ent -

wichen sei . Bald erscheint er wieder im Ausland , aber erschöpft ,

niedergeschlagen , gebrochen . Er eröffnet sich einigen Kameraden ,
darunter Burzew . Im Gefängnis in Saratow hat er vom Verrat

Azews erfahren und zugleich , daß seine und seiner
Kameraden Verhaftung das Werk eines anderen weiblichen

Lockspitzels . Tschiana Zeitlin , sei . In dieser Panik be -

mächtigte sich der Gefangenen der Gedanke , daß vor allem die Partei
von den Spitzelclementen gereinigt werden müsse , ehe man weiter

arbeiten könne . Aber wie ? Die „ Znamcja Truda " gibt die Ge -

dankengänge Petrows in dieser Situation nach seinen Aufzeichnungen
wieder . Petrow Habesich gesagt : Bisher hat die zweischneidige
Waffe der Provokation immer nur niit einer Schneide ge -
chnitten und immer nur die Partei getroffen . Nun möge die

andere Schneide daran kommen I" Aus dieser theoretischen

Erwägung kam Petrow zu dem Schluß , daß er selbst berufen sei ,
diese Waffe nach der anderen Seite zu wenden . Er charakterisierte

diesen Entschluß mit folgenden Worten : „ Ich liebe meine Partei , ich
bin der revolutionären Sache ergeben , ich habe der Sache der

Freiheit alle meine Kräfte und Fähigkeiten , mein ganzes Wissen ,
mein Leben gegeben . Jetzt gebe ich ihr auch meine Ehre . "

Und nachdem er eimnal diesen Entschluß gefaßt hatte , „ziveifelte er
keinen Augenblick mehr an der Gerechtigkeit und Nützlichkeit seiner
Handlungsweise " .

Er trat in direkte Beziehungen zum Chef der

politischen Polizei , Gerasimow , dem bekannten Pro -
tektor Azews , der sich sofort daran machte , in ihm den Nachfolger
des entlarvten Hauptprovokateurs zu gewinnen . Er empfahl ihm
dringend Vorsicht . Er möge nichts übereilen , sondern alles

systematisch beginnen . Seine Aufgabe sei , ins Zentrum
der Kampforganisation einzudringen . Langsam ,
aber sicher möge er vorwärtsgehen , sich auch die für
nötig empfundene Ruhe nicht versagen . „ Die Zukunft ge -
hört Ihnen ! " meinte Gerasimow begeistert . Er setzte
seinem neuen Gehilfen ein Monatsgehalt von 1999 Rubeln

ein , und um in ihm keine Gewissensregungen aufkommen zu lassen ,
versprach er sogar , daß keiner der von Petrow

Denunzierten gehängt werden würde . — Petrow er -

zählte den Genossen auch , daß er zunächst nach Paris delegiert sei ,
wo er durch Vermittelung eines gewissen Vieceslaw
M i ch a i l o w i t s ch . der sich Vitali D i b i t s ch nenne , mit seinen
Chefs in Verbindimg bleiben solle .

Petrow begriff , daß er , nachdem er dermaßen gehandelt hatte ,
in der Partei nicht mehr weiterarbeiten könne . Er forderte aber
von den Kameraden nichts , als daß sie den Glauben an seine Red -

lichkeit bewahrten und kündigte ihnen einen baldigen Beweis für
diese und zugleich eine Sühne in der Tötung Gerasimo WS
an . — Die „ Znamaja Truda " setzt nun auseinander , daß sich die
Vertreter der Partei in einem peinlichen Dilemma befunden hätten .
Denn einerseits hätte Petrow eitlen Alt begangen , der durch die
revolutionären Traditionen untersogt und für die Sache der Revolution

außerordentlich schädlich sei . Andererseits hätte die ganze Ver -

gangenheit Petrows für ihn gesprochen . Hätte man seinen Namen ,
wie es die Parteibeschlüsse ausdrücklich verlangen , bekanntgegeben ,
wäre die Möglichkeit der Sühne ihn für immer versagt gewesen .
Unter diesen Umständen beschlossen die Vertreter der Partei , ihm
die Vollmacht zu geben , die Konsequenzen seiner Handlungsweise
durch Tötung eines Chefs der russischen politischen Polizei zu be -

seitigen . Gleichzeitig beschloß mau , ihn von der Welt zu isolieren
und weiter die Polizei auf die Spur anderer Genossen zu lenke ».

Petrow war in dauernder Verbindung mit Gerasimow geblieben .
In einem Brief des Polizeichefs an ihn lieft man die charaktcristiscbe
Stelle : „ Sie teilten uns mit , daß Boris ( Sawinkow ) und seine
Familie in Rußland sind , aber Sie sagen nicht wo , noch welche
Operation von ihm zunächst ins Auge gefaßt ist . Wenn Sie im

Zentrum nicht die notwendigen Informationen haben können ,
könnten Sie nicht eine Kanipfmission in Rußland
erhalten ? " — Im Herbst kehrte Petrow nach Rußland zurück , um
Gerasimow zu treffen und er organisierte in Petersburg sein
Attentat ganz allein . Der Bericht nimmt an , daß die Unmöglichkeit ,
Gerasimow zu treffen , ihn veranlaßt habe , seine » nominellen Nach »
folger und tatsächlichen Leutnant in der Ochraua Karpow zu töten .

Vor seiner Rückkehr nach Nußland aber hat Petrow der Partei
ein Bekenntnis übergeben , das den Kameraden zuruft :

„ Niemals , unter keinem Borwand , keinem Zweck zu Liebe , soll
man in Beziehungen zur Geheinipolizei treten . Ein solcher Akt ist
niemals zu rechtfertigen . Der kleinste Schritt in dieser Richtung
fügt der Partei ungeheueres Ucbel zu , und nichts als ein
Ilebcl . Es widerspricht den Traditionen der Partei und
ist eines Mitglieds der sozialrevolutionären Partei un »
würdig . . . Ich beschwöre Euch , Kameraden , im Namen
dessen , was Euch heilig und teuer ist , lasset in Eurem Leben
nichts geschehen , was dem analog wäre , ivas ich mir in meiner

Verblendung erlaubt habe , da ich irrtümlich hoffte , meinen Zielen
dienen zu können . Tuet es nicht und glaubet nicht an die

Möglichkeit , der Partei nützlich sein zu können , wenn Ihr mit der

Polizei in Verbindung tretet . Besser wäre es . Euch in dem Augen «
blick , wo Ihr daran denket , zu töten . Verzichtet darauf
oder tötet Euch sofort selbst ! Denn e§ könnte geschehen ,
daß der Tod selbst ohnmächtig wäre . Euch von diesem Irrtum zu
befreien , daß er nichts versöhnen könnte und keine Sühne Euerer

Verfehlung wäre . " _

Parteitag der Sozialdemokratie
Preußens .

( Schluß aus der 9. Beilage . )

Silbcrstein - Nixdorf : Ich möchte für den kleinen Hausbau
eintreten und diesen Passus nicht ausscheiden wie Genosse Eberle .
Ich begreife gar nicht , wie man sich gegen diese hygienisch not -

wendige Einrichtung sträuben kann . Die Baugenossenschaftshäuscr
in Hamburg kenne ich nicht , die der Baugenossenschaft „ Ideal "
in R i x d o r f sind mit allem Komfort ausgestattet , aber eine

Lösung der Wohnungsfrage wird aus diesem Wege nicht erreicht ;
( Sehr richtig ! ) sie bieten wohl etwas mehr Komfort als die MictZ -
kaserncn , aber der Typ der Mietskaserne mit allen Schäden des

engen Zusammcnwohncns , welche die Hygiene festgestellt hat , bleibt
in ihnen erhalten . Diese können erst durch den Kleinhausbau be -

eitigt werden , durch den der ganze Städtebau revolutioniert
werden muß .

Weiter will ich auf die Frage eingehen , die der Vorredner

zum Schluß gestreift hat . Das Wort „ Freie Arztwahl "
erregt , wie es scheint , in unseren Kreisen stets Bedenken , und das

ist nicht verwunderlich , weil man dabei sofort an Herrn Mugdan
denkt . Wie sehr man sich aber auch dagegen wenden kann , daß
den . Krankenkassen die freie Arztwahl aufgezwungen wird .

o sehr muß man sie doch bei den A r m e n k r a n k c n verlangen .
Die Kassenkranken können sich bei ihrem Vorstand beschweren , die



Armenkrankcn habcil feinen Ort zur Beschwerde , für sie fnnn
man diesen Punkt fcJjr wohl ins Programm hineinnehmen .

Was die Steuerfragen betrifft , so ist zu begrüßen , daß über
die Umsatz - und ' ' <Äewerbesteuer eine gewisse Klarheit in das Pro -
gramm hineingetragen wird . �Bisher waren die Genossen hierüber
oft verschiedener Meinung ; so haben die Berliner Genossen
gegen die Umsatzsteuer gestimmt , die Rixdorser dafür . Nun
ist gesagt worden , die Umsatzsteuer sei unter allen Um -
st ä n d e n zu vermeiden . Wir tonnen sie aber in einer Reihe
von Gemeinden nicht vermeiden , weil dort der Wertzuwachs noch
gar nicht oder nur ganz gering besteuert ist . So schlimm , wie
man es macht , steht es mit der Umsatzsteuer übrigens nicht . Durch
sie allein können die Mieten nicht erhöht werden . Äber wir
wollen ja immer auf die Wertzuwachssteuer hinstreben , und durch
sie die Umsatzsteuer unnötig machen . Ueber die Gewerbe st euer
stand früher nichts im Programm . Jetzt soll sie bei den Ge -
wervebetrieben nicht erhoben werden , deren Inhaber ihr Geld
durch ihrer Hände Arbeit verdienen , während sie die großen und
mittleren Betriebe treffen soll . Mit Recht weisen die kleinen
Gemeinden darauf hin , daß sie sie nicht entbehren können . Die
gewählte Fassung ist meiner Meinung nach sehr wohl annehmbar .

Noch ein Wort zu den „ mäßigen Ueberschiissen". Bei Kanali -
sationseinrichtungen , Badewesen und ähnlichem sollen natürlich
keine Ueberschüsse erzielt werden , aber Gas - und Elektrizitäts -
werke können sehr wohl mäßige Ueberschüsse bringen , diese Ein -
richtungen dienen ja auch weniger den Angehörigen des Prole -
tariats , als denen der bessersituierten Klassen , z. B. die Elektrizi -
tätswerke . Selbst wenn es technisch möglich wäre , daß diese Ein -
richtungen keine Ueberschüsse bringen , so müßten die Kosten für
sie doch auf die Allgemeinheit abgewälzt werden und würden so
auch wieder den Arbeiter treffen . Die meisten Redner haben sich
so ausgesprochen , daß es doch scheint , als ob dieser Programm -
entwurf wenigstens im allgemeinen den Anforderungen ent -
spricht , die an ein Kommunalprogramm gestellt werden können , und
ich glaube , es wird sich wohl ermöglichen lassen , ihm ohne Kom -
missionsberatung zuzustimmen .

Thiele - Halle : Eine Debatte , wie sie heute geführt worden ist ,
wäre noch vor 10 Jahren undenkbar gewesen . DaS ist ein erfreu¬
licher Beweis dafür , wie innerhalb des letzten Jahrzehnts unsere
Parteigenossen auch in den Gemeindevertretungen großen Eingang
gefunden und sich auch um die Verhältnisse gekümmert haben .

Vollständig einverstanden bin ich mit dem Lorschlag der Kom -
Mission , daß die Gemeinden berechtigt sein sollen , kommunale Zu -
schlüge zur Ergänzungssteuer zu erheben . Ich halte diese Steuer
für ziemlich ertragreich . Sehr notwendig wäre es , wenn wir von
der Regierung einmal eine autbentische Interpretation über ver¬
schiedene Bestimmungen der Städteordnung erhalten würden . Ich
hätte gewünscht , daß der Entwurf eine Bemerkung über das An -
leihewesen enthielte� Die städtischen , aber auch manche Land -
gemeinden ersticken nachgerade an der Schuldenmenge , die sie ver -
Zinsen und amortisieren müssen . Wir werden bei der Verworren -
heit der Verhältnisse und der Tatsache , daß das vergangene Ge -
schlecht sehr viele Aufgaben der kommunalen Verwaltung nicht er -
füllt hat , die wir jetzt nachholen müssen , nicht ohne Anleihen
auskommen können , aber es liegt im Interesse einer gesunden Kom -
munalpolitik , daß nur dort , wo es absolut notwendig ist , Anleihen
aufgenommen werden , vor allem nur da , wo die Gelder zu gewerb -
liehen Anstalten ( Elektrizitätswerken usw . ) verwandt werden sollen ,
die sich wieder verzinsen .

Weiter möchte ich darauf hinweisen , daß der Minister des
Innern eine Verfügung an die städtischen Sparkassen erlassen hat ,
von der ich gar nicht weiß , ob sie gesetzlich zulässig ist . Er hat ver -
fügt , daß ein gewisser Prozentsatz der Einlagen in einer Sparkasse
in Staatspapieren angelegt werden muß , ich glaube
15 Proz . , nur dann bekommen die Sparkassen gewisse Privilegien
über die Verwendung der Ueberschüsse . Man sucht vergebens zu
ergründen , woher der Minister das Recht hat , einer städtischen
Sparkasse eine solche Vorschrift zu machen . Diese Frage könnte
im Landtag angeschnitten werden .

Vollständig einverstanden bin ich mit dem , waS namentlich von
Singer in bezug auf die Verwendung der Ueberschüsse ausgeführt
ist . Die Ausdrücke , „ Erhebung von Gebühren zur Benutzung . . . "
sind direkt unglücklich und mißverständlich . Fordern wir einfach ,
was wir längst getan haben : Nebernahme gewisser Betriebe in
städtische Verwaltung und geeignete Verwendung der Ueberschüsse .
Welche Gefahr laufen wir denn dabei ? Etwa , daß die Stadt , >wen ) r
ste Ueberschüsse hat , die Preise zu hoch schrauben kann ? Die Ab -
uehmer der städtischen Werke sind doch in erster Linie die besitze »-
den Klassen , und die werden sich im Preise nicht zu hoch schrauben
lassen . Aber ohne diese Ueberschüsse müßten die meiste » Städte
30 Proz . Einkommensteuer mehr erheben .

In bezug auf die Wertzuwachssteuer möchte ich auf eins hin¬
weisen : Manche Städte , wie auch Halle , haben eine ganz hübsche
Wertzuwmhssteuer erhoben mit einem Prozentsatz der Progression
bis zu LS Proz . des Wertes . Aber dann kommt auf einmal eine
Bestimmung , daß , wenn seit dem letzten Erwerb 10 oder mehr
Jahre vergangen sind , der Prozentsatz um ein Drittel er -
mäßigt wird . Wo wir können , müssen wir dafür sorgen , daß
diese Klausel wegfällt . Die „ Kommunale Praxis " sowie das Jahr -
buch der Genossen Lindemann und Südekum sind ja vorzüglich . Auch
die „Gewerkschaft " bringt viele Einzelheiten , aber ein u m f a s s e n-
des Werk über die kommunalen Verhältnisse haben wir noch nicht ,
namentlich nicht über die Verhältnisse der Landgemeinden . Ich
beantrage daher :

„ Der Parteitag beschließt die Einsetzung einer siebengliedri »
gen Kommission , die über die kommunalen Verhältnisse in den
preußischen Stadt - und Landgemeinden methodische und um -
fassende Untersuchungen anstellt und dem nächsten preußischen
Parteitag Bericht zu erstatten hat . "

Namentlich in vielen Landgemeinden herrschen noch
wunderbar idyllische Zustände , die eine unerschöpfliche Fundgrube
find für die Kultur von heute . ( Bravo ! )

Bartels - Köln : Genosse Singer hat den Kölner Antrag damit
ablehnen zu müssen geglaubt , daß er sagt : wenn wir in der Lage
wären , das zu verwirtlichen , was er verlangt , so hätten wir schon
den sozialistischen Zukunftsstaat . Bei aller Hochachtung vor dem
Genossen Singer als Kommunalvolitiker glaube ich doch , daß er
hier schwarz in schwarz gemalt hat . Wir haben doch heute schon
eine ganze Anzahl Gemeinden , wo der Einfluß unserer Vertreter
ein recht erheblicher ist , und wir streben danach , einen immer
größeren Einfluß zu bekommen . Gerade in Köln haben nstr
heute so unter der Bodenspekulation zu leiden wie vielleicht keine
zweite Stadt . Daher kam ' es uns vor allem darauf an , dieser
Grund - und Bodenspekulation zu Leibe zn gehen .

Genosse Hirsch hat sich gegen unseren Antrag auf Aufnahme der
Forderung deS Unterrichts in der Rechtspflege in den Fortbildungs -
schulen gewandt , weil dadurch das Programm zu vielseitig werden
würde . Ich möchte darauf hinweisen , daß wir heute in Preußen
annähernd 40 000 Kinder in der Fürsorgeerziehung haben . Die
Arbeitersekretäre , die täglich ungezählte Tränen sehen , die die
Eltern geweint haben , wenn man ihnen die Kinder bis zum
21 . Lebensjahre entreißt , werden von der Ueberzeugung durch¬
drungen sein , daß es nur an der ungenügenden Aufklärung der
Jugend über das Strafgefetzbuch , an ihrer mangelhaften Rechts -
kernitniS liegt , wenn sie in die Maschen der Fürsorgeerziehung
hineinkommen und als Fürsorgezöglinge für das ganze Leben ge -
brandmarkt sind . Wo so viel im Programm steht , sollte es auf die
brei Worte nicht ankommen .

Die Speisung ungenügend ernährter Schulkinder haben wir
heute in Köln . Aber wie wird es da gemacht ? Da wird ge »
sichtet , da werden Erhebungen angestellt : Wer ist unge -
iiügend ernährt ? Machen Sie doch ganze Arbeit und sagen
Schulspeisung . Wer cZ dann nicht in Anspruch nehmen will ,
der läßt es eben !

Hierauf werden die Verhandlungen auf Dienstag S Uhr ver -
i «gt . Schluß 1 Uhr . _

politifchc dcberHcbt
Berlin . den 3. Januar 1910

Das schöne Eofinrot .
Die Zuschriften aus landwirtschaftlichen Kreisen mehren sich , in

denen die Briefschreiber auf Grund eigener Erfahrungen sich in

schärfster Weise gegen die Eosiiifärbung der Futtergerste aussprechen .
So veröffentlicht die „Berl . Morgenztg . " eine Zuschrift auS Ochsen -

zoll , Bezirk Hamburg , in der es heißt :
„ Auch ich fühle mich veranlaßt , die Erfabrimgen mitzuteilen ,

die ich mit der Fütterung von eosingefärbler Gerste gemacht habe .
Vor zirka drei Wochen fütterte ich zuerst mit der gefärbten Gerste .
Gleich darauf merkte ich, daß mein ganzer Viehbesland die Freß -
Inst verlor . Anfangs wußte ich nicht , worauf das zurückzufübren
sei , da die Schweine die Gerste sonst am liebsten fressen .
Sie nahmen täglich ab , bis schließlich am neunten
Lage drei Schweine aus einem Stall von neun
Tieren verendeten : am nächsten Tage wieder eins , und
an dein darauffolgenden Tage eins aus einem anderen Stall , am
nächsten Tage wieder eins . Darauf ließ ich durch einen Schlächter
das Tier untersuchen . Sein Gutachten ging dahin , daß zu viel
von der Eosingerste gefüttert worden sei . Beweis : Magen
und Dar in waren über mäßig gerötet ; auch ver -
breiteten sich daraus starke saure Dünste .

Zu bemerken ist noch , daß Leber und Lunge » ganz gesund
waren . Sämtliche Schweine , die mir eingingen , waren vier bis süns
Monate alt . Von nun an fütterte ick Roggenschrot , und nach
Empfang der zweiten Mahlzeit waren sämtliche Schweine wieder -

hergestellt . Sollte es keine andere Gerste wieder geben , so muß
ich mich auf anderes Futter beschräiilen , da ich fest davon über¬

zeugt bin , daß die gefärbte Gerste daran die Schuld trägt . Noch
zu bemerken ist , daß ich feit mehreren Jahren keinen Todesfall
unter meinem Viehstand hatte . Wer bezahlt mir den Schaden ,
den ick auf 300 M. sckätzen darf ? ! ES werden in unserer Ort -

schuft 6000 bis 7000 Schweine gemästet , und alle Schweinezüchter
klagen über das Eosin .

"

Der Bund der Landwirte hat durch feine Anfeindung der

billigen russischen Futtergerste den kleinen Viehzüchtern und Vieh -

Haltern in Schleswig - Holstein , Lauenburg , Hannover , Oldenburg usw .
eine recht niedliche Suppe eingebrockt . Vielleicht erkennt nun doch

mancher dieser Mitläufer der Biindler , wie die im Bunde der Land -

Wirte herrschenden großagrarischen Elemente die Interessen der

Viehzucht treibenden Bauern wahrnehmen .

Kapitalistische Sorgen .
Die Handelskammer Essen versendet an die ihr

getreuen Zeitungen einen Abdruck deS Jahresberichtes . In
diesem heißt eS :

„ Bereits seit geraumer Zeit verfolgt unsere Gesetzgebung eine
Richtimg , die mit einer gedeihlichen Weiterentwickelimg unserer
GeWerbetätigkeit unvereinbar erscheint . Die Fragen , welche
Industrie , Gewerbe und Handel angehen , werden , insbesondere
im Reichstage , in einer Weise behandelt , die deutlich er -
kennen läßr , daß es dieser Körperschaft an Mitgliedern
mangelt , die mit dem praktischen Geschäfts -
leben vertraut und in der Lage sind , die

. verhängnisvolle Tragweite vieler ihrer Be -

schlüsse für die Geschäftstätigkeit in vollem

Umfange zu erkennen , ganz zu geschwei�en von Partei -
ricktimgen , die in rücksichtsloser Vertretung einseitiger Jntereffen
keinen Anstand nehmen , unserem Erwerbsleben in Gewerbe ,
Handel und Industrie schwere Wunden zu schlagen . Leider haben
auch die Regierungen , selbst in Fällen , in denen die bessere Ein -

ficht bei ihnen vorhanden war , gegenüber derartigen Be -

schlüssen des Reichstages — wie der Parlamente überhaupt —

nicht immer die erforderliche Festigkeit gezeigt . AuS diesen Verhält -
nissen heraus hat sich in den Kreisen von Industrie , Gewerbe
und Handel allmählich eine schwere Mißstimmung entwickelt ,
die angesichts der Art und Weife , wie schließlich im Reichs -
tage die Erledigung der Finanzreform erfolgte , einen Höhepunkt
erreichte , was dazu führte , daß am 12. Juni des Berichtsjahres
in Berlin eine große Protestkundgebung veranstaltet wurde , an der
etwa 6000 Vertreter von Handel , Gewerbe und Industrie auS
allen Teilen des Reiches teilnahmen . "

Die Scharfmacher gefallen sich bekanntlich seit einiger Zeit darin ,
die alberne Mär von der Gefährdung der Industrie durch das

Galopptempo in der Sozialpolitik möglichst aufzubauschen . Und

das zu einer Zeit , wo die parlamentarische Erörterung der Frage
des KuebelzwaiigSnachweises aller Welt offen gezeigt hat , wie innig
und warm da ? Verhältnis der Minister zur Großindustrie im

Westen Deutschlands ist .

Bezeichnenderweise wird bei der Schilderung des Wirkens deS

Hansabundes zugleich der Besorgnis Ausdruck gegeben , daß
dieser Bund den Agrariern feindlich gesinnt werden könnte ! Der

Jahresbericht der Essener Handelskammer wünscht lieber gar
keinen Hansabund , als einen solchen mit Tendenzen gegen die

Agrarier :

„ Wären diese Besorgnisse gerechtfertigt , so würde u. E. die

Gründling deS HansabunoeS ihren Zweck vollständig verfehlen und

besser unterblieben sein . Wollen die im Hansabund vertretenen
Kreise sich und dem Ganzen nützen , so werden sie stets im Auge
behalten müssen , daß neben der gewerblichen Tätig -
keit die landwirtschaftliche steht und st ehe » mutz ,
und daß in letzter Linie das Wohlergehen des Ganzen nur ge -
sichert ist , wenn alle Teile gedeihen . Damit ist auch das Ziel des

Hansabundes gegeben . Nicht darum kann es sich handeln , die Land -
Wirtschaft an die Wand zu drüiKn , sondern lediglich darum , gegen -
über den landwirtschaftlichen Interessen und Ansprüchen auch den

gewerblichen Interessen , den Interessen von Handel , Gewerbe und

Industrie zu ihrem Rechte zu verhelfen , ihnen dazu zu verhelfen ,
daß sie in den Parlamenten und bei der Regierung die gebührende
Würdigung und Berücksichtigung finden . Von den wirtschaftlichen
Vertretungen unseres gewerbefleißigen und industriellen Westen «
wird man nicht besorgen dürfen , daß sie den Boden
unserer bewährten Wirtschaftspolitik verlassen
und eine einseitige Politik zum Schaden der
Landwirtschaft - trerben wollen . "

„ Handel , Gewerbe und Industrie " , „Industrie , Gewerbe , Handel " ,
in diesen Beziehungen für die verschiedenen Kapitalistengruppen
erschöpft sich die „Fürsorge " ' Tätigkeit der Handelskammer - Bericht¬
erstatter . An die Arbeiter sind die Kapitaliste » sehr ungern erinnert .

Leben und leben lassen , soll die Parole im Hansabund sein , das

heißt für „ Handel , Gewerbe und Industrie " in Ver -

bindung mit der „ Landwirtschaft " . Allen soll ge -
stattet werden . auS der Haut d er Konsumenten
Riemen zu schneiden . Um das noch mehr wie bisher zu
ermöglichen , muß Eintracht unter den Kapitalisten und Ausbeutern

sein . Außerdem müssen die Kartelle ausgebaut werden :

„ Je mehr nun aber die unserer GeWerbetätigkeit auferlegten
Lasten wachsen , und je größer die im internationalen Konkurrenz -
kämpf zu überwindenden Schwierigkeiten werden , desto stärker wird
unserer Ueberzeugung nach auch der KartellierungS -
gedanke Wurzel fassen müssen . Hier die richtigen
Wege und die richtigen Formen zu finden , wird Sache unserer
Gewerbeiätigkeit selbst fein , und wir möchten der Ueberzeugung
Ausdruck geben , daß angesichts der schweren Aufgaben , die eS zn
lösen gilt , und der harten Konkurrenzkämpfe , die imS bevorstehen ,
die Schwierigkeiten , welche einem Sichwiederzusammeiifinden und
einem engeren Zusammenschluß hier und da im Wege
stehen , überwunden werden müssen und in abseh -
barer Zeit überwunden sein werden . "

Hoch die Solidarität aller Ausbeuter ! Hoffentlich ziehen auch
die Arbeiter ihre Lehre aus der Sache . Und die kann nur sein :

Engster Zusammenschluß aller Arbeiter in ihrer
Klasse , in der Partei der Sozialdemokratie , in den freien Ge -

werkschaften und in den Genossenschaften .

Die deutschfeindlichen Visitenkarten .
Mit welchen Mitteln die Mannesmann - Jnteressenten die Hetze

gegen den Staatssekretär des Auswärtigen AutteS betreiben , dafür
eine kleine Probe . Dem Staatssekretär wird vorgeworfen , daß er
Karten führe mit dem in lateinischen Lettern hergestellten Aufdruck
Baron de Echoen und daß er eine solche Karte sogar einem

ReichStagSabgeordneten geschickt habe . Man erblickt darin einen Be -
weis der franzoienfreimdlichen Gesinnung des Staatssekretärs . In
einer langen Zuschrift an verschiedene Zeittmgen wird mm klar¬

gelegt . daß der Staatssekretär auch Visitenkarten in deutscher Schctit
habe , daß er aber der französischen im Auslausch mit der Diplomatie
nicht entbehren könne .

_

Die Beamtenmasircgelunge » in Kattowitz . ,

Die Maßregelungen von Beamten in Kattowitz dauern fort .

Nachdem der preußische Jnstizminister den ihm unterstellten Beamten

eine scharfe Rüge erteilt hat und eine Anzahl Lehrer und Eisen -

bahner strafversetzt worden sind , ist nunmehr auch die Postverwaltuug
auf dem Plan erschienen . Elf Postunterbeamten , die bei der Stadi -

verordnetemvahl für die polnischen Kandidaten gestimmt haben , ist
die Mitteilung gemacht worden , daß sie ab 1. Februar versetzt
werden . Selbst die Verwaltung der ReichSbank beteiligt sich au

diesem unerhörten Treiben . Sie hat einen Kassendiener von Kattowitz

nach Plauen i. V. versetzt .
Offenbar sind die maßgebenden Stellen bestrebt , möglichst reinen

Tisch zu machen , ehe der Reichstag wieder zusammentritt . DaS sind

Zustände , die sich von russischen in nichts unterscheiden . Man ver -

steht , weshalb bestimmte Stellen so sehr für die Beibehaltung der

öffentlichen Stimmabgabe schwärmen . Der Reichstag wird über dieses

System zu reden haben . Leider kann aber die Vertretung des deutschen
Volkes an eine Interpellation wederAnträge knüpfen noch Befchlüffe fassen ,
und so werden die Herren Staatssekretäre die Kritik in aller GemülS -

ruhe anhören . Die machen doch , was sie wollen . Das Zentrum

schickt als Redner den Grafen Oppersdorf vor , der den Herren am

Regierimgötisch nicht allzu wehe tun dürfte . Die Polen leisten sich

ihren Korfanty , der gewiß kein Blatt vor den Mund nehmen . wird .

Doch schließlich tritt nach einigen Stunden die Vertagung ein , die

Fortsetzung der Debatte kommt nicht mehr auf die Tagesordnung
und das System bleibt das alte .

Das Programm der Demokratischen Vereinigung .
Das von Herrn Dr . Rudolf Breitscheid herausgegebene Wochen -

blatt „ Das freie Volk " veröffentlicht das von den Herren Auf -

Häuser , Gaedtke . v. Gerlach , Lüdemann und Frau Minna Caucr

ausgearbeitete Programm der Demokratischen Vereinigung , daS dem

nächsten Delegiertentag , der im Frühling in Köln staltfindet , vor -

gelegt werden soll . Wie das Blatt in der Einleitung bemerkt , hat
die Kommission eS für besser gehalten , nicht ein detailliertes Pro -

gramm aufzustellen , sondern gewissermaßen al fresco zu malen

und nur die wesentlichsten Grundforderimgen herauszuarbeiten .

Demnach ist daS Programm auch ziemlich summarisch gehalten . ES

fordert politisches Selbstbestimmungsrecht des Volkes , allgemeines ,

gleiches , geheimes und direktes Wahlrecht für alle Vertretung ? -

körper , Wegfall aller Soudervorteile nach Art der Liebesgaben ,

Freihandel , Gewerbefreiheit , Ausbau der Sozialpolilit , KoalitionS -

freibeit , progressive direkte Reichssteuern , Volksheer , Trennung von

Kirche und Staat .

Die beiden wichtigsten Paragraphen lauten :

§ 2. Voraussetzung der Demokratie ist da » allgemeine ,
gleiche , geheime und direkte Wahlrecht für alle Vertretung ? -
körper . Gleiche « Wahlrecht erheischt die Einteilung aller

Wahlkreise lediglich nach der Bevölkerungsziffer . Die Rechic
der Minderheilen sind durch die Verhältniswahl zu sichern ,
Alle Staatsbürgerrechte gebühren allen erwachsenen Staaid -

ungehörigen ohne Unterschied des Geschlechts in vollem Umfange .
Ausnahmemaßregeln der Verwaltung sind ebenso zu verwerfen
wie Ausnahmegesetze .

§ 6. Die Demokratische Vereinigung fordert eine Fort -
entwickelung unserer Wirtschaftsordnung mit dem Ziel , der
Arbeit in jeder Gestalt einen immer höheren Anteil an
dem Pro duktions ertrage zu sichern . Die kapitalistische Wirt -
schaftsweise bedarf notwendig der Ergänzung durch die

Sozialpolitik . Voraussetzung jeder gesunden Sozialpolitik sind
Koalitionsfreiheit und Aiierkeminng der Beriifsvercine . Durch die

Schaffung eines einheitlichen Arbeitsrechtes sowie konstilutionellcö
Fabriksystem ist da ? Recht der Persönlichkeit im WirtschastSbetriebe
sicher zu stellen . Gesetzlicher HöchstarbeilStaa . weitgehender
Arbeiterschutz und eine zweckmäßige , auf Selbstverwaltung be -
ruhende VersicherungSgcsetzgebung sind ebenso im Interesse der
Arbeiter wie der Produktion zu fordern . Die Sozialpolitik muß
danach streben , jedem Staatsangehörigen ein Existenzminimum zu
sichern .

DaS ist das Programm der entschiedenen bürgerlichen Demo -

kratie . Aber Programme sind oft nur leere Prunkstücke . ES kommt

darauf an , wie die Demokratische Vereinigung ihr eigenes Pro -

gramm auffaßt und welche Macht sie zu dessen Durch -

führung zu sammeln vermag .

Der Kandidatcnstreit in Eisenach .
Nationalliberale und Freisinnige befinden sich im Eisenach -

Dcrmbacher Wahlkreise in offener Fehde . Dem „ Berl . Tageblatt "
wird dazu aus Eisenach geschrieben :

„ Die Nationalliberalen hatten in der Weihnachtswoche dem

freisinnigen Parteivorstand den Schultheißen und Landwirt Krug
als ihren Kandidaten vorgeschlagen . Dieser erklärte bei seiner
Anwesenheit in Eisenach , daß er dem Bund der Landwirte ans

wirtschaftlichen Gründen angehöre , politisch stehe er aber auf
liberalem Standpunkt . Der freisinnige Ausschuß gab schließlich
nach schiveren Bedenken , vorbehaltlich der Zustimmung des

freisinnigen Vereins sein Einverständnis mit der Nommierung
KrugS zu erkennen . Die freisiimige Wählerversanunlung aber

lehnte mit aller Entschiedenheit die Kandidatur KrugS ob , da es

ausgeschlossen sei , daß die freisiimige Partei ein enigeschriebencS
Mitglied des Bundes der Landwirte uiiterstützeu kömie . Nunmehr
wird demnächst auch ein freisinniger Kandidat auf dem Plan er -

scheinen . "
Die Haltung der Freisinnigen ist vielversprechend . Ihre Leitung

war also geneigt , den agrarischen Kandidaten zu unterstützen , und

zwar soll ihnen diesen Rat der freisinnige „ Staatsmann " Ab -

geordneter Müller - Meiningen gegegen .

Die Reichsversicherungsordnung .
Allem Anschein nach sind auch im Bundesrat Unstimmigfeiten in

bezug auf die ReichöversicherungSordnung vorhanden . Wenigstens

deutet eine anscheinend offiziös inspirierte Notiz der Scherlpresse

darauf hin . Dort heißt eS, nachdem daS Vorhandensein von

Differenzen angedeutet ist :
„ Doch scheint im allgemeinen auch bei denjenigen Einzelregie -

rungen , die inbezug auf grundlegende Fragen derReichSversicherimg ? -
ordnung einen anderen Standpunkt einnehmen , als der vorläufige
Entwurf tut , das Bestreben vorzuwalten , mit dem Wider »

spruch tunlich st zurückzuhalten . Eine Erklärung hier¬
für ist nicht schwer zu finden . Gesetzt den Fall , Bayern , Württem -

berg oder Baden oder je zwei von ihnen widerstrebten bestimmten



integrierenden Bestandteilen der zulihistigen ReichSverficherungZ -
ordnung , wie diese vom Reichsamt des Innern gedacht ist ,
hätten aber im gegenwärtigen Stadium der Beratung in ,
Bundesrat schwache oder keine Aussicht , mit ihren Ab¬
änderungsvorschlägen durchzudringen , so könnte für sie sehr
wohl die Frage kommen , ob sie ihren Zweck und ihr
Ziel leichter erreichen , wenn sie sich bescheiden , bis der sogenannte
„definitive " Entwurf im Reichstage liegt , oder wenn sie sich jetzt
überstimmen lassen . Die Absicht der Reichsderwallung geht vor
wie nach dahin , die ReichSversicherungsordnung möglichst bald vor
den Reichstag zu bringen . Mit der Betreibung der definitiven
Feststellung de » Entwurfs im Bundesrat sind aber ohne Frage die

schwierigen Entwickeluugsphasen dieses groben gesetzgeberischen
Planes nicht etwa abgeschlossen . "

Die Beschlagnahme russischer Staatsdepots .
Wie bereit « gemeldet , sind bei dem Bankhause Mendelssohn

m Berlin nisfische Staatsdepots in Höhe von vier Millionen Rubel
von einem deutschen Gericht beschlagnahmt worden . Die russische

Regierung hat gegen diese Mafiregel als angeblich dem Völkerrecht
widerstreitend protestiert , und Herr v. Schoen hat sich beeilt , gegen
diese Mafinahme den Äompetenzkonflikt zu erheben . Ob
die Erhebung des Konfliktes , nachdem einmal ein rechtskräftiges
Urteil ergangen ist , überhaupt zulässig ist , diinkt imS mehr als

zweifelhaft . _

Militärische Disziplinbegriffe .
Im Mai vorigen JgHreS erhielt der Reservist Ulbricht

vom Bezirkskommando Dresden den Befehl , sich am 20 . Jnni zu
einer vierzehntägigen Uebung beim 28. Artillerieregiment einzufinden .
In der Zwischenzeit wurde der Mann infolge eines chronischen
Magenkatarrhs bettlägerig und war deshalb nicht in der Lage , sich
am vorgeschriebenen Tage bei seinem Truppenteil zur Ableistung der

Uebung zu stellen . Seine mifilichen finanziellen Verhältnisse ge -
statteten ihm nicht , sich ein ärztliches Zeugnis zwecks Befreiung von
der Uebung ausstellen zu lassen . Durch das Ausbleiben U. S sah sich
da ? BczirkSkommando genötigt , den Befehl zum Eintreffen zu wieder -
holen . Nachdem der kranke Mann diesen Befehl wieder unbefolgt ge -
la ssen hatte , wurdeer eines TagSauSseinerWohnungabgeholt und
nach dem Bezirkskommando gebracht ! Ulbricht war schon ein Jahr zuvor
wegen seines Magenleidens für übungsunfähig erklärt worden .
Bei der nach der Abholung erfolgten Untersuchung stellte der Arzt
ebenfalls die UebungSunfäbigkeit fest . Der Arzt erklärte
aber , dafi U. trotzdem in der Lage gewesen sei , sich rechtzeitig
zu stellen I

Alsbald wurde ein Strafverfahren gegen den kranken Mann ein -

geleitet ! Wegen unerlaubter Entfernung und Ungehorsams wurde
er unter Anklage gestellt ! Vor dem Oberkriegsgericht in
Dresden , welches sich mit der Angelegenheit beschäftigte , gab der An -

geNagte an . dafi ihm sein Zustand nicht erlaubt habe ,
sich zur Uebung zu stellen . Er sei bettlägerig gewesen .
Wegen seiner UebuugSunfähigkeit habe er geglaubt , den Befehl nicht
befolgen zu brauchen . Von ärztlichen Sachverständigen wurde auch
vor Gericht die UebungSunfähigkeit des Manne « bekundet . Sie

sprachen sich aber dahin aus , dafi sich der Angeklagte sehr wohl
stellen konnte !

Das Gericht erkannte auf die exorbitante Strafe von — vier
Woche » mittleren Arrest ! !

Der Angeklagte hätte , so heifit es im Urteil , den Befehl unter
allen Umständen insoweit befolgen müssen , dafi er sich dem Bezirks -
kommmido stellte ; dort wäre er dann von der Uebung befreit worden .
Mit Rücksicht auf die „Disziplinlosigkeit " sei eine empfindliche Strafe
am Platze .

Beantragt waren — drei Monate Gefängnis i —

Oeltemicb - Cliigani .
Die ewige Krise .

Aus Wien wird uns vom 31 . Dezember geschrieben :

Vor neun Monaten hat das ungarische Ministerium demissioniert
und das Jahr geht vorüber , ohne daß die Krise gelöst wäre !

Während dieser ganzen Zeit ist natürlich die parlamentarische Arbeit

unterbunden gewesen und Ungarn isi wieder , toi » es in dem bar -

barischen Küchenlatein hcifit , in den Zustand des Ex- lex geraten ;
eS entbehrt jeglicher gesetzgeberischer Vorforge über das Budget und

so können Steuern fortan nicht eingehoben werden . UcbrigcuS
wirkt die ungarische Krise auch aus den gemeinsamen HauS -
halt zurück ; es konuten die Delegationen nicht ein -

berufen werden und so gibt eS kein gen , einsames Budget
dieses arbeitet nur „ och mit Vorschüssen , die ihm die beiden Re -

gierungen liefern , wobei von Ungarn übrigens Schwierigkeiten zu
gewärtigen sind . Kurz , das parlamentarische Elend ist wieder ein -
mal vollendet , und es ist gar nicht abzusehen , wann die ewige
ungarische Krise und wie sie gelöst werden soft .

Der letzte Versuch , der gescheitert , ist der mit dem ehemaligen
Finauzminister LukacS , der vorige Woche zum Minister -
Präsidenten „designiert " worden ist . Er hat die Verhandlungen
mit dem linken Flügel der Unabhängigen angefangen und
wollte zum Stützpunkt seiner Regierung die unter Führung
des ehemaligen Reichstagspräsidenten Justh stehende Partei machen .
die heute den eigentlichen Kern der Unabhängigkeitsbewegung dar -

stellt . Das war vorweg ein unlösliches Problem . Denn Herr
v. I u st h hat seine Partei auf die selbständige Bank förmlich ein -

geschworen und aus seiner Agitation für die Banltrenuung ist die

ganze lange Krise entstanden , die zum Schlufi auch die Unabhängig -
keitspartei selbst gesprengt hat : weil K o s s u t h jene intransigente
Bankpolitik , die angesichts der entschiedenen Ablehnung durch die
Krone keine Aussicht auf Verwirklichung hatte , nicht mit -

machen wollte , sich vielmehr dem Standpunkte der Krone

anzupassen suchte . Von dem . was die Krone will , ist
der Standpunkt Jusths der entfernteste Gegensatz ; und

gerade den hat sich Herr v. L u k a c s zur Grundlage seiner Regie -

rung erwählen wollen ! Es wäre also eine grofie lieber , aschung

geworden , wenn die Aktion Erfolg gehabt hätte ; sie ist aber auch

gründlich gescheitert . Herr v. Justh ist gestern nach Wien zur

Audienz beschieden worden , in welcher , damit der Plan gelinge , ent -

weder er de » Kaiser , oder der Kaiser ihn hätte bekehren müssen ; also

dafi sich entweder die Krone für die Banktrennung . oder Herr
v. Justh für die Bankgemeinschaft hätte entscheiden müssen .
Keines von beiden ist gefchehen , und so sind die Verhandlungen
mit Justh sogleich abgebrochen worden . Da nun Herr
V. LukacS bei den ehemaligen Koalitionsparteien ( Weckerle
und Kossuth ) auf ein Entgegenkommen nicht rechnen kann ,
und auch ihnen die Konzessionen nicht bringt , die sie begehren ,
nämlich militärisch - nationale , so wird eS mit seiner Mifsion bald zu
Ende sein . Der Rest wird dann K h u e u - H e d o r Iv a r y heifien .

Dieser ehemalige Bonus von Kroatien steht immer zur Verfügung .
und so wird er wahrscheinlich beauftragt werden , ein provisorisches
Ministerium aus Beamten zusammenzustellen , daS notdürftig die

Geschäfte versehen könnte . Mehr als das wird eS auch nicht können ,
insbesondere ist an Erfolge im Parlament nicht zu denket ». DaS

ungarische Abgeordnetenhaus ist reif für die Auflösung .

franhmcb .

ClcnienceauS Absage an die Radikalen .

Pari «, S1. Dezember . ( Eig . Ber . ) Elemenceau hat in einem
Brief an den Präsidenten des Exekutivkomitees der radikalen und

radikalsozialistischen Partei seinen Austritt aus dieser

Partei angemeldet . DaS ist sicher eine Demonstration , aber
keine Begebenheit von politischer Bedeutung . Denn tatsächlich war
Elemenceau schon längst mit den Radikalen zerfallen und während
seiner Regierungszeit hatte er dauernd die Opposition ihres linken

Flügels gegen sich. Die unverhüllte Bereitwilligkeit , womit

ihn schliefilich die ganze Linke abschüttelte , mag in dem

rachsüchtigen Greis daS Bedürfiiis erweckt haben , ihr einen

Streich zu spielen . Zu seinem Unglück reichen aber seine
Mittel nicht mehr dazu hin . Den Anlafi von Cleinenceaus
Austritt lieferte die — übrigens erfolglos gebliebene — Auf -
forderuug des radikalen Parteivorstandcs , in der Stichwahl für den
Gemcmderat von Toulon , wo sich eine sozialistische und eine von
den Klerikalen protegierte „ republikanisch - wirtichaftliche " Liste gegen -
überstanden , für die republikanischen Kandidaten , das heifit für die

Sozialisten zu stimmen . Man sieht , Elemenceau will seinem

Regierniigsprogramn » der bürgerlichen Koalition gegen den Umsturz
treu bleiben . In seinem Vorgehen liegt aber auch die Tendenz , gegen
seinen alten Rivalen C o m b e s zu demonstrieren . Combes

hat unlängst — übrigens ohne irgend eine Bürgschaft geben zu
können — Genossen Jaurös einen neuen Block mit einein sozial -
reformerischen Programm vorgeschlagen . Als Entgelt forderte er die

Preisgabe des Proporzes . In der Feindschaft gegen die Verhältnis -

Wahl trifft wohl Elemenceau mit ihm zusammen , aber seine Politik
ist die . nicht den Proporz mit Hilfe der Sozialisten , sondern den

Proporz mitsamt den Sozialisten durch eine Konzentration
der von kapitalistischen Interesse » beherrschten Parteien umzubringen .
Aber der eine wird so wenig wie der andere reüssieret ». Clemencean

macht seine Person , Combes seine Politik bei der radikalen Bourgeoisie
unmöglich . Clemenceaus Brief aber bleibt ein interessantes Dokument
des Schicksals des bürgerlichen Radikalismus , der in seinem begabtesten
Vertreter den Weg von der Gerechtigkeitsideologie und Sozial «
kritik der „Justice " zum Nachtwächtertum der Geldsackintereffcu durch -
messen hat .

Rußland .

Bon der Prcßfreiheit .
Petersburg , 2. Januar . Der ehemalige Redakteur der Zeitung

„ Strana " , Professor Maxim K o w a l e w s k y , gegenwärtig Mitglied
des Reichsrats , ist vom Bezirksgericht ohne Teilnahme von Ge «

schworene » zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt worden ,
weil das Blatt eine Reihe von Artikeln , in denen eine Beleidigung
des Militärs erblickt wurde sowie angeblich falsche Mitteilungen über
die Tätigkeit der Regierung gebracht hatte .

Cürlm .

Die Krctafrage .
Konstantinopel , 2. Januar . Infolge der Meldungen , dafi die

neue kreten fische Regierung dem hellenischen König den
Treueid geleistet habe , bereitet die Pforte ein Memorandum an
die kretensischen Schutzmächte vor , in welchem die A b s e tz u n g d e r

jetzigen kretensischen Regierung gefordert werden soll ,
andernfalls die türkische Regierung genötigt sein würde , ihre
Souveränitätsrechte auf Kreta nach eigenem Ermessen zur
Geltung zu bringen .

Amerika .

Gegen den Stahltrust .
Washington , 2. Januar . DaS Bureau des amerikanischen

Arbeiter verbände « fordert in einem Aufruf seine anderthalb
Millionen Mitglieder ans , einen Fonds zu zeichnen zur Be -

kämpfung der United Stateö Steel Corporation .
die in dem Aufruf als Feind der Arbeit » md des Landes be -
zeichnet wird .

_ _ _ _ _ _ _

liiancnmcrd und LclMloslgkeit
deutscher Arbeiter in ßraiiiicn .

Im Juli 1909 warnte die Zentralnnsknnftsstclle in
Berlin für Auswanderer Arbeitslose , sich nicht von Agenten ,
die in Hamburger Blättern Arbeiter zum Eisenbahnbau in

Brasilien suchten , anwerben zu lassen , Welche Warnung auch
von uns und der gesamten Arbeiterpresse veröffentlicht wurde .
Leider ist diese Warnung nicht genügend beachtet worden .

Mehrere hundert Arbeiter deutscher Nationalität sind beim
Bau der Ma» nor6 - Eisknbahn im Amazonasgebiet in Zentral -
Brasilien der Malaria zu » » Opfer gefalle », von dein der -
bleibenden Rest ist ein großer Teil dauerndem Sirchtuin ver -

fallen .
Als die Leute in Hamburg angeworben wurden , ver -

sprach ihnen der Eisenbahningenieur Jürgens den „hohe »»"
Tagclohn von 15 M. ; in Brasilien angelangt , erklärte der
Direktor diesen Vertrag für ungültig , iveil Jürgens seiner -
scits den Kontrakt mit der Firma gelöst habe , und bot den
Arbeitern einen Tagolohn von 10 M. Zieht man hiervon
die mindestens 5 M. betragenden Vcrpflegungskosten ab , so
ist der Lohn in Anbetracht des mörderischen Klimas ein

äußerst bescheideuer . In Brasilien mutzten die Angeworbenen
noch eine Zwölftagereise auf dem Madeiraflutz zurücklegen ,
und zwar der eine Teil auf einem kleinen Dampfer , der kaum
100 Personen Platz bot . Auf Beschwerde meinte der deutsche

Konsul in Manaos , auf dein Dampfer . seien schon 230 Per -

sonei » zu ihrer Zufriedenheit lfeförderr worden . - Während

der - Jnspcktor der Answandererbchörde in Hamburg die Leute

eindringlichst vor dem Sumpfklima in Brasilien warnte , hielt
der deutsche Vertreter , obwohl ihm doch am allcrivenigstei » das

Schicksal der als „ Kulturdünger " verwendeten anderen

deutscyen Arbeiter unbekannt geblieben sein dürfte , eine solche

Warnung für überflüssig . Auf die Frage seiner deutschen

Landsleute , ob ein Arzt auf den Flutzdampfcrn sei , antwortete
der Konsul : „ Nein , aber die Kapitäne dieser Gesellschaft
haben ein medizinisches Examen abgelegt , auch ist Medizin
in ausreichendem Matze vorhanden . " Aber auf dieser Reise
schien man die Medizinkästen vergessen zu haben . Denn als

kurz danach Leute erkrankten , war keine Medizin vorhanden .
Die „ärztliche Untersuchung " der 300 Mann währte kaum eine

halbe Stunde .
Am Zielpunkt angelangt , bot sich den Leuten ein er -

schiittcrnder Anblick : im Hospital lagen etwa 30 zun , Skelett

abge »nagerte Deutsche . Sie waren zum Teil nicht mehr der

Sprache mächtig , so hatte die Malaria ihnen mitgespielt . Ju
vier Wochen lvaren , so erzählten die Kranken , »nindestens
100 Deutsche gestorben . Durch Versprechungen aller Art

ließen sich von den 300 Arbeitern etwa 50 —00 beivegen , auf
den einzelnen „ Kamps " in Arbeit zu treten . Di « übrigen
verlangten zurückbefördert zu werden . Die Leiden der in

Arbeit getretenen Leute waren furchtbarer Art ; ein Teil

starb , viele kamen ins Hospital . Da man die . Opponenten
nicht so leichten Ka»lfes ziehen lassen wollte , ersiyfen plötzlich
der famose Ingenieur Jürgens , der inzwischen einen neuen
Kontrakt »nit der Firma eingegangen zu sein schien , mit

großen Anzahl Polizeisoldaten im Lager der Deutschen und

ließ diese , als der größte Teil schlief , entwaffnen . Der

D irektor machte nun Versprechungen , er wollte einen höheren
Lohn zahlen , weigerte sich aber , etwas Schriftliches zu geben .
Als die Verhandlungen scheiterten , erklärte der Direktor

wütend , er wolle sie am andern Morgen in den Urwald jagen ,
sie also den » Hungertode preisgeben . Der Direktor gebot

über 00 Gewehre , während die Deutschen fast . sämtlicher
Waffen beraicbt lvaren . Der Not gchorckzend , fingen am

anderen Tage 150 Mann an zu arbeiten , der Nest von etwa

70 Mann wurde in den sumpfigen Urtvald getrieben . Diese

Leute bauten sich Flöße und fuhren darnit den Strom hin -
unter . Einige Flöße barsten , und die darauf Befindlichen
ertranken . Ein Floß mit sieben Mann landete im Jndiancr -
gebiet , alle sieben wurden von den noch in völliger Wildheit
lebenden Indianern ermordet . Die übrigen „ Flößer " wurden

von menschenfreundlichen Farmern bewirtet und beschenkt

und gelangten unter großen Anstrengungen nach Manaos ,

wo dem Vertreter deutscher Interessen wohl nun auf -

gedämmert sein » nag , daß eine vorherige Warnung am Platze
gewesen wäre .

Alle diese Vorgänge sind in einem eingehenden Berlcht
dem Auswärtigen Amte in Berlin zur Kenntnis gegeben
worden .

Die in Arbeit getretenen Leute erkrankten zum größten
Teile bald , und die übrigen verlangten nach 14 Tagen zurück -
befördert zu werden . Geld erhielten sie nicht für ihre Arbeit :

das ging drauf für die „ Ausrüstung " . Auf dem Rückweg

nach Manaos starben vier und erkrankten 25 Mann schwer .

In Manaos starben noch iicun Mann . Nach vielen Wider -

wärtigkeiten wurden schließlich durch Vermittlung des Kon -

sulatverwesers in Rio de Janeiro , Herrn voi » Bülow ,
44 Mann an Bord der „ Rio Negro " eingeschifft , die am

18 . November 1909 den Hafen von Manaos verließ . Von

diesen Leuten erkrankten noch welche auf dem Amazonen -
ström , und auf der Reise starben noch drei Mann . Von den

38 Mann , die im Dezember in Hamburg eintrafen , wurden

13 dem Tropenkrankenhause zugeführt . Wie uns unser Ge »

währsmann mitteilt , sind von den etwa K00 für Brasilien an¬

geworbene » Deutschen über 300 verstorben und etwa 70 be -

finden sich im Hospital von Manaos .

Inzwischen ist auch der Dampfer „ Nethia " mit 61 Per -

soneu , darunter 44 Schwerkranken , von Brasilien cinge -
troffen . Die Kranken wurden ins Krankenhaus gebracht , wo

vier der tückischen Tropenkrankhcit erlegen sind , weitere be -

finden sich in Lebensgefahr . 22 Personen sind auf der Reise
verstorben .

Die Hainburger Polizeibehörde hat unter Hinweis auf
das Gerücht , daß neuerdings 5000 deutsche Arbeiter zum Bau

der Madeira - Mamor6 - Eisenbahn angeworben werden sollen ,
eine dringliche Warnung erlassen , die Arbeiter niöchten den

Agenten nicht ins Garn gehen , da die Kontrakte im Urwald

nicht gehalten würden und das Klima ein geradezu mör -

derisches sei . Di » weitere Darstellung der Vorgänge im

brasilianischen Urwald deckt sich mit der obigen .
Hoffentlich befolgen die Arbeiter diese Warnung und

lassen sich nicht mehr von gewissenlosen Halunken anwerben .
Es dürfte sich empfehlen , diesen Massenmord deutscher

Arbeiter im Reichstage beim Titel « Auswärtiges Amt " zur
Sprache zu bringen .

_

Hus der Partei .
Sein 20 . Stiftungsfest konnte am Neujahrstage der Sozialdemo -

kratische Verein Breslau - Ost und West feiern . Der Verein
hat eine reich bewegte Vergangenheit hinter sich und es ist über -
flüssig , zu bemerken , dafi er es bei dem bekmmten „scharfen Wind " .
der in Breslau weht , nicht leicht gehabt hat , vorwärts zu kommen .
Das Sozialistengesetz fiel zwar bald nachdem , als 1890 der Berein
gegründet wurde , aber der Geist dieses Schandgesetzes blieb und be -
herrscht noch heute die Gegner der Breslaner Sozialdemokratie .
Trotzalleden » — oder gerade deswegen ? — kann das Geburtstags -
kind auf schöne Erfolge zurückblicken : 450 Mitglieder waren im
ersten Jahre , 000 im dritten vorhanden , nach 16 Jahren lvaren es
2300 und in den letzten vier Jahren stieg die Milaliederzahl sogar
noch , nachdem 1500 Mitglieder an den selbständig gewordenen
Land kreis abgetreten waren , auf 7200 ! Die Zahl der
sozialdemokratischen Stimmen bei den Reichstagswahlen stieg in
derselben Zeit von 15 000 auf zirka 38 000 Stimmen , die Zahl der
Abonnenten des Parteiblattes , der „ Volkswacht " stieg von
2000 ans 33 500 ! Auch bei den Landtagöwahlen und Stadt -
verordnetenivahlen reihte sich Erfolg an Erfolg : 1898 , bei der erst -
maligen Beteiligung an de » Landtagswahlen , brachte eS unsere
Partei in Breslau auf 88 Wahlmänner , 1900 ( Ersatzwahl ) auf 101 ,
1903 auf 225 und 1907 gar auf 333 Wahlmänner und
16 375 Stimmen . Bei den Stadtvcrordnetenwahlen im letzten
Jahre errangen wir vier neue Mandate und mehrere Tausend neue
Anhänger . Alle Nadelstiche , alle Gewaltpolitik , alle Jnstizaktionen
und Polizeimafinahmen haben nicht verhindern können , dafi der
Verein ein Machtfaktor geworden ist , mit dem jeder Gegner ernstlich
rechnen mnfi . Allein die Polizeischlacht auf dem Striegauer Platz
und die abgehackte Hand brachten uns 2000 neue Abonnenten und
fast ebenso viele neue Mitglieder ! — Jntercssant ist , dafi noch einige
dreifiig Genossen an dem Feste teilnehmen konnten , die
während der ganzen 20 Jahre , in guten wie in bösen Tagen , treu
zum Verein gehalten habe »».

Bon der Parteipresse . In der Redaktion der „ Fränkischen
Tagespost " in Nürnberg treten einige Verändeningen ein . Am
1. Januar ist der erste politische Redakteur Genosse Dr . Weill
ausgeschieden , um wieder nach Strafiburg überzusiedeln und dort als
freier Schriftsteller zu leben ; an seine Stelle ist Genosse Bern -
stein , bisher in Gablonz in Oesterreich , getreten . Genosse Erwin
Barth , der zurzeit eine sechswöchige Gefängnisstrafe wegen
Offiziersbeleidigung verbüßt , verläßt bekanntlich ebenfalls Nürnberg .
um in die Redaktion des „ Sächsischen VolkSblatt " in
Zwickau einzutreten . _

Huö Industrie und Kandel .

Differenzen i,n Baugewerbe Groß - BerlinS .
Wegen der Einführung d« S dinglichen Schutzes der Bau -

fordernngen droht eS zu einer Spaltung zwischen den BaugewerkS «
meistern und den Balihandwerkern zu kommen . Das Kartell der
Arbeitgeberverbände in Grofi - Berlin hat in seiner letzten Sitzung in
der Frage der Einführung des diitglichcn Schutzes der Bau -
fordernngen zwar keine Abstnmnung vorgenommen , aber es wurde
durch Umfrage festgestellt , dafi die Mehrheit , die 1439 Betriebe ver -
tritt , gegen die schlemuge Einführung des Absatzes 2 des Bauhand -
werler - SchukgesetzeS ist ; während die Minderheit , zu der 878 Betriebe
gehören , dafiir eintritt . Diese Differenz läßt sich nur daraus erkören ,
dafi die BaugewerkSmeister und die großen Firmen überhaupt durch
den Bauschwindel wenig betroffen werden , indem die Baugeldcr
g- ähnlich zur Bezahlung der Maurer - und Zimmererarbeitcn auS «
reichen , während die kleineren Handwerker . Dachdecker , Töpfer ,
Glaser , Klcnipner usw . fast durchweg ausfallen . Diese sind die
eiaciitlichen Leidtragenden im Baugewerbe und hobelt deshalb das
leohaftefte Jnteresie an der Einführung des dinglichen Schutzes .
Da ihnen nun die Unterstützung der BaugewerkSmeister in einer

Lebensfrage versagt wird , steht die - Frage einer besonderen
Organisation der vorgenannten Bauhandwerker zur Debatte .



GewerhrcbaftUcbee .
Berlin und Um gegen cU

Spiegelfechterei
tiberschreibt Herr Leb ins sehr richtig einen Artikel im „ Bund " , m
dem er sich ansläht . seine „ Enthüllungen " über den Schriftsteller
Karl May wären uns auf die Nerven gefallen und wir seien „ mit
einem hörbaren Ruck " von unserem «gefeierten Freunde " abgerückt .

Lebius fährt fort :
„ Die Räubergeschichten sollen nicht wahr sein , denn May

hat Strafantrag gestellt . Wer lacht da nicht ! Der „ Bor -
wärts " weiß , dast Strafantragstellen ein billiges , harmloses Ver -
gniige » ist . "

Slrafanträge des Herrn Lebius sind in der Tat für die damit
„ Bedrohten " ein recht harmloses Vergnügen , denn Herr Lebius ist
in zahlreichen Fällen dem angebotenen Wahrheitsbeweis aus dem
Wege gegangen . Strafanträge anderer gegen ihn sieht er aber
offenbar nicht als ein billiges , harmloses Vergnügen an . Er geht
diesem angeblichen Vergnügen in weitem Bogen ans dem Wege , indem
er seine Anwürfe durch andere zeichnen und vertreten läßt !

Herr Lebius sagt weiter :
„ Der „ Vorwärts " , der ganz genau orientiert ist , weist aber

auch , dast es May nie zu einer öffentlichen Ver -
Handlung kommen lassen wir d. "

Woher Herr Lebius diese vorgebliche Kenntnis hat , wissen
wir nicht . Wir haben die Erklärung MayS einem bürger -
lichen Blatte entnommen und ihre Herkunft
deutlich gekennzeichnet . Irgendwelche persönlichen Mit -
teilnngen über seine Absichten haben wir von Herrn May nicht
erhalten . Aber dieser Satz verrät vorzeitig die Taktik des Herrn
LebiuS . Er selbst wird es anscheinend zu einer öffentlichen Ver -
Handlung nicht kommen lassen und unterschiebt schon vor Beginn
des Gefechtes diese Absicht seinem Gegner deswegen , um die Augen
der Oeffentlichkeit von seinen Taschenspielerkunststückchen abzulenken .
Spiegelfecbterei I

Das Ganze aber ist wieder ein netter Beitrag zur Beantwortung
der Frage : Ist Lebius ein Ehrenmann ?

Achtung , B�tallarbeiter ! Die Schlosser und Dreher der Ver -
einigten Isolatoren - Werke in Pankow , Wollankstr . 32 , befinden sich
seit einiger Zeit im Streik . Diese Firma ist deshalb bis auf weiteres
für Metallarbeiter gesperrt . Die Kollegen ersuchen wir , diesen Be -
trieb zu meiden . Etwaige Arbeitsangebote der Vereinigten Isolatoren -
Werke in Pankow sind zurückzuweisen .

Deutscher Metallarbeiterverband . Ortsverwaltung Berlin .

Achtung , Fliesenleger ! Wir bringen hiermit nochmals zur
Kenntnis , daß der Arbeitsnachweis der Fliesenleger und Hilss -
acbeiier sich Schübenstrahe 18/19 befindet . Telephon : Amt I, 7739 .

Alle arbeitslosen Kollegen werden dringend ersucht , dort sofort
ihre Adresse abzugeben . Wer in Arbeit tritt , hat telephonisch oder
schriftlich seine Abmeldung zu bewirken . Alle Meldungen und Be -
schwerden sind auch dahin abzugeben . Geschäftsstunden : Wochen -
tags von 5 bis 7 Uhr und Sonnabends von 4 bis 6 Uhr nachmittags .

I . A. : H. Waldhcim , Meininger Straße 8.

Achtung , Töpfer ! Die Bauten der Firma H. Haase ,
Danzigerstr . 78 , sind zu meiden , da die Firma „ Wilde " beschäftigt .

In Frage kommen die Bauten : Driesener Straste , Bornhostner
Straße , Ecke Norweger Straße und Czarnikauer Straße .

Die Verbandsleitung .

Achtung , Friseurgehilfen ! Wegen Differenzen für Verbands -
Mitglieder gesperrt ist : Will , Camphausenstraße 32 . Geregelt :
Menzel , Sickingenstraße ö2.

Verband der Friseurgehilfen .

VeutTebes Reich .

Em Nettjahrsgeschcnk der Firma Krupp .
Die Firma Krupp gibt von Neujahr an ein wöchentliches Nach -

richtenblatt für die Werlsangehörigen heraus . Es soll alle Anschläge ,
Bekanntmachungen , die sonst an den Plakattafeln erscheine », ent -
halten ; ferner Mitteilungen über Ernennungen , Pensionierungen ,
Jubiläen usw . Ferner sollen veröffentlicht werden : „ Sonstige Nach -
richten , die für einen größeren 51reis von Werksangehörigen von
Interesse sind . " Diese letzte Wendung läßt darauf schließen , daß aus
dem Blatt ein Organ der Gelben gemacht werden soll . Das bis -

herige Organ des Kruppschen Bildungsvereins wird dem neuen
Nachrichtenblatt als Beilage zugefügt .

Lohnbewegungen im Textilgewerbe Bayerns .
Bei der Firma B a r u t h e r u. Co . sTeppichfabrik ) in H o f

legte » am 23. Dezember 3ö Druckerinnen die Arbeit nieder , weil die

Firma für die ab 1. Januar eintretende dreiviertelstündige Arbeitszeit -
Verkürzung den Druckeriunen 2' /z Pf . pro Tag Lohnerhöhung durch
Anschlag zugebilligt hatte . Die Druckerinnen waren mit einer
solchen Lohnerhöhung nicht einverstanden . Die Direktion gab
darauf durch Anschlag belannt , daß , wer mit dieser Zulage nicht ein «
verstanden sei , zu Mittag nicht wieder zur Arbeit zu kommen brauche .
Aus diese provozierende Haltung der Firma hin legten dann einmütig
sämtliche Druckeriunen die Arbeit nieder . Die Arbeiterinnen sind
bis auf fünf nicht organisiert . Die Firma Baruther hat nun weiter
bekanntgegeben , daß , wenn bis Montag die Druderinnen die Arbeit
nicht wieder aufnehmen , der Betrieb eingestellt werden muß . Es
würden dadurch gegen 1<X1 Arbeiter in Miileidenschast gezogen . Auch
von diesen Arbeitern gehören nur wenige der Organisation an . Die
Weber und Weberinnen in Hos haben in sämtlichen Webereien Lohn -
sorderungen gestellt . I » der Baumwollspinnerei N e n h o f haben
die Arbeiter auf Grund einer Lohnforderung ohne weiteres 7>/ . z Proz .
Lohnerhöhung erhalten . _ _

Nachklänge vom Streik in Badisch - Rheinfelden .
Eine Anzahl am Streik beteiligt gewesener Arbeiter der

Muminiunifabrik in Badisch - Rheinfelden erhielt am Montag , den
27. Dezember , ihre Kündigung . Der Rest der am Streik Beteiligten
soll — wie verlautet — nach Neujahr ebenfalls auf die Straße
fliegen . Wahrscheinlich wollen sich die Unternehmer jetzt dafür rächen ,
daß ihre Rücksichtslosigkeit gegenüber dem Arbeiterpcrsonal durch den
Streik sowohl wie auch durch die Gerichtsverhandlung über die�
Streikkrawalle vor aller Welt offenbar wurde .

Busland .

Streik und Aussperrung
im Baugewerbe von Amsterdam .

Die beiden freien oder anarchistischen Maurer - und Bauhilfs -
arbeiterorgaitisationcn Amsterdams haben Mitte Dezember bei
einigen Unternehmern einen Lohnkampf eröffnet , der eine größere
Aussperrung zur Folge hatte . Die Zahl der Streikenden und Aus -
gesperrten ist laut den Angaben der beiden Organisationen 329 .

Ungefähr ebensoviele Bauberufsarbeiter sind jedoch durch den
Kxrmpf arbeitslos geworden . Der dem Verband niederländischer
Gewerkschaften angeschlossene Zentralverband der Baufacharbeiter
ist bei Einleitung des Lohnkampfes nicht zu Rate gezogen worden .
Er und einige andere Bauberufsorganisationen stehen mit den
Unternehmern in einem Tarifvertragsverhältnis und sind von
der Aussperrung nicht betroffen . Die Unternehmerorganisation ist
jedoch ihrem Statut nach verpflichtet , wenn der Streik länger als
drei Wochen dauert , eine allgemeine Aussperrung zu ver -
anstalten . Der äußerste Termin für diese Matzregel wäre der
13. Januar . Es ist also damit zu rechnen , daß der offenbar ziem «
lich ungeschickt und in der ungünstigsten Zeit des Jahres be -
oonnene Streik zu einem allgemeinen Kamps im Baugewerbe
Amsterdams führt . _ _
Verantw . Redakt . : Richard Barth » Berlin . Inseratenteil verantw . :

Ter Achtstundentag ist vom 1. Januar ab im Buchdruck -
ge werbe Kopenhagens durchgeführt , und zwar auf Grund
des vor zirka vier Jahren abgeschlossenen Tarifvertrages , der zu¬
nächst eine Verkürzung der Arbeitszeit aus 814 Stunden brachte
und die weitere Verkürzung auf 8 Stund » zum 1. Januar 1919

festsetzte .

Kein Strastenbahnerstreik in Kopenhagen .
Kurz vor Neujahr ist es zwischen den Straßcnbahngesellschaften

Kopenhagens und ihren Angestellten zu einer Einigung gekommen ,
so daß der schon als unvermeidlich angesehene Streik nicht zum
Ausbruch kam . Tie abermaligen Verhandlungen zwischen den
Vertretern der Angestellten und der Gesellschaften , an denen auch
die Vertreter des Verbandes der dänischen Gewerkschaften wie die
der dänischen Arbeitgcbervereinigung teilnahmen , fährten zu
einem Uebereinkommen , wonach der alte Tarifvertrag mit geringen
Verbesserungen , die nur für einen Teil des Personals in Betracht
kommen , bis zum 1. Januar 1911 , und , falls die Uebernahme der

Bahnen durch die Stadt beschlossen wird , bis zum 1. August 1911 ,
dem Tage der Verstadtlichuug gelten soll . Wird die Verstadtlichung
nicht beschlossen — worüber bis zum 1. Juli 1919 entschieden sein
muß — , dann soll mit den Gesellschaften über einen neuen Tarif -
vertrag verhandelt werden . Dieses Uebereinkommen ist in der

Nacht vom 39. auf den 31. Dezember von der Generalversammlung
der Straßenbahner mit 882 gegen 362 Stimmen bei 159 Stimm -

enthaltungen gutgeheißen wurden . Es war Rücksicht auf die große
Arbeitslosigkeit in weiten Kreisen der Arbeuerschast , auf das

Elend , das das vereinigte Unternehmertum noch durch Massen -
aussperrungen auf die Spitze treiben wollten , falls die Straßen -
bahner streikten , was sie veranlaßt « , sich noch weiterhin mit den
elenden Löhnen zufrieden zu geben . Mit ausschlaggebend war auch
der Umstand , daß man mit einer gewissen Sicherheit ans die Ver -

stadtlichung der Straßenbahnen rechnet , die ohne Streik annehm -
bare Verbesserungen der Lohn - und Arbeitsverhältnisse zur Folge

haben wird . _

Um den Achtstundentag !

In Northumberland habe » infolge von Streitigkeiten mit den

Bergwerksbesitzern wegen des Achtstundentages 19 999 Bergarbeiter
die Arbeit ' niedergelegt ; in Durham werden noch 19999

Bergarbeiter die Arbeit einstellen .

Hm der f rauenbewecfuiicf .
Das Eisen schmieden .

Die Wahlrechtsfroge , eine der wichtigsten Fragen des politischen
Lebens Preußen - Deutschlands , wird durch den preußischen Parteitag
erneut in den Vordergrund gerückt werden . Aus der Schwebe der

theoretischen Dislussionen soll und muß sie wieder den Boden der

praktischen Aktion finden . Für uns handelt es sich hierbei schlechthin
um die Frage deS allgemeinen , gleichen und geheimen Wahlrechts .
Wir bescheiden unö nicht mit der Forderung , daß den Männern das

ReichStagswahlrecht auch für die preußischen Landtagswahlen zu -

gestanden werde , wir heischen mehr : das gleiche Wahlrecht für
beide Geschlechter I Mit Gefühlswerten hat das nichts zu tun ;

Forderung und Erfolg sind die Voraussetzungen politischer Weiter -

entwickelnng . Kongreß - und Parteitagsbeschlüsse geben ja auch jeder

WahlrechtSforderung den über den Rahmen des Männerwahlrechts

hinausgehenden Inhalt . Gilt ' s auch für Dich ? Das ist für unsere

Genossinnen eine überflüssige Frage . Sie dürfen von der Gewißheit

sich erwärmen lassen , daß jede politische Macht - und Rechtserweiterung ,
die das männliche Proletariat im etappemnäßigen Vorwärtsschreiten ,
als Resultat gemeinsamen Kampfes erzielt , der vollen Gleich -

berechtigung des weiblichen Geschlechts näher führt . In unserer

Einheitsorgauisation findet die Uebereinstimmung der Jnter -
essen und des Wollens ihren äußerlichen Ausdruck . Die

Klage bürgerlicher Damen , die vergeblich bettelnd vor den Partei -
türcn ihrer männlichen Klassengenossen stehen , auch die Sozialdemo -
kratie lasse energisches Eintreten für die Rechte der Frauen ver -

missen , entspringt der Sucht , die eigene Inkonsequenz zu ent -

schuldigen . Sie fordern Gleichberechtigung und leisten denen

Schleppenträgerdienste , die an der Grundlage der Männer -

Privilegien nicht rütteln wollen . Einzelne Taktikspintisierer
in der Partei empfehlen allerdings auch in dieser Frage
eine Opportunität des Greifens nach dem Erreichbaren ,
wobei mit zunehmender Bescheidenheit das Erreichbare schließlich in

nichts sich auflöst ; aber , eS sind fromme Wünsche , wenn man glaubt ,
die Partei werde deshalb die Forderung des gleichen Wahlrechts für
beide Geschlechter schnell in den Silberschrein der Resignation stellen ,
den ,nan nur gelegentlich öffnet , um ein Prunkstück anstaunen zu
lassen . Das Proletariat täuscht sich nicht in der Ueberzengung , daß
für die Bourgeoisie die Formel von der Politik des Erreichbaren das

Feigenblatt ist , mit dem sie die Blößen ihrer eigenen Wahlrechts -
feindschaft zu verdecken sucht und das Mittel sein soll , die

Sozialdemokratie auf den Weg der Versumpfung zu führen , den der

Liberalismus gegangen ist . Was dieser unter „Politik der

Kunst des Erreichbaren " versteht , ist der Ersatz des politischen
Kampfes durch den Bettel an den Gegner , Gnade zu üben .

Mit dieser „Realpolitik " hat sich der Freisinn zu seiner heutigen

Bedeutungslosigkeit hinuntergetaltilt . Seine Kunst hat ihn zu einer

politischen Spottgeburt , zu einem Fußschemel der Reaktion gemacht .
Wo liberale Männer und Gruppen für demokratische Forderungen
eintreten , werden sie natürlich die Unterstützung der Sozialdemokratie
finden , dazu bedarf es leiner besonderen Wahlrechtskampftaktik .

Das männliche und weibliche Proletariat ist sich in der

Forderung und im Wollen einig , hier gibt es keine besonderen

Interessen . Die Frage des Frauenwahlrechts ist ein Teil

unserer WahlrechtSforderung . Und auch für die Aktion gilt die

Einheitlichkeit . Quantität und Qualität der wie auch immer ge «
arteten Wahlrechtsdemonstrationen sind natürlich von der Technil
der Agitation und Organisation abhängig . Aus dieser Erwägung

heraus erscheint unS noch eine besondere Vorbereitung für das weib -

liche Proletariat wünschenswert . Die große Masse der Frauen steht

schon auS historischen Gründen in der Erkenntnis von der Bedeutung
des Wahlrechts weit hinter dem Manne zurück . Daß die Wogen der

politischen Bewegungen
'

das weibliche Proletariat noch nicht in

genügendem Maße erfassen , das zu leugnen wäre Selbstbetrug .
Die Wahlrechtsfrage könnte bei geschickter , intensiver Agitation der

aufpeitschende Sturm werden , der die träge Masse aufwühlte , in
brandende Bewegung versetzte . Den Anstoß dazu müßte eine Frauen -
konferenz geben , die als Folge und in Uebereinstimmung mit den

Beschlüssen des Parteitages den Feuerbrand des politischen Aufruhrs
in das weibliche Proletariat hineinschlenderte . dadurch der gemein¬
samen Altion verschärften ' Nachdruck , gesteigerte Kraft verliehe .

Eine Frauenkonferenz würde unserer Ansicht nach auch auS noch
anderen Gründen zweckdienlich sein . Daß die Agitation für die
kommenden Wahlrcchtskämpse und die Mitbeteiligung der Frau
hierbei eine jener Fragen darstellt , zu deren Erörterung und

Erledigung nach den Intentionen des Parteitages in Nürnberg
besondere Frauenkonferenzen abgehalten werden sollen , bedarf
näherer BMÜndung nicht . Die Beratung des Kommunalwahl -
programmSMsuf dem Preußentage rückt neben der Frage des

kommuiialeinjrauenwahlrechtS auch die der wichtigen ehrenamtlichen
und sozialen Tätigkeit der Frau in der Gemeinde ebenfalls stark in

Glocke , Berlin . Druck u. Verlag : Vorwärts Buchd�u. VerlagSanstaU '-

den Vordergrund . Damit erwachsen unseren Genossinnen kbif «

gaben , deren Lösung in Tausenden von Fällen Schwierig -

leiten bereiten werden , betreten sie doch ein ihnen bis

dahin vollständig fremdes Gebiet . Die Gewerbeordnungs -

Novelle , Forderungen des Arbeiterinncnschutzes , Abwehrmaßnahmen

gegen Verschlechterung dieses Schutzes , durch GesetzeSverschandelung

sowie auf administrativem Wege , ferner die in Verbindung mit der

Versicherungsordnung zu erörternden Fraget : der Mutterschasts «

fürsorge usw. . das sind Materien , deren gründliche Besprechung auf

einer Frauenkonferenz ebenfalls dringend erforderlich erscheint .

Jedenfalls könnte sie außerordentlich befruchtend wirken und den

agitatorischen Fundus der Gesamtbewegung stark bereichern .

Erziehung und Sozialismus . In dem letzten der Vorträge , die

Genosse Heinrich Schulz im Verein für Frauen und Mädchen
über Theorie und Praxis der Erziehung gehalten hat , behandelte
der Vortragende die zukünftige Gestaltung der Erziehung . Es solle

sich dabei nicht um stark persönlich gefärbte utopistische Zukunftsbilder
handle », wie sie in der Geschichte der Erziehung von starken Vorwärts -
denkern öfter gezeichnet worden feien iRousscau , Salzmann , Goethe ,

Fourier ) , sondern es solle untersucht werden , inwieweit� der Sozialis -
mus Wesen und Form der Erziehung zu beeinflussen vermöge .
Redner wies zurück auf die Erziehungsverhältnisse der alten

urkommuitistischeit Verbände , die sich in ihrem Wesen erheblich von
denen der späteren Zeiten unterschieden hätten . Die stärksten Er -

zieher bildete damals das Beispiel der Erwachsenen , die körperliche Arbeit

sei nicht von der geistigen getrennt gewesen , es sei durch Arbeit zur Arbeit

für die Gesamtheit erzogen worden . Besonders charakteristisch sei für jene
Zeit der Respekt der Erwachsenen vor den Kindern und die frühe wirt -

schaftliche und persönliche Selbständigkeit der Kinder gewesen . Alle

diese Eigenschafte » seien in den Urzeiten gleichsam nur in der Au -

dcutung vorhanden , sie seien noch unentwickelt und roh gewesen ,
aber sie gehörten doch zum Wesen des Kommunismus . Und so ge¬
wiß dereinst ein veredelter , ausgereifter , differenzierter Kommunismus
die Menschheit beherrschen werde , so sicher würden auch die dazu
gehörigen Besonderheiten der Erziehung in veredelter , entwickelter

Weise weiter durchdringen .
Dazu gehöre in erster Linie die Befreiung der Arbeit aus �den

Fesseln und Vorurteilen der Klassenherrschaft ; die gewaltsame
Trennung der geistigen von der körperlichen Arbeit , die jahrtausende «
lang die Kulturmenschheit tyrannisiert habe , müsse beseitigt werden .

Jede Arbeit , die zur Aufrechterhaltnng der menschlichen Gesellschaft
notwendig ist , habe den gleichen Anspruch auf Achtung . Daun
werde auch die Erziehung nicht inehr rein intellektuell sein ,
die Volksschule der Zukunft werde nicht mehr , wie heute ,
eine verschlechterte und verwässerte Ausgabe der Höberen Schule sein ,
in der lediglich der Geist dressiert werde . Das Kind müsse von

vornherein als Teil deS sozialen Ganzen aufgefaßt und im
Sinne des sozialen Gemeinschaftslebens erzogen werden . Habe aber
die Arbeit die soziale Gemeinschaf » bis heute getragen und bilde sie
auch in Zulunfr die Grundlage des Zusammenlebens , so müsse die

Jugend von vornherein an der Arbeit und durch die Arbeit erzogeir
iverden . Das bedeute keine Entwürdigung der Erziehung , wie dies
von vielen landläufigen Pädagogen angenommen werde , sondern
dadurch werde sie inhaltlich und methodisch überhaupt erst richtig fein
dementiert , wie Redner durch längere Ausführungen im einzelnen nach -
weist . Die Bedeutung der Arbeit fiir die Erziehung sei schon früher von
den besten Denkern erkannt stvorden , so ein Comenius , Pestalozzi ,
Fichte , Goethe , Marx und anderen . Indem der Sozialismus das

Prinzip der Arbeit in die Erziehung ciuführe , verwirkliche er damit

zugleich die höchsten und schönsten Ideale dieser Männer . Aber

diese Verwirklichung liege leider noch in weiter Feme , sie sei um
so schneller zu erreichen , je eher der Sozialdemokratie
die Eroberung der politischen Macht und damit die Be -

seitigung der bildungsfeiudltchen kapitalistischen Gesellschaft gelinge .

Verein für Frauen und Mädchen der Arbeitcrllasse . Mittwoch
den 5. Januar , abends S' /� Uhr , im Neuen Klubhaus , Komma »

dantenstraße 72 , Vortrag : „ Kinderarbeit — Kinderschutz ". Referent :
Rechtsanwalt Kurt Rosenfeld . Gäste willkommen . Den Mitgliedern
der Kinderschntzkoinmission sei dieser Vortrag angelegentlichst
empfohlen .

Sonntag , den 9. Januar , zweites Konzert im Choralion - Saal ,
Bellevuestr . 4. Beginn ll ' /z Uhr . Mitwirkende : Frl . Ohloff — Gesang ,
Berliner Solistenguartett , die Herren Kaiweit , Heydenblüt , Wert ,
Müller . Herr D. Metsa : Violine , Herr M. Loewensohn : Violoncello ,
Herr Kestenberg : Klavier . Zur Aufführung gelangen Werke folgender
Komponisten : W. A. Mozart . Franz Schubert , Frederic Chopin ,
Robert Schumann , I . Brahms . Eintrittskarten a 59 Pf . sind zu
haben im Verein , bei Frau Kulicke , Pcinzenstr . 192 , Frau Älotzsch ,
Fichtestr . 1, Frau Jordan , Lübecker Str . 43 .

Leseabende .

Spandau . Dienstag , den s . ' Januar , 8Vz Uhr , bei F. Böhlo , Habel -
straße 29 . '

Hm Industrie und Randel .

Gegen die Stromzöllnerei . Die Jahresversammlung der
Korporation „ Eines Ehrbare » Kaufmanns " in Hamburg erklärte sich
in scharfer Weise gegen die Einführung von Schiffahrtsabgaben .
Gerade unter der Abgabefreiheit habe sich der Verkehr der Fluß -
schiffahrt im Laufe von zehn Jahren verdoppelt . Man solle deshalb
an der Bestimmung der Reichsverfassung , welche die Abgabenfreiheit
sichert , nicht rütteln . Man dürfe nicht vergessen , daß die Abgaben
eine Erfindung der Agrarier seien , von deren Seite man noch nie -
mals eine Verkehrserleichterung erwartet habe . Deshalb sei es not -
wendig , daß Hamburg sich im Bundesrat an die Seite von Sachsen
und Baden stelle und die Vorlage Preußens ablehne .

Letzte IVacbricbtcn und Depeschen .
Opfer der Arbeit .

Essen , 3. Januar . ( B. H. ) In der chemischen Fabrik Bor -
deck entstand eine Gasexplosion , wobei zwei Arbeiter verunglückt
sind . Einer ist tot , der andere schwer verletzt .

Selbstmord einer Berliner Tclephonistin .
Kassel , 3. Januar . ( W. T. B. ) Im V- Zuge zwischen den Sta¬

tionen Eichenberg und Leincfclde erschoß sich heute nach .
mittag die 28jährigc TelepHonistin Gertrud Weiland aus Berlin .

Der englisch - deutsche Schiedsgerichtsvertrag .
London , 3. Januar . ( W. T. B. ) Der Notenaustausch zwischen

England und Deutschland über die Verlängerung des Schieds -
gerichtsvertrages vom 12 . Juli 1994 auf weitere vier Jahre wird
veröffentlicht .

Weitere Kriegsvorbereitungen der Revolutionäre .

Bluefields ( Nicaragua ) , 3. Januar . ( W. T. B. ) E st r a d a
läßt seine ganzen Armccvorrnte jetzt nach der Stadt Ehile schaffen
und scheint dcmiiach den Fcldzug nach dem westlichen Nicaragua
verlegen zu wollen .

iaul Singer Lc Co. , Berlin LVV. Sicrzu 5 Beilagen ». Nnterhaltungsbl�
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Parteitag der Sozialdemokratie

Preußens .
Berlin , den 3. Januar 1910 .

Der dritte Parteitag der Sozialdemokratie Preußens trat

s,eute vormittag im Gewerkschastshause zusammen . Der große
Saal hat sozialistischen Schmuck angelegt . Links und rechts
vom Präsidialtische erheben sich aus Lorbeerbäumen die Büsten
von Karl Marx und Ferdinand Lassalle . Wie als Programm
für diesen Parteitag des preußischen Wahlrechtskampfes ruft
eine Inschrift von der Wand über der Vorstandsbühne
herab :

Nur der verdient die Freiheit und das Leben ,
Der täglich sie erobern muß l

Rote Standarten rechts und links davon tragen die

Worte : Freiheit , Gleichheit . Brüderlichkeit , und Proletarier
aller Länder vereinigt Euch , während an der Wand gegenüber
eine Inschrift kündet : Ein Herz , ein Volk , ein Vaterland .

Etwa LOO Delegierte sind erschienen ; die Tribünen sind mit

Zuhörern überfüllt . Der deutsche Parteivorstand ist mit Aus -

nähme von Bebel , der in der Schweiz weilt , vollständig er -

schienen ; ebenso die preußische Landtagsfraktion .
Männcrgesang leitet die Verhandlungen ein . Die Thpo -

graphia bringt den „ Sturm " von Uthmann ( Die ihr auf

harter Erde haust ) und den „ Sonnenuntergang " von Conradi

zu Gehör . Die Vorträge werden mit lebhaftem Beifall auf -

genommen .
Um 9' /z Uhr eröffnet die Verhandlungen

Eugen Ernst :

Parteigenossen , im Auftrage der preußischen Parteileitung und
im Namen ' der Berliner Parteigenosse », ' chast heiße ich Sie hiermit
herzlichst willkommen I Bedeutsame Aufgaben sind es , die Sie zu
löse » berufen sind . Immer und überall tönt jetzt der Ruf nach
Freiheit und nach Brot ! Ein Sehnen geht durch die Reihen der
arbeitenden Bevölkerung nach Licht und Luft auch in Preußen .
Die Arbeiter wollen nicht mehr rechtlos dahin leben , nicht
mehr nur als Objekt der Staatsgewalt zu gelten haben ,
sie wollen mitberaten , mitbestimmen dürfen . Da sollen Sie
nun beschließen , welche Wege einzuschlagen sind , welche
Waffen anzuwenden find , um der Befreiung der Menschheit
einen Schritt näher zu kommen . In dieser Zeit der Jagd nach dem
Mammon ist eö einzig und allein die Arbeiterklasse , welche für

politische Ideale noch mannhaft einzutreten gewillt ist . Hier ist noch
eine Klasse , die für etwas anderes kämpft als für persönliche Vor -
teile . Ueberall sonst zeigt sich ein Anbeten der Macht , ein Ducken
vor der Gewalt und vor den Erfolgen , ein übermütiges Protzen der

Junker und der Bourgois aus ihre Macht . Da haben wir
die heilige Pflicht , in dem Herzen der Arbeiter Trotz und

Zorn zu erwecken über ihre Rechtlosigkeit , sie aufzurütteln , um ihnen

tlarzumachen , daß eS ein Verbrechen an der Menschheit wäre ,
wenn diese Zustände ewig fortbestehen sollten . Wahrlich , wäre

die ArbeiterNasie sich ihrer Kraft bewußt , keine Macht der Erde wäre

imstande , sich ihr gegenüber zu stellen oder es wagen zu wollen , sie
niederzuschlagen . Parteigenossen I In erster Linie sind Sie berufen ,
den Kampf gegen das festeste Bollwerk der Reaktion , gegen das
alte verrottete System in Preußen aufzunehmen . Wir müssen alles
daran wenden , Preußen in die Reihe der Kultur -
l ä n d e r zu drängen , Mttel und Wege ausfindig zu machen für
die Demokratisierung dieses finsteren Staates . Wohl werden Opfer

fallen , wohl wird die Reaktion toben und wüten , aber die Arbeiter

schafi wird getragen durch ihren Idealismus den Kampf aufnehmen ,

eingedenk der Worte Heines : . Wer das Losungswort der Zukunft
kennt , gegen den vermögen die Schacher der Gegenwart sehr wenig . "
Das Losungswort der nächsten Zukunft in Preußen aber wird sein :

Her mit dem allgemeinen , gleichen , direkten und geheimen Wahlrecht I

WaS unsere Bäter bereits errungen hatten , wir wollen es aufs neue

erobern , wir wollen schwören , es zu hegen und zu pflegen , daß es
unS niemand in Zukunft wagen wird zu entreißen . Unter dem

Banne dieses Loiungswortes Tausender und Abertausender wird

auch die Tagung dieses Parteitages stehen . ( Bravo I) i

Ernste , wichtige Aufgaben harren der Lösung . Sie werden den

Weg finden , des sind wir sicher , der im Interesse der Partei und
der gesamten Arbeiterschaft liegt . Zum ersten Male nimmt an den Be

ratungen eines preußischen Parteitages auch eine sozialdemokratische
Landtagsfraktion teil , deren Bericht Sie entgegennehmen werden .
So steht Ihnen in den nächsten Tagen reichliche Arbeit bevor . Wir
aber sind sicher , daß Sie diese Arbeit in altgewohnter Gewissen -

baftigkeit zum Besten der Partei bewältigen werden . Die Berliner

Parteigenossenschost wird es sich zur Ehre rechnen , Ihnen die freie

Zeit so angenehm wie möglich zu gestalten .

In diesem Sinne heiße ich Sie nochmals herzlich willkommen !

( Lebhafter Beifall . )
Hierauf werden zu Borsitzenden gewählt Singer und Rudolph -

Frankfurt a. M.
Singer :

Ich danke Ihnen zugleich im Namen des Genossen Rudolph für
die Ehre , die Sie uns erteilten , indem Sie uns zur Leitung der

Geschäfte des Parteitages berufen . Wir werde » unser möglichstes tun ,
diefe Geschäfte glatt und ordnungsinäßig zu führen , bedürfen aber

dazu Ihrer Unterstützung , die uns , wie ich überzeugt bin , nicht fehlen
ivird . Ebenso wie Genosse Ernst , möchte auch ich gleich beun Beginn
der Hoffnung Ausdruck geben , daß das große Ziel erreicht wird : Die

Erringung deS ollgemeinen , gleichen , direkten und geheimen Wahl -
rechts , und darüber hinaus die Förderung und Erringung unserer

Programmforderung : Die Ausdehnung des Wahlrechts auf alle

Staatsangehörige ohne Unterschied des Geschlechts , die das

zwanzigste Lebensjahr erreicht haben ; ich bin sicher , es wird
uitd mutz erreicht werden , wenn die ganze Energie , die ganze
Kraft der Sozialdemokratie sich darauf richtet . Ich möchte den

Verhandlungen über diese Frage nicht vorgreifen , aber das
Eine lasten Sie mich darüber sagen : Die preußische Sozialdemokraiie
mit Unterstühuug der gesamten deutschen Partei steht und fällt niit

dem Kampfe für das allgemeine, , gleiche , direkte und geheime Wahl -

recht . ( Lebhafter Beifall . ) Mit dem Kampfe für das Wahlrecht ,
welches das einzige Mittel ist , die Reaktion in Preußen zu brechen ,
das einzige Mittel , um die Rückständigkeit Preußens , die wie
ein Mebltau auf der Entwickelung Deutschlands liegt , zu bc -

siegen . Daß dieser Kampf für das Wahlrecht mit Energie , mit rast -
loser Anstrengung geführt werden wird , dafür bürgt die Vergangenheit
der Sozialdemokratie . Wenn wir auf diesen , Parteitage als Haupt -
Punkt unserer Beratung den Kampf für das allgemeine , gleiche ,
direkte und geheime Wahlrecht und die Beratung der Mittel , wie

dieser Kampf zu führen ist . gesetzt haben , so find wir sicher , daß
bei diesen Beratungen nicht nur die preußische Arbeiterklasse , die

preußische Sozialdemokratie und die deutsche Sozialdemokratie
uns zur Seite steht , sondern , daß die Augen der Arbeiter -
klaffe der ganzen Welt auf diesen Kampf blicken , einig und
entschlossen uns in diesem Kampfe mit ihren Sympathien zur Seite
stehen . Diese Tatsache wird uns dazu führen , mit doppelter An -
firengung für die Erreichung des Zieles zu kämpfen . Wir treten in
die Beratungen des Parteitages ein mit dem unverbrüchlichen
Schwur , nicht zu ruhen und zu rasten , bis das Ziel erreicht ist , von
dem aus erst die Besreiung des preußischen Proletariats vorwärts

gehen kann . Nieder mit der preußischen Reaktion I Das soll das

Losungswort sein , das sich durch unsere Verhandlungen hindurch -
zieht , das — mit dem wir in den Kamps ziehen , in dem wir die
Mittel anwenden , die Schritte tun werden , die den Erfolg , den Sieg
für uns verbürgen .

Zu Schriftführern werden gewählt die Genosten G r o g e r -

Ripdorf , R e i n w a n d - Halle , Frau L u n g »v i tz - Berlin , Schütz -
Breslau , S y d o w - Brandenburg , Haberland - Aarmen .

Hierauf wird eine Mandatsprüfungskommission gewählt , be -

stehend aus den Genossen Bartels - Altona . S t ö f s e l - Brom -

berg , L a u k a n t - Berlin , T h ö n e - Kassel , W e st k a m p - Düffel -
dorf , Frau E v e r s - Hannover , M i e l e n z - Stettin , B e i m s -

Magdeburg , Runge - Bochum .
Zur Festsetzung der Tagesordnung bemerkt

Vorsitzender Singer : Mir ist der Wunsch mitgeteilt , Punkt 5 der

Tagesordnung , das Kommunalprograinni für Preußen , an die Stelle
von Nummer 3 zu setzen . Der Wunsch findet darin seine Be -

rechtigung , daß die Möglichkeit vorliegt , diesen Programmpunkt
einer Kommission zur weiteren Vorbereitung zu überweisen . Daß
eine solche Kommiision Bericht erstattet , würde schwierig _ sein ,
wenn das Kommunalprograium erst als fünfter Punkt auf der

Tagesordnung verhandelt wird . Ich schlage daher vor , ihn an die
dritte Stelle zu setzen und dann in der Tagesordnung fortzufahren .

Dieser Vorschlag wird angenommen .
Die beiden Anträge : 1. ( Haltingen a. d. R. ) auf die Tages -

ordnung zu setzen : „ Der Zentralarbcitsnachweis des Zechenverbandes
im Rilbrrevicr " und 2. ( Berlin IV ) auf die Tagesordnung zu setzen :
„ Die polnische Parteiorganisation und die Sozialdemokratie " werden

nicht genügend unterstützt .
Darauf wird die nach dem Vorschlage Singers abgeänderte

Tagesordluing :
1. Bericht des geschäftsführenden Ausschusses . Berichterstatter :

Eugen E r n st.
2. Bericht der sozialdemokratischen Landtagsfraktion . Bericht -

erstatter : Hugo Heimann .
3. Das Kommunalprogramm für Preußen . Berichterstatter :

Paul Hirsch .
4. Die Wahlrechtsfrage in Preußen . Berichterstatter : Heinrich

S t r ö b e l.
5. Die Verwaltung Preußens . Berichterstatter : Karl Lieb -

k n e ch t.
6. Sonstige Anträge .

angenonimen .
Hierauf erhält zum ersten Punkt der Tagesordnung : Bericht des

geschäftsführenden Ausschusses das Wort der Berichterstatter

Eugen Ernst :

Parteigenossen ! Zuerst eine Rechtfertigung . Seitens der -
schiedener Parteigenossen ist im geschäftsführenden Ausschuß der
Vorwurf gemacht worden , daß der Bericht nicht rechtzeitig genug in
die Oeffentlichkeit gelangt ist . Wir geben die Berechtigung dieses
Vorwurfs rückhaltlos zu. Durch Krankheit und andererseits infolge
der Landtagswahlen und der Stadlverordiietenwahlen in Berlin
waren wir verhindert , den Bericht so rechtzeitig zu geben , wie wir
eS wünschten und wie wir verpflichtet waren . Sollte die Organi -
sation bestehen bleiben , wie es zu erwarten ist , und sollte uns von
neuem die Ehre der Leitung zu teil werden , so werden wir Vorsorge
treffen , daß ein derartiger Vorwurf nicht mehr erhoben werden kann .

Und nun zum Bericht . Parteigenossen I Zwei Jahre des Kampfes
liegen hinter uns . Ohne Ruhmredigkeit können wir sagen , daß die

Opfer deS KanrpfeS nicht umsonst gebracht sind . Wohl rst das Ziel ,
für daS wir alle Kräfte eingesetzt haben , noch nicht erreicht . Aber
als Frucht des Kampfes haben wir doch sechs Mandate für de »

preußischen Landtag errungen . Ist diese Zahl auch gering , so haben
wir doch dadurch die Gelegenheit errungen , der Regierung die Klagen
deS Volkes ins Gesicht zu sagen und die sozialdemokratischen
Forderungen von der Tribüne des Parlaments vor aller Oeffent -
lichkeit klarzulegen .

Die Landeskommissi ' on hat als vornehmste Aufgabe von dem
vorigen Parteitag die Propagierung der Wahlrechts -
frage erhalten . Wir glauben , an der Lösung dieser Frage nach
besten Kräften gewirkt zu haben . Wohl ist hier und dort eine Miß -
stimmung zutage getreten . Aber wir setzen sie auf Rechnung der leiden -
schaftlichen Empörung der Parteigenossen und ihrer Ungeduld , die
bei dem Feuereifer der Genossen nicht verwunderlich ist . Man hat
sich die Schwierigkeit des Kampfes wohl nicht genügend klar gemacht ,
der Kampf war schwerer , als viele anfangs gedacht haben . Aber
das reizt anderenteils doch wieder dazu an , alle Kräfte der Partei -
genossen einzusetzen . ( Sehr richtig ! )

Sofort nach dem letzten Parteitage am 29. Dezember 1907
haben wir die Landeskommission zu ihrer ersten Tagung zusammen -
gerufen . Und da gebe ich zu, daß unsere Kritiker recht haben ,
wir haben diese Tagung stattfinden lassen ohne eine besondere feier -
liche Könstituierung , wir haben uns vielmehr sofort an die Arbeit

gemacht , welche vorlag . Es wurde unsere Stellung zu
dem freisinnigen Wahlrechtöantrage festgelegt . So fanden
am 9. Januar 1998 in ganz Preußen Wahlrechtsversammlungen
statt , deren begeisterter Verlauf zeigte , wie notwendig diese
Aktion war . Die von uns unterbreitete Resolution wurde
in allen Versammlungen angenommen . Weiter wurden dringende
Telegramme an die Landtagsabgeordneten der Kreise gesandt , an
das Präsiditim des preußischen Abgeordnetenhauses und an den
preußischen Ministerpräsidenten v. B ü l o w. In allen diesen
Telegrammen wurde die Forderung des allgemeinen Wahl -
rechts erhoben . 441 Telegramme gingen beim Bureau
des Landtages ein , das zeigt , wie tiefgehend diese
Bewegung war . Am 19. Januar demonstrierten die Ge -
Nossen und Genossinnen Berlins vor dem preußischen Landtag
und eriynerten ihn an die Forderung des Wahlrechts . Dann kam
der rote Wahlrechtssonntag . Demonstrationszüge , wie sie Preußen
für politische Forderungen noch nie gesehen , zeigten , wie ernst eS
dem Proletariat mit der Forderung des freien Wahlrechts ist . Aus
allen Orten Preußens legten die Berichte Zeugnis ab von der Be -

geisterung der Massen , eine Begeisterung , die nur ein großes Ziel ent -
fachen kann . ' Das war das Grollen deS Vulkans , und die henschenden
Klassen täten gnt , dafür zu sorgen , daß der Vulkan nicht ausbricht . Die

Bourgeoisie aber stand abseits , ihre Tätigkeit bestand darin , die

Wahlrechtskämpfer zu verleugnen . Das ist so recht bezeichnend für
den Aufstieg deS Proletariats und für den politischen Niedergang
des BürgertumS in Preußen . Forderungen , für die das Bürgertum
eintreten müßte , werden verleugnet , die Kämpfer für diese Forderungen
wurden verleumdet . ( Sehr richtig !) Daß die Junker nicht für
diese Forderungen eintreten , ist selbstverständlich , und ebenso ,
daß sie die Wahlrechlskänipfer verleumden . So rief der Junker
v. B r a n d e n st c i n nach dem seligen oder unseligen Tessendorf ,
daß ein Staatsanwalt sich finde , der die Herde der Revolution
beseitige .

Und der demütig geschmeidige Minister B e s e l e r erklärte , er
habe die Staatsanwälte bereits angewiesen , energisch einzutreten .
Das ist das richtige Bild Preußens : Polizei , Soldaten , Staats -
anwälte , statt Volksrcchtc .

Parteigenossen ! Da die Zeit von Mitte Januar bis März mit
dem Kampf gegen das Reichsvereinsgesetz ausgefüllt war , hatte die
Landeskommission beschlossen . in dieser Zeit nicht weitere
Demonstrationen zu veranlassen . Erst am 13. März fanden weitere
Demonstrationen statt . Es war das die KOjährige Gedenkfeier des
18. März . Auch diese Versamnilungen , die am Nachmittag stattsanden ,
waren stark besucht und zeigten das lebhaste Interesse der arbeitenden
Bevölkerung . DemonstratiönSzüge schlössen sich a » diese Bcrsannn -
lilngcn nicht an . Wir sorgte » dafür , daß vorbereitende Artikel in
der Presse erschienen und nntcrbrciteten den Versammlungen eine
Resolution . In derselben Sitzung , in der wir diese Resolution be -

schlössen. Ulsternahmen vir zugleich vorbereitende Schritte für die

Wahl im Sommer . Um Aufklärung über die Lücken und Tücken
des Wahlgesetzes zu verbreiten , hatten wir eine Anzahl Druck -
sacheu zur Wahl vorbereitet , die den Mitgliedern der Landes -
konuniffion zur Begutachtung vorgelegt wurden . In der Sitzung
am 3. April wurden die Grundsätze für die bei der Wahl zu be -
folgende Taktik durchberaten , die dann am IS . April veröffentlicht
wurden .

Selbstverständlich mußten sie sich mit den Beschlüssen des Mainzer
Parteitages decken . Aber wesentlich verschärft wurden die Bestimmungen ,
die die Landeskonferenz vom 29. April 1993 beschlossen hatte .
Der Grund dafür lag in der schmachvollen Blockpolitik
der Freisinnigen . Mit solchen Gegnern kann man
keine Wahlko in pro misse schließen . ( Lebhaftes Sehr
richtig ! ) Am 9. April erschien der Wahlaufruf des Zentral - Wahl -
komitees und damit wurde der Kampf eröffnet . Die Parteileitung
sorgte dafür , daß Munition in den Kassen der Organisation war .
Eine Anzahl Flugblätter wurden an die Organisationen verteilt und
die Presse in die Lage versetzt , die Agitation intensiv zu betreiben .
Wie nicht anders zu erwarten war , schlugen sich unsere Genossen mit
bewunderungswürdiger Hingabe . Wenn trotz unserer gewaltigen
Stimmenzohl nur sieben Mandate errungen wurden , so beweist das
nur die Nichtswürdigkeit und Hinterhältigleit des schmachvollen
Wahlgesetzes , welches Schcinrechte gibt , um die Autokratie aufrecht
zu erhalten . Trotzdem wir über 999 999 Urwähler aufbrachten , er -
hielten wir nur sieben Mandate , die beiden konservativen Parteien
bei 419 999 Urwählern 212 Mandate . ( Hört I hörtl ) Bei
einer gerechten Verteilung hätten wir 115 , die Konservativen
73 Mandate haben müssen . Jedes Wort der Kritik würde die

Wirkung dieser Zahlen abschwächen . Wer stillschweigend solch
Unrecht erdulden will , wer nicht voll Empörung dagegen ankämpft ,
kennzeichnet sich selbst als Helote . Die Sozialdemokratie wird nicht
ruhen und rasten , ein freies Wahlrecht zu erringen , eine tiefgehende
leidenschaftliche Volksbewegung zu entfachen , die dieses schreiende
Unrecht hinwegfegt . ( Lebhafte Zustimmung . ) Parteigenossen ! Man
hat uns aus Anlaß unserer Wahlkampstaktik Terrorismus vor -
geworfen , wir hätten den Wahlkampf vergiftet , behaupt man . Ach, die
Heuchler ! Eine Regierung , welche ihre Beamten , wenn sie auch
nur die leiseste Kritik wagen , wegjagt , spricht von Terrorismus l
Eine Bourgeoisie , feige nach oben und brutal nach unten , die jede
Gelegenheit ergreift , um ihre wirtschaftliche Uebermacht auszunützen ,
die eben dabei ist, durch gewaltige Aussperrungen ibre Wirtschaft »
licheu Gegner niederzuringen . Eine solche Gesellschaft spricht von
Terrorismus ! Ja auch von vergifteten Waffen hat man
gesprochen . Nun , das ganze Wahlgesetz ist doch eine einzige
vergiftete Waffe , dazu angetan , die Herrschaft der heutigen
Machthaber aufrechtzuerhalten und das Volk nur zu knechten .
Man bleibe uns vom Leibe mit solchen Phrasen ! Es
ist ein Krieg , der geführt werden muß , und wir sind in der Not »
wehr . Wir haben nicht nur das Recht , sondern die ethische
Pflicht , diese Bestie von Wahlrecht durch ihr eigene ? Gift ver -
recken zu lassen .

Parteigenossen , da den Gewerkschaften Zeit zum Protest gegen
die ihre » Lebensnerv treffende Gewerbeordnungsnovelle gelassen
werden mußte und da die Abwehrbewegung gegen das bevorstehende
Steuerbulett der Regierung nötig wurde , wurde von der preußischen
Parteileitung der Landeskommission der Vorschlag gemacht , von größeren
Wahlrechtsd emonstrattonen vorläufig Abstand zu nehmen . Die Mitglieder
der Landeskommission stimmten diesen Erwägungen zu . Sie waren
aber der Auffassung , daß der Tag der Eröffnung des Landtages nicht
vorübergehen dürfe , ohne daß wir die Aufmerksamkeit auf diesen Tag
lenken . Es fanden mehrere Versammlungen statt , die gut besucht
waren . Weiter veröffentlichte die Parteileitung und die Landtags -
fraktion Preußens genieinsam am 29. Oktober 1993 einen Aufruf , der
gewissermaßen das Programm für die Fraktion darstellen sollte .
Die Parteileitung hielt es nicht für angebracht , sich an der Jubel -
feier für die Städteordnung im November v. I . zu beteiligen .
Wir erkennen die Fortschritte der Städteordnung rückhaltlos an .
Aber in der jetzigen Zeit , wo alles versucht wird , die
Selbständigkeit der Kommunen zu untergraben , halten wir es
nicht für möglich , daß die Sozialdemokraste gemeinsam mit den
Elementen , die die Beseitigung der Städteordnung betreiben , eine
Jubelfeier begeht .

Am 25. Januar kam die Wahlrechtsfrage im Land -
tage zur Beratung . Am Tage vorher fanden in Berlin ver -
schiedene Versammlungen statt , an die sich Dcmonstrationszüge an -
schlössen . Am 31 . Januar fanden in zahlreichen Städten Preußens
Demonstrationszüge für das freie Wahlrecht statt . So feierte das
Volk den 99 . Geburtstag der Dreiklaffenwahlschmach . Wohl hat
die Thronrede vom 29 . Oktober 1993 die organische
Fortentwickelung des Wahlrechts versprochen . Aber das Volk
protestiert gegen jede Flickarbeit . Es verlangt staatSbürger -
liche Gleichberechtigung auch in Preußen . ( Lebhafter Beifall . )
Die ganze Unverschämtheit der in Preußen regierenden
Junkerkaste zeigte sich in den Reden der Oldenburg
und tutti ejuanti , welche sich nicht schämten , offen auszusprechen .
daß es Pflicht deS Königs wäre , sein Wort zubrechen und
nichts an Zugeständnissen dem Volke zu geben . Aber gleichgültig .
wie die Mißgeburt eines Wahlgesetzes zusammengeflickt werden
soll — wir werden den Kampf rücksichtslos aufnehmen . ( Lebhafte
Zustimmung . )

Am 19. Mai kassierte die Mehrheit deS Landtages die vier
sozialdemokratischen Mandate . Die Freisinnigen bc -
teiligten sich unter dem Jubel der Junker an dieser Schmach . In
dem Kampfe verloren wir allerdings ein Mandat . Aber wir hatten
doäi den Erfolg , daß unsere Stimmen bedeutend zunahmen . Die
Hoffnung der Freisinnigen , uns mehrere Mandate zu entreißen , miß -
lang vollständig , so daß wir sagen können , diese Mandate sind heute
ein fester , unentreißbarer Besitz der Sozialdemokratie . Die Vor »
bereilung für den heutigen Parteitag haben wir in Uebcreinstimumng
mit der Landeskommission getroffen .

Parteigenossen , das ist in kurzen Zügen der Bericht des geschäftS -
führenden Ausschusses . Unsere Aufgabe , die wir nach besten Kräften
zu lösen gesucht haben , habe ich schon vorher lurz skizziert . Wir
stellen unsere Tätigkeit zur Kritik . An Ihnen ist es nun , zu
befinden , �

ob die alten Mittel ausreichen , oder ob neue
Wege eingeschlagen werden müssen , um die Forderungen
zu erringen , die wir als unerläßlich bezeichnet haben . Darüber
aber sind wir alle einig : Der Krieg darf erst aufhöre »,
wenn der Feind besiegt am Boden liegt ! So haben wir es
beim ersten und zweiten Parteitage beschworen , nild ich glaube , die
Delegierten werden nicht anders auseinandergehen , als mit dem
festen Eittschluß , dieses Gelöbnis in die Tat umzusetzen . ( Lebhafter
Beifall . )

Vorsitzender Singer : Ich eröffne nunmehr die Diskussion
und werde den Antrag Nr. 3, der dahin geht , daß die Berichte zum
Preußentage künftig früher wie seither erscheinen sollen , damit sie
bei Stellungnahme zum Preußentage als Grundlage dienen können ,
mit zur Debatte stdllen , falls der Antrag genügend unterstützt wird .
Ich bitte diejenigen , die den Antrag unterstützen , die Hand zu er -
heben . Die Unterstützung reicht aus , der Antrag steht also mit zur
Diskussion .

Wittig - Frankfurt a. M. : Da der Berichterstatter selbst zu -
czegeben hat . daß der Bericht nicht zeitig genug veröffentlicht worden
ist und daß er bei der nächsten Tagung früher bekannt gegeben
werden soll , bitte ich unseren Antrag einstimmig anzunehmen .

Klueß - Magdeburg : Dafür , daß der geschäftsführende Ausschuß
den Bericht zu spät erstattet hat / lagen wohl tatsächlich gewichtige
Gründe vor . Aber eS scheint doch auch ein wenig auf den Mangel
in der Organisation zurnckzusllhren zu sein . Vielleicht wurde es sich
empfehlen , wieder zurückzukomnien auf die schon einmal vor «
geschlagenen Aendermigei » unserer Organisation dahin , daß wir einen
besonderen preußische » Landesvorstand bekomme » ,



dem die Geschäftsführung in Preußen hauptamtlich üLSrtragen
wird . Auch in Zukunft werden Wohl die drei Berliner Genochen . die
hier die Aktionen leiten , wegen ihrer Ueberlastung es an der nötigen
Initiative bisweilen fehlen lasfen . Ich glaube auch , daß der Antrag 16,
die Landtagsfraktion und der Landesausfchuv feie » zu ersuchen ,
wichtige Verhandlungen des Abgeordneten - und Herrenhauses nach
den stenographischen Berichten als Agitationsmaterial herauszugeben ,
hier mitverhandelt werden könnte . . . .

Vors . Vinger : Ich bin der Meinung , daß wir diesen Antrag
besser untur Agitation behandeln . Denn die jetzige Diskussion
soll sich nur beziehen auf die Angelegenheiten , die im verflossenen
Jahre sich ereignet haben . Ich werde es aber nicht beanstanden ,
wenn a » f deu Antrag auch jetzt eingegangen wird .

KlueH �fortfahrend ) : Wir müssen alles tun , um das Interesse
für die pxeu - ßische Wahlrechtsreform zu fördern , Es wäre deshalb
zweckmäßig , wenn der geschästsfuhrende Ausschuß und die Land -

tagsfraktion nichtige Debatten aus dem preußischen Abgeordneten -
Haus in Broj . chüreiifo cm als billiges Agitationsmaterial heraus -
geben würde . Da darf auch der Kostenpunkt keine allzugroße Rolle

spielen . Ich möchte mir dann noch einen Vorschlag erlauben , den
der Pcrrteivorftand mit dem geschäftssnhrenden Ausschuß erörtern

möge , bst uns vielleicht in dem sachlichen Verständnis der preußi -
scheu Politik wesentlich weiterbringen würde . Dieser Vorschlag
geht dahin , daß der gesthäftsführende Ausschutz sich mit unserem
Zentralbild ungsa us schaß in Verbindung setzen und an -

regen möge , daß in die Reihe der Vortragskurse auch Vortrüge
über die preußische Verwaltung und Verfassung
ausgenomman werden . Viele Genossen sind sehr gul informiert
über die Dinge , die im Reiche und im Reichstage sich ereignen .
Aber die Erfvhrung lehrt , daß sehr viele von uns über die Einzel -
heilen der preuHischen Verwaltung nicht genügend informiert sind ,
um mit der erforderlichen Energie gegen die Reaktion vorgehen

zu können . Ich bitte Sie , diese Slnregung dem geschäftsführenden
Ausschuß zu übermitteln und sie recht lebhaft zu unterstützen .
( Beifall . )

Scholich - Breslau : Auch wir , die wir in der äußersten Ecke
von Preußen leben , haben einige Mängel im heutigen Bericht zu
konstatieren . Gewosse Ernst hat selbst zugegeben , daß der Be -

richt zu spät herau - sgekommen ist und hat Abhilfe für die Zukunft
versprochen . Wir haben aber auch Beschwerde zu führen über die

teilweise llnvollständigkeit der Berichterstattung . Wir hätten mehr
erwartet und mehr verlangen können . Es muß aber zugegeben
werden , daß der geschäftsführende Ausschuß allein nicht imstande
war , mehr zu leisten . Ich bin vielmehr , ebenso wie mein Vor -
redner , der Meinung , daß wir zurückkommen müssen auf diese
von zwei Jahren auf dein Parteitag verhandelte Anregung , daß
für Preußen ein eigener Vorstand gebildet werde . Es wird

unmöglich sein , daß man dem geschäftsführenden Ausschuß die

Mehrarbeit , die wir in Preußen erwarten , noch aufladen kann .
Wir wissen , daß er überlastet ist , und die Kritiker , die in deu

letzten Tagen ihre Stimme erhoben haben , haben recht , wenn sie
verlangen , daß man dem deutschen Parteivorstand diese Arbeit ab -
nimmt . Der geschäftsführende Ausschuß , der ebenfalls genügend
Arbeit hat , kann auch damit nicht betraut werden . Es heißt ja
auch im Bericht , daß die preußische Angelegenheit zurücktreten
mußte , da zur Gewerbeordnungsnovelle und den Stouergesetzen
Stellung genommen werden mußte . Ob das nun unbedingt nötig
war , möchte ich bezweifeln . Sicherlich war diese Arbeit im Reiche
erforderlich , es hätte aber nichts geschadet , wenn daneben auch
in Preußen verschiedene Angelegenheiten mit gelöst worden wären .
ES wird meiner ' Meinung nach auch nötig sein — und das der -

langt auch der Antrag IL — daß eine Zentralstelle für die

Bekämpfung rechtswidriger Maßregeln der

Verwaltungsbehörden errichtet wird . Wenn das Ma -
terial gesichtet werden soll — und das mutz geschehen — , dann muß
auch ein Parieivorstand da sein , der seine Tätigkeit hauptsächlich
darin zu erblicken hat , daß er nicht nur im Nebenamt Vorstand
der preußischen Partei ist . Deshalb werde ich mir gestatten , einen

derartigen Antrag zu formulieren , daß der heutige Parteitag zur
Bildung eines selbständigen Parteivorstandes für Preußen schreiten

möge .
Wir stellen uns das nicht so schwer vor , wie es ans dem

letzten preußischen Parteitag hingestellt wurde . Man sagte damals ,
es könnte Differenzen zwischen dem deutschen Parteivorstand und
dem neuen preußischen geben . Das glaube ich nicht , und im
übrigen können wir ja auch selbstverständlich bei der Bildung des

preußischen Parteivorstandes den deutschen insoweit berücksichtigen ,
daß er Sitz und Stimme in dem neuen Vorstand erhält . Bei

feiner bekannten Verträglichkeit zweifele ich nicht daran , daß Diffe -

renzen nicht eintreten werden . Es mutz möglich sein , daß wir in

Preußen etwas mehr erwarten und fördern können . Auch der

Bericht des Ausschusses selbst sagt zum Schlüsse , daß er den auf
dem letzten preußischen Parteitage angenommenen Anträgen 12
und 14, die Landtagswahlen energisch zu betreiben , nachgekommen
fei , „ soweit das in seiner Macht lag " . 1968 ist gewiß alles ge -
schehen , was geschehen konnte , aber daß das Jahr 1969 so ganz
unpreußisch war , hat uns nicht gefallen .

Damit schließt die Debatte .
Berichterstatter Eugen Ernst ( Schlußwort ) : Ich kann mich sehr

kurz fassen , da die an uns geübte Kritik ja sehr gnädig war . Zur
Organisationsfrage will ich nur das Eine bemerken : eine Extra -
organisatimi für Preußen bedeutet Extrabeiträge . ( Sehr
richtig I> Da möchte ich von vornherein zu bedenken geben , ob

unsere Parteigenossen gewillt sind , eine weitere Belastung auf sich
zu nehmen . Dem Wunsche , mit dem Bildungsausschuß über die
Möglichkeit von Borträgen über preußische Versaffung usw . zu der -
handeln , werden wir jedenfalls in kurzer Zeit nachkommen , und
ich glaube auch , daß der Bildungsausschuß dazu bereit sein wird ,
solche Borträge halten zu lassen . Für wie wichtig wir die Frage
der Verwaltung in Preußen halten , beweist , daß sie einen be -
sonderen Punkt der Tagesordnung bildet . Man klagt darüber , daß
die preußischen Angelegenheiten zurücktreten mußten , weil Reichs -
angelegenheiten zu erörtern waren . Ich glaube in Ueberein -
stimmung auch mit dem zukünftigen preußischen Vorstand sagen zu
können : wenn die Parteigenossen irgendwelche Veranstaltungen
wünschen , wenn sie glauben , daß nicht genug getan wird , so wende
man sich doch einfach an die Organisation , der man angehört . Dort
ist die Vertretung für die Landestommisfion , und die Landes -
kommissionsmitglieder brauchen nur an den geschäftssührenden
Ausschuß zu schreiben , der jederzeit bereit sein wird , all diesen
Wünschen und Anregungen nachzukommen . Wir wollen doch nicht ,
weil wir Preußen sind , auch den preußischen Geist an uns haben .
der allen Segen von oben erwartet . ( Heiterkeit und Zustimmung . )
Unsere Genossen bekümmern sich soviel um Politik , daß es ihnen
eine Kleinigkeit sein muß , Anregungen zu geben , und wenn der
geschäftsführende Ausschuß ihnen nicht nachkommt , so können wir
aus dem nächsten Parteitage mit ihm gründlich abrechnen . Im
übrigen bemerke ich, daß wiederholt an uns das Verlangen gestellt
worden ist, Vprtrqge halten zu lassen über das Steuerbukett und
die Gewerbeordnung . Das beweist , für wie wichtig diese Fragen
von den Parteigenossen gehalten wurden . Beides zusammen zu
propagieren war einfach unmöglich , und wir befinden uns . wenn
»vir es unterlassen haben , in Uebereinstimmung - mit allen Mit -
gliedern der Landeskommission .

Hierauf wird der Antrag 3 angenommen . ( Wahlverein Frank -
furt a. M. und Magdeburg : „ Die Berichte zum Preutzentag sollen
künftig frühe . : wie seither erscheinen , damit bei Stellungnahme zum
Pxeußentag diese Berichte als Grundlage dienm können . " )

Damit ist ver erste Gegenstand der Tagesordnung erledigt ;
eS folgt :

2. Bericht der sozialdemokratischen Landtagsfraktion .
Berichterstatter - Heimann :

Werte Genossen ! Tie erste Berichterstattung der preußischen
sozialdemokratischen Landtagsfraktion könnte leicht zum Anlaß ge -
nomine » werden , retrospektiv aus die wechselnde Geschichte der
Wahlbeteiligung der Partei einzugehen . Ich beabsichtige nicht , das

zu tun . Wie heftig auch früher die gegenteiligen Meinungen auf «

' einandergeplatzt sind , heute dürfte eS wahrscheinlich niemanden in
der Partei mehr geben , der jenen Beschluß des Parteitages in
Mainz vom Jahre 1900 wieder aufheben möchte , in dem bekanntlich
bestimmt wurde , daß in den deutschen Staaten , in welchen daS
Dreiklassenwahlsystem besteht , die Parteigenossen verpflicktet sind ,
bei den nächsten Wahlen mit eigenen Wahlmännern in die Wahl -
agitation einzutreten . Die Gründe , die einen solchen Umschwung
in der Stellung der Partei zu den preußischen Angelegenheiten
herbeigeführt hat , habe ich in meinem schriftlichen Bericht klarzu -
legen versucht . Jedenfalls haben wir heute mit der Tatsache zu
rechnen , daß Preußen bereits einer der mächtigsten Industrie -
staaten der Welt und , wie die Gewerbezählungen beweisen , von
Jahr zu Jahr sich mehx und mehr zu einem Jndustriesiaat wan -
delnd , eingeschnürt ist in die Zwangsjacke der reaktionären agrari -
scheu Gesetzgebung , wie sie in solcher Geschlossenheit und Einseitig -
keit heute kaum noch in kleinen agrarischen Staaten zu finden ist .
Aus Grund des erwähnten Mainzer Beschlusses trat die Partei
1903 zum ersten Male in den Wahlkampf ein , ohne daß die Massen
der Parteigenossen sich vorher viel mit preußischen Angelegenheiten
beschäftigt hätten . Am Vorabend der Wahl , am 11. November ,
brachte eines der beriichtigsten Scharfmacherorgane in Berlin eine
längere Betrachtung über die Wahlbeteiligung der Partei , in der
es unter anderem hieß : „ Der diesmalige Wahlausfall hat außer
für die Zusammensetzung des Landtags noch eine besondere
prinzipielle Bedeutung deshalb , weil die Erfolge oder Mißerfolge
dieses ersten sozialdemokratischen Ansturms auch für alle weiteren
Wahlen von entscheidender Bedeutung sind . Wird die Umsturzpartei
gleich von vornherein entscheidend aufs Haupt geschlagen , so wird
es mit den Eroberungsversuchen der Genoffen bei den preußischen
Landtagswahlen ein für allemal vorbei sein, denn die Masse » -
begeisterung wird nur durch den Sieg erhalten . Sowie es Nacken -
schlüge gibt , ist jede Hoffnung verflogen . "

Ich habe diese Ausführungen nur zitiert , um zu zeigen , wie
wenig doch die Gegner sich auf die Psyche unserer Partei verstehen .
Trotz ihrer jahrelangen Beschäftigung mit der Partei weiß die
gegnerische Presse noch immer nicht , daß es noch niemals eine
Partei in der gesamten Geschichte aller Völker gegeben hat , die in
allen ihren Teilen von so unverwüstlichem Optimismus
durchdrungen ist wie die unfrige . Ohne solchen Optimismus wäre
es vollkommen ausgeschlossen , daß eine Partei sich so hohe und
weite Ziele steckt , wie unser Programm sie zeigt und daß die Partei
trotz der Verfolgungen durch die Gegner , trotz der Opfer , die der
Einzelne fast Tag für Tag zu bringen hat , so unverrückbar an
diesen Zielen fest hält . Wie im allgemeinen , so haben sich in
diesem Falle der preußischen Wahlbeteiligung die Hosftmngen der
Gegner als trügerisch erwiesen . Wohl pur wenige in unseren
Reihen haben damals geglaubt , daß es gelingen könnte , gleich beim
eisten Anhieb eine sichtbare Bresche durch Erringung von Man -
baten in den srstgefiigten Wall des Dreiklassenwahlrechts zu
schlagen . Damals galt es zunächst die Massen , die bisher teil -
nahmslos dem Preußischen Landtag gegenübergestanden hatten , aus -
zuklären über das empörende Unrecht , welches ihnen durch das
Dreiklassenwahlsystem zugefügt wird , ihnen klar zu machen , daß
die Wurzel aller Uebel , unter denen wir in Preußen - Deutschland
zu leiden haben , eben dieses Wahlsystem ist . Keine Zeit ist zu
einer solchen Aufklärungsarbeit geeigneter , als gerade die Wahl -
zeit , wo das öffentliche Leben im allgemeinen schneller und leb -
haster pulsiert wo auch der politisch sonst ganz Indifferente etwas
Anteil an öffentlichen Dingen zu nehmen pflegt . Das Samen -
korn , das in solchen Zeiten gepflanzt wird , hat mehr Aussicht zu
reifen und Früchte zu tragen , als das in normalen Zeiten gesäte .
In überraschend schneller und umfassender Weise ist es denn auch
gelungen , das 1903 gesteckte Ziel zu erreichen , wobei wir aufs beste
unterstützt wurden durch die beweiskräftig « Sprache , welche die
brutalen Tatsachen reden . Immer mehr wurde den Massen zum
Bewußtsein gebracht , daß im PrenHischen Landtag der Hort und
Herd jeder Reaktion in Preutzen liegt , und daß all die Volksfeind -
lichen Pläne und Maßnahmen , mit denen die Massen durch die
Reichsgesetzgebung bedrückt worden sind , ihre Wurzel im Preußi -
scheu Landtag haben . Vor allen : aber gelang es die Tatsache klar
herauszuschälen , daß der Wahltampf , den die Partei nunpiehr
aufgenomnien hatte , nur klein ist im Vergleich zu jenem großen
Wahlrechtskamps , den die Partei noch auszufechten hat . Daß und
Ivie die Partei dieser Erkenntnis folgend seit 1903 gehandelt hat .
haben wir soeben aus dem Bericht des Vorstandes gehört . Auf
diesem Boden , der nun ganz anders vorbereitet war wie 1903 , trat
die Partei 1908 zum zweiten Male in den Wahlkampf ein . In -
zwischen war die preußische Regierung durch die Wahlen von 1903

ezwungen gewesen , zwei Gesetzentwürfe vorzulegen , die unter dem
8. Juni 1906 publiziert wurden , durch welches zwar an dem

System des Wahlrechts nichts geändert , aber hier und da kleine
Auswüchse , die gar zu schroff in die Erscheinung getreten waren ,
beseitigt wurden . Wir wissen , daß es bei dieser Wahl gelang� in
Berlin 6 und Hannover 1 Mandat zu erringen . Es saßen aller -
dings in beiden hinter uns liegenden Sessionen niemals 7 Sozial -
demokoaten im preußischen Landtag , weil Genosse Liebknecht
erst in den allerletzten Tagen der zweiten Session in die preußische
Freiheit zurückkehrte und zu jener Zeit von 6 Berliner Mandaten
bereits 4 kassiert waren . Diesen 6 bezw . 7 Sozialdemokraten
standen 212 Konservative und Freikonservakive , 65 National -
liberale , 164 Zentrumsleute , 36 Freisinnige gegenüber . Meine
Abficht , in dem schriftlichen Bericht dieser Zahl der Abgeordneten
auch die Zahlen der für die einzelnen Parteien abgegebenen Stim -
men gegenüber zu stellen , konnte ich damals nicht ausführen . Ich
habe mir die größte Mühe gegeben und an den verschiedensten
Stellen angefragt , aber überall eine verneinende Antwort be -
tommen . An einer Stelle wurde mir sogar gesagt , die Regierung
lege aus eine alsbaldige Veröffentlichung der Wahlstatiftik keinen
Wert . ( Hört ! hört ! ) Das hat sich ja nun in der Zwischenzeit ge -
ändert , und die Genossen wissen , daß , wenn es nach der Zahl der
Stimmen ginge , unsere Partei im preußischen �lbgeordnetenhause
nicht 7, sondern Ivb Memdöte haben müßte . ( Hört ! hört ! )

Wende ich mich nun zu dem eigentlichen Bericht , so hin ich
mir bewußt , daß dieser Bericht der preußischen Landtagsfraktion
neben dem Bericht der ReichstaaSfraktion verblaßt . Gegenüber
den Beratungen über die Verfassungskrise , über das persönliche
Regiment , über die ReichSfinaiizreform . über Heer , Marine und
Kolonien usiv . — alles Beratungsgegenstände , welche die ganze
Welt in Atem und Spannung erhielten — , erscheinen die Berichte ,
die wir zu geben haben , wenn ich die Wahlrechtsanträge aus -
nehme , als farblos , gleichgültig und mehr oder weniger UN-
interessant . Indessen , ich möchte glauben , sie sch e i n e n nur so.
Blickt man tiefer , so wird man finden , daß die Früchte , welche in

diesem und dem vorhergehenden Jahre am Baume der Reichsgesetz «
gebung zum schweren Schaden der Massen des deutschen Volkes reifen
konnten , eben ihre Wurzel haben in der sogenannten Voltsver -
tretung Preußens . Wenn die Konservativen im Reichstage
es wagen konnten , Fangball zu spielen mit den Interessen der
Masse des Volkes in wirtschaftlicher wie in politischer Beziehung ,
so doch nur deshalb , weil sie eben im Junkerparlament in Preußen
auf das festeste verankert sind , weil sie wissen , daß auch ihre Vor -
Herrschaft in Teutschland nicht erschüttert werden kann , solange
sie wie bisher in der Gesetzgebung und Verwaltung Preußens der

ausschlaggebende Machtfaktor sind . Wie eS ein Unding "ist , die

Finanzen der Einzelstaaten losgelöst von der Finanzgebarung des
Reichs zu betrachten — wie das zum Beispiel der preußische
Finanzmiuister im Abgeordnetenhause stets zu tun pflegt — . so
sind die Vorgänge im Reiche erst möglich und zu erklären durch die

Verhältnisse in Preußen . Ist also die Qualität der im preußischen
Landtag geleisteten Arbeit nach jeder Richtung schädlich für die
Masse des Volkes und in gleicher Weife wichtig für das Reich wie
für Preußen , so konnten wir uns über die Quantität der Arbeit ,
die dort geleistet wurde , nicht beklagen . Langeweile und Mangel
an Lesestoff haben wir wirklich nicht gehabt . In der Rede , mit der
der Finanzminister die B e s o l d u n g s o r d i> u n g einführte , be -

zeichnete er diesen ganzen Komplex von Gesetzen als oie größte
und umfangreichste Vorlage , die jemals da » preußische Parlament
beschäftigt habe . Dazu kamen « eben zMkMen üeiveren Äki -

setzen und vielen Tausenden von Petitionen noch die Beratungen
über den Etat und über so wichtige und umfangreiche Gesetze ,
wie das preußische Stempel st euerge setz und das Berg -
gesetz . Unsere Arbeiten wurden natürlich dadurch erheblich er -
schwert , daß wir nur über sechs Stimmen verfügten , während zur
Stellung von Anträgen 1ö, zur Einbringung von Interpellationen
30 Unterschriften notwendig sind . Wir mußten daher meist mir
Abänderungsanträgen zu gestellten Anträgen operieren , für die wir
die nötige Stimmenzahl besaßen . Die Gerechtigkeit gebietet es ,
anzuerkennen , daß man uns bei allen Beratungsgegenständen zum
Wort gelassen hat , allerdings nur in bedingter Weise . Wir er -
hielten von einer oder zwei Ausnahmen abgesehen , stets nach der
Stärke der Fraktionen als achte das Wort . Dann kam meist eine
zweite Garnitur von Rednern aus den großen Fraktionen , und
ioenn wir dann zur Abwehr der gegen uns gerichteten Angriffe
zum zweiten Male das Wort verlangten , sauste die Guillotine herav
und das Wort wurde uns abgeschnitten . Eine oder
zwei Ausnahmen sind allerdings auch von dieser Uebung zu
verzeichnen .

Ueber die einzelnen Beratungsgegenstände habe ich im Ein -
Verständnis mit dem Vorstande der Landeskommission einen ziem -
lich umfangreichen Bericht erstattet , der gedruckt vorliegt . Ich will
mich daher auf eine zusammenfassende Darstellung und auf die
Hervorhebung einzelner , mir besonders wichtig erscheinender
Punkte beschränken . Die Verhandlungen standen ja noch unter
der Herrschaft des Blocks . Wäre es nicht so kläglich , so
wäre es amüsant gewesen , zu sehen , wie die freisinnigen
Herren sich drehten und wendeten , um nur ja bei den starken
Blockbrüdern der Rechten nicht anzustoßen und doch nicht alle frei -
sinnigen Allüren vollkommen über Bord zu werfen . Einige der

Herren taten allerdings das letztere skrupellos . Herr Fischbeck
zum Beispiel wird die glorreiche Erinnerung an die kurze Block -
Herrlichkeit bewahren , daß keinem konservativen Redner jemals
von der Rechten auch nur annähernd so zugejubelt worden ist wie
ihm , dem Führer der freisinnigen Volkspartei . ( Hörtl hört ! ) So
wichtig in der Zahl der Beratungsgegenstände für jeden Sozial -
demokraten natürlich die W- ahlrechtsanträge sind , so
scheide ich sie hier doch vollkommen aus , lveil alles , was darüber

gesagt werden muß , besser bei dem betreffenden Punkte der Tages -
ordnnng gesagt wird . Auch über den zweiten Absatz des schrift -
lichen Berichts über die Kassierung der vier Berliner
Mandate kann ich kurz hinweggehen . Diese Dinge sind ja bei
den stattgefundenen Ersatzwahlen sehr ausführlich in unserer
Tagespreffe behandelt worden . Ich möchte nur auch meinerseits
dem allerlebhaftesten Bedauern darüber Ausdruck geben , daß es

trotz der erheblichen Zunahme der Stimmenzahl nicht gelungen ist ,
den 12. Berliner Landtagswahlkreis Moabit zu behaupten , und

daß Genosse Adolf Hofsmann nicht mehr Mitglied unserer
kleinen Landtagssraftion ist . Niemand kann das mehr bedauern ,
als gerade wir paar Mann . Den freisinnigen Streich kann ich
nicht treffender charakterisieren , als mit den Worten des weitest
verbreiteten liberalen Organs , welches diese , gegen uns gerichtete
freisinnige Aktion bezeichnet hgt als einen Akt des schlimmsten
parlamentarischen Terros , der zemals in einem Parlamente gegen
eme kleine Minorität verübt worden ist . ( Sehr richtig I)

Unsere aus Anlaß der Festungshaft des Genossen Lieb -

knecht gestallten Anträge , de » Artikel 84 der preußischen Wer -

fassung dahin zu erweitern , daß kein Mitglied einer Kammer ohne
deren Genehmigung während der Sitzungsperiode zum Zwecke der

Strafvollstreckung verhaftet werden kann , sowie daß jede Strafhast
eines Mitgliedes für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben
werden muß , wenn die Kammer das verlangt , wurden glatt abge -
lehnt , nachdem ihnen die Ehre einer längeren Beratung erwiesen
war . Etwas derartiges wäre wohl in keinem anderen Parlameni
der Welt möglich gewesen . ( Sehr richtig ! ) Nur ein deutsches ,
vor allem «ein preußisches Parlament bringt es fertig , mit über -
wältigender Mehrheit auch den Versuch abzuweisen , gegenüber den

Verwaltungsorganen des Staates seine ohnehin so winzigen Rechte
etwas zu erweitern . Der innere Grund dafür liegt klar zutage .
Nicht nur wird jede aus Grund eines so elenden Wahlrechts zu -
stände gekommene Volksvertretung es ablehnen , die Rechte und

Privilegien deS Volkes zu vergrößern , sondern bei uns kommt noch
hinzu , daß den einflußreichsten Teil der Volksvertretung eine

große Zahl von Bureau traten in hohen Stellungen
bildet , und diese lehnen es natürlich a limine ab , auch nur ein
Tipfelchen ihrer Machtbefugnis an eine Volksvertretung abzugeben ,
auch wenn in ihr der C h o r der L a n d r ä t e die ausschlug -
gebende Stellung inne hat , weil sie klug genug sind , zu wisse, : .
daß es schließlich auch einmal anders kommen wird . Der groß -
Komplex der

Besoldungssteuervorlage

hat uns natürlich in umfassender Weise beschäftigt . Wir sind
gegen diese Beamtenbesoldungsordnung von vornherein scharf vor -

gegangen , weil dabei nach dem Prinzip verfahren wurde , daß
denen , die haben , mit reicher Hand gegeben wird , während die

Aufbesserung der unteren und unter st en Ka -

tegorie » der Beamten geringfügig war . Liest man
oberflächlich über die Gesetze hin . so erfährt man . daß die pro -
zentuale Änfbesserung der unteren Beamtenkategorien eine höhere
ist , als die der mittleren und oberen . Sobald man aber an die
Stelle der Prozentberechnung die nackten konkreten Zahlen setzt .
findet man sofort , daß bei den hohen Gehältern eine Aufbesserung
um 7' ch oder 10 Proz . etwas ganz anderes bedeutet als bei dr . i

untersten eine solche um 15 oder gar 20 Proz . Die ganzen Aus -
besserungen der unteren Klaffen reichen inklusive des Wohnungs -
geldzuschusses nicht nur nicht aus , den betreffenden Beamten eine

gegen die Zeit vor wenigen Jahren verbesserte Lebenshaltung zu
gewähren , sondern sie genügen noch nicht einmal , die kolossal ver -
teuerte Lebenshaltniig wettzumachen . Diese Verteuerung
der Lebenshaltung ist ja eine direkte Folge der Wirt -

schaftspolitik des Reiches , welche darauf ausgeht , die

Junker auf Kosten der Massen zu bereichern . Bei dieser Sachlage
bekam es ein Junker im Landtag fertig , zum Schaden noch den
Spott zu fügen . Er führte aus , daß er ans diesem Akt weit -

gehender Fürsorge für die Beamten das Recht herleite , Worte

ernsthafter Mahnung an die Beamten zu richten und sie zu warnen ,
die Treue gegen den Staat , die bei dem preußischen Beamten

historisch und traditionell ist , etwa abhängig zu machen von der
Magenfrage . Ein solches Wort von einem Junker gegenüber den
unteren Beamten ist wirklich die schärfste Satire , die man sich
denken kann . ( Sehr richtig ! )

In materieller Hinsicht haben wir zugunsten der un »
teren Beamten zahlreiche Anträge gestellt , aber nur

geringe Erfolge erzielt . Man sagte uns stets , wir würden

gern weitergehen , aber es ist kein Geld vorhanden . Den wirklichen
Grund , warum die unteren Beamten nicht aufgebessert werden ,

ließ ein Abgeordneter durchblicken , es könnte nämlich sonst die

Begehrlichkeit der Arbeiter erweckt werden , aus deren

Kreisen die unteren Beamten sich rekrutieren . Für die Gen -

darmerie , für die Geistlichen , für die Oberförster und derartige
Kategorien von �Beamten war immer reichlich Geld vorhanden .
Auch die mittleren Beamten sind reichlich gut weggekommen . Ein

Zentrumsmann plauderte wider Willen den Grund dafür aus :
Man müsse sie ausreichend stellen , damit sie ihrerseits die ihnen
unterstellten Arbeiter auf guten Bahnen erhalten könnten . ( Hörtl
hört ! ) Wegen unserer weitergehenden Anträge mußten wir uns
die heftigsten Angriffe im Plenum gefallen lasse ». Das seien
Utopien , sagte man , und Anträge , die nur wegen der agitatorischen
Wirkung gestellt seien . Dabei hatten wir uns die bayerische
neue Besoldungsordnung zum Muster genommen , in -
dem wir voraussetzten , was das verhältnismäßig arme Bayern

seinen Beamten zahle , müßte auch Preußen zahlen können . Auch

zeigten die Verhandlungen , die bald darauf im Reichstag statt -

fanden , daß die �konservative », wenn es ihnen in den Kram paßt ,

auch anders kpnnen . Während nämlich die Junker im Landtag

mit seinem Dreiklassenwahlrecht und dem Terror der öffentliche »
Stimmabgabe sich vollkommen ablehnend verhielten und die preg -



ßische Regierung sogar aufforderten , dafür zu sorgen , daß man

im Reiche nicht über die preußischen Sätze hinausginge , erklärten

die Konservativen im Reichstag mit seinem demokratischen Wahl -

recht , die in Preußen beschlossenen Sätze seien viel zu nie -

d r i g und man müsse darüber hinausgehen . Es schien auch , daß
die Verhandlungen im Reichstag und Landtag über diese Besol -

dungsordnungen in gewisser Beziehung aufilärend aus die Be -

amten gewirkt haben . Auf dem Beamtentage im Frühjahr dieses

Jahres würde wenigstens eine Sprache geführt , wie man sie bis

dahin in Preußen von Beamten noch nicht gehört hatte , eine

Sprache , die genügte , um das Junkerparlament , das Herrenhaus
und die Regierung in Wut und Erregung zu versetzen . In kurzer

Zeit wird sich ja zeigen , ob die daraufhin verfügten Maßregeln
den von der Regierung erhofften Erfolg haben werden oder ob

sie die entgegengesetzte Wirkung erzielen werden . Sehr viel Hoff -

nung ist ja auf die Beamten nicht zu setzen . Die Kampfesstim -

mung vom Sommer scheint schon verraucht zu sein . Auf der

Versammlung des Bundes der festbesoldeten Beamten hielt das

Referat ein fre » . sinniger Volksschullehrer , und dieser
machte in so widerlv artiger und ekelhafter Weise
in Hurrapatriotismus , daß man wohl glauben kann , die

Regierung wird auch weiterhin ihre Peitsche über den Bund der

Festbesoldeten schwingen . Uns wird diese Kriecherei und Streberei

nicht beirren . Wir werden auch weiter für die unteren Beamten
das fordern , was ihnen nach unserer Auffassung gebührt .

Anders als bei den Beamtenbesoldungen konnten wir uns
bei dem

LehrerbeseldungSgesch

stellen . Zwar wurden die schon lange erhobenen berechtigten Forde -
rungen der Lehrer auch durch dieses neue Gesetz nicht erfüllt . Die

Lehrer an den höheren Schulen forderten seit langem die Gleich -
stellung mit den Regicrungsräten , die Volksschullehrer die Gleich -
stellung mit den Rcgierungssekretären . Die erste Forderung wurde

erfüllt , die zweite angeblich loegen Mangels an Mitteln glatt
zurückgewiesen . Immerhin ist kein Zweifel , daß den Lehrern er -

hebliche materielle Aufbesserungen zuteil geworden sind . Die Hoff -
nung der bürgerlichen Parteien , daß damit die Landflucht der

Lehrer endgültig beseitigt wird , wird natürlich zuschanden
werden . Für diese Landflucht sind nicht nur die elenden Gehälter ,
sondern noch eine Reihe anderer Punkte maßgebend : die un -

bequemen Lebensverhältnisse , die gedrückte gesellschaftliche Stellung ,
die erschwerte Fortbildung , die Unmöglichkeit , den Kindern eine ge -
nügends Erziehung zu geben , die erbärmlichen Wohnungen , die

erbärmlichen Schulräume , die Uederlastung infolge der hohen
Klassenfrequenz , die unwürdige Nebenarbeit mit Küsterdiensten , die
drückende Kontrolle durch die geistliche Schulaufsicht . Unser Redner

benutzte die Gelegenheit , um eine vernichtende Kritik an den

preußischen Schulzuständen zu üben . Er zeigte wie das Volks -

schulwesen Jahrzehnte hindurch das AswcnbrSdcl der staatliche »

Verwaltung gewesen , er zeigte , wie die staatlichen Organe den

großen Gemeinden bei ihrem Vorwärtsstreben auf Grund geradezu
mittelalterlicher Institutionen und Verordnungen in den Arm

fallen . Und wie dieselben staatlichen Organe taub und blind sind

gegen die Zustände auf dem Lande und dort Dinge geschehen lassen ,
die man im ÜO. Jahrhundert nicht für möglich halten sollte .

An der Hand der neuesten Schulstatistik wurden diese Be -

hauptungen von unseren Rednern im einzelnen ziffernmäßig be -

legt und dann unsere programmatischen Forderungen aufgestellt
und begründet .

Hatten die bürgerlichen Parteien bei dem Beamten - und

Lehrerbesoldungsgesetz nach den Darlegungen ihrer Wortführer
blutenden Herzens und tränenden Auges ihren Vewittigungseifer
zügeln müssen , weil keine weiteren Mittel vorhanden seien , so
standen auf einmal Mittel in Hülle und Fülle zur Verfügung ,
als das

Pfarrerbcsoldungsgesetz

auf die Tagesordnung gesetzt wurde . Alle bürgerlichen Parteien
twhincn das Gesetz im ganzen wie in seinen Einzelbestiinmungen
günstig aus , während tvir es vriiizipiell ablehnten ,
öffentliche Mitte ! für die Zwecke oer Religion und der Kirche zu
verwenden . Diese Ablehnung geschieht auch im Interesse der Kirche

selbst , denn die Zuschüsse des Staates bringen die Kirche natur -

gemäß in ein Abhängigkeitsverhältnis vom Staat ,
und dadurch wird die von ihr gepredigte Religion zu einer Religion
der Herrschenden und Besitzenden , zu einer Unlcrdrlläerin der Be -
sitzlosen und Elende » . Unser Redner führte weiter aus , daß selbst ,
wer prinzipiell auf einem anderen Standpunkt stände alö wir , nicht
ohne weiteres viele , viele Millionen für die Pfarrerbesoldung be -

willigen dürfe , fondern daß mindestens vorher cine Statistik auf -
genommen tverdcn müßte , um zu sehen , ob die Kirche nicht aus

eigenem Vermögen zahlen könne , und auch eine Statistik über das ,
was die Pfarrer an Gehalt und Nebcnbezügen schon jetzt be -
kommen . Es bedarf keiner näheren Darlegung , daß in dem vcr -
muckerten preußischen Junkerparlament weder unsere grundsätz -
lichen Bedenken , noch unsere Stellung im einzelnen auf fruchtbaren
Boden fielen . Ja , man leistete sich einen G e wa l t st r e i ch , in -
dem der Präsident zur Verblüffung aller Unbefangenen unserem
Redner einen dreimaligen Ordnungsruf erteilte und ihm dann
auf Befragung des Hauses das Wort entzog . In der folgenden
Sitzung kam es zu einer stürmischen Eeschäftsordnnngsdebatte , als
wir verlangten , daß unser Einspruch gegen diese Ordnungsrufe
nicht als erster , sondern als letzter Punkt der Tagesordnung per -
handelt werden solle , damit an der Hand des amtlichen Steno -
gramms die Mitglieder des HauseS sich über die Berechtigung der
Ordnungsrufe informieren könnten ; aber selbst die Erfüllung dieser
einfachen Anstandspflickit wurde aligclehiit . Als dann bei der zweiten
Lesung des Pfarrerbesoldungsgesetzes unserem Redner das Wort
mit der ausdrücklichen Begründung nicht gegeben wurde , daß man
nicht wieder eine Rede bören wolle wie in der ersten Lesung , wurde
den Herren eine so deutliche Antwort zuteil , daß sie es vorzogen ,
die Dinge nicht auf die Spitze zu treiben und unserem Fraktions -
rcdner bei der dritten Lesung alles sagen zu lassen , was zu der
Borlage zu sagen war .

Tie hier kurz behandelten Gesetze erforderten insgesamt einen
Mehraufwand von 126 Millionen . Der Finanzminister
erklärte es für ganz unmöglich , diese - mit den bisherigen Einnahmen
zu bestreiten : für wenigstens 50 Millionen müßten

neue Tccknngsmittel

geschaffen werden . Tie verbleibenden 77 Millionen werde er suchen
durch größte Sparsamkeit auf allen Gebieten der Verwaltung , durch
die natürlich steigenden Erträge der Einkominensteucr und die
Ueberschüsse der Forsten herauszuwirtschaften . Zur Beschaffung der
55 Millionen sollten drei Mittel dienen : 22 Millionen sollten durch
eine organische Aendcrung des Einkommensteuergesetzes ,
1v Millionen durch eine prozentuale Erhöhung der E r g ä n -
z u n g s st e u e r , 22 Millionen durch ein neues Gesellschaft s -
fteuergesetz einkommen . Das Gesellschaftsstenergesetz wurde
sofort in der ersten Sitzung der Kominission auf Betreiben der
Nationalliberalen rbgelehnt . Für den Grundgedanken dieses Ge -
sctzes stimmten seltsamerweise nur die Kouservativen und die
Sozialdemokraten . Die Ergänziingssteuer , die bekanntlich bisher
% pro Mille betrug , wurde durchgängig um 25 Proz . erhöht ; unsere
weitergehenden Anträge wurden sämtlich abgelehnt . Dagegen wurde
eine agrarische Aenderung am Gesetze vorgenommen , ob -
wohl der Finnnzminister sie im Interesse seiner Einnahmen aufs
lebhafteste bekämpfte . Zum Einkommenstenergesetz schlug die Re -
gierung vor , den bestehenden Tarif für alle Einkommen über 7000
Mark zu erhöhen , so daß bei mehr als 100 000 M. der Höchstsatz von
5 Proz . statt bisher von 4 Proz . erreicht würde . Tie kleinen Ein »
kommen sollten nicht mehr belastet , sondern durch eine erhebliche
Erweiterung des Kinderprivilegs entlastet werden . Wir benutzten
diese Gelegenheit , um gleich bei der ersten Beratung eine ganze
Reihe neuer Abänderungen in Anregung zu bringen . Im
Jahre 1803 war das steuerliche Existenzminimum auf 000 M. fest -
gesetzt worden . Mochte das damals allenfalls noch genügen , so ist
eS heute längst überholt und sollte auf 1500 oder mindesten ? 1200
Mark erhöht werden . Weiter beantragten wir die Aufhebung des

8 23 des Einkommensteuergesetzes , der den Arbeitgeber zwingt , den

Verdienst seiner Arbeiter der Steuerbehörde mitzuteilen ; dadurch
werden Arbeiter in zahlreichen Fällen viel zu hoch ver -

anlagt , da sie ja gar nicht in der Lage sind , gesetzliche Abzüge
geltend zu machen . Auch die Ausdehnung des Kinder -

Privilegs ging uns nicht weit genug ; außerdem sollten die aus
Grund dieses Privilegs gemährten Ermäßigungen bei der Auf -
stellung der Wählerlisten außer Betracht bleibe ». Die Kommission
hat einige unserer Anregungen zur Durchführung gebracht ; das

Kinderprivileg wurde bis zu einem Einkommen von 6500 M. in der

Weise gewährt , daß für je zwei Kinder eine Steuerstufe in Abzug
gelangen kann . Auf der anderen Seite hat die Kommission die Be -
schlüsse der Regierungsvorlage in ihr Gegenteil verkehrt .

Schon in der ersten Lesung hatten sich die Konservativen gegen
die Bestimmung der Regierungsvorlage gewandt , daß die Zuschläge
erst bei 7000 Ä. beginnen sollten ; dadurch werde dem ungesunden
Geist unter de » preußischen Arbeitern Vorschub geleistet , daß sie
nur noch Rechte und gar keine Pflichten mehr hätten . ( Große
Heiterkeit . ) Demgegenüber führte der freisinnige Redner
Dr . Wiemer aus , daß es seinen Freunden sehr fraglich sei , ob
7500 M. schon die mindeste Grenze seien , man könne vielleicht noch
höher hinausgehen ; gegen jede Herabsetzung ivürden seine Freunde
sich auf das schroffste ivehrcn . Gleichwohl beschloß die Koin -

Mission aus konservativen Antrag alle Einkommen über 1200 M.
mit Zuschlägen zu belasten . Der konservative Antrag war von
seinem Standpunkt aus ganz konsequent , aber in der Kommission
stimmten auch sämtliche Freisinnige für diesen
Antrag . ( Hört ! hört ! ) Wegen dieser Haltung entstand in der

Presse , die man noch als liberal bezeichnen kann , ein ziemlich
starker Sturm des Unwillens , darum beantragten die Frei -
sinnigen , alle Einkommen unter 3000 M. freizulassen , aber jetzt
gingen die Konservativen mit Hohnlachen über diesen Antrag hin -
weg . Zu den neuen ungeheuerlichen indirekten Steuern des Reiches
sind also in Preußen auch alle Einkommen über 1200 M. mit neuen
dircktcu Zuschlägen belastet worden . Der nachträgliche Versuch der

Freisinnigen , den Zwiespalt zwischen ihren großen Worten und

ihren Taten in der Kommission durch den Hinlveis auf das Kinder -

Privileg zu rechtfertigen , mutz schon daran kläglich scheitern ,
daß der Abg . Dr . Wiemer in der ersten Lesung erklärte , daß
selbst unter der Voraussetzung der Regierungsvorlage — Zuschläge
erst von 7000 M. an — das Kinderprivileg noch nicht weit genug
gehe , ganz abgesehen davon , daß ja nicht alle kleinen Zensiten
Kinder haben . Aber es war damals noch die Zeit des Blocks . Bei
der Wahlrechtsdebatte hatte der Konservative Freiherr v. Richt -
hosen den Freisinnigen freilich bereits gekündigt uizd das Zen¬
trum seiner unabänderlichen Liebe versichert . Ten Freisinnigen
lag alles daran , die Liebe der Jnnker wiederzugewinnen , und

dicsem Streben haben sie skrupellos die Interesse » der Besitzlosen
untergeordnet . Ihre Bemühungen blieben auch nicht ohne Erfolg ,
denn für ihr Verhalten in den Steucrfragen bekamen sie die

Zensur la . In der Sitzung vom 10. Februar 1900 spendete der
konservative Wortführer , Herr von Hennigs - Techlin , den

Freisinnigen folgendes Lob :
„ Ich glaube sagen zu können , daß gerade dieser Winter

gezeigt hat , wie gutes , fleißiges Zusammenarbeiten die Parteien
näher bringt . Wir haben uns alle Mühe gegeben . Der Dank
gebührt aber anderen Parteien mehr als uns , weil die Schmie -
rigkeitcn an anderer Stelle , wie ich offen anerkennen möchte ,
noch größer waren als bei uns . Also gerade der anderen Seite
kann ich nur unseren Dank dafür sagen , daß sie so großes
Entgegenkommen gezeigt hat . "

Hier ist also ganz offen von konservativer Seite zugegeben ,
daß das Blockverhältnis darin bestand , daß die
Konsepvativcn ihre Forderungen stellten und
die Freisinnigen Ja und Amen dazu sagten .

Durch die Ablehnung der Gesellschaftssteuer kamen von den
veranschlaglen Einnahmen 22 Millionen in Wegfall . Der Landtag
ersuchte die Regierung , durch Erhöhung einzelner geeigneter Post -
tionen des Stempel st euertarifs den Ausfall zu decken , und
sie kam diesem Ersuchen mit großer Beschleunigung nach . Alle
Rechtshandlungen des bürgerlichen Lebens wurden mit einem er -
hcblich höheren Stempel belegt und in erheblicher prinzipieller Ab -
lveichnng vom geltenden Recht nicht nur schriftliche , sondern auch
mündliche Verträge , z. B. Mietsverträge , besteuert . Ausnahmen
von den Erhöhungen wurden überall nur da gemacht , wo die In -
teressen der Großgrundbesitzer in Frage kamen . Die
agrarische Brutalität war so offenherzig , wie ryan es
selbst in Preußen nicht alle Tage erlebt . Während die kleinste
Wohnung des Armen mit einem sehr erheblich erhöhten Stempel
besteuert wurde , blieben alle , auch die allergrößten landwirtschaft -
liehen Pachtungen bei dem außerordentlich niedrigen Satze von
ein Zehntel Prozent . Zur Begründung heißt es in den Motiven
einfach , daß eine stärkere steuerliche Belastung der Pachtverträge
sich durch die Rücksicht auf die tvenig leistungsfähigen Pächter
kleiner und kleinster Grundstücke verbiete . Daß es auch sehr potente
Pächter großer Güter gibt , ist eine Tatsache , die die Regierung
mit dem Schleier der christlichen Nächstenliebe verdeckt . Dazu
kommt die geradezu unglaubliche Tatsache , daß der Fi -
d e i k o m m i ß st e m p e l in der Regierungsvorlage überhaupt
nicht erwähnt wird . Als seine Erhöhung in der Kommission
angeregt wurde , widersprachen dem sofort Regierung und Konser «
bative aufs schroffste . Es würde dadurch , meinten sie , i » so viele
und schwerwiegende Gebiete übergegriffen werden , daß es voll -
kommen ausgeschlossen sei , die Frage so nebenbei zu lösen . Auf
allen anderen Gebieten des gewerblichen Lebens hat man solche
Rücksicht nicht gekannt , da tauchten in der Kommission und im
Plenum fortwährend neue Stempclsteuervorschläg - » nd Erhöhungen
bestehender Stempelsteuern aus , die vielfach so überstürzt und über -
hastet gemacht Wurde » , daß in zahlreichen Fällen die Antragsteller
selbst schon während der Beratung ihre Anträge zurückziehen oder
ändern mußten , weil sie sich als gänzlich undurchführbar heraus -
stellten .

Ewig schade für die Beurteilung preußischer Verhältnisse ist cS.
daß die Verhandlungen der Kominission über die

Jagdpachtverträge

nicht stenographisch aufgenommen und veröffentlicht worden sind .
Wenn irgeudötwas in der Welt eine Luxusausgabe ist , so ist es
doch wohl die Pachtung von Jagden . Und selbst die konservativ -
reaktionär - agransche Regierung Preußens hatte deshalb auf solche
Verträge einen Stempel von 10 Proz . vorgeschlagen . Die Beratung
über diese Position aber wurde vertagt aus dem Grunde , weil
Jagdfragen Fragen so aufregender Natur seien , daß man ohne
zwingendste Gründe an die Beratung nicht herangehen dürfe .
( Große Heiterkeit . ) Man solle daher abwarten , ob es nicht ge -
lingen wurde , die benötigten Millionen noch aus den übrigen Posi -
tionen des Tarifs herauszuquetschen . Als man aber schließlich
doch an diesen Stempel herangehen mußte , da wurde in der Kam -
Mission der von der Regierung vorgeschlagene Stempel von 10 Proz .
um nicht weniger als um das Zwanzigfache er -
mäßigt und auf l-h Proz . herabgesetzt . ( Lebhafte Eni -
rüstungsrufe . ) Während man die Steuer auf alle Lustbarkeiten ,
die nur irgendwie für die Masse des Volkes in Frage kommen , ohne
mit der Wimper zu zucken , um ein Vielfaches erhöhte , wurde alles
getan , um das Vergnügen der Großgrundbesitzer stempelfrei zu
lassen . Es bedarf nicht der Erwähnung , daß wir unS allen solchen
Beschlüssen auf das schärfste widersetzten . Unsere prinzipielle
Stellung wurde von unserem Redner dahin präzisiert , daß wir alle
Steuern auf Handel und Gewerbe , insbesondere auf Verbrauchs -
gegenstände für schädlich halten und nur für direkte progressive
Einkommen - und Vermögenssteuern eintreten . Wenn wir zu eint -

gen Steuern einmal eine andere Haltung einnehmen sollen , so
könnte dies nur geschehen , wenn dafür Zug um Zug andere die
breiten Massen des Volkes drückende Stuern ermäßigt
würden . Wenn z. B. durch unsere Zustimmung zur Erhöhung des

FidcikommihstempalS das steuerliche Existenzminimum von 000 auf
1200 M. heraufgesetzt werden löuutc , dann würde unsere Stellung
in den einzelnen Fragen eine andere gewesen sein , als es der
Fall war .

Von allen übrigen zur Beratung gelangten Gesetzen ragt
nun das

Berggesetz

an Wichtigkeit weit heraus . Ich habe versucht , in dem schriftlichen
Bericht die einzelnen Phasen dieser über viele Monate sich er -

streckenden Beratungen genauer darzulegen und beschränke mich
deshalb hier auf wenige Bemerkungen . Die Novelle ist , wie vom

Minister direkt zugegeben wurde , die unmittelbare Folge der

Kritik , die im Reichstag und Landtag aus Anlaß des furchtbaren
Radboder Grubenunglücks an den Bergiverkverhält -

nissen in Preußen geübt wurde . Der Minister hatte sich so beeilt ,

diese Kritik zu gesetzgeberischen Niederschlägen zu bringen , um da -

durch das Verlangen im Neickstage und das Verlangen der Berg -
arbeiter , die ganzen bergbaulichen Verhältnisse der Landes »

gesetzgebung zu entziehen , unmöglich zu machen . In
dem Berggesetz , das aus drei Teilen besteht , ist der zweite , der die

Beteiligung der Arbeiter am Unfallverhütungsdienst regelt , weit -
aus der wichtigste .

In der Novelle war die Beteiligung der Arbeiter an diesem
Dienst nicht etwa direkt borgesehen , derart , daß Arbeiter -
kontrolleure eingestellt werden sollten . Der Minister er -
klärte , daran würde kein preußischer Minister jemals denken , daß
man Arbeitern staatliche Hoheitsrechte gewähren könne . Die Be -

teiligung solle vielmehr derart vor sich gehen , daß man nach dem
Muster der staatlichen Betriebe an der Saar sogenannte Sicher »
heitsmänner einstell «. In seiner Kritik zeigte unser Redner ,
aus welchen Gründen die Bergarbeiter Bedenken haben gegen die
Beamten , die ihre Rechte wahrnehmen und sie bezüglich ihres
Lebens und ihrer Gesundheit schützen sollen . Er zeigte , daß die
Arbeiter von der preußischen Landesgesetzgebung nichts Gutes er -
warten , und warnte die Regierung und die bürgerlichen Parteien
in eindringlicher Weise , nicht noch mehr Zündstoff in die Kreise
der Bergarbeiter hineinzutragen . Wenn es bisher gelungen sei ,
die Ruhe aufrechtzuerhalten , so hätten die bürgerlichen Parteien
dies den Organisationen der Bergarbeiter zu
danken , die sich unaufhörlich nach dieser Richtung hin bemühen .
Diese Tätigkeit würde aber von Tag zu Tag erschwert durch das
Verhalten der Bergherren . Die Verachtung der Arbeiter als

Menschen , die Brutalität und der Hohn des Bergherrnkapitals
wirkt derart aufreizend , daß schließlich selbst die Geduldigsten zur
Empörung getrieben werden müßten . Da grundsätzliche Aende -

rungen nicht zu erreichen waren , ging das Bestreben unserer Frak -
tion dahin , die Rechte der Arbeiteransschüsse und der Sicherheits -
männer gegenüber der Vorlage zu erweitern und sie nicht ganz ab -
hängig von der Willkür der Zechenverwaltung zu machen . Zu
diesem Behufs stellten wir im Plenum und in der Kommisston cine
große Reihe von Anträgen , die alle abgelehnt wurden , trotzdem wir
sie stützen konnten auf Beschlüsse aller Bergarbeiterorganisationen
und auf Beschlüsse , die aus dem Kongreß der Bergarbeiter ein -
stimmig angenommen « worden waren . Man ging soweit , die
Institution der Sicherheitsmänner der Disziplin der Bergverwal -
lung zu unterstellen . Selbst der durchaus reaktionäre Professor
der Nationalökonomie , der bekannt « Herr Schmoller , oder wie
er jetzt heißt Herr von Schmoller , mutzte , als die Vorlage im
Herrenhaus als eine Blume auf dem liberalen Wege bezeichnet
wurde , welchen die königlich preußische Regierung jetzt wandle , zu -
geben , daß die Vorlage zugunsten der Wcrtbcsitzer mit derartigen
Mahregeln belastet sei , daß man sagen müsse , die Vorlage sei von
lauter Sicherheitsmünnern der Grubenherren gemacht . ( Heiter -
keit . ) Nach der ersten Lesung der Novelle hatte im „ Hotel Adlon "
eine Zusammenkunft der Bergherren stattgefunden ,
um die geringen Verbesserungen illusorisch zu machen oder sie in
cine weiße Salbe umzuwandeln , die zwar nichts nützt , aber so aus -
sieht , als sollte etwas zugunsten der Arbeiter geschehen . Ein Exem -
plar des Protokolls der Verhandlungen war der „ Bergarbeiter -
zeitung " auf den Tisch geflogen und so konnte unser Rcdner im

Abgeordnetenhaus zeigen , mit wie : ausgesuchtem Hohn die Herren
jeden Minister behandeln , der nicht so tanzt , wie die Herren
pfeifen . Herr Uthemann gab ein Rezept für die Behandlung
nicht ganz williger preußischer Minister . Er mußte es ja genau
wissen , denn er war , ehe er in den Dienst der Bergherren trat .
selbst jahrelang vortragender Rat im preußischen Arbeitsministe -
rium gewesen . Oder , wie er selbst sich ironisch ausdrückte : Sie
wissen ja , ich bin selbst bei der Firm « da tätig gewesen . Durch
dieses Protokoll wird auch für das blödeste Auge die Tatsache er -
wiesen , die schon vor einer Reihe von Jahren ein Flugblatt eines
christlichen Gewerkvereins ausgesprochen hatte :

„ Im Preußischcu Landtage ist tu wirtschaftlichen Dingen
nicht die Regierung , sondern eine Handvoll Grubenbesitzer im
Ruhrrevier maßgebend . Wer noch etwas vom Preußischen Land -
tag in Bergwerksdingen erwartet , ist unheilbar verrückt . "

Der damalige Handelsminister Delbrück hatte nach seinen
eigenen Worten die Borlage eingebracht , um den Weg zur Seele
der Arbeiter zu finden . In jener Versammlung im „ Hotel Adlon "
höhnten die Herren über eine solche Rede . Einer meinte , derartiges
käme gleich direkt hinter dem Gesundbeten . ( Lebhafte Eni -
rüstungsrufe . ) Selbst so kalten Bureaukraten , wie es die Mehrzahl
der preußischen Minister ist , mutz es klar geworden sein , daß die
preußische Regierung mit ihrer vollkommenen Unter -
ordnung unter die Gebote des Bergwerkskapitals weiter denn
je von derSeele der Bergarbeiter entfernt ist . ( Leb -
haster Beifall . ) — Wenn ich mich jetzt nun noch kurz zu den

Etatsberatungen

wende , muß ich auch da auf die Ihnen zugegangene gedruckte Vor -
läge verweisen . ES liegt in der Natur der Sache , daß die bürger -
lichen Parteien nur Einzelvorgänge in zustimmendem oder ab -
lehnendem Sinne in den Bereich ihrer Betrachtungen ziehen , da
sie ja alle das Staatswesen stützen und tragen und alle für die
Gesetzgebung mehr oder minder mitverantwortlich sind . Demgegen -
über kam es uns darauf an , in diesen Verhandlungen , in denen
zum ersten Male Sozialdemokraten das Wort ergreifen konnten ,
grundsätzliche Kritik an der Verwaltung und Gesetz -
gebung zu üben . Und an Stoff dazu hatten wir wahrlich keinen
Mangel . Die politische Vorherrschaft einer kleinen , aus etwa
100 Familien bestehenden Kaste , die ökonomisch in unserem Staats -
Wesen nichts mehr bedeutet , die vollständige Botmäßigkeit der
Regierung unter diese Kaste , die es verstanden hat , alle wichtigen
Stellen ini Staat mit ihren Angehörigen zu besetzen , die Stellung
des Bürgertums , das nach seiner Lage und seinen Zielen ein
Gegner dieses Kleinadels sein sollte , in diesem Kampf aber mit
dem Erwachen und Erstarken der Arbeiterbewegung erlahmte und
versagte , bis es die Junker heute für cine Prätorianer »
g a r o e hält , hinter deren Rücken es Schutz vor der Ar -
beiterklasse findet , hat bei uns eine Gesetzgebung und Ver -
waltuiiß ausschließlich zugunsten der Junker er .
m ö g l l ch t . die den Wünschen und Interesse » der Bevölkerung
brutal widerstrebt ; das zog sich wie ein roter Fadcn durch unsere
Kritik bei den einzelnen Besprechungen des Etats . Welcher Zweig
der Verwaltung für unsere Kritik die breiteste Angriffsfläche
bietet , ist schwer zu sagen . Immerhin möchte ich meinen , daß die
Ministerien des Innern und des Kultus die s ch I i in m st e n sind .
Im Ministerium des Innern verkörpert sich jener preußische Polt -
zeigeist , der uns den anderen Staaten lächerlich und verächtlich
gemacht hat . Die Lnndröte sind der Fels , auf dem die konser -
vativ - agrarische Macht i » Preußen ruhst Und solange das Land »
ratstum mit seiner jetzigen Machtvollkommenheit erhalten bleibt .
scheint jeder Versuch der Abschwächung des politischen Systems von
vornherein zur Unfruchtbarkeit verdammt . Die geplante Reform
der inneren Verwaltung will aber diese Machtvollkommenheit gar
nicht herabmindern , sondern noch weiter auSdrhnen . Dabei herrscht
der Landrat auf Grund der Krcisverfassung in seinem Kreise fast
unbeschränkt , da er nicht nur ein wichtiges Organ der allgemeinen
Landesverfassung ist , sonder » als Vorsitzender des KrciSans -
schusscs auch Leiter aller kommunalen Aufgaben des Kreises . Als
Vorsitzender des Kreisansschusses ist er auch Verwaltungsrichter .
wenn der KreisauSschuß als Verwaltungsgericht erster Instanz



fungier ?. Und da die übrigen Mitglieder des KreiSauSschusses
nur Marionetten in der Hand des Landrats sind , so besteht bei
uns zu Beginn des 20. Jahrhunderts der geradezu unglaubliche
Zustand , dag man gegen den Landrat als Leiter des Kreises beim
Landrat als Verwaltungsrichter zu klagen hat . Was dabei heraus -
kommt , brauche ich nicht erst anzuführen . Des weiteren hatten
wir bei diesem Etat das Spitzelwesen und die preußische Aus -
wcisungspraxis , die schlechten Ergebnisse der Fürsorge usw . zu
besprechen . Zum hundertjährigen Jubiläum der Städte -
Ordnung verlangten wir eine Weiterführung der Städteord -
nung , um die Gemeinden auf die Basis der S e l b st v e r w a l -
t u n g zu stellen , denn nur auf dieser Grundlage können sie die
Interessen der breiten Massen wahrnehmen . Für den Antrag auf
Streichung des sogenannten Geheimfonds von 300 000 M. zu¬
gunsten der politischen Polizei in Berlin erhielten wir nur die
Stimmen der Polen . Früher einmal — lang , lang ist ' s her —
stellten auch die Freisinnigen solche Anträge ; das war zu
den Zeiten W a l d e ck s. Heute dagegen verloren sie zugunsten
dieses Antrags nicht ein Wort , sondern stimmten ihn mit den
übrigen Parteien als eine reaktionäre Masse nieder . Ferner
stellten wir in Anlehnung an einen Kommissionsbericht deS Reichs¬
tages einen Antrag , daß die Gewährung von Kranken -
unter st ützung nicht mehr als Armenunterstützung angesehen
werden soll . Nach langen Beratungen kam nur ein ganz allge -
mein gehaltener Antrag heraus , während man in anderen Staaten ,
so jetzt noch in Sachsen , einen solchen Antrag glatt angenommen
hat . Beim Knltusrtat verlangten wir vor allem die Trennung
des Untcrrichtswcsens von der Kultusvcrwaltung . Es ist unnötig
zu sagen , daß das Zentrum und die Konservativen , die Junker und
die Pfaffen , sich dem auf das schroffste widersetzten . Die unge -
heuerlichen Matzregelungen von Lehrern wurden von
uns zur Sprache gebracht . Einer hatte sich bereits deshalb des
Ansehens , das sein Amt erfordert , verlustig gemacht , weil er in
Frankfurt a. M. in einer Versammlung gesprochen hatte , in der
auch unser Genosse Q u a r ck als Redner ausgetreten war . Den
Genossen ist ja das Ausnahmegesetz bekannt , welches das
Kultusministerium erlassen hat , datz ein Sozialdemokrat nicht Mit -

§licd
einer Schuldcputation oder Schulkommission werden darf .

!n Ausübung dieser Verfügung ist nicht nur neugewählten Mit -
gliedern die Bestatigung versagt , sondern auch bei solchen ,
welche schon Jahre und Jahrzehnte hindurch Schulvorständen an -
gehört haben , und sich mit Eifer und Erfolg an den Arbeiten be -
teiligt hatten , ist die Bestätigung nachträglich zurück -
gezogen worden . Von einer Volksvertretung , die diesen Na -
men verdient , hätte man erwarten können , datz sie einmütig ein
solches Vorgehen der Regierung zurückweist , und es nicht nur für
das Recht , sondern für die Pflicht der sozialdemokratischen Eltern
erklärt hätte , im Rahmen des Gesetzes mitzuwirken an der Aus -
gestaltung des Schulwesens . Anders im preußischen Junker -
Parlament . Mit der Antwort auf die Ausführungen unseres Gc -
nassen wurde einer der berüchtigsten Scharfmacher betraut , Herr
von Zedlitz . Und dieser entblödete sich nicht , wörtlich auszu -
kühren :

„ Es ist das charakteristische Merkmal der preußischen Schule ,
datz sie nicht ausschließlich , nickjt einmal in erster Linie dazu
berufen ist , den Kinder » diejenigen Kenntnisse beizubringen , die
sie für ihr Leben bedürfen , sondern datz sie vor allem auch den
Beruf hat , die Kinder zu guten Patrioten , zu
guten Christen , zu guten Menschen zu erziehen .
Wenn der sozialdemokratische Redner die Behaup -
tung aufgestellt hat , datz mit dem Ausschlutz der Sozialdemo -
kraten von der Schulverwaltung eine Art von neuem Sozialisten -
gesetz , eine Durchbrechung der bürgerlichen Gleichheit herbei -
geführt wird , so steht das ungefähr auf derselben Stufe , als
wenn die Herren Einbrecher eine Verletzung der bürger -
lichen Gleichberechtigung darin erblicken , datz man sie nicht zu
Kassenbeamten ernennt . " ( Pfui l )

Parteigenossen ! Tragen Sie diese Worte , die im preußischen
Junkerparlament auf allen Seiten lebhaften Beifall entfesselten ,
hinaus in die Massen ! Ich kann mir nicht anders denken ,
als daß solche Worte direkt auf das Empfinden auch des politisch
indifferentesten Arbeiters gehen , datz sie ihn aufklären und ihm
zeigen müssen , was er für sich und seine Kinder von einem solchen
Parlament zu eNvarten hat . ( Sehr richtig ! ) Die Auffassung der
herrschenden Klassen von den Aufgaben und dem Wesen der Volks -
schule kommt in diesen Worten ebenso klar zum Ausdruck , wie ein
brutaler H e r re n st a n d p u n k t. Bei jeder Gelegenheit
müssen solche Worte den Massen ins Gedächtnis ge -
rufen werden , ebenso wie der bekannte Ausspruch , den der
Präsident des Abgeordnetenhauses , Herr v. Kröcher , im Reichstag
getan hat : Die Sozialdemokraten dürfen in Deutschland niemals
Subjekt , sondern nur Objekt von Gesetzgebung sein .

Der Etat des Ministeriums für Landwirtschaft , Domänen und
Forsten gab uns Gelegenheit , die Bevorzugung aufzuzeigen , welche
die Großgrundbesitzer auf Schritt und Tritt von allen staatlichen
Organen erfahren . Es wäre eine schwierige , aber auch dankbare
Aufgabe , wenn man einmal ziffernmäßig nachweisen könnte , welche
Begünstigungen den Großgrundbesitzern nicht nur durch die Ge -
sctzgebung , sondern auch auf dem Verwaltungswege durch milde
Einschätzung , durch Aufwendungen des Kreises für einzelne Kreis¬
angehörige , durch Vorzugstarife für lairdwirtschaftliche Produkte
gewährt werden . Ich bin überzeugt , man käme zu Summen ,
welche auch die höchsten Erwartungen der Pessimisten in unseren
Reihen hinter sich ließen . Interessant wäre es auch festzustellen ,
welche Reichtümer den Großgrundbesitzern in den letzten Jahren
durch die Reichsgcsetzgebung in den Schoß geworfen worden sind .
Sie finden da im schriftlichen Bericht eine Reihe von Zahlen .
welche diese Verhältnisse sehr gut und agitatorisch wirksam be -
leuchten . Die Ziffern geben auch den klarsten Beweis für die
Richtigkeit der Behautpung von den kolossalen Steuerhinter -
Ziehungen auf dem Lande . Die riesige Vermehrung des Ein -
kommcns und Vermögens auf dem Lande müßte doch begleitet sein
von einer entsprechenden Vermehrung des Steueraufkommens . Das
ist aber keineswegs der Fall , und die Dinge liegen so klar , daß
selbst die Nationalliberalcn den Vorschlag unterstützen mutzten , datz
die Steuergeschäfte auf dem Lande dem Landrat abge -
nommen und unabhängigen , energischen Steuer -
kommissarcn übertragen werden sollten . Aber die Konser -
vativen und die Regierung erhoben gegen einen solchen Plan sofort
offen Widerspruch . Nach den Konservativen gewinnt der Landrat
aus seiner Tätigkeit als Steuerkommissar erst dasjenige Matz von
5kenntnis der wirtschaftlichen und Erwerbsverhältnisse semes
Kreises , welches ihn zur Verwaltung des Kreises befähigt . Auch
der F i n a n z m i n i st e r wandte sich bezeichnenderweise gegen
den Vorschlag , indem er mit seinen bekannten Tiradcn gegen uns
loszog , und erklärte , die Landräte gegen unsere Verdächtigung in
Schutz nehmen zu müssen ; sie seien unparteiische und unabhängige
Beamte , die auch ihr Amt als Steuerkommissare nur im Interesse
des Staates wahrnähmen . Auch in Zukunft sollen in die hohen
Einkommensvcrhältnisse auf dem Lande nur die Landrätc gucken ,
die Fleisch vom Fleische der Großgrundbesitzer sind . Aber die
Arbeiter stellte man kaltlächelnd unter den Auönahmeparagraphen
23 des SteuergesetzsS I Das ist ein Stück Gleichheit vor dem Ge -
setz m Preußen ! ( Sehr wahr ! )

Ein B o m b e n g e s ch c n k ist den Großgrundbesitzern gemacht
bei der sogenannten Germanicsierungspolitik . Bis zum Ende des
Jahres 1908 waren von der Ansiedelungskommission 350 000 Hektar
Landes erworben , darunter nicht weniger als 7054 aus deutschen
Händen . ( Hört ! hört ! ) 1895 betrug der Preis pro Hektar 571 M. ,
1906 war er bereits auf 1500 M. , also auf das Dreifache ,
gestiegen . ( Lebhaftes Hört ! hört ! ) Diese ganze Aktion , die ja
nichts ist als eine aus öffentlichen Mitteln unternommene Sanierung
von schiffbrüchig gewordenen ostelbischen Grofigrnndbesibern ( Sehr

f;ut!), geht Hand in Hand mit einer Unterdrückung der Pole » ,
o brutal , Ivie sie die Geschichte nicht kennt . Diese brutale Polen -

Politik ist in der an schwarzen Blättern so reichen preußischen
Politik eines der schwärzesten Blätter . ( Lebhaftes Sehr

richtig ! ) Zeigte so der landwirtschaftliche Etat ein Bild von eitel
Lust und Wonne für die Großgrundbesitzer , so das direkte Gegen -
teil in bezug auf die Lage der Arbeite r. Ein Sechstel der Be -

völkerung Preußens lebt unter Gesetzen , die in das zwanzigste
Jahrhundert hineinragen wie Versteinerungen aus alten Zeiten ,
die auf jedes moderne Empfinden wirken müssen wie Peitschen -
hiebe . ( Lebhaftes Sehr wahr ! ) Die Großgrundbesitzer klagen
beständig über L e u t e n o t. Man kann das Bestehen dieser Leute -
not zugeben . Aber wir behaupten , datz sie , abgesehen von der zu -
nehmenden Industrialisierung Preußens in erster Linie gefördert
wird durch Gesetze wie die Gesindeordnung und das Gesetz von
1854 und die jammervolle Lebenshaltung der Arbeiter auf dem
Lande . Statt diese Bestimmungen zu ändern , was , wie das Bei -

spiel einiger einsichtigen Großgrundbesitzer zeigt , möglich wäre ,
geht ihr Bestreben , unterstützt von der Regierung , dahin , die
Stellung der Laudarbeiter noch zu verschlechtern . Nicht freie
Menschen wollen sie in ihnen anerkennen , sondern sie direkt zu
Heloten machen .

Zum Etat des Ministeriums für Handel und Gewcrbr brachten
wir einen Antrag ein , einen Ausbau des Systems der Gewerbe -
i n s p e k t i o n in der Richtung vorzunehmen , datz auch A e r z t e
und Arbeiter zur Gewerbeaufsicht herangezogen werden , und
datz in jedem Gewerbeinspeklionsbczirk mindestens eine weib -
l i ch e Kraft angestellt wird . In der Kommission wurde dieser
Antrag mit 18 gegen 15 Stimmen abgelehnt und im Plenum kam
er nicht mehr zur Beratung , er wäre sonst auch dort abgelehnt
worden . Beim Eiat der B a u v e r w a l t u n g beantragten wir
einen Gesetzentwurf zur Regelung des Bauarbeitcrschutzes , der die
Anstellung von Baukontrolleuren vorsieht . lieber die Not -
wendigkeik dieses Antrages brauche ich hier nicht näher
zu reden . Ebensowenig ist eS nötig . zu sagen , datz
er auf Betreiben der Rechten mit großer Mehrheit ab -
gelehnt wurde . Einer der wichtigsten Etats ist dann schließlich der
Etat der Eiseiidahuverwaltnng . Diese ist nicht nur nach der
Summe des investierten Kapitals , sondern auch der Zahl der
beschäftigten Beamten und Arbeiter das größte Unternehmen der
ganzen Welt . Finanziell bildet also die Eisenbahnverwaltung das

Rückgrat der Finanzgcbarung PrentzenS . und die Lohn - und Arbeits -
vcrbalwisse so vieler Tausende von Arbeitern sind geradezu der Grad -
messer für die bei uns herrschende offizielle Sozialpolitik . Aus der
langen Reihe der preutzislben Eisenbahnminisier hat keiner das
Wort wahr gemacht , datz die Staatsbetriebe Musterbetriebe sind .
Keiner aber hat sich so fest von den Junkern den Daumen aufs
Auge drücken lnsien , wie der jetzt amtierende Minister v. Breiten -
b a ch. Während die früheren Minister in ihre » Lohnfestsetzungen
nur den Arbeitern in den privaten gewerblickien Betrieben nach -
hinkten , hat Herr v. Breitenbach wiederholt erklärt , datz er selbst -
verständlicherweise auch Rücksicht nehmen müsse auf den Grundbesitz
und auf die Löhne , die den Landarbeitern gezahlt werden . ( Hört l
hört ! ) Wenn er das nicht täte , würde er der Landwirtschaft
Kräfte entziehen , und das würde er unter keinen Umständen
tun . Dementsprechend haben im letzten Jahre eine Reihe von Be -
triebsvcrwaltuiigcn Arbeiter gesucht , die eiue große Reihe von
Qualifikationen haben mutzte ». Sie haben solchen Arbeitern
Löhne von 2 . 10 M. bis 2,30 M. pro Tag angeboten .
( Hört I hört !) Auch der Zentrumsredner , ein alter Eisenbahner ,
mutzte konstatieren , datz wir zurzeit noch 82 000 Bahnarbeiter be -
schäftigen , denen mau den Hungerlohn von im Durchschnitt 800 M.
im Jahre zu bieten wagt . ( Hört ! hört ! ) Derselbe Zentrumsredner
mutzte konstatieren , datz die Mitglieder deS christlichnationalen
Organisationen , die alle ordnungsfeindlichen Bestrebungen von
sich weisen und den Streik verwerfen . fast ausnahmslos

?enau so gematzregelt werden , als wenn sie bei den
reien Gewerkschaften organisiert wären . ( Hört l hört l) Und

daß jede Berührung mit einer sozialdemokratischen Organi -
sation ein Verbrechen ist , das mit sofortiger BrotloSmachung
geahndet werden mutz , das hat der preußische Arbcitsminister wieder -

holt und unter dem dröhnenden Beifall des JuukerparlamentS be -
siätigt. Gehört ein Eisenbahner auch nur einem Konsumverein an ,
der seinen Angestellten den 1. Mai freigibt , so ist auch das schon ein
Verbrechen , daS mit sofortiger Entlassung bestraft wird . Staatsbürger -
liche Rechte besitzen die königlich preußischen Staatsarbcitcr daher
nur soweit , als die vorgesetzte Behörde es erlaubt . Wie weit das
geht , brauche ich hier nicht weiter auszuführen . Ein weit verzweigtes
Spionageshstrm befähigt die Behörde auch , genau über das Privatleben der
Staalsarbeiter informiert zu sein . Die Staatsarbeiter find also

staatsbürgerlich Heloten und materiell fast durchgängig
schlechter g e st e l l t als die Arbeiter in de » entsprechenden
Privatbetrieben . ( Sehr richtig !) Nach den Darlegungen des
Ministers aber führen die SraatSarbeiter geradezu ein beneidenS -
wertes Dasein . Ein geradezu klassisches Dokument für das sozial -
politische Verständnis und die Gesinnung des Abgeordneten¬
hauses den Staatsarbeitern gegenüber ist auch der Bericht der

Budgetkommission an das Plenum über den Eisenbahnetat . In diesem
Bericht findet sich die bezeichnende Stelle , datz alle Erwerbsstände
darunter leiden müßten , wenn man in der Humanität den Arbeitern

gegenüber zu weit gehe . Man sei wirklich nunmehr bereits an der
äußersten Grenze angelangt . ( Lebhaftes Hört ! hört ! ) Statt für
schwerste und verantworlungsreichstc Arbeit einen menschenwürdigen
Lohn zu zahlen , zahlt man Hungerlöhne , prahlt mit Riesensummen
für WohlfahrtSzwecke , die auf den Kopf des Arbeiters ausgerechnet
genau 8 Mark ergeben , trieft von Humanität und scheut sich nicht ,
Hunderttausenden von Familienvätern einen Lohn zu zahlen ,
der noch hinter dem zurückbleibt . waS die staatlichen Steuergesetze
bereits 1393 als steuerliches Existeiizmiiiimum festgesetzt haben !
Das ist die Sozialpolitik Preußens I ( Sehr gut I und lebhafter
Beifall . )

Das wäre ungefähr das , was ich in Ergänzung des schriftlichen
Berichts und für die vielen , die den Bericht nicht gelesen haben
( Heiterkeit ) , zu sagen hätte , um einigennatzen ein Bild von den
parlamentarischen Vorgängen zu geben . Nun hat infolge der Reichs -
finanzreform und der sich anschließenden Vorgänge eine

Nrugruppirrung der bürgerlichen Parteiverhältnisse

stattgefunden . Wie der schriftliche Bericht im einzelnen ausweist ,
hatte » auch unsere Verhandlungen im Abgeordnetenhause vielfach
im Zeichen des Blocks gestanden . Der Block hat ihnen vielfach das

Gepräge gegeben . Daß aber die Zertrümmerung des konservativ -
liberalen Blocks und die Errichtung des schwarzblauen Schnapsblocks
irgendwie im Junkerparlament Beschlüsse zeitigen könnte , die für die
Massen der preußischen Bevölkerung weniger schädlich sind , ist voll -
kommen ausgeschlossen . Im Gegenteil ! Die National -
liberalen werden nach wie vor als die Vertreter des
Großkapitals sich allen Arbeiterinteressen aufs schärfste wider -
setzen . Das Zentrum , das als Oppositionspartei hie und da eine
oppositionelle Regung zeige » mutzte , wird als wieder auf -
genommene Regierungspartei dielleicht hie und
da noch eine wohlmeinende Rede halten , aber im
übrigen noch weniger Taten zeigen als bisher . Und
die Freisinnige ! » sind eine hoffnnngSloseMinorität .
Ginge eS nach den Wünschen einiger freisinniger Fraktionsgrötzen ,
so würden die Freisinnigen im Abgeordnetenhause sich noch will -
f ä h r i g e r als bisher erweisen , uni nur ja ivieder bei den maß¬
gebenden Parteien sich anzubiedern . Von den Konservativen
und Freikonservativen brauche ich nicht weiter zu reden .
Was allein einen Umschwung bringen kann , sind nicht kleine Ver -
schiebungen im Parlament , sondern sind allein die Wähler , die
Massen draußen . ( Lebhafte Zustimmung . ) Ist die sogenannte Reichs -
finanzreform mit ihrer neuen ungeheuerlichen und vexatorischen
Mehrbelastung der Massen des Volkes auch nicht die einzige und

letzte Ursache der gegenwärtigen Situation , so hat sie doch das
Rad der Entwickelimg unbedingt schneller zum Drehen gebracht , und
mit Freuden können wir heute konstatieren , datz das konsequente ,
zielbewußte und zielsichere Vcrhalicu der Sozialdemokratie und ihrer
Arbeit im Dienste des Volkes überall gewürdigt und anerkannt
wird . ( Lebhafter Beifall . ) Ucberall , wo seit dem Sommer Wahlen
stattgefunden haben , gleichviel , zu welchen Körperschaften , in welchetr

Landesteilen und unter welchem Wahlgesetz , zeigt sich ein ssrotzeS
Anschwellen der fjür die Sozialdemokratie ab¬

gegebenen Stimmen . Blicken Sie nur kurze Zeit zurück .
Als vor gerade drei Jahren unmittelbar nach der beendete »

Reichstagswahl hier in Berlin eine unangemeldete öffentliche Ver -

sammlung unter freiem Himmel vor dem Schloß stattfand und die

Bourgeoismenge , die wohlbehütet und wohlgeleitet von der Polizei
auf den Straßen Berlins demonstriert hatte , zu den Fenstern des

Schlosses vor Entzücken über den Ausfall der Wahlen , emporjubelte ,
da erschien der S ch l o tz h e r r am Fenster und hielt an die
unten versammelte Menge eine Ansprache , in derem Verlauf er u. a.
auch Verse aus dem Kleistschen Schauspiel „ Der Prinz von Hom -
bürg " zitierte :

„ Was kümmert dich , ich bitte dich , die Regel ,
Nach der den Feind man schlägt ,
Wenn er nur nieder vor dir
Mit allen seinen Fahnen sinkt .
Die Regel , die ihn schlägt , daS ist die höchste . �

Parteigenossen ! Die Freude , die diesen Worten folgte , der

Jubel über den Ausfall der Hottentottenwahlen , die sich oen be -

rüchtigten Faichingswahlen durchaus ivllrdig anreihen , sind schnell
verraucht , schneller als man selbst hie und da in unseren Kreisen an -

nehmen konnte . Nichts ist bei den bürgerlichen Parteien übrig geblieben
als jammervolle Kater st im in ung , als aschgraues
Elend . Die Sozialdemokratie aber , die durch jene Wahlen an -

geblich für immer niedergerilten sein sollle , kann heule frohen Mutes
iin „ Prinzen von Homburg " da fortfahren , wo der königliche Redner

zu zitieren autgehört hatte :

„ Die Kunst nun lernten wir , ihn zu besiegen .
Und sind voll Lust , sie fürder noch zu üben I "

( Lebhafter Beifall . ) Lassen Sie mich mit dem Wunsche schließen , datz
für diese Kunst , den Feind zu besiegen , dieser Parteitag eine neue

Etappe werden möge , indem er , Vorgänge der Vergangenheit prüfend
und sichtend . Richtlinien für die Zukunft aufstellt und unsere alten
und vorzüglich bewährten Waffen schärft und putzt . Die kleine

sozialdemokratische Landtagsfraktion wird nach besten Kräften

bemüht sein , die ihr gestellten Aufgaben zu erfüllen . Sie wird an

ihre nicht immer bequeme und leichte Aufgabe mit um so grötzerer
Freude und mit um so grötzerem Vertrauen herangehen , wenn die

Berhandlimgeu dieses Parteitages ergeben sollte », datz ihre bis -

herige Tätigkeit getragen ist von der Zustimmung der Parteigenossen
im Lande . ( Lebhafter Beifall und Händeklatschen . )

Die Diskusssion wird eröffnet .
Quarck ( Franllurt a. M. ) : Ich habe mich lediglich zum Wort ge -

melde ! , um der preußischen LandtagSfraklion von der süddeutschsten
Ecke Preußens aus den Dank und die Freude über
ihre Tätigkeit auszudrücken , die in weiten Partei -
kreisen erweckt worden ist . Man ist durchaus zufrieden
mit der zugleich prinzipiell scharfen und praktisch zu -
gespitzten Tätigkeit unserer sechs Abgeordneten im preußischen Drei »
klasseuhause . Wemi ein Tropfen Wermut sich in den Becher der

Freude über diese Tätigkeit gemischt hat . so ist es der Umstand , �datz
es dem Genossen H o s f m a n n nicht gelungen ist , nach dein schänd »
lichen Mandatsraub durch die Freisinnigen das Berliner Mandat
wieder zu erobern . Gerade die Tätigkeit deS Genossen Hoffmam » ,
dessen urwüchsige Art , Junkern und Pfaffen die Wahrheit zu sagen ,
bewundert worden ist , werden wir sehr vermissen . Hoffentlich be -
kommt Genosse Hoffman » aber bald wieder Gelegenheit , die Jnter »
essen des preußischen Proletariats im Abgeordnetenhause zu ver »
treten . ( Beifall . )

ES zeigt eben die ganze Tätigkeit unserer kleinen Fraktion iin
Landtage , datz es sehr wohl möglich ist , die größte prinzipielle Schärfe
mit präktischcr Arbeit im Parteiiutercsse zu verbinden . Das ist gerade
die Kunst , auf die es beim Parlamentarismus ankommt , einerseits
nicht zu versinken in blotzcm Parlamentarismus und andererseilS
doch die parlamentarische Situation mit allen Mitteln so auszu »
nützen , datz sie unserer praktischen Förderung dienen . Die große
Arbeit , die unsere sechs bis sieben Genossen im Landtage haben
leisten müssen , hat eine ganze Reihe , wenn ich so sagen darf ,
» euer Klassengegensätze aufgeworfen . Es hat sich gezeigt ,
daß die praktische parlamentarische Tätigkeit in nichts ab -
schwächend wirkt , sondern Gelegenheit nimmt , den großen Massen eins
Reihe von Dingen zu zeigen , die für sie erst als Klassengegensätze
entdeckt werden . Namentlich bat auch außerordentlich agitatorisch
gewirkt die Kritik , die an den Freisinnigen geübt wurde . Die
wirkungsvollen Mitteilungen , die Genosse Heimann über die Punkts
gemacht hat , zu denen sich Freisinnige in eigenartiger Weise gestellt
haben , mutzten in viel höherem Matze hinausgetragen werden in
daS Land , und an die Stelle mancher veranstalteten Agitationsrede
treten , mit der wir noch im Lande arbeiten . Wir haben im Lande
auch mit Entrüstung gesehen , wie ein Gnillotinenshstem im
Landtage gegen unsere Genosien gehandhabt worden ist . Ich möchte
unsere Genossen bitten , alle Kniffe und Pfiffe der Geschäftsordnung
auszunutzen , um diesem schandbarenZu stand ein Ende zu machen ,
datz , wenn unsere Genossen ihre praktischen Vorschläge gemacht haben .
der ganze Chorus der Gegner aufmarschiert und nicht einmal den
Anstand besitzt , die Erwiderung unserer Genosien zuzulassen .
Wünschen möchten wir , datz der Bericht , den der Genosse Heimana
in geradezu mustergültiger Weise erstattet hat , eine kleine Ver »

vollkommnung erfährt durch häufigere Bezugnahme auf die
Landtagsaktcn , damit man sich in einzelnen Fragen noch näher
informieren könne . Persönlich möchte ich die Bitte vorbringen , ob
nicht die Fraktionen bei der L a n d e S k o m m i s s i o n e » etwa ? an »

regender als bisher zur Belebung der Agitation wirken könnte . Ich
schreibe da der Fraktion großen Einflutz zu. Sie steht ja mitten im Betrieb
und fühlt wohl jeden Augenblick die Notwendigkeil , datz in der einen
oder anderen Frage mehr in der Agitation getan werde . Es könnten
dann Flugblätter , wenn auch nicht von grotzem Umfange ,
sondern wie es daS Zentrum häufig macht , ein , zwei Seiten groß
verbreitet werden , die viel zur Belebung der Agitation bei -

tragen würden . In die agrarische » Dinge werden sich
unsere Genossen Wohl erst mit der Zeit einarbeiten können ,
da wird die Landarbeiterorganisation Wohl wesent »
liche Beihilfe leiste » können . Ein spezieller Wunsch wäre

»och vielleicht , datz die Fraktion in der nächsten Session
Gelegenheit nehmen möge , für die S t r a tz e n b a h ner
i » Preußen einmal einen Vorstotz zu machen . Für sie gilt ja das »
selbe , was Genosse Heimann über die Eisenbahner ausgeführt hat .
Sie stehen unter der schimpflichen Knute der Eisenbahnverwaltung ,
genau so wie die Eisenbahner . Der beste Lohn unserer Landtags -
fraktion wird es wohl sein , datz durch ihre Tätigkeit daS Interesse
an der Wahlrechtsfrage in Preußen gehoben und gefördert
wird . Ich bin fest überzeugt , wenn die Genossen so fortfahren , dann
werden die Znslände aufhören , datz wir eine ganze Reihe von

LandtagSbezirken haben , in denen große Kreise der Arbeiter bis

heute noch nicht begriffen haben , welche Möglichkeiten selbst das
Dreiklassenwahlrecht in den grotzen Städten gewährt . Wenn ich
zusammenfasse , so möchte ich betonen , die Fraktion brauchte durch -
aus nicht so bescheiden zu sagen , datz ihre Tättgkeit neben der der

Reichstagsfraktion verblasse . Man kann vielmehr vielleicht
sogar der Meinung sein , daß daS Verhalten der preußischen Land -

tagsfraktion umgekehrt zum Teil unserer Reichsta g s sr a k t i o n
als Muster dienen könnte . Wir bitte » unsere Genossen im

Landtage , in gleicher Weise wie bisher weiter zu arbeiten und

forder » den Parteitag auf . der folgenden Resolution zuzustimmen :
„ Der Dritte preußische Parteitag spricht der sozialdemokratischen

Fraktion deS Abgeordnetenhauses seinen Dank und seine
Freude über ihre Tätigkeit im Dreiklasienparlament auS
und ersucht die Abgeordneten , in gleich mannhafter Weise wie bisher
die Interessen der werktätigen Bevölkerung gegenüber den Junkern
und Pfaffe » zu vertreten . " ( Lebhafter Beifall . )

( Fortsetzung in der 2. Beilage . )
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Parteitag der Sozialdemokratie
Preußens .

( Fortsehrmg aus der 1. Beilage . )

Rother - Breslau : Ausstellungen wie Leim ersten Punkt der Tage ? -
ordnung dürften hier nicht gemacht werden , das beweist der reiche
Beifall , der dem Referenten zuteil wurde , und ich glaube auch , dag
der eben vorgelesene Antrag einmütig angenonnnen werden wird .
Es handelt sich für uns nur darum , besondere Wünsche der
einzelnen Orte vorzubringen . Wir haben jetzt , nachdem wir
eine Landtagsfraktion haben , gewissermaszen eine Instanz , an deren
Hand wir uns an die Regierung wenden können . Die Breslauer
Parteigenossen haben vor allem Grund zu wünschen , dah die Fraklion
sich der Interessen der Eisenbahner wirksam annehmen möge .
Deren staatsbürgerliche Rechte stehen ja nur uuf dem Papier . In
Breslau ist ja nicht nur das K o a l i t i o n s r e ch t , sondern auch
das Versammlungsrecht v o l l st ä u d i g abgeschafft .
Wird bekannt , daß der Transportarbeiterverband die Eisenbahner
zu einer Versammlung einladet , so werden überall in den Werkstätten
VersammlnngSverbote ausgehängt und für eine Pflicht der Vertrauens¬
leute der Arbeiter in den Arbeiterausschüssen hält man eS , dieses
Verfanimlungsverbot noch mündlich weiter zu geben . Ein Portier ,
der nicht zur Anzeige brachte , das ; außerhalb der Werkstatt mrf der
Straße Zettel verteilt wurden , die zum Versammlungsbesuche auf -
forderten , wurde deswegen niit einer Geldstrafe belegt . ( Hört !
hört !) Die Werlführer werden in die Versammtungen als Spitzel
geschickt , um jeden Eisenbahner zu notieren , der sich trotzdem
noch in die Versammlungen wagt . Man geht ja jetzt nicht mehr
so weit , die Leute wegen des Versammlungsbesuches direkt auf
die Straße zu werfen , dazu scheut man die Oeffentlichkeit doch zu
sehr , aber man hat sonst Mittel genug an der Hand , um sich
solche Leute vom Halse zu halten . Da ist zunächst das leidige
System , daß die Löhne für Reparaturarbeiten auf dreierlei Art bc -
messen werden . Aufgabe des WerksührerS ist es dann , die Arbeit
uubeliebter Arbeiter auf den Mindestsatz einzutaxieren . So niancher
ivird davon abgehalten , mit uns in Beziehung zu treten , damit er
nicht in die dritte Lohnklasse eingereiht lvird . Außerdem geht man mit

Strafversetzungen uslv . vor . Breslau ist gewissermaßen
russischer L o r o r t. Wenn es in Rußland nicht vor -
ivärts geht , so scheint das daran zu liegen , daß
Rußland so nahe an Breslau liegt . ( Heiterkeit . ) Bezeichnend für die
Zustände in Breslau ist auch , daß in den l9 Jahren des Bestehens
der . . BreSlaner Vvlksivacht " die Redaktion 12 Va Jahre
Gefängnis verbüßte und 40 OOO Mark Strafe zahlen
»nnßte . Das beweist , das ; wir in Breslau nicht auf Rosen gebettet
sind . Stellt sich heraus , daß ein Eisenbahner etwa eine sozialdemo -
kratische Zeitung liest , so kann er sicher sein , am nächsten Tage ge -
maßrcgelr zu werden . Genau so schlimm ist die Lage der G e -
f ä n g n i S a u f s e h e r , die auch sehr minderwertig bezahlt werden .
Ich bitte die Fraktion , sich auch dieser bedrängten Arbeiter anzu -
nehmen .

Bartcls - Kvln : Ich möchte der Fraktion ebenfalls meine An -
erktmnung aussprechen für die große Energie , niit der sie die Jnter -
essen des arbeitenden Volke ? im plutokratischen Dreiklässenparlament
vertreten hat gegenüber einem Junkertum , daS noch mittelalterliche
Ideale hat . Gegen die reaktionären Zustände , die sich immer mehr den
russischen nähern , müssen wir von dieser Stelle auS . flanimeudcn Protest
erheben . An unsere Fraktion möchte ich die Bitte richten , daß sie sich
bei der nächsten Gelegenheit wieder einmal energisch des
dkoalitions rech res annimmt . Sie wissen , daß uns in diesem
Jahre vielleicht wieder große Lohnkämpfe bevorstehen . Ich brauche
Sie nur auf die Polizciburcaukratie zu vcriveiien , die bei jedem
Lohnkampf in Aktion tritt . Ich erinnere an M an nsfeld und
andere Orte , wo die Polizei mit brutaler Gewalt lmbekiimmert um
rcichSgesctzlichc Bestimmungen die Streikposten von der Stnaße weg -
treibt . Auch wir in Rheinland und Westfalen , dem Herzen der
deutschen Jndlislne . können ein Lied von solchen Polizeitmen singen .
Ein preußischer Polizcikoinmissar in Köln erlaubte sich anläßlich eines
Streiks zn äußern : Hier in Köln dulde ich keine Streikposten .
sHort ! hört I) und der Streikposten mußte in das Gefängnis . Wir

verlangen , ebenso wie die Bürgerlichen , das Recht zu
Demonstrationen . In Köln niachtcir drei Dutzend Arbeiter einen

Kleines Feuilleton .

Ein „ Fall RiuUctfi " im 17 . Jahrhundert . Der weise Ben Akiba
soll auch hinsichtlich des Kwilecki - Prozesies recht behalten , denn schon
einmal bat ein Fall , der dem Streit um das Majorat des Grafen
Kwilecki in seinen Einzelheiten überraschend ähnlich sieht , die Ans -
merksamkeit wachgcrusen , die höchsten Eerichrsiilstanzeii beichäsiigt
und darüber hinaus der Wissenschast seinerzeit Stoff zu tiefgründigen
Untersuchungen gegeben .

Während des dreißigjährigen Krieges machte der französische
Baron J�röinc Auguste de Mout - Leon eine Reise nach dem Elsaß .
Er war hier bereits vier Jahre von Hanse abwesend , als er plötzlich
im besten Manncsalter ' linderlos starb . Vier Jahre hatte er nach -
weislich das Schloß seiner Väter und seine junge Ehegattin nicht
mehr gesehen . Daher kam es für seine Brüder Adrien und Charles
im höchsten Grade überraschend , als sie hörten , das Familienerbe sei
durch den Tod des Bruders nicht frei geworden , deuii die Baronin
erwarte einen gesetzlichen Erben . Das Kind , ein Sohn , kam einige
Monate nach dem Tode seines angeblichen Baters zur Welt inid er¬
hielt in der Taufe dessen Namen . Die getäuschten Brüder riefen
das Gericht an , das ihnen , da das Gesetz der Zeit die längste
Möglichkeit der Schwangerschaft auf elf Monate einschränkte , ohne
weiieres Recht gab und den vorgeblichen Erben der Baronin als
Bastard erklärte .

Die Witwe appellierte an das Parlament zu Grenoble und er -
reichte , daß diese höchste Richterkammer den Prozeß auf breitester
Grundlage aufrollte . In den Verhandlungen erklärte nun die Varonin ,
daß sie allerdings schon vier Jahre vor seinem Tode ihren ver -
storbcnen Gemahl nicht mehr leibhaftig gesehen habe . Eines Nachts
aber sei er ihr im Traume erschienen und bis zum Morgen bei ihr
geblieben . Das Erlebnis habe ihr einen so starken Eindruck gemacht ,
daß sie es sofort am anderen Morgen befreundeten Damen erzählt
habe . Bald darauf habe es sich gezeigt , daß der lebhaste Traum
Folgen gezeitigt habe . Der Witwe wurde daraufhin ein Eid zu «
geschoben , daß sie niemals Ehebruch getrieben habe , den sie , wie die
Chronisten berichten , freimütig auf Leben und Sterben leistete .

Das Parlament zn Grenoble kam zu der Ueberzengnng . daß
ein Naturwunder vorliegen könne , und ordnete Sachverständigen -
Vernehmung an . Berühmte Hebammen wurden gehört , ob sie eine
Leibesbefruchtung durch starke Traumvorstellungcn für möglich hielten .
Sie erktärlen die Angaben der Baronin nicht nur für „keine unmög -
liche Sache " , sondern wußten bezeichnenderweise aus ihrer Praxis
ähnliche Beispiele aufzuführen . Das Parlament hielt sich aber für
verflichtet , auch die medizinischen Autoritäten von Montpellier zu
vernehmen . Die Blüte der Fakultät , die bedeutendsten Aerzte
Frankreichs bestätigten die Angaben der weisen Frauen in
vollem Umfange und fügten hinzu , es sei der Wissen -
schaft längst bekannt , daß ähnliche Fälle in den Harems
des Orients , wo jeder Betrug ausgeschlossen sei , keineswegs
zu den Seltenheiten gehörten . ' Daraufhin stieß das Parlament
das Urteil der ersten Instanz um und bestätigte den Bastard in
seiner Legitimität , seinen Rechte » und seinem Namen . Die ganze

kleinen Maispaziergang , und dabei waren annähernd 50 Schutz -
lente aufgeboten . Während des Eucharistischen Kongresses ,
der im vorigen Jahre im deutschen Rom tagte , war aber stunden -
lang der Verkehr abgesperrt und die Polizei sorgte dafür , daß die
Prozession nicht durch Neugierige gestört wurde . Ferner möchte ich
die Fraltiou bitten , den preußischen Finanzminister zu interpellieren
über die verschiedenartigen Auslegungen der einzelnen Veranlagungs -
und Berufungskommissionen auf dem Gebiete der Steuerpolitik .
Gerade die Arbeitersekretäre können täglich beobachten , welche
Rechtsungleichheiten hier herrschen . Nach dem Gesetz haben die
Zensiten mit einem Einkommen bis zu 8000 M. nur das Recht ,
Reklamationen bei der Veranlagungskommissiou und bei der Be -
rufungskommission zu erheben , während Zensiten über 3000 M.
noch an das Obervcrwaltungsgericht gehen können . Ein Beispiel
für die Verschiedeuartigkeit der Eulscheiduug ! Die Kölner Berufungs -
kommission hat entschieden , daß wenn ein Arbeiter länger als zehn
Wochen in einem Jahre krank oder arbeitslos gewesen ist , nicht
mehr der Jahrescrtrag von dem vorhergehenden Jahre maßgebend
ist , sondern daß für die künftige Veranlagung ein mutmaßlicher
Jahresertrag berechnet wird . Die Düsseldorfer Kommission hat da -
gegen den richtigen Standpunkt eingenommen , daß es bei Arbeitern
niemals einen solchen mutmaßlichen Jahresertrag geben kann . Ich
bitte die Fraktion , dafür einzutreten , daß dieser Rechtsungleichheit
endlich ein Riegel vorgeschoben wird . ( Bravo !>

Runge - Bochum : Wenn es auch sonst nicht üblich sein kann ,
daß wir in der Partei Leuten , die pflichtgemäß ihre Arbeit tun ,
unseren Dank abstatten , so ist es in diesem Falle der Fraktion
gegenüber wohl doch angebracht . Im besonderen habe ich namens der
Delegation aus dem rheinisch - westfälischen Industriegebiet der Fraktion
zu danken für ihre wirksame Vertretung der Bergarbeiter -
Interessen bei Gelegenheit der Radbodinterpcllation und der

Berggesctznovelle . Ich kann erklären , daß dgdurch zweifellos die
Wahlrechtsbewegung in unserem Industriegebiet erheblich vorwärts -
gekommen ist . Die Früchte dieses Eintretens werden sich bei den
nächsten Landragswahlen zeigen . Ich glaube bestimmt , daß es auch
uns dann möglich sein wird , Vertreter in den preußischen Landtag
zu entsenden . Ferner möchte ich die Fraktion daran erinnern , daß
der Minister Delbrück seinerzeit erklärt hat , daß zu den Auf -
räumungsarbeiten ans der Zeche Radbod auch Arbeitervertreter

hinzugezogen werden sollten . Man hat dann auch einen Knappschafls -
ältesten vom Bcrgarbeitcrverband und einen vom Gewerkvcrcin
christlicher Bergarbeiter zugezogen , aber nur einmal . Die
Fraktion sollte den Minister daran erinnern , daß er sein gegebenes
Versprechen einlöst , Anweisung zu geben , daß Arbeitervertreter
immer hinzugezogen werden . Wenn man versucht hat , unsere Kritik
nach außen hin dadurch abzuschwächen , daß man Redakteure unserer
Parteiblätter , auch der „ Vergarbeiier - Zeituug " , die das Radboder
Unglück besprochen hat , unter Anklage gestellt und verurteilt hat , so
weise ich noch darauf hin , daß man niemals wegen des wesentlichsten
Punktes , wer die eigentliche Schuld an dem Unglück trägt , Anklage
erhoben hat , sondern nebensächliche Punkte herausgegriffen hat . Im
übrigen kann ich nur wiederholen , daß wir mit der Tätigkeit der
Fratlion durchaus einverstanden sind .

Hierauf tritt die Mittagspause ein .
Singer : Von den polnischen Sozialisten in Berlin ist

ein Schreiben eingegangen , in dem sie neben den Wünschen für ein
gedeihliches Resullat der Fraktion mitteilen , daß hier in Berlin
Verstöße gegen den Sprachenpäragraphen des Reichs -
Vereinsgesetzes vorgekommen sein sollen . Sie weisen
darauf hin , daß in einer Versammlung des 12. Berliner Landtags -
Wahlkreises von dem polnischen Abgeordneten K u l e r s k i eine ge -
nügcnde Aufklärung nichi zu erreichen gewesen sei und bitten den
Parteitag , auf die deutsche Rcichstagsfraktion einzuivirkcu , daß sie im
Reichstag über den Spracheuparagraphen eine Besprechung herbei -
führt . Ich halte eine Beschlußfassung hierüber für nicht notwendig ,
weil ich überzeugt bin , daß die Reichstagsfraktion es als ihre selbst -
verständliche Pflicht betrachtet , bei der Beratung des Reichsanits des
Innern zu den Verstößen gegen das Reichsvereinsgesetz und
insbesondere den reaktionären Spracheuparagraphen erneut
Stellung zu nehmen . Wir haben damals gerade diesen Para -
graphen als das ungerechte sie , brutal st e Attentat
auf das heiligste Recht eines Volkes angeschen und haben ausein -
andcrgesetzt , daß ein Verbot des Gebrauchs der Muttersprache geradezu
barbarisch ist . Daß dieses Verbot gegen unseren Willen in das
Reichsvereinsgesetz gekommen ist , hat man der damaligen Blockpolitik
des Fürsten B ü t o w , die die Freisinnigen mitmachten ,

öffentliche Meinung hatte Partei für ihn genommen und begrüßte
die Sentenz , die am 13. Februar 1037 gefällt wurde , mit lautem
Jubel . Nur tie beiden abgewiesenen Brüder waren nicht zufrieden
und verfolgten ihre Sache weiter . Sie riefen die Sorbonne , das
höchste gelehrte und in moralischen Fragen uusehlbare Gericht
Frankreichs an und hatten hier Erfolg . Die Sorbonne war zwar
der Ansicht , daß der Baronin ein Betrug oder Ehebruch nicht nach -
geiviesen worden sei. Auch wollte sie keineswegs mit ihrem
Urteil aussprechen , daß „die Sache wider die Natur liefe " und daß
die Hebamme » oder die Fakultät von Montpellier sich in der
Möglichkeit der Traumbefruchtung geirrt hätten . In Ansehung aber ,
daß der „ hochgelobten Jungfrau Maria eben dergleichen Einbildungen
angedichtet werden könnten " und daß jede ehrverlustige Dirne sich
solch ein Urteil zum Vorwand der gröblichsten Schwindeleien nehmen
köuiite , stieß die Sorbonne die Sentenz des Parlaments um und
erklärte den angeblichen Varonserben für einen Bastard , der kein
Recht auf seinen Namen und auf das Familieneibe der Mont -
Leons habe .

Das Ende deö „ Märchens vom Mars " ? Aus London wird
berichtet : Die phantastischen Schilderungen von den lebenden Be -
wohnern des Mars und ihren gewaltigen Kannlbantcn sind zu Ende .
In der letzten Sitzung der englischen Astronomischen Gesellschaft
bat der Leiter des Greeuwich - Observatoriums E. W. Mannder erklärt ,
daß auf dem Mars Kanäle nicht existieren und daß alle Geschichten
von den Marsbewohnern nichts anderes sind als phantastische Ein -
bildungcn . Es wurden die neuen Marsphotographien vor -
gelegt , die der bekannte amerikanische Astronom Prof . Hale jetzt von
seinem Observatorium auf dem Mount Wilson in Kalifornien
mit Hilfe seines großen 60 zölligen Teleskopen gewinnen
konnte . „ Die Kanäle treten auf diesen Photo -
graphien nicht auf " , so bemerkte der englische Gelehrte
trocken ; „die Erklärung dafür ist , daß das Teleskop zu stark tvar ,
um sie wiederzugeben . Die neuen Photographien bedeuten einen
gewaltigen Fortschritt gegen alle bisher möglichen Marsaufnahmen ,
aber von den Kanälen ist nichts geblieben . Sie erklären sich als
optische Täuschungen , die dadurch entstehen , daß durch die Kon -
stellation dunkler Flächen auf der Marsoberfläche das Auge Kanäle
wahrzuiiehmen glaubt . Einen wirklichen Grund zu der Annahme ,
daß diese Erscheinungen an der Marsoberfläche ein Werk künstlicher
Arbeiten seien , hat es nie gegeben . Nur das Sensationelle des Ge -
dankens konnte es möglich machen , das ; die phantastische Annahme
so viel diskutiert wurde . Es ist gut für die Wissenschaft , daß diese
Idee nun ciidgüllig beseitigt ist . "

Theater .

Freie Volksbübne ( im Neuen Schauspielhanse ) :
,. T r a u m n l u s " von Arno Holz und Oskar I e r s ch k e.
Der von Hans S i e b e r t seelisch tief vermenschlichte Gymnasial -
direktor Niemayer ist das Muster eines gutgläubigen Pädagogen .
Für die ihm unterstellte Jugend geht er ins Feuer , lvenn ' S sein
muß . Im Prinzip hat er recht ; doch das Resultat straft ihn Lügen .
Die Jungens beschwindeln ihn , unterhalten eine geheime Kneip -
Verbindung und vollführen sonst allerhand Schülerstreiche . Niemayer
sieht und hört von alledem nichts . Als ihm der Landrat darüber

zu verdanken . Soweit also das Schreiben darauf hinausgeht , daß
das Reichsvereinsgesetz , namentlich der Sprachenparatzraph in der

bevorstehenden Session im gteichstag Gegenstand heftiger Angriffe
und gerechter Kritik gemacht werden wird , kann ich im Namen des

Parteitages sowohl als auch , wie ich glaube , im Namen der Reichs «
tagsfraktion versichern , daß diesem Wunsche des Vereins polnischer
Sozialisten genügt werden wird . ( Bravo I)

Schluß 1 Uhr .
Nachmittagssitzung .

Es wird in der Diskussion fortgefahren .
Thiele - Halle : Der Anerkennung der Tätigkeit unserer Land -

tagsfraktion durch Genossen Quarck schließen wir uns alle an . Wie
erfolgreich die Tätigkeit unserer Landtagsfraktion gegenüber der
des geschästsführcndcn Ausschusses gewesen ist , ergibt sich schon
daraus , daß die Fraktion einen wirklichen Bericht über
ihre Tätigkeit hat erstatten können , während das , was der
geichäftsführende Ausschuß uns in die Hand gegeben hat ,
nicht eigentlich ein Bericht genannt werden kann . Aber
die Tätigkeit der Landtagsfraktion wird sich noch auf allen Ge -
bieten der Verwaltung vertiefen müssen . Die weiteren Punkte
der Tagesordnung werden Gelegenheit geben , verschiedene Anträge
an die Fraktion gelangen zu lassen . Hier will ich nur darauf hin -
weisen , wie dringend notwendig es ist, mit der kritischen Sonde
und mit der ganzen Rücksichtslosigkeit , die unserer Fraktion eigen
ist , die Tätigkeit der Kreisausschüsse , der Gutsbezirke wie überhaupt
alle Gebiete der inneren Verwaltung zu beleuchten . Erwünscht
wäre es auch , wenn ein kurzes Flugblatt über die Tätigkeit der

Landtagsfraktion herausgegeben würde . Dadurch könnte auch das

Interesse der Kreise , denen es noch fraglich ist , ob es einen Zweck
hat , sich an den Landtagswahlen zu beteiligen , an den Verhande
lungen des Landtages erweckt werden . Unsere Ideen müssen an
den bürgerlichen Ideen gemessen werden , und wenn es in Zukunft
zu harten Zusammenstößen kommt , so darf unsere Fraktion sicher
sein , daß jeder Ordnungsruf , den sie sich im Kampfe gegen die

junkerliche Reaktion und die rückständige Bureaukratie zuzieht ,
draußen im Volk einen freudigen Ruf auslöst . ( Bravo ! )

Linde - Königsberg : Ich will die Aufmerksamkeit unserer Land -

tagsfraktion und der Oeffentlichkeit auf

ungeheure Mißstände in den Königsberger Forsten

hinlenken . Es ist bekannt , daß der Nonncnfaltcr in den Forsten
große Verwüstungen angerichtet hat ; die kahlgefressenen Bäume

müssen schleunigst gefällt werden . Trotz der Arbeitslosigkeit gelang
es wegen der geringen Löhne nicht , die notwendigen Arbeitskräfte
hierzu zu gewinnen , und deshalb wurden von der Forstverwaltung
Agenten aufgefordert , bayerische Waldarbeiter nach Ostpreußen
zu bringen ! Man versprach diesen einen Verdienst von mindestens
0 M. täglich , und so sind noch am 16. November wieder 150 batie -
rische Waldarbeiter nach Ostpreußen auf eigene Kosten gekommen .
Sie sind zwar vorher gewarnt worden , aber weil sie nicht alle im
Perbande der Land - , Wald - und Weinbergsarbeiter organisiert
waren , hat die Warnung sie nicht erreicht . Die Forstverivaltung
hat für sie Baracken aus frischem nassen Holz aufbauen lassen ;
diese Baracken sind ohne jede Ventilation , ferner sind sie heizbar ,
aber ohne daß irgend eine Vorkehrung gegen die Feuersgefahr� ge -
troffen ist . In diesen Baracken liegen 80 Mann wie die Heringe
zusammengepreßt in einem Raum , der 12 Meter lang und 4 Meter
breit ist ! Die Leute liegen in Abständen von 65 Zentimeter über -
einander . Die Leute liege » auf Stroh , welches die Nnternchmer
niemals erneuern , des Nachts tropft den Leuten das kalte Wasser
ins Gesicht , und in de » nassen Kleidern , die sie auch nachts nicht

ablegen können , müssen sie tagsüber arbeiten . Die Forstverwal -
tung hat merkwürdigcrtveise die polizeiliche Genehmigung zum
Belegen dieser Baracken erhalten . Wenn w i r aber eine Ver -

sammlung abhalten wollen , sieht die Polizei erst nach , ob der
Raum auch nicht gesundheitsgefährlich ist . Einen Notausgang hat
eine solche Baracke nicht ! Wenn Feuer ausbricht , müssen die
80 Mann die Baracke durch dine enge Tür verlassen . Diejenigen ,
welche oben liegen , haben nicht einmal eine vernünftige Treppe .
In drei Fällen ist auch schon Feuer ausgebrochen , so daß die Heiz -
Vorrichtung niedergerissen werden mußte . Waschgelcgenhcit ist

ebenfalls nicht vorhanden , ebensowenig Trinkwasser . Als die Re -

gierung auf diese Mißstände aufmerksam gemacht wurde , hat der

Oberförster den Waldarbeiter , welcher das Gesuch unterzeichnet
hat , vor sich geladen und ihn darauf aufmerksam gemacht hat , daß
hier sozialdemokratische Agitation nicht geduldet würde ! Statt

Mitteilung macht , will er ' s nicht glauben Wie er die Beweise hat ,
wird er hart und rücksichtslos gegen seinen Lieblingsschiilcr Kurt
v. Zedlitz . Kurt ist ein verführter , im Grunde gutartiger Jüngling .
Er lügt nun aus Angst , und weil ihm des Direktors verzeihendes
Wohlwollen den Mund verschließt . Hätte er z. B. Zeit gefunden ,
sein günzes Vergehen zu beichten , so wär ' s keine Komödie mit

tragischem Ausgang geworden . Das gibt der Handlung des Stücks einen

ästhetischen Bruch , denn man ahnt schon , der Junge wird sich daS Leben

nehmen . Einen tragischen Verlauf k. ä n n dieser Dummc- Juugeiistrcich
haben ; notwendig ist ' S nicht . Die Verfasser jedoch operierten mit der
Romantik des Lebenswahrscheinlicheu . wie mit dem Lehrbeispiel von
der „ Duplizitäi der Ereignisse " . Mehr nämlich als ein Zufallsspiel ,
richtiger ein kühl - logisches Experiment ist daS lockere Leben in
der Familie des ehremverten Direktors — waS die gefallsüchtige
Frau und den Windhund von Sohn aus erster Ehe angeht —

auch nicht . In dieser Zusammenkoppetung gewinnt es an Realität
und spitzt sich wirksam dramatisch zu. Die KneipverbrüderuugSszene
der Penäler im Backofenkeller ist ein hübscher operettenhaftcr Ein -

schlag . Gut exelutiert . lvird er . was er fein soll : eine gar g' spaßige
Gaudi . Die darstellerische Wiedergabe des Stückes verdient das

Prädikat : zufriedenstellend , nichts mehr , nichts weniger . e. k.

Musik .

Die Volksoper war am Silvesterabend der Schauplatz
eines neuen Experiments . Herr Direktor Alfieri scheint eine Vor »
liebe für theatralische Physik zu haben . Besonders glücklich stel dies -
mal der Versuch nicht aus . Immerhin ist es , weil typisch für die

Verinnerlickmngssucht unserer Zeit , interessant , an dem Beispiel des
da zur Aufführung gelangten Märchenspiels „ Der Kamps n m

Schneewittchen " ( von Rich . Wolff , Musik von El . Schmalstich )
zu erkennen , wie sehr die Naivität des Schaffens gerade auch unseren
modernen Märchenpoetcn abhanden kommt . „ Modern " und „ Märchen «
poet " — größere Gegensätze sind ja ohnehin nicht denkbar . Für
„ Groß und Klein " vermögen unsere Märchensymbolisten überhaupt
nicht mehr zu dichten ' Diese Vorspiegelung falscher Tot -
fachen hätte sich der Verfasser , der noch dazu von Beruf
Jurist sein soll , lieber ersparen sollen . Vielmehr handelt eS
sich bei diesem Kampf um Schneewittchen — aus dem natürlich der

Himmel siegreich hervorgeht , während die Hölle das Nachsehen
hat — im Grunde lediglich um einen juristischen Kommentar zu
dem alten Märchen von Schneewittchen und den sieben Zwergen .
Das schwulstige , antiultramontane Gerede des Vorspiels zwischen
Petrus und dem Teufel fehlt in der Buchausgabe — zum Glück,
und ein noch größeres Glück ist es , daß wenigstens die Musik , die
C l e m e ns S ch m a Ist i ch zu diesem Märchenwortipicl geschrieben
hat , einen heiter dahinträllernden , echt kindlichen Charakter trägt .
Gerade in ihrem ungezwungenen Verzicht aus Originatilät und

Mystik liegt ihr Werl . Dabei zeigt sich Schmalstich wie auch
schon in früheren Märchcnpartituren — als ein sehr geschickter
Instrumentator . Wenn nur das gute Orchester der Volksoper mehr
auf die Intentionen des dirigierenden Komponisten eingegangen
wäre ! . . . Ilebcrhaupt schien die Regie bestrebt zu sein , das „ Es
war einmal " bei der Besetzung deutlich , allzu deutlich zu unter »
streichen . Da Hörle man Stimmen von einer geradezu fabel »
hasten Abgesungenheit I . . . A. N.



Hilfe zu schaffen , hat man Zebe Baracke mit drei Revolvern ver -

sehen , damit man die Waldarbeiter , falls sie unbotmäßig werden ,
niederknallen kann ! ( Hört " ! hört ! ) Infolge jener Zustände sind vor
Weihnachten schon 14 Woldarbeiier krank geworden und mußten
in das Tapiauer Krankenhaus aufgenommen werden . Einer davon

ist bereits gestorben . Wer irgendwie aufmuckt , wird entlassen , und
der Lohn wird ibm nicht ausgezahlt , so daß die Leute mittellos

dastehen und nicht in die Heimat zurückreisen können . Einem Ar¬

beiter , der mündlich beim Rcgierungsassrssor vorstellig wurde , ant -
wartete dieser : . . Es ist ja

Eure eigene Dummheit , das ) Ihr nach Ostpreuhe » gekommen seid !

Die Regierung geht das nichts an , wenden Sie sich an Ihren Un -

ternehmer . " Die Unternehmer werden von der Regierung noch

unterstützt ; sie erhalten für das Auszahlen der Löhne 3 Proz . und

verdienen in 14 Tagen 140 bis 170 M. , während der Arbeiter nur
3 M. bis 3,60 M. Lohn erhält . Ich bitte unsere Landtagsfraktion .
bei der nächsten sich bietend « » Gelegenheit , und zwar sobald als

möglich , de » Minister zu fragen , ob ihm diese Zustände bekannt

sind . ( Brabo ! )

Borgmai , „ - Berlin : Ich habe die Absicht , auf einige Aeuße -

rungen , die in der Diskussion gefallen sind , einzugchen . Die

Anregung des Genossen Ouarck . die Frage der Siraßen -
arbeiter im Landtag zu erörtern , ist durchaus dankenswert .

Wenn es bisher noch nicht geschehen ist , so liegt eS in der Natur

der Dinge , da noch eine große Zahl anderer Fragen ebenfalls der

Erledigung harrt . Wir in der Fraktion hegen den dringenden

Wunsch , daß uns aus den Reihen der Parteigenossen im Lande

mehr Material als bisher zugehen möge . Da wir jetzt in der

Fraktion eine Einrichtung getroffen haben , die es uns ermöglicht .
alles Material zu sichten , so sind wir imstande , auch alles ,

was uns zugeht , gegebenenfalls zu verwenden . Gegenüber der

Anregung , daß wir uns der Frage des Koaliti ans rechts
einmal ernstlich annehmen möchten , muß ich bemerken , daß mein

Kollege Leinert diese Frage bei den Debatten über die Berggesetz -
Novelle und auch beim Eisenhahnewt sehr eingehend behandelt hat .

Selbstverständlich muß die Frage des Koalitionsrechts auch

künftighin bei jeder Gelegenheit zur Erörterung gezogen werden .

Wenn ferner darauf hingewiesen worden ist , daß bei der

Steuerveranlagung seitens der Steuerverwaltung mit

außerordentlich ungleichem Maße vorgegangen wird , so ist das in

Preußen ja i m m e r Brauch gewesen . Die Handhabung der

Steuergesetze wird nicht ander ? werden , ehe nicht die Landes -

Vertretung auf Grund eines anderen Wahlgesetzes zustande kommt .

Zu welchen Verhältnissen es bei uns kommt , dafür nur ein Bei -

spiel : Bei der Beratung des LehrcrbesoldungSgesetzes handelte
es sich darum , die Staatszuschüsse den Gemeinden zu entziehen

bezw . sie einzelnen zu belassen , soweit sie leistungsunfähig sind .
Da richtete der Abgeordnete Freiher v. Richthofen an die Re -

gierung die Frage : wie die Leistungsfähigkeit festgestellt werden

solle . Wenn z. B. jemand ein Einkommen von 10 000 M. beziehe ,

so wäre es hart , wenn diesem auch die 700 M. Zuschuß entzogen
würden ; denn ein solcher Mann könne doch keineswegs zu den

„ Leistungsfähigen " gerechnet werden . Die Regierung erklärte :

daß sie „ natürlich " einen solchen Mann nicht zu de » Leistung » -

fähigen rechnen wollet Wenn Sie sich nun vergegenwärtigen , wie

die Regierung selbst die kleinsten Einkommen zur Steuer

heranzieht und auf der anderen Seite jemand , der 10 000 M. Ein -

kommen bezieht , nicht zu den leistungsfähigen Personen rechnet .
dann werden Sie erkennen , wie ungerecht bei uns vor -

gegangen wird .

Weiter ist hier die Frage der Zusammensetzung der

Kreis - und Bezirksausschüsse aufgeworfen Word « , .

Diese Frage ist eigentlich das A und O der ganzen Verwaltung
in Preußen . Solange die Verhältnisse so bleiben wie sie jetzt

sind , wird eine Besserung in Preußen nicht herbeigeführt werden

können . Unsererseits hat es w dieser Beziehung an einer scharfen .
Kritik nicht gefehlt . Wir haben es lebhaft bestritten , daß die

Kreis - und Bezirksausschüsse , wie von gegnerischer Seite be -

hauptet wird . Selbstverwaltungökörper sind , und haben erklärt ,

daß sie nichts anderes qls Marionetten in der Hand
der Regierungspräsidenten seien . Die Kreis - irttd

Bezirksausschüsse sind so gegliedert , daß alle oppositionellen
Elemente sofort wieder ausgeschieden werden können , sobald sie
sich irgendwo gezeigt haben .

Endlich ist hier hingewiesen worden darauf , daß die süd -
deutschen Forstarbeiter nach Ostpreußen gelockt und dort in un -

erhörter Weise ausgebeutet werden . Wiu sind dankbar dafür , daß
wir daraus aufmerksam gemacht worden sind ; wir werden diese

Dinge im Landtag beim Forstetat bespreche ». Das ist aber nicht .
das einzige , was der Verwaltung zum Vorwurf gemacht werden
kann . Die Wirtschaft in der Forstverwaltung spottet jeder Be -

schreibUng . Eine ganze Reihe von Zuschriften , die wir von

Förstern erhalten haben , weist darauf hin , wie erbärmlich die
Arbeiter behandelt werden , und betont , daß mit Leichtigkeit eine

wesentliche Besserung der Lage der Waldarbeiter in den Staats -

forsten herbeigeführt werde » könne . Heute wird die Berwultung
in einer Weise betrieben , daß die Forsten Bergnügungsstütten
für eine ganze Reihe von höheren Beamten sind . Das bedeutet
eine Korrupption im schlimmsten Sinne des Wortes .

Die Lobeserhebungen , die uns Abgeordneten zuteil geworden
sind , sind wohl in der Hauptsache auf die Stimmung im Lande

zurückzuführen und nicht aus unsere verhältnismüßig geringen
Leistungen . Es lag uno liegr in der Natur der Dinge , daß wir

sechs Abgeordneten im Landtage leine große Tätigkeit entfalten
tonnten . Aber soweit wir es vermochten , haben wir alles versucht ,
unseren Anschauungen Geltung zu verschaffen . Auch in Zukunft
wollen wir in derselben Weise tätig sein . Aber wesentlich leichter
werden wir unsere Aufgabe lösen können , wen » uns aus dem
Lande heraus die notwenPge Unterstützung zuteil wird . Ich glaube ,
es wird nicht schwer halten , aus allen Teilen des Reiches uns die
Mittel zuzuweitben , damit wir eine noch weitere ersprießliche
Tätigkeit im Landtage entfalten können . ( Lebhafter Verfall . )

Damit schließt die Diskussion .

Heimann ( Schlußwort ) : Nach den Ausführungen von Borg -
mann und »ach der Tatsache , daß ich mit meinem Referat Ihre
Zeit und Ihre Geduld schon länger in Anspruch genommen habe ,
als ich eS selber beabsichtigt hatte , und der ferneren Tatsache , daß
uns in der Diskussion ja nur Anregungen gegeben worden sind ,
die wir nach besten Kräften zu verwirklichen bestrebt sein werden ,
glaube ich, den Dank , den die Fraktion Ihnen für Ihre freund -
liche Zustimmung zu unserer bisherigen Tätigkeit schuldet , nicht
besser zum Ausdruck bringen zu können , als indem ich auf ein
Schlußwort verzichte . ( Bravo !)

Die Resolution Qnarck :

„ Der dritte Preußentag spricht der sozialdemokratischen
Fraktion des Preußischen Abgeordnetenhauses seinen Dank und
seine Freude über ihre Tätigkeit im Dreiklassenhause aus und
ersucht die sozialdemokratischen Landtagsabgeordneten , in gleich
mannhafter Weise loie bisher die Interessen der werktätigen
Bevölkerung gegen die Junker - und Pfaffenniehrheit zu ver -
treten " ,

wird einstimmig angenommen .
Bevor nunmehr zunächst das Referat zu Punkt S der Tages -

ordnung :
Das Kommunalprogramm für Preustey »

entgegengenommen wird , teilt

Singer mit , daß die Kommission , die eingesetzt war . einen
Entwurf zu bearbeiten , infolge der Anregungen , die in der Presse
zu ihrem Entwurf gegeben worden sind , den gestrigen Tag noch
einmal zu einer Schung benutzt hat , wobei sie zu einigen Ab -
änderungen ihres Entwurfes gekommen ses. ' Der Entwurf lautet
nunmehr :

Antrag 24 zu Punkt :

Das Kommunalprogramm für Preußen :

Entwurf eines Kouimunalprograinms für die Sozial -
demokratie Preuszens .

( KommissionS - Entwurf . )

In Uebereinstimmung mit der von dem Parteitag der deutschen
Sozialdemokratie in Bremen 1004 beschlossenen Resolutionen steht
die sozialdemokratische Partei auf dem Standpunkt , daß nur durch
die Aufhebung der Klassenherrschaft die demokratische Organisation
der Gemeinde vollendet und die Bahn für eine Verwaltungstätig -
keit frei gemacht werden kann , welche die Wohlfahrt aller gleich -
mäßig fördert .

Zur Erreichung dieses Zieles sind auf dem Gebiete der Gesetz -
gebung durchgreifende Aenderungeu erforderlich , die den Gemein -
den eine ersprießliche Tätigkeit zum Wohle der Gesamtheit ermög -
lichen . Aber auch unter den heutigen Gesetzen ist der Wirkung » -
kreis der Gemeindepolitik mehr und mehr im Sinne kommunaler
Sozialpolitik in der Richtung des Sozialismus auszugestalten .

Die sozialdemokratische Partei Preußens fordert daher :

A. Bon der Gesetzgebung :
I . ( Berfassung . ) Unter Aufhebung aller zurzeit in Preußen

geltenden Stadt - und Landgemeindeordnungen für den gesamten
Umfang des Staates eine einheitliche Gemeindeordnung auf folgen -
der Grundlage :

a) Bildung der Gemeindevertretung durch allgemeine , gleiche ,
direkte und geheime , von dem Bezug öffentlicher Unter -

. stützunge » unabhängige Wahlen nach dem System der Ver -

hältniswahlen ; Gewährung des aktiven und passiven Wahl -
rechts an alle über 20 Jahre alten Einwohner der Gemeinde
ohne Unterschied des Geschlechts ; Aufhebung aller Vorrechte
des Besitzes ; Einkammersystem ; Gewährung von Diäten an
die Gemeindevertreter ; Straflosigkeit für Aeußerungen in
Ausübung ihres Amtes ; zweijährige MaiidatSdauer .

b) Beschränkung des staatlichen Aufsichtsrechts auf daS Recht
der Beanstandung ungesetzlicher Verwaltungsakte dir Ge¬
meinden , Prüfung ihrer Gesetzmäßigkeit durch die ordent -
lichen Gerichte , Aufhebung der die Selbstverwaltung ein »
schränkenden Befehlsgswalt der Staatsbehörden gegenüber
den Gemeinden sowie des Bestätigungsrechts der Aufsichts -
behörden gegenüber Organen , die von der Gemeinde gewählt
oder von ihrer Vertretung bestellt sind .

kl . ( Polizei . ) Uebertragung der Ortspolizei auf die Gemeinden

zur Verwaltung in eigener Zuständigkeit .

III . ( Finanzwesen . ) Deckung des GemrindrbedarfS durch pro -
gressiv gestaltete Zuschläge zur staatlichen Ginkommensteuer ; Er -
Hebung von kommunalen Zuschlägen zur ErgänzungSsteuer ; Ver -
bot der Erhebung von indirekten Steuern durch die Gemeinden ;
Aufhebung des Steuerprivilegs der Beamten , Geistlichen , Lehrer
und Offiziere .

IV . ( Bildungswesen . )
a) Weltlichkeit der Schulen , fachmännische Schulaufsicht .
d) Einführung der obligatorisch zu besuchenden konfessionslosen

Einheitsschule mit gemeinsamem Unterbau und einem nach
den verschiedenen Bildungszielen gegliederten Oberbau .

c) Regelung der Schulpflicht .
6) Uebernahme sämtlicher Schullasten auf den Staat .

e) Uebertragung der gesetzlich zu regelnden Verwaltung auf die
Gemeinde .

l ) Einführung des obligatorischen Fortbildungsschulunterrichts
für alle jungeu Leute beiderlei Geschlechts biö zum Alter
von 13 Jahre » .

V. iGesundheitsPflegr . ) Erlaß eines Gesetzes über die öffent -
liche Gesundheitspflege auf Grundlage der kommunalen Selbstver -
waltung .

VI . ( Sozialpolitik . ) Unterstellung sämtlicher für die Gemeinde
beschäftigten Arbeiter und Unterangestellten unter die Gewerbe -
ordnung . Ausdehnung der Arbeiterversicherungsgrsetze auf die in
Gemeindebetriebrn tätigen Personen .

L. Bon den Gemeinden .

I . ( Wahlrecht . ) Vornahme der Wahlen an einem gesetzlichen
Ruhetage , Aufhebung bezw . Herabsetzung des Bürgerrechts auf das
gesetzliche Mindestmaß , Ermäßigung des Zensus auf das gesetzlich «
Mindestmaß .

ll . ( Finanzwesen . ) Deckung der Ausgaben der Gemeinde durch
Zuschläge zur staatlichen Einkommensteuer , durch Einführung einer
Wertzuwachssteuex auf Grund und Boden , durch Besteuerung des
Grund und Bodens »ach dem gemeinen Wert unter stärkerer Be -
lastung des baureifen unbebauten Grund und Bodens , eventuell
durch llmsatzsteuer beim Verkauf von Grundstücken , durch Erhebung
von Gebühre » für die Benutzung der wirtschaftlichen Betriebe der
Gemeinden . Von der Gewerbesteuer sind , solange sie nicht durch
Gesetz beseitigt ist , diejenigen Gewerbebetriebe , deren Ertrag im
wesentlichen auf der persönliche » Arbeit deS Gewerbetreibende »
beruht , z » entlaste ».

III . sBildungswesen . )
a) Solange die Einheitsschule nicht erreicht ist , fortschreitenden

Ausbau der Volksschule und besondere Berücksichtigung der
weniger Befähigten und der Begabten . Ausschaltung aller
Schulsysteme , die den Ausbau der Volksschule hemmen . Un -
entgeltlichkeit des Unterrichts und der Lernmittel . Bau und
Unterhaltung der Schulhäuser ( Turnhallen , Spielplätze ,
Schulbäder , Schulgärten usw. ) sowie Festsetzung der Klassen -
frequenz und der Unterrichtszeit der Schüler und Lehrer
ausschließlich nach den Grundsätzen der Schulhygiene und
Pädagogik . Pflege des Körpers in der Schule durch allge -
meine Einführung von Turn - und Schwimmunterricht .

b) Ueberivachung des Gesundheitszustandes der Schüler durch
Schulärzte ( auch Spezialärzte ) und Bereitstellung ärztlicher
Hilfe füx die krank befundenen Schulkinder auf Kosten der
Gemeinde . Einrichtung und Unterstützung von Ferien -
kotonien . Speisung ungenügend ernährter Schulkinder . Ein »
richtung von Schulwärmestuben und Schulküchen .

c) Schaffung von Kindergärten für noch nicht schulpflichtige
Kinder und von Kinderhorten für Schulkinder , die ixt häus¬
lichen Beaufsichtigung entbehren ; Beratung der Schüler
bei der Berufswahl .

<Z) Erinöglichung des Besuchs der höhere » Schulen für alle be -
fähigten Kinder .

e) Obligatorischen Fortbildungsschulunterricht für männliche
Arbeiter unter 18 Jahren sowie für weibliche Handlung ? -
grlnlfe » und - Lehrlinge unter 18 Jahren . Erteilung des
Fortbildungsschulunterrichts an Wochentagen während der
Arb «itszeit . Erweiterung des Jachunterrichts . Hauswirt -
schaftlichen Unterricht für Mädchen .

k) Einrichtung und Betrieb von Volksbibliotheken und Lese»
hallen sowie von Anstalten für Bolksunterhaltung und - Be -
lehrung .

IV . ( Wohnungsfrage . )
s ) Erwerbung von möglichst umfangreichem Grundbesitz durch die

Gemeinden .
b) Festhaltung und Aufschließung des Grundeigentums durch

Straßen , Plätze und Berkehrsanlagen .
c) Beobachtung der volkshygienischen , sozialpolitischen , Wirt -

schaftlichen und ästhetischen Momente bei Ausitellung deS Be -
bauungsplaneS mit dem Ziel , in den Wohnquartieren eine
größere Weiträumigkeit der Bebauung zu sichern , die MietL -
kasernen zu bekämpfe » und den KleinhauSban zu fördern .

tf ) Abstufung der Bauweise unter Berücksichtigung der Volks -
hygienisch : » und sozialpolitischen Momente , insbesondere in
den Wohnquartieren ; daher eine größere Beschränkung der
Häuserhöhe , der Zahl der Stockwerke und des UeberbauungS -

grades der Grundstücke . Festsetzung einer Minimalgroße füp
Wohn - und Schlafräume .

e) Erhaltung des Gemeindebesitzes . Verwendung von Gemeinde -
terrains zur Errichtung von Wohnhäusern mit Wohnungen ,
die allen Anforderungen der Volkswohlfahrt entsprechen und
der Bevölkerung , insbesondere der Arbeiterklasse , zu . Miet -
preisen zur Verfügung zu stellen sind , bei denen nur die Ver -
zinsung und Amortisation des aufgewendeten Kapitals sowie
die aus der Instandhaltung der Gebäude entstehenden Kosten
in Ansatz gebracht werden . Eventuell Vergebung des Grund
und Bodens der Gemeinde im Erbbaurecht .

l ) Errichtung von kommunalen Wohnungsämtern mit den be -
sonderen Aufgaben der Wohnungsstatistik , Wohnungsvermitte -
lung und WohuungSinspektion .

g) Errichtung von Ledigenheimen .

V. ( Gesundheitspflege . )

a ) Zur Erhaltung der Gesundheit :
1. Schaffung von Gesundheitsämtern .
2, Uebernahme des Reinigungswesens ( Kanalisation , Müll -

abfuhr , Straßenreinigung , öffentliche Vedürsnisanstalten ) ;
in die Regie der Gemeinde .

3. Hygienisch einwandfreie Trinkwasserversorgung und Snt »
Wässerung .

4. Kontrolle und Regelung des Nahrungsmittelverkehrs durch
Schaffung von Einrichtungen zur Untersuchung von Nah -
rungsmitteln ( Milchkontrolle , Fleischbeschau , Nahrung - -
mitteluntersuchungsämter ) , durch Einrichtung und Betrieb
von Märlten und Marktyallen , von Vieh - und Schlachthöfen ,
durch Uebernahme der Produktion und des Verkehrs von
Nahrungsmitteln ( Milchversorgung , Bäckereien , Schlächte -
reien . Speisehäuser ) auf die Gemeinden .

6. Errichtung ösfsentlicher Bäder , Spielplätze , Turnhallen ,
öfsentlicher Anlagen , Parks und dergleichen .

b) Zur Bekämpfung der Krankheiten :
1. Bau und Betrieb von Krankenhäusern zur unentgeltlichen

Benutzung aller Angehörigen der Gemeinde , insbesondere
Bau und Betrieb von Trinkerheilstätten , Jrrenasylen ,
Lungenfursorgestellen , Heimstätten für Lungenkranke , Heim-
stätten für Genesende , Wald - und See - ErholungSstätten für
Kinder und Erwachsene , Uebernahme des Krankentransports
und des Rettungswesens .

2. Einrichtungen zum Schutze der Frauen während Schwanger -
schaft , Geburt und Wochenbett . ( Heimstätten für Schwan -
gere . Entbindungsanstalten , Wöchnerinnenheime . ) Unent - -
geltliche Geburtshilfe und Bereitstellung von Hauspflege
durch die Gemeinden . Gewährung von Unterstützungen an
hilfsbedürftige Schwangere und Wöchnerinnen , insbesondere
auch zur Förderung des Selbststillens .

3. Errichtung von Säuglingsasylen und Säuglingsfürsorgr -
stellen .

4. Unentgeltlichkeit der Desinfektion .
6. Uebernahme der Apotheken in den Gemeindebetrieö .

c ) VestattungLwesen .
Uebernahme des gesamten BestattungswesenS in Gemeinde .

betrieb . Obligatorische Einrichtung und Benutzung von Leichen -
Häusern . Unentgeltlichkeit des BestattungswesenS . Errichtung von
Krematorien .

Vk . ( WirtschaftSpflege . )
Alle gewerblichen Betriebe der Gemeinde , insbesondere Be -

leuchtungs - , Verkehrs - , Wärme - und Krafterzeugungsanstalteu ,
Lagerhäuser , Publikationseinrichtungxn , sind der PrivatauSbeutung
zu entziehen und auf eigene Rechnung der Gemeinden zu errichten
und zu betreiben . Monopolpreise sind entschieden zu bekämpfen .
Gegen mäßige Ueberschüsir , die nur eine Gebühr darstellen , ist
nichts einzuwenden .

VII . ( Regiebetrieb . )
Errichtung von Gemeindebetriebsämtern und Ausführung der

Gemeindearbeiten möglichst durch diese Äemter in eigener Regie .
VlII . ( Submissionswesen . )
Vergebung der Gemeindearbeiten und Lieferungen nur an

solche Unternehmer , die sich vertraglich verpflichten , diese in eigenen
gewerbliche » Betriebe » — unter Ausschluß jeglicher Heimarbeit —
anfertigen zu lasse », die Lohn - und Arbeitsbedingungen der von
ihnen beschäftigten Arbeiter in Gemeinschaft mit den Arbeiter -
organisationen festzusetzen und das Koalitionsrecht der Arbeiter zu
wahren . Strikte Ablehnung der von den Unternehmern verlangte »!
Aufnahme einer Streikllausel . in die Werks - oder Lieferungs -
Verträge .

Verbot der Uebertragung von Arbeiten oder Lieferungen fstp
die Gemeinde an Mitglieder der Gemeindevertretung , sowie Ver -
bot der Beteiligung von Gemeindevertretern an gewerblichen Unter .
nehmungen , die in einem Vertrags - oder Lieferungsverhältnis zur
Gemeinde stehen .

IX . ( Sozialpolitik . ) '
a ) Allgemeine Sozial Politik .

1. Ausbau des von den Gemeinden zur ortsstatutarischen Rege -
lung übertragenen . Arbeiterschutzes .

2. Einrichtung von Arbeitsämtern als Zentralstellen kommu -
naler Arbeiterpolitik mit den Aufgaben der Arbeiterstatisti ? ,
de » Arbeitsnachweises , der Arbeitslosenfürsorge , der Aus »

kunftserteilung und der Ueberwachung der sozialpolitischen
Gebarung der Gemeindeverwaltung .

S. Bereitstellung von Notstandsarbeitrn durch zweckmäßige Ver -
teiluna der Gemeindearbeiten auf die Jahreszeiten und durch

Bereityaltung geeigneter Gemeindearbeiten für die Zeit der

Arbeitslosigkeit . Einrichtung von ArbeitSlssenunterstutzungs -
lassen zur Förderung und Ergänzung der gewerkschaftlichen
Arbeitslosenfürsorge .

b ) Spezielle Sozialpolitik .
Bemessung der Löhne für die im Gemeindeauftrag be -

schaftigten Arbeiter und Beamten nach gewerkschaftlichen
Sätzen . Bildung von Lohnklassen und Lohnskalen nach der

Dienstdauer , Einführung einer Arbeitszeit von nicht länger
als acht Stunden täglich . Gewährung einer wöchentlichen
Ruhepause von 36 Stunden . Einsetzung von Arbeiter - und
Beamtenausschüssen zur Vertretung der Interessen der Ge -
meindearbeiter ; Bildung dieser Ausschüsse auf Grund all »

gemeiner , direkter und geheimer Wahlen . Aufstellung von
allgemeinen Arbeitsordnungen und Arbeitsbedingungen
unter Heranziehung dieser ArbeiterauSschüste und der ge -
werkschaftlichen Organisation der Arbeiter . Gewährung eineS

Ferienurlaubs an die Gemeindearbeiter unter Fortbezug
deS Lohnes . Zahlung der Differenz zwischen Lohn und
Krankengeld in Krankheitsfällen . Weiterzahlung deS Lohnes
bei militärischen Uebunge » und kürzerer Versäumnis gemäß
ß 616 des Bürgerlichen Gesetzbuches . Gewährung eine « Ruhe »

geldes bei Invalidität und einer Witwen - und Waisenver -

sorgung »ach erfolgtem Ableben des Arbeiters bezw . Unter -
beamten ohne Abzug der Renten aus der ReichSarbeiterver -
sicherung . Gewährleistung voller . Koalitionsfreiheit an die

Beamten und Arbeiter der Gemeinde . Gewährung von Un -

fallrenten an alle Verletzten oder deren Hinterbliebene , die

im Kommunaldienst oder in Anstalten oder bei Veranstal -

tungen zu religiösen , wohltätigen oder gemeinnützigen

Zwecken , zu Zwecken der Kunst , der Wissenschast , der Ge »

sundheitspflege und Leibesübung verunglückt sind .

X. ( Armen - « nd Waisenpflear . )
Weltlichieit der Armen - und Waijenpflege . weitgehende Heran »

ziehung ehrenamtlicher Elemente , insbesondere der Frauen ; Ge »

Währung ausreickzcnder Unterstützungssätze ; Individualisierung der

offenen Armenpflege , Errichtung von Waisenhäusern sowie von

Versorgungsanstalten für die körperlich hilfsbedürftigen Armen .

Errichtung von Obdachlosenasylen und Wärmehallen ohne Polizei «



liche Konkrolls . Waiseis - . Kostkinder - und Fürsorgezöglingspflege
nach erzieherischen und gesundheitlichen Grundsätzen , insbesondere
ärztliche Ueberwachung oer Äostkinder durch besondere Aerzte und
besoldete Pflegerinnen mit entsprechender Vorbildung . Ginführung
der freien Arztwahl und Anstellung von Spezialärzten im Armen -

dienst . Einführung der Generalvormundschaft .

XI . ( Zweckverbände . )

Schaffung von Zweckverbänden zur Durchführung gemein -
nütziger Unternehm , ingen , für welche die Mittel oer einzelnen Ge -
meinden nicht ausreichen . V

* . »

Das Wort zum Referat über

Das Kommunalprogramm für Preußen
erhält der Berichterstatter

Paul Hirsch :

Parteigenossinnen und Genossen ; Die letzte Gemeindever -

treterkonferenz für Grotz - Berlin und die Provinz Brandenburg
bat die Notwendigkeit der Schaffung eines einheitlichen Kommunal -

Programms für ganz Preutzen eingesehen und eine Kommission
eingeseüt . der sie den Auftrag erteilte , ein solches Programm auS -
zuarbeiten und der Beschluhfassun� dieses Preutzentages zu unter -
breiten . Die Kommission hat zu ihren Beratungen Genossen aus
allen LandeSteilen Preußens hinzugezogen ; sie hat den Entwurf
ihres Programms , der e i n st i m m ig von ihr angenommen wurde .
bereits vor mehreren Monaten veröffentlicht und gleichzeitig die

Genossen ersucht , ihre Wünsche zu diesem Programm zu äußern .
Die Kritik in der Presse hat freilich etwas spät , aber immerhin
doch noch in recht umfangreichem Maße eingesetzt . Die Kommission
steht nun nicht etwa auf dem Standpunkte , daß das , was sie der

Oeffentlichkeit unterbreitet hat . der Weisheit letzter Schluß ist . Wir
haben vielmehr , wie Singer bereits bemerkte , gestern noch einmal
alle Anträge , nicht nur die zum Parteitag gestellten , sondern auch
die Anregungen , die in den verschiedenen Preßartikeln gegebe »
waren , eingehend geprüft . Einen ganz erheblichen Teil dieser
Anregungen und Anträge haben wir berücksichtigt und in den
Entwurf hineingearbeitet , so daß also das , was ich jetzt namens
der Kommission vor Ihnen zu vertreten habe , nicht mehr der ur -
sprüngliche Entwurf ist . sondern ein vollkommen » euer , der
allerdings auf der Grundlage des ursprünglichen
a u f ge baut ist .

Wir haben zunächst eine Zweiteilung des Programms für
notwendig gehalten , und zwar in einen Teil , der die Forderungen
an die Gesetzgebung enthält , und in einen zweiten Teil , der die -
jenigen Forderungen enthält , die unsere Gemeindevertreter be »
rcits innerhalb der heutigen Gesetze an die Gemeindever -
tretungen zu stellen berechtigt sind . Eine solche Trennung erschien
uns hauptsächlich auS praktischen Gründen notwendig . Wir
wissen ja alle , daß unsere Genossen in den Gemeindevertretungen
die Gesetze nicht so gut kennen , daß sie in jedem einzelnen Falle
wissen , ob eine Forderung , ein Antrag , den sie stellen , die Aende -

rung eines Gesetzes zur Voraussetzung hat . und da passiert eS
leider sehr oft . daß unsere Gegner nicht gezwungen werden können ,
Farbe zu bekennen , bestimmte Stellung zu einem Antrag zu
nehmen , sondern daß sie sich hinter formalen Bedenken ver -
schanzen , indem sie erklären : Diese Forderung gehört nicht zur
Zuständigkeit der Gemeindevertretung ! Diesen Einwand den Geg -
nern zu nehmen , dazu wollen wir unseren Genossen die Möglich »
keit in die Hand geben .

Selbstverständlich konnten wir unter die Forderungen an die
Gesetzgebung nicht all das aufnehme » , was wir von der Gesetz -
gcbung fordern . Das wäre ein vollkommenes Programm für
Preußen geworden und würde unsere Befugnisse weit überschreiten ,
es würde auch weit übergreifen in das . was die anderen Refe -
lenten , namentlich Genosse ' Liebknecht . Ihnen vorzuführen haben .
Wir mußten uns auf die Gesetze beschränken , die geändert werden
müssen , um bestimmte Forderungen in den Kommunen zu erreichen ,
und zwar hatten wir dabei nicht nur staatliche Gesetze , sondern
auch eine Reihe von Reichsgesehen im Auge . Es sind ja
in der Presse von keiner Seite Bedenken gegen die Zweiteilung
erhoben worden .

Ein Bedenken , das von verschiedenen Seiten geltend gemacht
wurde , geht dahin , daß der Entwurf viel zu lang sei . Mag
sein , aber andererseits darf man nicht vergessen , daß selbst die
Kritiker , die die Länge des Entwurfs bemängelt haben , ihrerseits
eine Reihe von Anträgen gestellt haben , deren Ausnahme da ? Pro -
gramm vielleicht um das Doppelte verlängern würde ! lSehr
richtig ! ) Die Kommisston hat sich einer weisen Mäßigung bc -

fleißigt ; sie glaubt die goldene Mittellinie eingeschlagen zu haben
mit dem Entwurf , den sie unterbreitet , der allerdings etwas
ausführlich ist , aber trotzdem nicht z u lang . Diejenigen
Genossen , die sagen : „ Der Entwurf enthält nicht alles , wir müssen
noch viel mehr haben / mögen sich gesagt sein lassen , daß der
Entwurf kein Nürnberger Trichter ist , mit dem man unseren
Genossen die ganze Weisheit eintrichtern könnte . Wir können
nur Grundzüge geben , alles andere mutz Sache der in den
Gemeindevertretungen tätigen Genossen sein , die die Pflicht haben .
sich eingehend mit den kommunalen Fragen zu befassen . Die Mög -
lichkeit dazu ist ihnen geboten , an Literatur darüber fehlt es nicht .
Im übrigen hat die Kommission nichts dagegen , wenn der Partei -
tag beschließt , daß noch ein besonderer Kommentar zu un -
ferem Programm herausgegeben wird .

Bon einem Kritiker , auf den alle Mitglieder der Kommission
sehr viel geben , weil er auf dem Gebiete der Kommunalpolitik eine
anerkannte Autorität ist , vom Genossen Dr . Linde mann , ist
die Frage aufgeworfen worden , ob es sich überhaupt empfiehlt ,
ein einheitliches Kommunalprogramm für ganz Preußen zu er -
lassen . Lindemann hält es für richtiger , nut den Abschnitt s ) —

also die Forderungen an die Gesetzgebung — allgemein zu regeln ,
der nach seiner Meinung allerdings noch nach den verschiedensten
Richtungen ausgebaut werden müsse . Im übrigen aber hält er cS
für richtiger , Kommunalprogramme für bestimmte Bezirke
zu erlassen . Wir in der Kommission haben eigentlich gar nicht
das Recht gehabt , diese Frage weiter zu prüfen , wir hatten doch
den Auftrag gehabt , ein einheitliches Kommunalprogramm
für Preußen abzufassen , und gerade der Umstand , daß von
den verschiedensten Seiten der Wunsch nach einem solchen aus »

gesprochen wurde , zeigt doch , daß tatsächlich ein Bedürfnis hierfür
in weitesten Kreisen unserer Parteigenossen vorhanden ist .
Dr . Lindemann meint unter anderem , unter den Forderungen an
die Gesetzgebung fehlten noch eine Reihe . Gewiß , wenn wir über -
Haupt ein Aktionsprogramm für Preuße » schaffen sollten ,
so mühte dieser Abschnitt all die Punkte aufzahlen , in denen wir
eine Aenderung der Gesetzgebung wünschen . Und das ist so ziem -
lich auf allen Gebieten der Fall . Wir aber inuhten uns damit

begnügen , das für die Kommunalpolitlk Wichtige
hervorzuheben . Wenn Lindemann die Forderung eines Wohnungs¬
gesetzes für Preußen vermißt , so verweise ich darauf , daß wir uns
über diese Frage bereits auf einer früheren Gemeindevertreter .
konferenz unterhalten haben . Damals wurde auf Antrag Stadt »

Hagen die Forderung auf Erlaß eines Reick » « wohnungS .
gefetzt 8 aufgenommen . Stadthagen hat sich oamalS gegen die

Forderung eines Wohnungsgesetzes für Preuße » erklärt . Ich
glaube auch , wie die Zusammensetzung der gesetzgebenden Körper »
schaften in Preußen heute ist , wäre von einem Wohnungsgesetz für
Preußen für die Arbeiterklasse absolut nichts zu erwarten ,
wenn man bedenkt , daß die preußische Regierung und die Mehrheit
des Landtags sich noch nicht einmal dazu aufraffen kann , daS

Hausbefitzerprivileg� zu beseitigen , also eine Bestimmung , die jede
vernünftige Wvhnungsreform in den Gemeinden hindert . Aus
diesem Grunde haben wir die Forderung eines Wohnungsgesetzes
nicht aufgenommen . Wenn nun Lindemann sagt , daß die Verhält -
nisse von Provinz zu Provinz ganz verschieden liegen und wir

deshalb kein einheitliches Programm aufstellen können , so ist ihm
darin biS zu einem gewissen Grade beizupflichten . Gewiß , die

Verhältnisse liegen verschieden , aber wir nehmen ja in unser Pro »
gramm auch nur das auf , was für alle Provinzen gemsin »

s ch a f t l i ch ist . Und selbst wenn wir nur Probinzialprogrämme
beschließen würden , würden an den einzelnen Orten die Verhält -
nisse doch so verschieden liegen , daß auch das Programm , das für
eine Provinz erlassen ist , kaum in allen Stadt - und Land -
gemeinden der Provinz Anwendung finden könnte ! Auch dann
würde noch immer die Notwendigkeit bestehen , das Programm in
einzelnen Punkten für die verschiedenen Orte zu ergänzen . Diese
Möglichkeit der Ergänzung ist aber auch dann gegeben , wenn wir
ein einheitliches Programm für Preußen haben . Die notwendige
Voraussetzung für solche Ergänzungen ist allerdings immer , daß
die Ergänzungen übereiiistimmen mit dem von uns beschlossenen
einheitlichen Programm und den allgemeinen Grundsätzen der

Partei .
Genosse Lindemann lveist besonders auf die Verhältnisse im

Rheinland hin . Er sagt : Tort ist die Frage der Beteiligung großer
Privatunternehmungcn , wie Hütten und Zechen , an Gemeinde -
Unternehmungen ( Elektrizität ) eine so brennende , daß kein Pro -
gram , das in diesen Bezirken zur - praktischen Anwendung kommen
soll , daran vorbeigehen könne . Gewiß , aber das sind Zustände , die
nur auf einen bestimmten Bezirk zutreffen , und kein Mensch
würde unsere Genossen in jenem Bezirk daran hindern , das Pro -
gramm im Sinne des Genossen Lindemann zu ergänzen . DaS
Gleiche gilt für die Frage , wieweit im Rheinland , wo die Bau -

genossenschaften sehr entwickelt sind , eine Unterstützung gemein -
nütziger Baugenossenschaften durch unsere sozialdemokratischen
Gemeindevertreter erfolgen soll . Das sind Fragen , die sich sehr
gut von Ort zu Ort oder von Provinz zu Provinz regeln lassen .

Ein Einwand , der nicht ganz mit Unrecht erhoben worden ist ,
besteht darin , daß die Kommission in bezug auf

die staatlichen Zuschüsse

sich nicht an den Wortlaut der Bremer Resolution gehalten hat .
Das ist richtig . Die Bremer Resolution ' verlangt staatliche Zu -
schüsse für die Ausgaben der Gemeinden auf dem Gebiete der

Volksgesundheit , der Schulpflegt , des Armen -

Wesens und des Wegebaus . Aber schon bei der Diskussion
in Bremen hat sich gezeigt , daß die Ansichten darüber , ob wir nur

staatliche Zuschüsse fordern oder dem Staat die gesamten
Lasten aufbürden sollen , weit auseinander gehen . Namentlich die

sächsischen Genossen haben gegen die Bremer Resolution Einspruch
erhoben und den Beschluß gefaßt , die Uebernahme der Lasten auf
den Staat in weitgehendem Matze zu fordern . In einem großen
Teile Deutschlands haben also die Genossen sich nicht streng an
die Bremer Resolution gehalten - und auch wir , glaube ich , können

das nicht tun , wir gehen über die Bremer Resolution hinaus ,
indem wir die Uebernahme des B- lksschulwesenS auf den Staat

verlange » Wenn das Bedenken geltend gemacht wird , daß der

Staat da > m sich noch ein größeres Recht herausnehmen würde , bei

den inneren Angelegenheiten der Volksschule mitzuwirken , so weise

ich darauf hin , daß wir im Zusammenhang damit gefordert haben ,
die Verwaltung des Schulwesens gesetzlich zu regeln und den Ge -

meinden zu übertragen . Wenn diese Forderung erfüllt wird , be -

steht nicht die Gefahr , daß der Staat sagt : ich zahle die Gelder

unv muß daher das Recht haben , die Angelegenheite der Volks -

schule zu regeln . Wir steht es denn heute ? Heute gibt der Staat

herzlich wenig , manche Gemeinden erhalten gar nichts , und trotzdem
nimmt die Regierung sich heraus , zu bestimmen , was die Ge -

meinden auf dem Gebiete des Schulwesens zu tun und zu lassen

haben I Schlimmer also als jetzt kann es nicht werden . Wenn

aber unsere Forderung nach der gesetzlichen Regelung der Ver -

waltung und der Uebertvagung auf die Gemeinde erfüllt wird , so

ist die Bahn frei für eine trspxietzllche und gedeihliche EntWicke -

luiig der Volksschule .
Uehex die Frage her Ucvernähme der Kosten des ArmenwesenS

und des Wegebaues sagt unser Entwurf nichts . Daraus ist zu

schließen , daß die Kommission sich in bezug auf diese Frage auf

den Standpunkt der Bremer Resolution gestellt hat . Wenn aber

Zuschüsse für das Armenwesen und auch sonst gegeben werden ,

so mutz dafür gesorgt werden , daß jede Willkür ausgeschlossen ist .
Die Verteilung der StaatSzuschüffe darf nicht nach Belieben erfol -

gen , sondern muß durch Gefetz geregelt werden . Schon in Mnn -

chen hat Genosse Lindemann die Frage aufgeworfen , ob die

Staatszuschüsse allen Gemeinden oder nur den bedürftigen
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eben werden , sollen , und er hat sie dahin beantwortet , daß auf
! Fälle daS Belieben der Regierung ausgeschlossen und der

Begriff der Bedürftigkeit der Gemeinde durch Gesetz festgestellt
werden müsse . Das ist der Standpunkt , den auch die Kommission

eingenommen hat . Es darf nicht dahin kommen , daß die Regierung

sagt : Weil die und die Gemeinde Rückgrat bewiesen hat . darf sie
StaatSzuschüsse nicht haben , sonst könnte es leicht dahin kommen ,

daß der Gemeinde Husum wegen ihres Bürgermeisters Schiicking
oder der Gemeinde Köpenick wegen des Auftretens ihres Bürger -

meisters Langerhans die Staatszuschüsse entzogen werden .

Sehr heftige Angriffe sind gegen unser » Entwurf gerichtet

seitens der abstinenten Genossen . Ich muß mich >mit diesen
Angriffen etwas länger beschäftigen , nicht etwc� weil ich ihnen eine

große Bedeutung beimesse , sondern wegen ihrer Heftigkeit und

weil die abstinenten Genoffen eine große Zahl von Abänderungs -

antragen gestellt haben . Es wird uns der Vorwurf der mangelnden

Sympathie mit der Anti - Alkoholbeivegung gemacht . In einem

Artikel »vird sogar gesagt , daß weite Kreise der Parteigenossen
von der Bekämpfung des Alkohols überhaupt nichts wissen wollen .

Ich darf aber wohl im Namen aller Mitglieder der Kommission
erklären , daß uns von dieser ablehnenden Haltung weiter Kreise
von Parteigenossen gegenüber der Bekämpfung des Alkoholismus

nichts bekannt ist. Und ganz speziell gehören die Mitglieder der

Kommission nicht zu diesen weiten Kreisen . ES sitzen sogar in der

Kommission einige waschechte Abstinenten ( Hörtl hört ! ) , und gerade

diese haben sich gegen die weitgehenden Anträge ihrer Freunde

gewendet , weil sie einsahen , daß man durch solche Anträge der

Sache eher schadet als nützt . ( Sehr richtig ! ) Wir hatten ja niHt
die Ausgabe , ein Abstinentenprogramm zu entwerfen , sondern ein

Kommunalprogramm . ( Zustimmung . ) Angesichts der

heftigen Angriffe muß man wirklich zu der Ansicht kommen , daß

einige der Genossen glaubten , wir seien eingesetzt, um Mittel

zur Bekämpfung des Alkoholismus seitens der Gemeinden vorzu -

schlagen . Wir stehen alle auf dein Boden der in Essen beschlossenen

Resolution . Der Referent , Genosse Wurm , hat dort auf die Schä ,
den des Alkoholismus hingewiesen und auch darauf , daß die

Mißstände durch Hebung der wirtschaftlichen Lage der Arbeiter zu
beseitigen sind . ( Zustimmung . ) WaS soll man dazu sagen , wenn

seitens des Genoffen Prager vorgeschlagen wird : eine besondere

Konferenz von abstinenten Arbeitern solle die Wünsche der Absti ,
nenten formulieren Und dem Parteitage unterbreiten ? Und
weiter sollen die abstinenten Arbeiter ihr Möglichstes tun , um durch

Entsendung von Gesinnungsgenossen als Delegierte für ihre An -

träge den notwendigen Resonanzboden zu schaffen . ( Hörtl hörtl )

Ich meine , wir haben doch eine andere Aufgabe , als lediglich die

Abstinenzbewegung zu fördern . ( Sehr richtial ) Den berech¬
tigten Wünschen der Abstinenten verschließen wir uns nicht .
und Sie werden sehen , daß wir auch eine ganze Reihe ihrer

Forderungen aufgenommen haben . Wenn aber unter Antrag 12

gefordert wird , daß die Einwohner der Gemeinde darüber ent -

scheiden sollen , ob überhaupt alkoholische Getränke in der Ge - .
meinde ausgeschenkt werden dürfen , so muh ick, doch fragen : Wa -
rum gehe » denn die Genossen nicht an den deutsche » Parteitag
und verlangen eine Volksabstimmung über das gaiize Reich , pb
überhaupt alkoholische Getränke verabfolgt werden dürfen ? DaS

wäre doch wenigstens ganze Arbeit . Derartige Anträge können

wir nicht annehmen . Auch in Essen ist in die Resolution aufge -
nommen worden , daß Beschränkung der Gastwirtschaft sowie deS

Spirituosenverkaufs den Alkoholmißbrauch nur aus der Oesfent «
lichkeit der WirtSstube in die Heimlichkeit der Wohnung treiben
würde . ( Lebhaftes Sehr wahrl ) Getrunken würde nicht weniger
werden , aber nicht öffentlich , sondern heimlich . . ( Sehr richtig ! )

Das gleiche ist einzuwenden gegen die Forderung , daß das
Animierkneipenwesen verboten wird . Was geht da ? überhaupt die

Gemeinde cm ? Die Gemeinde hat kein Recht , ein ' solche » Verbot

. auszusprechen . Außerdem ist ja das Animieren heute bereits
polizeilich verboten . Wir müssen auch hier die sozialen Ur�
fachen untersuchen und müssen uns darüber klar sein , daß das
Animieren weiter nichts ist als eine Vorstufe zur Prostitution .
Würde man die Kellnerinnen dahin bringen , daß sie mehr Selbst - '
bewußtsein und mehr Klassenbewußtsein haben , würde man sie an -
ständig entlohnen , damit sie nicht auf die Trinkgelder angewiesen .
sind , dann würde mit einem Male dem Auimierkneipenwesen ein
Ende gemacht sein . Bis dahin helfen aber alle polizeilichen Ver -
böte nichts .

Von der „ Gewerkschaft " , dem Organ der Gemeinde - und
Staatsarbeuer , ist die Forderung erhoben worden , die Verabsol -
gung von Tee , Kaffee , Selter usw . an die Arbeiter in gesundheits - ,
gefährlichen Betrieben in das Programm aufzunehmen . Die For -
derung ist gewiß berechtigt , aber sie ist viel zu detailliert .
als daß sie in ein Programm hineingehört . Die Gemeindearbeitcr
sollen sich diese Forderung erkämpfen , und unsere Vertreter in den
Gemeindekörperschaften werden die städtischen Arbeiter in diesem
Kampfe wirksam unterstütze ».

Weiter ist geltend gemacht worden , daß in dem Programm die
Forderung nach sozialen Kommissionen fehlt . Ich habe mich '
früher selbst für solche Kommissionen ins Zeug gelegt , ihre Ein -
setzung sogar selbst beantragt . Aber ich bin froh , daß mein An -
trag abgelehnt worden ist . Es hat sich in der Tat gezeigt , daß die
„sozialen Kommissionen " weiter nichts sind als Verschlep -
pungs - undBegräbniSko m Missionen ? ( Sher richtig !)
Das mußte der Genosse , der in der „ Magdeburger Volksstimme "
die Errichtung solcher Kommissionen gefordert hat , selbst zugeben .

Daß wir bei der Aufstellung der Listen für das Amt eines -
Schöffen oder Geschworenen mitwirken , ist selbstverständlich .
Wir müssen nur verstehen , in diese Kommissionen die geeigneten
Genossen hineinzusendcn . In Berlin und Charlottenburg ist es
einfach selbstverständlich , daß jeder , der von unseren Genossen vor »
geschlagen wird , auch auf die Liste kommt . Wir stehen ja über -
Haupt auf dem Standpunkte , daß olle Ausschüsse und Kommissionen
paritätisch besetzt werden sollen . Um dies durchzusetzen .
müssen wir die Macht unserer Gemeindevertreter verstärken . Wenn
früher die Bourgeoisie « S grundsätzlich abgelehnt hat , Sozialdemo »
kraten in bestimmte Kommissionen zu entsenden , so haben unsere
Genossen eS verstanden , sich allmählich eine solche Achtung zu er -
ringen , daß die Bourgeoisie es heute nicht mehr wagt , der Wahl
von Genossen in Kommissumen oder Deputationen Widerstand zu
leisten .

Nun zu den einzelnen Punkten des Programms . Gegen die
Einleitung ist kein Einspruch erhoben worden . Höchstens eine re -
d a kt i o n e l l e Einwendung : daß wir nicht die sozialdeinokrati -
schen Vertreter , sondern die sozialdemokratische Partei sagen
sollen . Wir halten diesen Einwand für berechtigt und haben ihm
berücksichtigt . Die Forderungen bezüglich der Verfassung sind
die weitgehendsten ; sie geben dem ganzen Programm sein Gepräge ,
und in ihnen kommt zum Ausdruck , daß toir eine ivirllich demo -
krati s che Gemeindevertretung anstreben . Heute haben wir sie
nirgends , selbst da nicht , wo scheinbar ein etwas freieres Wahlrecht
besteht . Wir haben durchwegs einen Dualismus , nämlich M a g i -
st rat und daneben : Stadtverordnetenversammlung . Das gitj
namentlich für die sieben östlichen Provinzen . Der Magistrat
ist die Obrigkeit , ja für Städte mit höchstens 2S00 Seelen kann
sogar ein Bürgermeister mit zwei bis drei Schöffen an seine Stelle
treten . Dann haben wir kein beschlußfaffendes Kollegium mehr ,
sondern die Geschäftsführung geht auf den Bürgermeister "
über , in dessen Hand die ganze Macht vereinigt wird . In diesen
Städten können nebenbei die Schöffen , die ja sonst nicht der Stadt -
perordnctenversammlung angehören dürfen , auch Stadtverordnete
sein . Eine strenge Trennung ist überhaupt nicht durchgeführt .

Anders ist es in Nheinland - Westfalen . Dort ist der Bürger »
Meister allein der Gemeindevorstand , ihm werden zwei oder mehrere
Beigeordnet « zugesellt . Allerdings kann nach § 66 der Rheinischen
Städteordnung unter bestimmten Voraussetzungen auch eine
kollegiale Verfassung eingeführt werden . Aber soweit mir
bekannt , hat keine einzige Stadt davon Gebrauch gemacht .

Noch anders ist es in Schleswig - Holstein ; dort steht die Städte »
ordnung einen Magistrat und eine Stadtverordnetenversammlung
vor , aber das Wahlversahren weicht erheblich von dem Verfahren
in anderen preußischen Provinzen ab . Während in allen anderen
Provinzen die Mitglieder des Magistrats aus indirekten Wahlen
hervorgehen , d. h. von den Stadtverordneten gewählt werden ,
schreibt § 31 der Schleswig - Holsteinischen Städteordnung vor , daß
sämtliche Mitglieder von der wahlberechtigten Bürgerschaft in
gleicher Weise wie es für die Stadtverordnetenversammlung vor -
geschrieben ist , gewählt werde » sollen . Aber das Wahlrecht ist leiir
unbeschränktes insofern , als die Wähler nicht stimmen können , für
wen sie wollen , sondern ihnen drei KAididaten präsentier !
werden ! Die Versammlungen finden so statt , daß dir Beschlüsse '
tn gemeinschaftlichen Sitzungen vom Magistrat und von
den Stadtverordneten gesaßt werden , und zwar muß , wenn ein
gemeinschaftlicher Beschluß zustande kommen soll , ein Beschluß der
Stadtverordneten und des Magistrats vorliegen ! Der Bürger - "
mcister führt auch den Vorsitz in der gemeinschaftlichen Ver -
sammlung .

Aehnliche Bestimmungen kennt die Hannoversche Städteord -
nung . Dort haben wir neben den Lürgervorsteherkollegien den
Magistrat als Obrigkeit der Stadt . Die Wahl des Magistrats :
erfolgt durch die vorhandenen MagistratSpcrsonen und eine gleiche
Anzahl von B ü r ge r v o r st e he r n, wie die Stadtverordneten
dort genannt werden . Der Magistrat kooptiert sich also ge -
wissermaßen . ES kann aber auch bestimmt werden , daß die Wahl
vom Magistrat und sämtlichen Bürgervorstehern in getrennten
Sitzungen erfolgt . Wenn keine Einigung erzielt wird , bestimmt die
staatliche Behörde , wer zu wählen se, .

Eine Ausnahmestellung nimmt die Stadt Franlstirt a. Main
ein . Dort ist zwar eine Wagistratsverfassung , aber der erste
Bürgermeister wird nicht gewählt , ivcder von der Mrgerschast , noch
von den Stadtverordneten , sondern er wird vom König ernannt !
Und zwar werden dem König drei Kandidaten prüfen -
t i e r t , und aus dielen ernennt er einen . Wenn ihm keiner
paßt , dann ist das Präsentationsrecht erloschen , und er kann er -
nennen , wen er will ! Eine Ausnahme bildet Frankfurt auch
insofern , als nur der Bürgermeister der Bestätigung bedarf , .
während die MagistratSmitglieder n j ch t bestätigt werden müssen . �
DaS ist für uns deshalb günstig , weil wir dadurch , wenn wir ein -
mal die Mehrheit m der Stodtverordnetenversamm -
lung bekommen , auch die Mehrheit im Magistrat erlangen
können .

DaS Wahlrecht

ist überall ein mehr oder weniger plutokratischeS . Größtenteils
herrscht das D r e > k l a s s « n s y st e in , daneben besteht noch die
Möglichkeit , es durch OrtSstatut zu verschlechtern ! In an »
deren Städten herrscht ein Z e n s u s w a h l r e ch t. Von Gleichheit
kann keine Rede sein , immer ist in einer oder der anderen Form
der G e l d s a ck maßgebend . Dazu kommt , daß die Stimmabgabe
uberall öffentlich ist . In Hannover ist die Möglichkeit gegeben ,
auch die geheime Stimmabgabe zu gebrauchen , indem es den
Wählern überlassen ist , ob sie öffentlich oder geheini stimmen wollen . -
Weitere Mängel bestehen darin . daß alle diejenigen , die mit irgend -
welcher Steuer im Rückstände sind , ihr Wahlrecht verlieren , daß
das A l t e r meist ziemlich hoch , daß die preußische Staatszugehörig -
keit gefordert wiyd . daß die Frauen überhaupt kein Wahlrecht .
haben und schließlich : daß fast überall das Privilegium der HauS -
besitzer besteht, das heißt , daß ein Teil der Stadtverordneten Haus »
tesitzer sein muß .

Was das Selbstverwaltungsrecht betrifft , so brauche ich darüber -

eigentlich nichts zu sagen . Wir haben eben keins , und alle die

schönen Reden , die bei der Jubelfeier der Städteordnung gehalten
wurden , tvaren nichts weiter als Phrasen . DaS Selbsttierwal »

'

tungsrecht muß erst erkämpft werden , und dieser Kamps kann
nur gemeinsam geführt werden mit dem Kamps um das freie
Wahlrecht in den Gemeinden wie für die gesetzgebenden Körper »

schaften . /
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Magistrat bestehen soll . Dieser bildet eigentlich so eine Art Ober -
Haus , das Beschlüsse der Stadtverordneten annullieren kann . Das
ist kein freies Selbstbestimmungsrecht . Diese Forderungen haben
die Zustimmung der Genossen im Lande gefunden . Auch Linde -
manu ist damit einverstanden , vermiht aber eine Klarheit darüber ,
ob in allen Gemeinden eine Vertretung eingerichtet oder in den
kleinsten Gemeinden die Gemeindeversammlung , wie sie heute be -
steht , beibehalten werden soll . Natürlich verlangen wir , daß die
Mitglieder der Gemeinde samt und sonders das Recht haben , ihrer
Meinung Ausdruck zu geben . Das können sie durch die Stimm -
abgäbe und durch das Vorschlags - und Verwerfungs -
recht . Das steht in unserem Erfurter Programm , und deshalb
hat die Kommission von einer Wiederholung dieser Forderung im
Kommunalprogramm Abstand genommen . Rch habe aber namens
der Kommission ausdrücklich zu erklären , oah wir selb st der -
st ä n d l i ch auf dem Standpunkt stehen , daß auch in den Gemeinden
das Vorschlags - und Verwerfungsrecht den Einwohnern gewährt
werden muß .

Sehr gewundert hat sich die Kommission über ein Bedenken
Lindemanns : daß wir das aktive und passive Wahlrecht allen Ein -
wohnern ohne Unterschied des Geschlechts und ohne die Forderung
einer gewissen Aufenthaltsdauer einräumen wollen . Wir haben
nicht nur aus prinzipiellen , sondern auch aus praktischen
Gründen davon Abstand genommen , das Kommunalwahlrccht von
einer bestimmten Aufenthaltsdauer abhängig zu machen , weil wir
der Ansicht sind : wer in der Gemeinde wohnt , der soll auch das
Recht haben , an der Abstimmung teilzunehmen . Eine große Gefahr
können wir nicht darin erblicken , daß vielleicht ein paar Leute , die
erst kurz vorher in eine Gemeinde zugezogen sind und die Verhält -
nisse noch ungenügend kennen , trohdem schon an der Wahl teil -
nehmen . Dazu kommt , daß die Beschränkung der Aufenthaltsdauer
gerade den Arbeitern den größten Schaden zufügen kann , weil sie
häufig gezwungen sind , ihren Wohnsitz zu ändern . Wir laufen Ge -
fahr , wenn wir den Vorschlägen Lindemanns folgen , unseren
Gegnern zu Hilfe zu kommen . Diese behaupten ja immer , daß wir
zu Wahlzwecken Bevölkerüngsverschiebungen vornehmen — ein Vor¬
wurf , der eben so töricht wie unberechtigt ist . Wir sind dazu gar
nicht in der Lage ; wären wir es , so hätten wir beispielsweise sicher -
lich eine ganze Reihe von Wählern in den 12. Berliner Wahlkreis
hinübergezogen . Wir behaupten aber auch nicht , daß die Unter -
nehmer eine solche Verschiebung herbeiführen können . Diese
Handhabe gegen uns wollen wir den Gegnern nicht geben . Deshalb
müssen wir von der Aufnahme einer solchen Bestimmung Abstand
nehmen .

Dann wirft Lindemann die Frage auf , wer den Ge -
meiadevorstand wählen soll : die Gemeindevertretung
oder die Gesamtheit der Wähler . Die Kommission ist in Ueberein -
stimmung mit dem Erfurter Programm zu dem Ergebnis ge -
kommen , daß die Wähler genau so, wie sie die Gemeindever -
tretung zu wählen haben , auch den Gemeindevorstand wählen
sollen .

Weiter entsteht die Frage , ob der Gemeindevorstand , wie in
England , ehrenamtlich oder gegen Besoldung tätig sein soll . Wir
haben uns für die Besoldung entschieden , weil es bei einer

ohrenamtlichen Tätigkeit dahin kommen würde , daß nur reiche
Leute in dieses Amt gewählt würden . Das wäre aber ein uner -
wünschter Zustand .

Was die staatliche Aufsicht anlangt , so müssen wir gegenüber
der Plutokratie , die in vielen Gemeinden noch herrscht , dem Staate

gewisse Rechte einräumen . In Zukunft , wenn wir eine demokratische
Gemeindeorganisation haben , brauchen wir irgendwelche staatlichen
Eingriffe überhaupt nicht mehr .

In Bezug auf die P o l i z e i halten wir es für selbstverständ -
lich , daß ihre Kosten von den Gemeinden getragen werden . Heute
ist die Polizei ein Ausfluß der Staatshoheit , und die Bürgermeister
sind in ihrer Eigenschaft als ' Leiter der jeweiligen Polizeiver -
waltung Staatsbeamte und weiter nichts ; sie sind die direkten

Untergebenen der Regierungspräsidenten . Ein früherer liberaler

Mann , der allerdings später einer der reaktionärsten Minister
wurde , Herr von M i q u e l , hat selbst einmal zugegeben , daß dieses
System dazu führen müsse , unter der Firma der Polizei die kom -
munale Selbstverwaltung zu untergraben . Wir verlangen deshalb ,
daß die Polizei , und zwar alle Zweige der Polizei , auf die Ge -
meinden übertragen werde » .

Sehr lebhaft umstritten war die Frage der Aufbringung der

Finanzen . Wir haben uns noch gestern damit eingehend beschäftigt ,
haben eine Reihe von Aenderungen vorgenommen , die ' eine Art

Kompromiß darstellen . Ich glaube , daß auch der Preußentag zu
keinem anderen Ergebnis wird kommen können . Wir haben zu -
nächst die Forderung neu aufgenommen , daß die Zuschläge zur Ein -

kommensteucr progressiv gestaltet werden sollen . Heute ist
das nicht der Fall . Heute hat die Gemeinde zwar das Recht , Zu -

schlage zur Staatseinkommensteuer zu erheben , aber diese Zuschläge
sind gleichmäßig . Wir wollen diese Zuschläge progressiv ge -
stalten . Weiter halten wir es für notwendig , daß den Gemeinden

auch das Recht eingeräumt wird , Zuschläge zur Ergänzungs -
st euer zu erheben , von der ja hauptsächlich nur die reichen
Leute betroffen werden .

Von der G e w e r b e st e u e r werden Sie im Entwurf gar
nichts finden . Ursprünglich hatten wir die Forderung erhoben ,
die Gewerbesteuer überhaupt zu beseitigen . Hiergegen waren von

mehreren Kommissionsmitglicdern und von Vertretern namentlich
kleiner Gemeinden Bedenken erhoben worden , die nicht ganz
von der Hand zu weisen waren . Es wurde gesagt , daß es kleine
Gemeinden gebe mit großen gewerblichen Niederlassungen , die auf
die Gewerbesteuer direkt angewiesen sind . Wenn nun unsere
Vertreter beantragen , die Gewerbesteuer abzuschaffen , so wäre das
ein Geschenk an die Besitzer dieser großen Etablissements . Auch
in der „ Märkischen Volksstimme " wird gesagt , daß namentlich die
ländlichen Gemeinden ohne die Gewerbesteuer nicht existieren
können . Die „ Märkische Volksstimme " gibt aber selbst zu , daß die

Gwerbesteuer hemmend auf die Produktion wirkt und schließlich
also nur den Industriearbeiter trifft . Also nur in Rücksicht auf die

Verhältnisse schlägt sie die sukzessive Ernkedrigung und schließ -
liche Abschaffung vor . Auch Genosse Hoch hat sich in der „ Kommu -
nalen Praxis " mit dieser Frage beschäftigt und verlangt , daß ge -
sagt wird , ob und in welcher Weise die Gemeinde von der Befugnis ,
Gewerbesteuer zu erheben , Gebrauch macht . Wir meinen aber nicht ,
daß wir so ins Detail Vorschläge zu machen haben , sondern daß
wir nur die allgemeinen Richtlinien anzugeben haben und die

speziellen Vorschläge den Genossen in den einzelnen Gemeinden

überlassen müssen . Tie Einwendungen der Genossen in Hinblick
auf die kleinen Gemeinden hat die Kommission gestern eingehend
geprüft und eine Aendcrung dahin vorgenommen , daß gesagt wird :
„ Pon der Gewerbesteuer sind , solange sie nicht durch Gesetz be -

seitigt wird , diejenigen Gewerbebetriebe , deren Ertrag im wesent -
lichen auf der persönlichen Arbeit des Gewerbetreibenden beruht ,

zu entlasten . " Im Prinzip sind wir also nach wie vor für die

Beseitigung der Gewerbesteuern , wir wollen aber unseren
Vertretern aus den kleinen Gemeinden entgegenkommen , die hier -
nach von den großen Etablissements Gewerbesteuern weiter ver -
langen können .

Was die Besteuerung von Grund und Boden betrifft , so wurde
die Umsatzsteuer von verschiedenen Seiten prinzipiell bekämpft , von
anderer Seite wurde sie für entbehrlich gehalten in solche » Ge -
meinden , wo eine vernünftige Wertzuwachssteuerordnung besteht .
Die Wertzuwachssteuer haben wir ja ins Programm aufgenommen .
Die Meinungen über die Umsatzsteuer gingen weit auseinander .
Eine Reihe von Mitgliedern der Kommission hat direkt prinzipielle
Bedenken gegen sie vorgebracht . Wir haben sie trotzdem festgehalten ,
wir haben aber zugegehen , daß sie eine rohe Steuer und daß sie
dort entbehrlich ist , wo eine vernünftige Wcrtzuwachsitcuer er -

hoben wird . Nu » fragt Lindemann : Wie soll man die Grund -

steuer nach dem gemeinen Wert , die wir vorschlagen , rechtfertigen
nsben den Zuschlägen zur Ergänzungssteuer und der Wertzuwachs -
steuer ? Wir geben zu , daß das eine harte Besteuerung des Grund -
Besitzes ist . Aber man darf nicht vergessen , daß die Grundbesitzer

Daher bedeutet es keine Härte , wenn die Allgemeinheit soviel als
möglich wieder aus ihnen herausholt . Persönlich stehe ich auf dem
Standpunkte , daß die Gemeinde sogar alle diese Vorteile wieder
aus ihnen herausholen soll .

Gefragt ist ferner , warum wir die Hundesteuer nicht
ins Programm aufgenommen haben . ( Heiterkeit . ) Ich halte diese
Frage für nebensächlich . Wir haben Genieinden , wo unsere Ge -
nossen für die Hundesteuer stimmten , und andere , wo sie da -
gegen stimmten . Ich meine nicht , daß solche Genossen nicht
mehr als vollwertig angesehen werden dürfen . ( Heiterkeit . )

Einverstanden haben wir uns erklärt mit dem Vorschlag von
Lindcmann : statt „Gemeindebedürfnisse " zu sagen „ Gemeinde -
b e d a r f ".

Sehr wichtig ist die Frage der Gebühren und der Ueberschüsse .
Es wurde uns zum Vorwurf gemacht , daß wir nichts über die
Gebühren gesagt haben . Im ursprünglichen Entwurf hieß
es : „ durch mätzige , nur eine Gebühr darstellende Ueberschüsse der
Gemeindeunternehmungen " . Ich gebe zu , daß die vorgeschlagene
Fassung nicht ganz klar war , und wir haben sie ja auch ge -
ändert . Aber Protest muß ich dagegen erheben , daß wir der
Ueberschußwirtschaft das Wort redeten . Die Genossen , die das
meinen , legen den Nachdruck auf das Wort „Ueberschüsse " , während
wir ihn auf das Wort „ m ä ß i g e" legten . Wir wollen der Ueber -
schußwirtschaft , namentlich der Monopolwirtschaft , ein Ende
machen , aber wir meinen im Gegensatz zu Lindemann , daß auch
die Unternehmungen der Gemeinden mäßige Ueberschüsse abwerfen
müssen . Die städtischen Arbeiter fürchten , daß , wenn sie höhere
Löhne fordern , die Gemeindebehörden ihnen sagen werden : wir
können sie nicht bewilligen , weil wir Ueberschüsse herauswirtschaften
müssen . Ich halte diesen Einwand für ganz . hinfällig . Mit mehr
Recht könnte man doch sagen , wenn die Gemeindeunternehmungen
überhaupt keine Ueberschüsse abwerfen dürfen , werden die Ge -
meindebehörden sagen : Gerade deshalb können wir höhere Löhne
nicht bewilligen ! Aber die Frage , ob die städtischen Arbeiter auf
diesem oder auf jenem Wege besser stehen , muß hier überhaupt
ausscheiden . Für diese Frage kommt es auf die Kraft und die
Stärke der Organisation der städtischen Arbeiter an . Ist ihre
Organisation st a r k , so werden die städtischen Arbeiter mit Hilfe
der sozialdemokratischen Stadtverordneten imstande sein , höhere
Löhne zu erringen ; ohne eine starke Organisation aber werden
ihre Löhne niedrig gehalten werden , gleichgültig , ob aus den
städtischen Unternehmungen Ueberschüsse herausgewirtschaftet
toerden oder nicht . �( Sehr richtig ! ) Ich glaube nicht , daß über
die Frage , ob die städtischen Betriebe Ueberschüsie Herauswirt -
schaften sollen , überhaupt noch eine lebhafte Diskussion in der
Presse sich erheben würde . Denn auf der letzten Gemeinde -
Vertreterkonferenz waren wir darüber einig . Genosse Borgmann
hat da das Referat gehalten und sich auf den Standpunkt gestellt ,
daß mäßige Ueberschüsse , die nur eine Gebühr darstellen ,
berechtigt sind . Es ist Ihnen ja allen das Protokoll über die
Verhandlungen zugesandt . Ich bitte Sie , namentlich die Aus -
führungen auf Seite 64 —S6 nachzulesen . In der Diskussion über
das Referat Äorgmanns hat kein einziger Redner gegen die An -
schauung von Borgmann Widerspruch erhoben , so daß wir an -
nehmen mußten , daß die Konferenz einstimmig seinen Stand -
punkt teilt . Um so mehr wundern wir uns , daß nun plötzlich
eine so lebhafte Debatte über diese Frage in der Presse eingesetzt
hat . Wenn gesagt wird : Ja , aber den Arbeitern muß doch ,
namentlich soweit Tarife in Frage kommen , entgegengekommen
werden in bezug auf die Tarifpolitik , so haben wir dagegen ab -
solut nichts einzuwenden . Das tun ja aber schon die heutigen
Gemeinden , das tut auch heute schon der Staat . Ich erinnere
daran , daß der Staat im Vorortverkehr billigere Arbeiterfahrkarten
eingeführt hat , und auch Private kommen den Arbeitern darin
entgegen . Die Hoch - und Untergrundbahngesellschaft hat z. B.
für die Züge am frühen Morgen billigere Preise eingeführt . Wir
haben auch die Stadtverwaltung , die für die Straßenbahn im
Arbeiterverkehr billigere Tarife eingeführt hat . Das verlangen
wir selbstverständlich , daß den Arbeitern in dieser Hinsicht ent -
gegengekommen wird , namentlich , damit ihnen die� Möglichkeit
gegeben wird , nicht innerhalb der Stadt in ungesunden Wohnungen ,
sondern draußen in der Peripherie in frischer Luft zu wohnen .
Das württemberger Programm hat die Fassung gewählt : „ Die
Art und Höhe der Gebühr soll im übrigen der Leistungsfähigkeit
der Volksklassen angepaßt sein , die die kommunalen Einrichtungen
benutzen . " Diese Fassung stimmt überein mit dem , was wir in
Bremen beschlossen haben . Aber ich glaube nicht , daß sie in der
Praxis überall durchführbar ist . Die Kommission steht auf dem
Standpunkt , daß für alle Aufgaben auf dem Gebiete des Volks -
schu lw esens und der V o l k s g e s u n d h e i t s p f l e g e Ge -
bühren überhaupt nicht erhoben werden sollen und daß im übrigen
nur mäßige Gebühren erhoben werden dürfen . Wir haben ,
entsprechend diesem Grundsatz , zwei Aenderungen vorgenommen .
Unter K II ( Finanzwesen ) haben wir eingeschaltet : „ durch Er -
Hebung von Gebühren für die Benutzung der wirtschaftlichen Be -
triebe " , und dann haben wir später unter VI ( Wirtschaftsvflege )
gesagt : „ Alle Gewerbebetriebe der Gemeinden sind der Privat -
ausbeutung zu entziehen und auf eigene Rechnung der Gemeinden
zu errichten und zu betreiben . Monopolpreise sind entschieden
zu bekämpfen . Gegen mäßige Ueberschüsse , die nur eine Gebühr
darstellen , ist nichts einzuwenden . " Wir glauben , daß wir damit
das Richtige getroffen , den verschiedenen Einwendungen Rechnung
getragen und ein Kompromiß gefunden haben , auf das sich wohl
die Mitglieder des Parteitages einigen können .

Dann wird in bezug auf die Finanzpolitik vorgeschlagen , daß
wir eine besondere Bestimmung aufnehmen : die Ablehnung aller
Aufwendungen für kirchliche und religiöse Zwecke . Wir halten es
wirklich für überflüssig , das noch besonders im Programm zu be -
tonen . Ein sozialdemokratischer Gemeindevertreter , der noch nicht
weiß , daß er für kirchliche und religiöse Zwecke Mittel der All -
gemeinheit nicht bewilligen darf , gehört einfach nicht an seinen
Platz . ( Sehr richtigl ) Durch Annahme unserer Anträge wäre auch
der aus Köln gestellte Antrag C II gefallen , der außerdem schon
aus dem Grunde unannehmbar ist , weil er an großer Unklarheit
leidet . Er hat den Begriff „ vor allem " aufgenommen , der niemals
in ein Programm hineinkommen sollte . Er hat außerdem von der
Besteuerung der Grundstücke gänzlich Abstand genommen . Ich weiß
nicht , ob das übersehen ist , oder ob die Antragsteller verlangen ,
daß bei Grundstücken außer der Wertzuwachssteuer eine besondere
Steuer nicht erhoben werden darf .

So gut wie nicht angefochten ist das , waS wir unter
Bildungswesen vorgeschlagen haben . Aber die Kommission
hat hier doch selbst eine kleine Aenderung beantragt , indem sie ver -
langt hat die „ Einftihrung des obligatorischen Fortbildungsschul -
Unterrichts für alle jungen Leute beiderlei Geschlechts bis zum
Alter von 1s Jahren " . Tie Forderung stand bisher unter den
Forderungen an die Gemeinden ; sie gehört aber nicht dahin , weil
nach der Gewerbeordnung eine Ausdehnung des Fortbildungsschul .
Zwanges in diesem Umfange nicht möglich ist . Unter den Forde »
rungen an die Gemeinden haben wir dasjenige beschlossen .
was heute bereits nach der Gewerbeordnung in bezug auf den Fort -
bildungsschnlunterricht möglich ist .

Eine Reihe kleiner Aenderungen glaube ich übergehen zu
können . Sie finden sie im Entwurf durch den Druck Hervorgehoben.
Erwähnen möchte ich noch , daß wir in unserem ursprünglichen Ent -
Wurf die Worte stehen hatten : „ Speisung bedürftiger Schulkinder ".
Wir haben diese Worte ersetzt durch die Fassung : „ Speisung un -
genügend ernährter Schulkinder " . — Der Antrag C geht in dieser
Beziehung weiter ; er verlangt : „Einftihrung der Schulspeisung ".
Gewiß ist die Einführung der Schulspeisung überhaupt unser Ziel ,
aber wir glauben doch , daß unsere Fassung vielleicht praktischer
ist mit Rücksicht darauf , daß wir die Speisung ungenügend er -
nährter Schulkinder viel eher durch ' /tzen können , als wenn wir die
allgemeine Forderung aiisslcllen . - Ich betone aber ausdrücklich , daß
wir von der Forderung der Einftihrung der Schuljpeiftlng im all¬
gemeinen prinzipiell nicht abgehe » , sondern daraus beharren . Den
PassuS , der von dem Besuch der höheren Schule für befähigte
Kinder handelt , haben wir entsprechend dem Antrage Köln dahin

abgeändert : „ Ermoglichung des Besuchs der böheren Schulen für
alle befähigten Kinder " . Wir glauben , daß diese Fassung das , was

auch die Mitglieder der Kommission gewollt hahen , besser trifft als

der ursprüngliche Passus . Nun ist verlangt worden , wir sollten .
unter m ( unter dem Passus , der von den Fortbildungsschulen
handelt ) fordern , daß auch die besondere Pflege der Gesetzes -
künde in den Lehrplan der Fortbildungsschulen aufgenommen
werde . Im Prinzip wird wohl niemand von uns etwas dagegen
einzuwenden haben , aber es fragt sich doch , ob wir all das , was

in den Fortbildungsschulen gelehrt werden �soll , in das Pro -

gramm aufnehmen . Es würde das Programm dann ungeheuer
lang werden . ?Nit demselben Recht müßten wir dann auch dir

Forderung aufnehmen , daß die Besucher der Fortbildungsschule :
über die sexuelle Frage aufgeklärt werden und ebenso all das auf -

nehmen , was vom Genossen Bruhns in den „Sozialistischen Monats -

heften " gefordert wird : Errichtung von Lehrwerkstätten usw . —

alles Forderungen , die ja an sich durchaus berechtigt sind , gegen
die kein vernünstioer Mensch etwas einzuwenden hätte , die aber

viel zu detailliert sind . Wir haben nicht nötig , hier einen .

Lehrplan für den Fortbildungsschuluntcrricht aufzustellen , sondern
wir heben nur unsere grundsätzlichen Forderungen hervor .

Pon anderer Seite wurde die Forderung der Beseitigung
der Vorschule in höheren Lehranstalten vermißt . Tatsächlich steht
das aber drin , nur mit anderen Worten , indem die Rede iii :

von der „ Ausschaltung aller Schulsysteme , die den Ausbau der

Volksschule hemmen " . Dazu gehört zweifellos auch die Vorschule .
Weiter vermißt Eberle in einem Artikel der „ Kommunalen Praxis "
die Forderung auf Errichtung besonderer Klassen für schwach -

begabte Kinder . Auch dieser Vorwurf ist unberechtigt , denn tat -

sächlich steht diese Forderung im Programm , ja wir gehen sogar
weit über das , was er fordert , hinaus ! Wir verlangen ein Schul -

system , ähnlich wie es Mannheim und nach Mannheimer Muster

jetzt in Charlottcnburg versuchsweise eingeführt ist , welches der

individuellen Veranlagung der VolkssÄüler Rechnung trägt und

im großen und ganzen darauf hinausläuft , daß neben den Nor -

malklassen noch solche Klassen errichtet werden , die besucht werden

von Kindern , die nicht sehr begabt sind , und noch andere Klassen ,
die von Kindern besucht werden , die begabter sind als der

Durchschnitt . Wir sind auch nicht dafür , daß im Programm fest -

gelegt wird , wie groß die Frequenz der Schulklassen sein darf .
Das ist vollkommen überflüssig , denn wir haben ja im Programm
ausdrücklich die Forderung stehen : Festsetzung der Klafsenfrequcnz
und der Unterrichtszeit der Schüler und Lehrer ausschließlich nach
den Grundsätzen der Schulhygiene und Pädagogik . Wenn die. : ' :

Fassung angenommen wird , so ist eine bestimmte Festsetzung den

Frequenz überflüssig , namentlich da für ihre Höhe eine ganze :

Reihe von Momenten zusainmenkommt . Wenn sich die Ansichten
der Pädagogen darüber ändern , so müßten wir auch in unserem
Programm die Ziffer ändern . Der Vorwurf von Wittmaak , daß wir

die Unentgeltlichkeit des Unterrichts nicht genügend betonen , ist

nach meiner Meinung hinfällig . Wir haben an verschiedencir
Stellen gesagt , daß wir die Unentgeltlichkeit des Unterrichts in

den Volksschulen und auch die Unentgeltlichkcit aller Einrich -

tungen im Interesse der Volkshygiene verlangen .
Nun schlagen die städtischen Arbeiter einen besonderen Ab -

schnitt vor unter den Forderungen an die Gesetzgebung , dem wir
mit einer redaktionellen Aenderung Rechnung getragen haben , und
den Sie unter A VI finden : „ Unterstellung sämtlicher für die Ge -
meinde beschäftigten Arbeiter und Unterangeslellten unter die

Gewerbeordnung und Ausdehnung der Arbeiterversicherungsgesetze
auf die im Gemeindebetrieb tätigen Personen . " Die Aufnahme
dieses Passus erschien uns aus den Gründen , die die städtischen
Arbeiter in einer Denkschrift angeführt haben , als durchaus not -

wendig .
Zu den

Forderungen an die Gemeiuden
ist weniger zu sagen . Die Forderungen , die sich auf »

daS Waylrccht

beziehen , find in der Hauptsache an den Staat zu stellen . Für
die Gemeinden bleibt nur übrig , die Forderung der Vornahme :
der Wahl an einem gesetzlichen Ruhetage , die Aufhebung bezw .
Herabsetzung des Bürgerrechtsgeldes auf das gesetzliche Mindes : -

maß , die wir aufgenommen hatten mit Rücksicht auf die beson -
deren Verhältnisse in Hannover , wo das Bürgerrechtsgeld erhoben
werden mutz , und schließlich die Forderung der Ermäßigung des

Zensus auf das gesetzliche Mindestinaß . Es wurde von einem Mit -

gliede der Kommission vorgeschlagen , die letzte Forderung zu strci -
chen , weil der Anschein erweckt werden könnte , als ob wir durch
die Aufnahme dieser Worte uns auf den Boden der Erhebung
eines Zensus stellen . Das ist nicht der Fall . Daß wir jeden
Zensus verwerfen , haben wir in den Forderungen au die Gesetz -
gebung klipp und klar ausgesprochen . Wenn wir hier davon
sprechen , daß der Zensus auf das gesetzliche Mindestmaß enmäßigt
werden soll , so tragen wir damit den heute bestehenden Verhält -
nissen Rechnung . Wir habe » eben in Preußen eine Reihe von

Städteorduuugen , in denen die Erhebung eines Zensus zur Lhis -
Übung des Wahlrechts vorausgesetzt wird .

Ich komme dann zur
Wohnungsfrage

und möchte da zwei Punkte vorwegnehmen . Zunächst die Frage
der Errichtung von Wohnungen für städtische Arbeiter und Ange -
stellte . Sie werden darüber nichts in unserem Programm finden .
Wir haben uns nach reiflicher Ileberlegnng auf den Standpuntt
gestellt , daß wir als Soziaidcuiotraten die Errichtung von beson -
deren Wohnungen für städtische Arbeiter und Angestellte durch die
Siadtverwaltungen nicht verlangen , ja einer solchen Maßnahme
nicht einmal das Wort reden wollen . Wir haben darüber bereits
eine eingehende Debatte auf einer früheren Gemeindevertreter -
konferenz gehabt im Jahre 19kX) . J „ per Debatte wurde inie
damals vom Genossen Wurm der Vorivurf gemacht , daß ich mich
in meinem Referat über die Wohnungsfrage in bezug auf die

Errichtung von Wohnungen für städtische Arbeiter in ablehnen »
dem Sinne geäußert hätte . Singer trat damals mit aller
Schärfe dem Standpunkte Wurms , daß man sehr wohl für die

Errichtung solcher Wohnungen sei » könne , entgegen , und die Kon -

ferenz hat sich aufchenselben Standpunkt gestellt . Ich glaube auch .
daß diejenigen , die ' früher für die Errichtung solcher Wohnungen
waren , heute auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahre doch
vielleicht zu der Ansicht gekommen sind , daß l » an einer solchen
Wohlfahrtseinrichtung nicht das Wort reden darf , weil da -
durch die Arbeiter in ihrer Bewegungsfreiheit gehindert sind .
Allerdings wird nun von den städtischen Arbeitern verlangt , wir
sollten den Passus ausnehme » , daß Gemeinden , welche für die in
ihrem Betriebe tätigen Arbeiter Wohnungen bauen , in die Miets -
kontrakte keine Bestimmungen ausnehmen , die mit dem Arbeits -
Verhältnis in Verbindung stehen . Würden wir überbaupt ii »

Prinzip für den Bau von Wohnungen für städtische Arbeiter durch
die Gemeinden sein , dann wäre ein solcher Passus durchaus ge -
rechtfertigt . Da wir uns aber grundsätzlich gegen diese Errichtung
aussprechen , haben wir auch keine Veranlassung , einen solchen
Passus aufzunehmen .

Die Anträge , die unter Nr . 1S III bis V eingefaacht sind , die
sich aus das Bildnngswcsen , die WohnungSftage und die Gesund -
heitspflege beziehen , finden unsere Zustimmung . Es sind aber
viel zu detaillierte Anträge , die das Programm unnütz be -

schweren würden , und wir glauben deshalb , daß wir von derartig
in Einzelheiten gehenden Vorschlägen Abstand nehmen sollen , wenn
wir auch nichts dagegen einzuwenden haben .

( Fortsetzung in der b. Beilage . )

Amtltctier Marktbericht der städlilchen Marktballen - DireMon üder
den Grotzbandel in den Zentral - Marvballen . Marktlage : Fleisch :

pemcBigonu . A ll I l e r u n o st o ) e ; yDqqqi ruyig , unocvuuuu . - .
Gemüse , Obst und Südfrüchte : Zusuhr genügend . Geschält
still , Preise behauptet .

' Verantwortlicher Redakteur Richard Barth , Berlin , gut dengnseratenteil verantw . : Th . Glocke , Berlin . Druck ». Verlag - Vorwärt « Luchdruckcrei u. Verlagsanstalt Paul Singer & Co « Berlin SW ,



Kr. 2. 27 . Jahrgang . 3. Mge Ks Jmiitif Dienstag, 4. Jannar 1910.

parte ! - Hn�eleofcnbeitem
Schöneberg . Der dritte Lichtbildervortrag „ Vom Urtier bis zzum

Menschen ' findet am Mittwoch , den 5. Januar , abends 8' / . Uhr ,
in den Neuen Rathaussälen , Meininger Straße 8 statt . Billetls sind
daselbst zu haben .

Die Stadtverordneten - Nachwahl im dritten Bezirk ist auf Diens -

tag , den 13 . d. Mts . , von vormittags 9 Uhr bis abends 8 Uhr
festgesetzt . Genosse Fintel hat die Wahl im siebenten Bezirk an -

genommen . Der zu Wählende muß ebenfalls Hausbesitzer sein .
Der Borstand .

P - tSdam . Mittwoch , den b. Januar , bei Glaser , Kaiser - Wilhelm -
Straße : Wahlverein s - Versammlung . Tagesordnung :
Kommunale Angelegenheiten , event . Bericht vom Preußentag . — Alle

Genossen , die sich zur Aufnahme gemeldet haben , «nässen ihre Mit -

gliedsbücher in Empfang nehmen .

ZSerliner jNacbncbten .
Der Neujahrs - Briefverkehr

hat sich diesmal bei weitem nicht so glatt wie in den Vor -

jähren abgewickelt . Von allen Seiten kommen Klagen , daß
am Neujahrstage die erste Briefbestellung ungebührlich lange
ausblieb . Am ineisten hatten darunter die äußeren Vorstadt -

bezirke zu leiden . Abgesehen von Neujahrgratulationen ,
liefen auch wichtigere Bricfsendungen nicht früher ein . In
vielen Revieren überließ man die erste Post , die den Haupt -

briefverkehr bringen sollte , den gewöhnlichen Briefträgern
ohne Einstellung von Hilfsmannschaften . Sie hatten ver -

schiedentlich nahezu hundert Treppenaufgänge zu steigen und

befanden sich infolgedessen noch in der Mittagstunde auf dem

ersten Bestellgange ! Neujahrssendungen , die besonders vor -

sichtige Leute schon am Silvestertage in der Mittagsstunde
aufgegeben hatten , kamen erst nach vollen 24 Stunden in die

Hände der Empfänger . Ein ganz auffallend großer Teil von

Silvesteraufgaben ist überhaupt erst am 2. Januar morgens
und mittags bestellt worden . Man hat wohl schon früher
ähnliches vereinzelt beobachtet und bei dem Massenbrief -

Verkehr des Neujahrstages geduldig darüber hinweggesehen ,
aber diesmal scheint die Post zum großen Teil versagt zu

haben . Die Schuld kann natürlich nur wieder an dem mo -

dernen postalisckzen Sparsustem liegen , das sich auch durch

außergewöhnliche Anlässe nicht aus dem Tusch bringen läßt .
Schmunzelnd steckt die Postverioaltung die sehr bedeutende

Mehreinnahme in die Tasche , ohne sich entsprechend zu
revanchieren . Sollteetwa die noch gut erhaltene
alte M i n i st e r u n i f o r m . die vor acht Tagen in der

„ Nordd . Allg . Ztg . " zum Kauf angeboten wurde , dem

deutschen Po st m i ii i st e r gehören ? Das würde die

Situation des postalischen Schneckentempos zu Neujahr
einigermaßen erklären . Wie der Herr , so ' s Gescherri

Die Silvesternacht

ist , wie aus dem Polizeibericht hervorgeht , abgesehen von der

üblichen Zahl von Verhaftungen , im großen und ganzen ruhig

verlaufen .
ES werden einige Unglücksfälle gemeldet :

Der in der Kanalstraße 11 wohnhafte 27jährige Kutscher Otto

Thiele hatte nach Beendigung seiner Arbeit mit mehreren Kol -

legen eine Bierreise unternommen und machte sich gegen 11 Uhr

abends auf den Heimweg . Am Lützowplatz begegnete ihm ein

Mehlwagen ; der Kutscher versuchte nun , das Gefährt in der Fahrt

zu erklettern . Er stürzte ab und fiel so unglücklich , daß er unter

das schwere Gefährt geriet , dessen linkes Hinterrad ihin über das

rechte Bein hinwegging . Den « Verunglückten wurde der Unter -

schenke ! vollständig zerinalint . Ter Führer des Mehlwagens , der

das Hinaufklettern des Thiele nicht bemerkt hatte und erst von

Passanten auf den Vorfall aufmerksam gemacht wurde , brachte

den Schwerverletzten mit seinem Fuhrwerk nach der Unfallstation

in der Berliner Straße . Von dort aus wurde der Verunglückte

nach Anlegung eines Notverbandes nach dem Krankenhause West -
end übergeführt , wo sofort eine Amputation des verletzten Gliedes

vorgenommen werden mußte .
«

Im Straßenbahnwagen verstarb in der NeujahrSnacht der

LS Jahre alte Gefangenenaufseher a. D. Friedrich Samigk ,

Sickingenstraße 89 wohnhaft . Er hatte Silvester bei Verwandten

in der Huttenstraße gefeiert und benutzte um 1 Uhr nachts mit

semer Frau einen Straßenbahnwagen der Linie 11 zur Fahrt nach

Hause . In der Turmstraße wurde S . plötzlich von Unwohlsein de -

fallen und stürzte leblos zu Boden . Die Leiche wurde nach dem

Krankenhause Moabit geschafft , wo als Todesursache Herzschlag

konstatiert wurde .

Bm » einem Gespielen erschossen wurde am Silvesternach -

mittag der 9 Jahre alte Sohn Walter des Arbeiter ? Kunert aus

der Sorauer Straße 29 . Der Knabe stand auf einem Bierwagen ,
der vor dem elterlichen Hause hielt und war im Begriff von den

Fässern herunter zu klettern , als der 14 Jahre alte Arbeitsbursche

Gustav Walkoff , der bei seiner Mutter in der Sorauer Straße 7

wohnt , mit anderen Gespielen dazu kam und mit einem Revolver

hantierte . Plötzlich krachte ein Schuß , und in die rechte Schläfe

getroffen fiel Kunert vom Wagen und brach bewußtlos zu -

sammen . Auf die Hilferufe der Knaben holten Nachbarsleute die

Mutter herbei , die ihren schwer verwundeten Sohn nach der Hilfs -
wache am Görlitzer Bahnhof brachte . Diese führte ihn dem

Krankenhaus am Urban zu , wo er am Neujahrsmorgen um 8 Uhr

starb . Walkoff , der zunächst davon gelaufen war , wurde von

seiner Wohnung nach der Wache des S3. Reviers gebracht und nach
dem Verhör wieder entlassen . Er behauptet , daß er den Revolver

auf dem Lausitzer Platz gefunden und nicht gewußt habe , daß er

scharf geladen war .
»

Am Morgen des NenfahrstageS geriet in der Landsberger

Straße der Zbjährige Arbeiter Hermann Golze aus der Hübner -
straße 6 unter die Räder einer Automobildroschke und wurde so
unglücklich überfahren , daß der Tod auf der Stelle eintrat . Die

Leiche wurde dem Schauhause zugeführt .

Frühling im Winter .

Neujahr stand im Zeichen des Lenges . Ucber die kahlen Felder
wehen wunderlich milde Winde . Unsere alte Erde ist verdreht ; sie
verlegt die Jahreszeiten nach ihrem Gutdünken mid krempelt die

. Naturgesetze gauz nach� ihren verschrobenen Launen um . Pfingsten
sitzen wir , von Schüttelfrösten gepackt, hinterm geheizten Ofen und
Weihnachten geht man im „ Einspänner " . Die Tiere erwache » aus
ihrem Winterschlaf , auf dem Boden sprießt es . die Büsche und Hecken
aber treiben kräftige quellende Knospen . In den Gärten konnte

man am Sonntag Sträncher sehen , die von unten bis oben im
schönsten , jungen Blattschmuck prangten . Die Spaziergänger blieben
veriounderl stehen , selbst die überall vorhandenen „ältesten Leute "
können sich nicht entsinnen , so was schon erlebt zn haben . Leider
wird die Freude nicht lange andauern , böse Rückschläge sind voraus -
sichtlich noch zu erwarten .

_

Vom Mann mit der eisernen Stirn . Die „ Wahrheit " des

Reichstagsabgeordneten Bruhn leistet sich in dem Leitartikel der

Neujahrsnummer folgenden urkomischen Erguß :
„ Der ernste Mensch zieht in diesen Tagen eine stille Bilanz

des hinter ihm liegenden Jahres . Wenn er die Werte richtig
einzuschätzen weiß , wird er trotz aller Wunden , die ihm däS

Schicksal schlug , unter dem Schlußstrich noch einen Gewinn ver -
zeichnen müssen , einen Ueberschuh , der ihm den Rücken decken

soll für das kommende Jahr . . . . So können wir mit Befriedi -
gung Abschied nehmen vom verflossenen Jahr . Es hat uns viel
Gutes und Großes gebracht und die Kenne gelegt zu weiteren ,

zweifellos erfreulichen Kulturfortschritten . Der günstige Aus -
blick , der sich für die nächste Zukunft eröffnet , ist nicht zum
mindesten dem Jahre 1909 zuzuschreiben , und mit größerem
Vertrauen als im Vorjahre - können wir die Schwelle des neuen

Jahres überschreiten . "
Schon mancher hat sich im alten Jahr einen solchen Katzen -

jammer zugelegt , daß er über die Schwelle des neuen Jahres

stolperte und das Genick brach .

Gegen bauliche Verunstaltung sind jetzt auch landschaftlich hervor -
ragende Gebietsteile des Kreises Teltow geschützt worden . Der

Regierungspräsident zu Potsdam hat soeben eine Polizeiverordnung
erlassen , welche sofort in Kraft tritt . Unter den behördlichen Schutz
fallen u. a. die Ufer des Müggelsees ( bis auf eine Entfernung von
600 Meter von den Uferlinien ) , des Langen Sees , vom Wenden -

schloß bezw . der 1000 - Meter - Ecke bis zur Großen Krampe bezw . bis

Schmöckwitz , der Großen Krampe , des Zeuthener Sees , der Seen

zwischen der Dahme bei Gussow und dem Teupitzer See , die Inseln
in letzterem , die Ufer der Havel von Schildhorn bis zur Glienicker
Brücke bei Potsdam ( bis auf eure Entfernung von 500 Meter von
den Uferlinien ) , des Grunewald - , Hundekehlen - und Riemeister - Sees ,
der Krummen Laufe und des Schlachtensees , die südöstlichen Ufer
des Kleinen Wannsees , des Stolper Sees und des Friedrich - Leopold -
Kanals ( bis zur Potsdamer Eisenbahn ) , das nördliche Ufer des

Griebritzsees usw . Die aus den geschützten Gebietsteilen bereits an -

gebrachten Reklameschilder uslv . , welche das Landschaftsbild ver -

unzieren , «nüssen bis 1. April beseitigt werden .

Ein unbekannter Toter wurde vorgestern abend im Flur des

Hauses Blumenstraße 70 gefunden . Bei dem etwa 45 jährigen ,
anscheinend einem Arbeiter , fand man Sliicko eines zerrissenen
Briefes , in dem vom Sterben gesprochen wird . Der Brief ist „ dein
dankbarer Sohn T. Siegert " unterzeichnet und am 4. Dezember ge -
schriebe ». Ein anderer Zettel , den man in der Tasche des Toten
fand , enthält zwei Adressen : Walter , Birkenstraße LL und Lindner ,

Bandelstraße 25 . Die Leiche wurde nach dem Schauhause gebracht .

Arbeitslosigkeit hat den 20 Jahre allen Bildhauer Andreas
Gebauer aus der Schumannstr . 15 in den Tod getrieben . Als sein
Bruder , der als Musketier beim 104 . Jnsanterieregiment dient und
auf Urlaub hierher gekommen ist , ihn besuchen wollte , fand er ihn
erhängt auf . Ein Arzt stellte fest , daß er schon längere Zeit tot und
bereits erstarrt war .

Arbeitslosigkeit hat auch den 21 Jahre alten Tischler Karl

Jacubeck aus der Danziger Str . 8 zum Selbstmord veranlaßt . Auch

ihn fand ein Bruder in der Wohnung erhängt auf .

Eine Familientragödie spielte sich am Sonntagvormittag um
llVg Uhr in dem Hause Elisabethnfer 53 ab . Dort wohnt im Keller
des Borderhauses der 53 Jahre alte Pförtner Friedrich Siemanowski
mit seiner Frau und vier Kindern von 18 bis 2 Jahren . Siemanowski

verunglückte vor zwei Jahren in einer Röhrensabrik , indem er von ,
Wagen siel . Er wurde arbeitsunfähig und erhielt den Monat 19 M.
Rente . Wie berichtet ivird , soll S . seit dieser Zeit getrunken haben
und eö deshalb in der Familie zu Zank und Streit gekommen sein .
Als S . am Sonnrag wieder tätlich werden wollte , griff der ältere
Sohn Franz zum Revolver und schoß , um seine Mutler vor Miß -
Handlungen zu schützen , seinem Vater eine Revolverkugel in den
Kopf . Dann verließ der junge Mann das Zimmer und schoß sich
selbst eine Kugel in die rechte Schläfe . Vater und Sohn wurden
beide nach dem Krankenhaus am Urban gebracht . Der Sohn ist
schwer verwundet , der Vater leichter an der rechten Backe .

Bei der Arteit vom Tode ereilt wurde am gestrigen Tage der
in der Schuhfabrik von Retschke Nachfolger > beschäftigte Zuschneider
Paul Lafnick . L. fiel plötzlich um ; ein hinzugezogener Arzt konnte
nur noch den Tod feststellen .

Bei lebendigem Leibe verbrannt ist am Montagabend die
30 jährige Frau Guhl in ihrer Wohnung Schwedter Straße 226 .
Frau Pauliue Guhl ivar angeblich nach 0 Uhr im Begriff , eine
Hängelampe in ihrer Wohnung anzuzünden . Hierbei muß wohl das
Petroleum Feuer gefangen haben und dann der Behälter explodiert
sein , denn plötzlich vernahmen Hausbewohner gellende Hilferufe .
Frau Guhl stand vollständig in Flammen . Obgleich schnell Hilfe
zur Stelle war und der Frau die Kleider vom Körper gerissen
wurden . erlitt sie Brandwunden entsetzlicher Art . Die alarmierte
Feuerwehr konnte nicht viel mehr ausrichten . Die Schwerverletzte
ivurde nach dem Lazarus - Krankenhause in der Bernauer Straße
gebracht , erlag aber schon aus dem Transport den erlittenen Brand -
wunden .

DaS Sechstage - Rennen im Zoo erreichte am Sonntagabend um
10 Uhr sPncn Abschluß . Die eigentliche Entscheidung und den
spannendsten Moment brachte schon die 115 . Stunde am Nachnnttage
des 1. Januar . Rütt - Clark , die Favoriten , eroberten sich eine Runde
Vorspruug vor dem Felde und dielen Vorteil hielten sie bis zum
Schluß . So kam nur der zweite Platz in Betracht , um den die
Paare Stol - Walthour und Berthet - Brocco kämpften , während Root -
Fogler , Stabe - Pawke und Stcllbrink - Contenet mehrere Runden
zurücklagen . Diese sechs Paare waren es , die den ganzen letzten
Tag beisammen waren , nachdem alle anderen Teilnehmer anSsichtS -
los zurücklagen . Der Verlauf des Rennens war reich an Zwischen -
fällen aller Art . Von den 34 Fahrern schieden schon in den ersten
Tagen eine erhebliche Anzahl aus , die zum Teil mit anderen neue
Maiinschaften bildeten . Schürmann und Rheimvald kamen am
schlechtesten weg , da sie Schulter - und Armbruch erlitte », während
die anderen den Anstrengungen nicht geWachse » waren . Zwischen
eintönig verlaufenden Stunden gab es wieder Vorstöße , denen die
schwächeren Paare zmn Opfer fielen . Das französische Paar
Berthet - Broeco machte in der 63. Stunde einen energischen
Vorstoß , der von Erfolg gekrönt Ivar und ihnen eine Runde Bor -
sprung einbrachte ; doch Rütt und die anderen hetzten sie ihnen wieder
ab . Diese Jagd lichtete das Feld bedeutend . Rütt und Clark machten
nun ihrerseits Ausreißversuche , doch ohne Erfolg . Die Silvesternacht
brachte großen Trubel von feiten des Publikums , brachte aber für
die Fahrer keine Aendening . Dagegen gab es einige Stürze von
Stol , Walthour und Root , doch ohne ernstliche Folgen . Weiter
gab es einen Zwischen fall des Franzosen Berthet mit dem Renn -
ausschuß wegen angeblich falscher Rundenzählnng und ivurde nach
langem Verhandeln nur eine Runde Verlust angerechnet . Die
Amerikaner Root und Fogler dagegen ließen sich Uiwegelmnßigkeilen
zuschulden kommen , die ihnen zwei Strafrunden eintrugen . — So
rückte das Ende heran . Die letzte Stunde brachte Leben in das
Feld . Besonders die Franzosen Berthet - Brocco machten verzlveifelte
Anstrengungen , dem Felde davonzulaufen , ebenso Rütt - Clark , doch
Stol - Walthour und Stabe - Pawke folgten leicht . Dagegen erlitten

Root - Fogler und . besonders Stellbrink - Contenet neuen Verlust .
Ungeheure Aufregung bemächtigte sich des vollbesetzten Hauses
bei diesen Kämpfen , die zeitweilig alle zlvölf Mann auf die Beine

brachten . Beim letzten Slundenschuß passierten Broeco , Rütt und
Stol als erste das Band . Zwischen dem Franzosen und dem Hol -
länder kam es nun zur Entscheidung über 10 Runden . Brocco führt
in lebhastein Tempo , doch in der 6. Runde setzt Stol zum Endspurt
ein und gewinnt mit ' /z Runde vor dem nachlassenden Brocco .
Nicht endenwollender Jubel begrüßt dies Ergebnis und mit Kränzen
geschmückt fahren Rütt - Clark , Stol - Walthour und Berthet - Brocca
eine Ehrenrunde . Das Ergebnis ist folgendes : 1. Rütt - Clark ,
3753,150 Kilometer ; 2. Stol - Walthour , 1 R. ; 3. Berthet - Brocco ,
1 R. ; 4. Stabe - Palvke , 3 R. ; 5. Root - Fogler , LR . ; 6. Stellbrink -

Contenet , 12 R. — Das erste Sechstagerennen im März 1909 ergab
als Gesamtleistung 8865,700 Kilometer .

Ein Elendsdrarna spielte sich gestern im Hause Dragonerstr . 49
ab . Im dritten Stock des Vorderhauses bewohnte seit einem Jahre
eine 24 jährige Arbeiterin Marie Uhl eine Stube . Sie arbeitete

früher bei der Elektrizitätsgesellschaft , mußte aber seit sechs Wochen
zu Hause bleiben , weil sie ihrer Niederkunft entgegensah . Gestern
mitlng kam eine Zeitungsfrau , um sich die Bestellung erneuern zu
lasten und den Monatsbetrag einzuziehen . Sie erhielt auf ihr
Klopfen keine Antivort , trat aber dennoch ein und sah nun die Be -
wobnerin der Stube neben der Kochmaschine in fast aufrechter
Stellung an einem Nagel hängen . Die Zeitungsfrau benachrichtigte
den Hauswirt und dieser holte die Polizei und einen Arzt , der aber
nur noch den Tod feststellen konnte . Im Bette fand man unter der
Decke die Leiche eines neugeborenen Kinhes . ES wird vermutet , daß
die Mutter dieses mit der Bettdecke erstickt hat , bevor sie selbst in
den Tod gegangen ist . Die Tote besaß nur noch zwei Pfennige .

Warnung vor einem Polizeispitzel . Unter Bezugnahme auf die
unter obiger Ueberschrift in der Nummer vom 30. Dezember v. I .
veröffentlichte Notiz iverden wir von Herrn Max Schiefer , Linien -

straße 117 , um die Veröffentlichung folgender Zuschrift ersucht :
In der Nummer vom 30. v. M. brachten Sie eine Notiz

betitelt „ Warnung vor einem Polizeispitzel " ; unterzeichnet von dem

Vorstand des Vereins der föderierren Anarcknsten Berlins und Um -

gegend , welcher nur noch aus 6 Mann besteht .
In dem betreffenden Artikel war ich als Polizeispitzel hingestellt .

Gegen die Unterzeichner Paul Frauboese und Paul Wehrle habe ich
Strafantrag gestellt .

Orgelkonzert . In der St . Marien - Kirche veranstaltet der königl .
Musikdirekior Beruh . Jrrgang am Mittlvoch , abends T/s Uhr , das

nächste Orgelkonzerl unter Mitwirkung von Frau Charlotte Kinipel
( Sopran ) , Frl . Julia Michaels ( All ) und Herrn Georg Dieburtz
( Violine ) . Der Eintritt ist frei . Programm mit Text 10 Pf .

ZirkuS Sarrasani ist nach Berlin gekommen und hat auf dem
Gelände des Botanischen Garten in der Potsdamer Straße ( Eingang
Grnnewaldstraße ) sein Domizil aufgeschlagen . Der transportable
Zirkus soll gegen 30 000 Personen fassen und wird durch eine groß -

artige Heizanlage erwärmt . Am Neujahrstage gab er seine erste
Vorstellung . Das Programm ist ein recht abwcchselungSreiches .
Freiheitsdressuren wurden von Herrn Direktor und Frau Direktor
Sarrasani vorgeführt . Ueberhaupt ist die Tierdressur im Programm
reichlich vertreten . Da ist eine Löwengruppe , dann amüsiert Kapitän
Bilyk mit seinen dressierten Seelöwen , Direktor Sarrasani mit seinen
Elefanten und nicht zu vergessen Herrn Metzani mit seinen dressierten
Gänsen .

Als außerordentlich gewandte Luftghmnastiker produziert sich
das RobertS - Trio . Vervollständigt wird das Programm durch eine

Chincscutruppe und die japanische Johoda - Truppe . die vor allein als

Zopfakrobaten etwas los haben ; außerdem produzieren sich die Mit -

glieder einer Marokkaner - Truppe als geschickte Springer und Gruppen -
darsteller . Im Zirkus selbst sind die Plätze etwas sehr eng ein -
gerichtet , so daß es oft zur Plage wird , wenn Bier - und Süßwaren -
Händler sich auch noch durch die Reihen hindurchquetschen .

Weihnachtsbiulmbründe . Für die Berliner Feuerlvehr fing das
neue Jahr „ gut " an . denn es liefen auf den Feuerwachen in der
Silvesternoch ' und im Laufe des Neujahrstagcs mehr als dreißig
Alarmierungen ein . In nahezu zwanzig Fällen handelte es sich um
Weihnnchtsbaumbrände , die aber bald gelöscht iverden konnten . —
Ein größeres Feuer beschäftigte die Wehr Rüdersdorfer Str . 50 , wo
ein Heuboden in Flammen stand . Es bedurfte längeren
Wastergebeu '. um die Gefahr zu beseitigen . — Bor dem
Hause Schöneberger Straße 20 war durch Kurzschluß das
Dach eine « Straßenbahnwagens in Brand geraten , während sich
aus dem Ostbahnhof Preßkohlen auf einem Waggon entzünder hatten .
— Buch zwei böswillige Alarmierungen waren schon im neue » Jahr
zu verzeichnen . Sie erfolgten »ach der Schulstraße 25 und nach der
Mirbachstraße 62 . Leider konnte nur im letzten Falle der Täter in
der Person des Arbeiters Hennig aus der Fruchtstraße ermittelt
Iverden , der nun seiner Bestrafung wegen groben Unfugs entgegen -
sieht . — Am Sonntagnachmittag hatte die Berliner Wehr dann
noch einen größeren Brand in der Mühlenstraße 8 zu bewältigen .
Bei Ankunft der Löschzüge standen Mehlsäcke in einem Speicher in
Flammen .

Vorort - JMacbricbtem
Charlottenburg .

Eine neue Revision ihrer GehaltSbestimmnngcn wünschen die
Stadtsekretäre . Kaum ist der neue Normalbesoldungsetat
für die städtischen Beamten und Arbeiter unter Dach und Fach
gebracht , da entdeckten die als Stadtsekretäre beschäftigten Beam -
ten einpn weiteren Schönheitsfehler in dem von dem Bürgermeister
mit gütiger Unterstützung der „ Liberalen " in der Stadtverordneten -
Versammlung mit so vieler Mühe ins Gleichgewicht �brachten
Verteilungsplan der GehaltS » und Lohnzulagen .

Diese Revolution unter den Stadtsekretären nimmt um so
mehr wunder , als diese Beamten einmal recht anständige Gehälter
bezichen , und zum anderen auch bei der Revision des Normal -
besoldungsetats mit am besten bedacht wurden . So erhielten diese
Leute früher als Gehalt 2700 M. , das nach 21 Dienstjahren bis
auf 4800 M. stieg . Nach dem neuen Etat beträgt das Anfangs -
gehalt 3200 M. und nach 18 Jahren 5300 M. Die Gesamtverbesse -
rung machte also 17,60 Proz . aus . Bisher kainen für diese
Bcamtenklasse 153 Personen in Betracht . Ferner ist zu bemerken ,
daß diese Beamten eine leitende Stelle nicht einnehmen . An sich
waren die Stadtsekretäre mit ihrer Gehaltsaufbesserung auch ganz
zufrieden . Aber nachher rechneten sie auS , daß die Angehörigen
der nächsten Gehaltsklassc , die Sekretäre , alles in allem berechnet ,
prozentual besser gefahren sind bei der Aufbesserung . Darob
packte die Stadtsekretäre die Wut .

Um diesem „ Mißstand " nun zu beseitigen , arbeiteten sie eine
umfangreiche Denkschrift aus und fordern jetzt die Stadtverord -
netenversammlung auf , den Stadtsekretärcn zuliebe den Normal -
besoldungSetat zu korrigieren . Denn , iheißt es in der Denkschrift .
dadurch , daß auch den Assistenten , die keine Sekretärsprüfung
abgelegt haben , der Titel „ Sekretär " gegeben worden ist , während
die wirklich geprüften Sekretäre nur „ Stadtsekrctäre " geworden
sind , sei der den Herren geprüften Sekretären gebührende Vor -
rang vor den Assistenten in ungerechter Weise stark beeinträchtigt
morden . Das ganze ideelle Uebergewicht deö um eine Stufe
höheren Beamten gegenüber den unter ihm Stehenden ist nun
futsch ! Und woran soll das liebe Publikum in seinem heillosen
Respekt vor allen möglichen Beamten den höheren Grad seiner
Achtung gegen die Herren geprüften Sekretäre messen können ,
Wenn ihm nicht der Titelunterschied darin deutlich den Weg



seift ? Und dann Hai sich auch der Getjaltsrmierschied zwischen den
Ztadtsekretären und den Sekretären in ganz ungebührlicher Weise

verschoben . Früher betrug diese Differenz 1100 M. , jetzt nur noch
000 M. Mutz da den Stadtsekretären nicht alle Lust zur Arbeit
vergehen ?

Wir sind sicher keine Feinde von Bestrebungen , die den Ver -
besserungen des Lohneinkommens irgendeines Beamten dienen .
Aber dann müssen sich diese Bemühungen auf ernstere Grund -
lagen und berechtigtere Forderungen ausbauen als dieses auf
fast kindliche Titeleifersucht und scheelsüchtiger Unkollegialität
fugende Verlangen der Herren geprüften Sekretäre .

Wenn jemand Grund zur Unzufriedenheit mit den Bestim -
Mungen des neuen Besoldungsplans hatte und noch hat , dann sind
es die städtischen Arbeiter in erster Linie . Sie sollten sich ein
Beispiel an den Stadtsekretären nehmen und wie diese tüchtig
schreien . Auf solche naiv - spielerischen Begründungen wie die ge -
Prüften Beamten brauchen die Arbeiter die Berechtigung ihrer
Forderungen nicht zu stützen .

Die Charlottenburger Feuerwehr wurde am NeujahrStage
sechsmal alarmiert . In der Bismarckstratze 108 , Mommsenstr . 48
und in der Neuen Kantstraße 10 brannten Weihnachtsbäume , in
der Huttenstratze 41/44 Automobile in einem Schuppen , in der

Friedbergstrahe 17 Ladeneinrichtungen und in der Haller Straße 11
Möbel usw . in einer Wohnung .

Auf der Mitarbeit unbesoldeter Ehrenbeamter beruht ein großer
Teil der städtischen Berwaltnngötätigkeit , So waren allein in der
Armenverwaltung Charlottenbnrgs am 1. Juni 1009 730 Personen
als Arinenkommissionsvorsteher , Armenpfleger und Waisenräte tätig .
Dazu kommen außer den Depulationsmitgliedern , die aus den An¬
gehörigen der Bürgerschaft gewählt werden , die zahlreichen Kräfte ,
die bei der Veranlagung der Steuer mitwirken usw . Alle diese Per -
sonen , die nicht selten eine überaus reiche Mühe für die Stadt ent -
falten müssen , leisten diese Arbeit ohne jede Entschädigung . Die
Stadt hat diesen Ehrenbeamten gegenüber keine Verpflichtungen
materieller Art . Die Städteordnung schließt auch jede Entschädigung
der Ehrenbeamten aus .

Nun aber verunglückte vor längerer Zeit ein Armenpfleger auf
einem seiner Necherchengänge dadurch , daß dieser Ehrenbeainte auf
einem Hofe anstatt in den Treppenaufgang zu treten , in den Keller -
zugang — beide Eingänge hatten gleiche Türen — geriet , einige Stufen
hinunterstürzte und sich eine schwere Verletzung am Bein zuzog . Da dieser
Armcupfleger ein kleiner , völlig unvermögender Geschäftsmann war , so
tauchte die Frage auf , wer tritt nun für ihn ein ? Die Verletzung
erforderte wochenlange Behandlung im Krankenhause , und zur Sicher -
stellung seiner Schadenersatzansprüche muß der Verunfallte noch heute
mit dem Grundstücksbesitzer prozessieren . Wohl übernahm es der
Magistrat auf Ansuchen von interessierter Seite , dem Verletzten auf
Grund einer Privatstiftung eine Freistelle im Krankenhause zu ver -
schaffen ; auch gewährte die Stadtverlvaltung dem Armenpfleger
gegen den Hauswirt Rechtsschutz , aber als eine allgemeine glück -
liche Lösung , die vielleicht auch für ähnliche künftige Fälle anzusehen
sei , war die Erledigung diese » Falles nicht zu betrachten .

Die sozialdemokratischen Stadtverordneten brachten
deswegen einen Antrag bei der Stadtverordnetenversammlung ein ,
nach welchem eine Enischädigungspflicht der Stadt für im Dienste
der Gemeinde geschädigte Ehrenbeamte festgelegt werden sollte . Nach -
dem dieser Autrag , den die Stadtverordnetenversammlung einstimmig
bewillkommnete und einem Ausschuß überwies , in diesem sehr lange
geruht hatte , kam die Stadtverordnetenversammlung doch noch in ihrer
letzten Sitzung im Jahre 1909 dazu , dem Ausschutzantrag
zuzustimmen , der den Magistrat ersucht , in Fällen , in denen städtische
Ehrenbeamte — männliche wie weibliche — bei Ausübung einer im
Dienste der Stadt unternommenen Handlung einen Schaden erleiden ,
auf Anzeige von dem Unfall die Entschädigung des Betroffenen be¬
ziehungsweise im Todesfalle seiner Hinterbliebenen zu übernehmen ;
gegebenenfalls gegen Abtretung etwaiger Ansprüche den Ent -
schädigungsberechtigten Dritten gegenüber .

Folgt der Magistrat diesem Beschluß der Stadtverordneten - Ber -
sammlung , woran ' billigerweise nicht zu zweifeln sein dürfte , so
würde Charlottenburg damit eine Einrichtung schaffen , die auch von
anderen Städten übernommen werden sollte . — Hält es doch schon
ohnedies so ungemein schwer , gerade für die schwierigsten und zeit -
raubendsten Ehrenämter genügende und geeignete Kräfte zu be -
kommen . Vielleicht steigt aber die Lust zur unbezahlten Mitarbeit
für die Gemeinde , wenn die Ehrenbeamten sehen , daß die Gemeinde
nicht nur die Erfüllung von Pflichten von ihnen fordert , sondern
auch solche übernimmt . Besonders wertvoll kann aber solche Ein -
richtung für Arbeiter , die als Ehrenbeamte tätig sind , werden . Zu -
mal sie ja nicht in der Lage sein dürften , auch noch für den Schaden
aufzukommen , den sie in Ausübung eines Amtes für die Stadt er -
fahren .

Laut Bekanntmachulig des hiesigen MagistatS finden am

Donnerstag , den 20 . Januar dieses Jahres , von vormittags
10 Uhr bis mittags 1 Uhr und von nachmittags 5 Uhr bis abends
8 Uhr die Neuwahlen der Beisitzer für das Gewerbegericht zu
Charlottenburg ( Amtsperiode 1. April 1910 bis 31 . März 1912 )
statt . Aus dem Kreise der Arbeitnehmer sind wiederum wie bei
der vorigen Wahl vor zwei Jahren 13 Beisitzer zu wählen . Die

Wahlen vollziehen sich in den acht Wahlbezirken , die bei den im
November vorigen Jahres stattgefundenen Stadtverordnetenwahlen
zugrunde lagen . Für jeden Wahlbezirk kommt außer dem dritten

Wahlbezirk , welcher in vier Abstimmungsbezirke mit je einem

Wahllokal eingeteilt ist , wieder nur ein Wahllokal in Betracht .
Wähler ist jeder Arbeiter , welcher das 25 . Lebensjahr am Tage
der Wahl vollendet hat , in Charlottenburg wohnt oder hier im

Arbeitsverhältnis steht . Diejenigen , die in Charlottenburg
wohnen und arbeiten , wählen in demjenigen Bezirk , in dem sie in
Arbeit stehen . Wer in Charlottenburg wohnt und außerhalb
Charlottenburgs arbeitet oder zurzeit arbeitslos ist , wählt dort .
wo er wohnt , während diejenigen , die in Charlottenburg arbeiten
und in Berlin oder in den Vororten wohnen , in demjenigen Wahl -
bezirk ihr Wahlrecht ausüben , in dem sie beschäftigt sind . Die

Wahl ist geheim und wird mittels Stimmzettel vollzogen . Jeder
Wähler muß im Besitze einer Legitimation sein . Für diejenigen ,
die hier in Arbeit stehen , hat der Arbeitgeber eine Legitimation
auszustellen . Für diejenigen , die hier wohnen und außerhalb
Charlottenburgs arbeiten oder zurzeit arbeitslos sind , das zu -
ständige Polizeirevier . Formulare hierzu sind auf den Polizei -
revieren vorrätig , auch werden dieselben in der Gerichtsschreiberei
des Gewerbegerichts , Rathaus , Zimmer 32 , unentgeltlich verab -

folgt .
Die Gewerkschaften werden hiermit nochmals aufgefordert ,

die nötige Propaganda für einen guten Ausfall der Wahlen zu
entfalten . Alle Anfragen , die Wahlen betreffend , sind zu richten
an den Obmann der Charlottenburger Gewerkschaftsunter -
kommission , Genossen Otto Flemming , Pestalozzistraße 13.

Rixdorf .
Ein Einbruch ist in der gestrigen Nacht in der Magdalenen -

Kirche verüb ; worden . In der Sakristei dieser Kirche , die an der
Bergstraße lieg ; , ist ein eiserner Schrank in die Wand eingebaut
worden , in dem die silbernen Kirchengeräte und die gefüllten Opfer -
bückten bis zu ihrer Leerung aufbewahrt werden . Gestern morgen
entdeckte der Küster , daß Einbrecher in die Sakristei eingedrungen
waren und aus dem Schrank zwei gefüllte Opferbüchsen mit etwa
70 bis 80 Mark gestohlen hatten . Die silbernen Kirchengeräte und
eine größere Anzahl gleichfalls gefüllter Opferbllcksen hatten die
Diebe stehen lassen . Tie Kirchentür war ordnungsmäßig verschlossen .
Die Einbrecher haben sich wahrscheinlich vorgestern nach dem Abend -
gotteSdienst einschließen lassen und ihren Ausgang durch ein Fenster
genommen , das man gestern morgen geöffnet fand .

Polizeilich beschlagnahmt wurde die Leiche des L' /g jährigen
Knaben Gustav Wen , icke, Tellstr . V. Der Kleine starb in oer

Wohliung seines Stiefvaters , des Kaufmanns Paul Mittmann , ganz
plötzlich . Ein im letzten Augenblick hinzugerufener Arzt vermöchte
die Todesursache mit Bestimmtheit nicht festzustellen . Er kon -
statierte jedoch , daß der Körper des Kindes mit zahlreichen
blauen Flecken versehen war . Es wird daher vermutet , daß
der Knabe schwer mißhandelt worden und daß der Tod auf diese
Mißhandlungen zurückzuführen ist . Seitens der Eltern wird dies

ganz energisch bestritten . Sie behaupten , daß die Flecken nicht von
Mißhandlungen , sondern vom Fallen herrühren . Der Junge sei
häusig beim Spielen im Zimmer gefallen , und nur beim Aufschlagen
des Körpers auf den Erdboden könnten die blauen Stellen hervor -
gerufen worden sein . Die Leiche deS Knaben wurde durch die Polizei
beschlagnahmt und nach dem Schanhanse geschafft , wo durch die
Obduktion die genaue Todesursache festgestellt werden wird .

Tchöneberg .
Mit der baulichen Erschließung des Wcstgeländes beschäftigte sich ,

wie gleich tags darauf bürgerliche Blätter mitteilten , eine geheime
Sitzung der Stadtverordneten . Es muß um so mehr wundernehmen ,
daß die Beratungen bekanntgegeben wurde » , als dadurch die
Spekulanten von dem vom Magistrat aufgestellten Programm
Kenntnis erhielten . Die bürgerliche Presse würde nicht laut genug
schreien können , wenn Sozialdemokraten eine solche Indiskretion be -

gangen hätten .
In dem Programm wird mitgeteilt , daß die bauliche Enttvickelung

in den letzten Jahren nicht in dem Maße fortgeschritten ist , wie dies
in früheren Jahren bei Aufstellung verschiedener Projekte vorgesehen
wäre . Es wurde damit gerechnet , daß bei Eröffnung der Untergrundbahn
das ganze Westgelände bebaut sein würde . Da dieses nicht eingetroffen
ei , müßten Maßnahmen getroffen werden , um die Stadt auf ihrer
itsherigen Leistungsfähigkeit zu erhalten und andererseits die in Aus -
icht stehenden hohen Zuschüsse zum Betriebe zu mindern . Es soll
>ahcr alles daran gesetzt werden , das Gelände zu bebauen und dem

Verkehr zu übergeben , damit der Zuzug von steuerkräftigem Publikum
gefördert wird . Weiter soll die Regulierung der Martin - Luther -
Straße zwischen dem Rathausplatz und der Straße R im Frühjahr
ausgeführt werden . Die Straßenbahnlinien , die ihren Endhalle -
Punkt jetzt am Warlburgplatz haben , sollen durch die Holbein -
trnße nach dem Krankenhause weitergeführt werden . Die

Arbeiten der Pflasterungen der um den Stadtvark liegenden
Straßen sind derart zu beschleunigen , daß sie bis auf den am Unter -

zrundbahnhof „ Stadtpark " belegenen Teil im nächsten Frühjahr
ertiggestellt sind . Soweit noch Gelände vorhanden , das in Händen

bäuerlicher Besitzer ist , soll dasselbe , sofern es nicht frei -
willig abgetreten wird , im Dringlichkeitsverfahren ent -

eignet werden . Ebenfalls soll dahin gewirkt werden , daß der tote
Arm der Ringbahn zwischen den Bahnhöfen Ebersstraße und
Wilmersdorf bis zum kommenden Sommer beseitigt und das frei -
werdende Gelände erworben wird . Die desinitive Anlage der Ins -
brucker Straße zwischen der Hauptstraße und Wannseebahn ist sofort
vorzubereiten mit dem Ziele , daß die Asphalticrung der Straße auf
Kosten der Stadt geschieht . Bevor jedoch diese Arbeiten ausgeführt
werden , ist die Verlängerung des Untergrundbahntunnets bis
an die hinter der Wannseebahn geplante Einschnittbahn durch -
zuführen . Die notwendigen Anleihemittel sind der in Vorbereitung
befindlichen neuen Stadtanleihe zu entnehmen . Die Parzellierung
des der Stadt gehörenden Baugeländes ist sofort vorzunehmen und

soll einem künstlerisch hervorragenden Architekten übertragen werden, '
der von einer aus Stadtverordneten und Magistratsmitgliedern be -

setzten Deputation gewählt werden soll . Die Deputation ist ermächtigt ,
die entstehenden Kosten bis zur Höhe von 20 000 M. dem Grund -

erwerbsfonds zu entnehmen . Ebenfalls sind geeignete Bauplätze
für eine neue höhere Mädchenschule und für eine Gemeindedoppel -
schule vorzusehen .

Da die Aufschließung deS Geländes bis zum Frühjahr 1811

erfolgt sein soll , so sind gewaltige Vorarbeiten zu erledigen , die da -

durch , daß das Programm vorzeitig veröffentlicht worden ist , be -
deutend erschwert sind .

Lichtenberg .
Die Lichtenberger Feuerwehr hatte in der NeujahrZnacht einen

großen Dachstuhlbrand in der Möllendorfstraße 9 zu löschen . Dort

stand , angeblich infolge von Fahrlässigkeit , der Dachstuhl deS Vorder¬

hauses in großer Ausdehnung in Flamme » . DaS moderne , erst vor

einiger Zeit bezogene Gebäude gebort der Firma Zelder u. Plothen
jMöbelfabnk ) . Die Feuerwehr griff unter Benutzung einer Magirus -
leiter mit fünf Schlauchleitungen von mehreren Seilen an und eS

gelang nach längerem Wassergeben , den Brand auf den Dachstuhl
zu beschränken . Einige Wohnungen haben etwas durch Wasser ge -
litten . Dann hatte die Licklenberger Wehr noch einen Kellerbrand
in der Frankfurter Chaussee 139 und einen Küchenbrand in der

Gürtelstratze 34 zu löschen . In der Frankfurter Chaussee 139
brannten Kisten , Säcke u. a. in einem Delikatessengeschäft . Die

Oualmentwickelung war so enorm , daß die Rohrführer mit Königs

Rauchschutzapparateu ausgerüstet werden mußten .

Wilmcrsdorf - Halensee .
Die Generalversammlung deS WahlvereinS nahm zunächst

den Bericht des Vorstandes entgegen . Aus demselben ist hervorzu -
heben , daß die Milgliederzabl von 482 auf 632 und die weiblichen

Mitglieder von 18 ans 57 gestiegen ist . Jedoch ließ der Besuch der

Versammlungen und Zohlabende viel zu wünschen übrig . Der

Kassenbericht für daS 4. Quartal ergab 564,10 M. Einnahmen ,
50,35 M. Ausgaben ; an den Kreis wurden 376,66 M. abgeführt .
Die Neuwahl deS Vorstandes ergab : 1. Borsitzender Schröder ;
2. Vorsitzender Kämpfer ; 1. Schriftführer Tuckermann ; 2. Schrift -

führer Haubold ; Kassierer Goddäus ; Beisitzer Pohl ; Beisitzerin
Markewitz ; Revisoren Exner , Pieper , Schulze ; Bibliothekare Härder ,
Kley ; Lokalkommission Kolbow , Opferma » » , Strach ; Speditions -
kommission Fenske , Tempelhagen , Haubold , Grünberg . Schockwitz .
Als Bezirksführer wurden bestätigt Fenske , Arlr , Schubert . Leist ,
Groß und Hetz . Zum Punkt : „ Die bevorstehende Stadlverordneten -

wähl " wurde im 8. Bezirk , wo ein Hausbesitzer zu wählen ist , die
Kandidatur Natusch abgelehnt und beschlossen , in diesem Bezirk sich
an der Wahl nicht zu beteiligen . Im 7. Bezirk , wo ein Mieter zu
wählen ist , wurde Genosse Oskar Riedel als Kandidat auf -

gestellt .

Friedenau .
Ein Bauunfall ereignete sich am Freitag , den 31 . Dezember auf

dem Neubau Friedenau , Südwest , Korso - Ecke Stubenrnuchstraße .
Dort kam am Nachmittag ein Wagen voll Schalbretter an . welche
zur Herstellung von Bodenverichläge » dienen sollen , und die von den

Zimmerern , wie es üblich ist , auf den Fensterbrüstungen sitzend , nach
dein Boden hochgenommen wiftden . Plötzlich brach ein Brett durch ,
das untere Ende desselben fiel herunter , traf eine » Zimmermann am

rechten Oberschenkel und schlug demselben eine klaffende Wunde .
Der Verunglückte wurde von Bauarbeitern nach der Baubude ge -
tragen , woselbst sie ihm das Bein abschnürten , damit der Blut -

Verlust nicht so groß wurde . Nachdem zu einem Arzt geschickt war ,
wurde nach Wilmersdorf telephoniert , einen Krankenivagen zu
schicken ; es kani jedoch der Bescheid , daß der Bau zu Friedenau
gehöre und da Friedenau selbst einen Krankenivagen besitze , sollte
man sich an die Friedenauer Polizei »oenden . Es wurde nun die

Friedenauer Polizei in Kenntnis gesetzt . Der UnglückSsaN ereignete sich

nachmittags 3. 15 Uhr . der Krankenwagen kam jedoch erst 4. 50 Uhr . Die

Kutscher des Krankenwagens sagten auf Vorhalt , daß es immer noch

schnell gegangen wäre . Von unterrichteter Seite soll den Arbeitern mit -

geteilt worden sein , daß der den Krankentransport in Friedenau
ausführende Privatunternehmer bei Benachrichlignng durch die

Polizei schon gesagt habe , daß er keine Pferde im Stall habe ; sie
sollten doch mal sehen , ob sie selbst irgendwo ein Gespann ans -
treiben könnten , damit es schneller ginge . Nach den Vorgängen am

Freitag zu schließen , scheint es ebenso gewesen zu sein , denn wie

man uns mittelt , soll der Unternehmer schon um 4 Uhr 10 Minuten

durch die Polizei benachrichtigt worden sein . Verhält es sich so.
wie uns mitgeteilt wird , so ist das natürlich ein unhaltbarer Zu -
stand , den zu beseitigen die Gemeindevertretung die dringendste
Pflicht hätte .

Köpenick .
Vom 3. Januar ab ist auf der hiesigen städtischen Straßenbahn

auch der Umsteigeverkehr eingeführt worden . Es werden beson -
dere Umsteigefahrkarten ausgegeben , die auch eine Auszeichnung
der gesamten Linien enthalten , aus der die einzelnen Strecken
ersichtlich sind . Ferner kommen zur Ausgabe Monatskarten für
zwei Zehnpfennigstrecken zum Preise von 5 M. , desgleichen Wochen -
karten für 75 Pf . Wochenkarten für die übrigen Strecken kosten
80 Pf . Kinderfahrscheine zu 5 und 10 Pf . haben keine Gültigkeit
zum Umsteigen . An Sonn - und Feiertagen fällt die Vergünsti -
gung des Umsteigens fort . Umsteigestellen sind in Köpenick : Bahn -
Hof Köpenick , Haltestelle Bahnhof und Kaiser - Wilhelmstraßen Ecke ,
Haltestelle Schloßplatz ; in Friedrichshagen : Haltestelle Fähre ( See -
straße ) und in Mahlsdorf : Haltestelle Hubertus ( Kolonie ) . Die
Fortsetzung der Fahrt hat mit dem nächsten fahrplanmäßigen
Wagen zu erfolgen .

Die Städtische Bolksbibliothek wird am heutigen DienStag
der öffentlichen Benutzung übergeben werden . Dieselbe befindet
sich im Gemeindehause am Alten Markt ( Landjägerbrücke ) . Als
Auslcihstunden sind einstweilen Dienstag und Sonnabend in der
Woche von 6 — 7 Uhr abends bestimmt worden . Für die Entnahme
von Büchern kommen folgende Vorschriften in Frage . Bücher
werden an erwachsene Ortsangehörige beiderlei Geschlechts gegen
eine Benutzungskarte unentgeltlich ausgegeben . Zur Erlangung
dieser Benutzungskarte , welche auf ein volles Jahr Gültigkeit hat ,
ist ein Empfehlungsschein nötig . Letzterer kann ausgestellt werden
von Beamten , welche ein Dienstsiegel führen , von Personen , die
ein öffentliches Ehrenamt bekleiden , von Hauswirten oder Per -
sonen , die dem Verwalter der Bücherei als zuverlässig bekannt

sind . Nicht selbständige Personen haben außerdem noch einen von

ihrem Arbeitgeber ausgestellten Bürgschaftsschein vorzulegen . Die
in Betracht kommenden Ausweise sind in der Bibliothek zu haben .
Gegenwärtig zählt die Bibliothek 1700 Bände . Mit der Aus -

stellung der Empfehlungsscheine durch Personen , welche ein öffent -
liches Ehrenamt bekleiden , werden sich die Funktionäre der Partei
und Gewerkschaften noch befassen müssen .

Die in der letzten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung
beschlossene Wertzuwachssteuer , welche bereits die Zustimmung des

Magistrats gefunden , soll vorbehaltlich Genehmigung durch den Be -

zirksausschuß am 1. April 1910 in Kraft treten .

Trebbin ( Kreis Teltow ) .

Aus der Stndtverordnetensitzung . Der Nachtwächter Richter .
welcher schon 22 Jahre im Dienste ist , war um Gehaltserhöhung
eingelommen . Das Gehalt betrug bisher 547,50 M. Der Magistrat
beschloß . daS Gehalt auf 600 M. z » erhöhen . Auf Antrag des Ge -

nossen Morgenrot wurde es jedoch mit 13 gegen 1 Stimme aus
630 M. oder 1,75 M. pro Nacht festgesetzt . Stadtv . Samuel frug

an , wie weit die Verhandlungen mit dem Elektrizitälswerk und der

Stadt gediehen seien . Das Werk verlangt als Hauptbedingimg die

abgewiesene Forderung , die Verlängerung des Ausschlicßlichkeits -

Vertrages . Der Bürgermeister erklärte , daß die Verhandlungen kurz
vor dem Abschlüsse ständen und er deshalb jetzt nichts sagen könne .
Der Vorsteher Herr Koppen gedachte am Schluß der Sitzung kurz
der Vorgänge des vergangenen JahreS und richtete einige Abschieds -
worte an die ausscheidenden Herren .

Potsdam .
Wegen ihrer Zugehörigkeit zum Verbände deutscher Berufs -

feuerwehrmänner hat der Potsdamer Magistrat 30 Feuerwehrmännern
ihre Stellung zum 1. Februar gekündigt , fall ? sie nicht schnellstens
erklären wollen , diesem Verbände den Rücken zu kehren . Als Grund

sagt ein Schreiben des Magistrats , daß die BeschäftigungSweise der

hiesigen Feuerwehrleute mit der Zugehörigkeit zum Verbände nicht
im Einklang stehe . Eine recht sonderbare Begründung . Der Vor -
sitzende wurde sofort entlassen . Eine Kommission der Feuerwehr -
männer ist beim Oberbürgermeister Vosberg vorstellig geworden
und hat um Zurücknahme der Kündigungen ersucht , da ihr
Verband als durchaus neutral gelte und durch sein Statut

jegliche Poliiiktreiberei in Versammlungen verbiete . Doch der Mann
» nt dem weiten Blick , der erst vor kurzem dazu ausersehen war .
einen Hansabund zu leiten , hatte nur ablehnende Antworten . Bei
der letzten Stadtverordneienftickwahl hatte man diese Leute nach dem

Wahltisch geschleppt , um für die konservativen Kandidaten zu stimmen .
Jetzt nimmt man ihnen zum Dank ihr gesetzlich garantiertes Recht ,
sich zu organisieren , um ihre wirtschaftliche Lage einigermaßen zu
verbessern .

Ein Familiendrama ereignete sich am NeujahrSmorgm in dem

Dorfe Alt - Gettow bei Werder a. Havel . Im Hause Potsdamer
Straße 19o bewohnte der Steinsetzer August Klocke mit seiner Frau
Anna und seinen Kindern die Parterreräume . In letzter Zeit kam
es zwischen den beiden Ehegatten oft zu Streitigkeiten . Als der
Mann am Nenjahrstag mit den beiden älteren Söhnen zum Besuch
seines Vetters nach Köpenick gefahren war . erhängte Frau Klocke

ihren 2' ,/z jährigen Sohn August und ihre 6 jährige Tochter Lotte

am Fensterkrenz . Wie der Augenschein ergab , wurde das Mädchen

vorher durch einen Beilhieb betäubt , die Mutter verschwand darauf .
Erst am Abend fand man am Bahndamm kurz vor der Eiienbahn -

brücke eine Frauenleiche , die von Bekannten als die Vermißte

rekognosziert wurde . Sie hatte sich gegen 6 Uhr abends vor den

Magdeburger D- Zug auf die Schienen geworfen und war sofort ge¬
tötet worden . —

0 € ncbt8 - Zcltung .
Ein „ empfehlenswerter " Geschäftsrcisenber »

der sich schwer gegen Treu und Glauben im Geschäftsverkehr ver -

gangen hatte , mußte gestern seine Verfehlungen in recht empfind -
lichcr Weise sühnen . Wegen Betruges und schwerer Urkunden -

fälschung in 49 Fällen war der Reisende Adolf Lcvinsohn vor der
7. Strafkammer des Landgerichts I angeklagt . Der Angeklagte war
als Reisender von der Posamentier - und Weißwarenfirma Steinert

engagiert worden und zeigte sich, wie die große Zahl der ein -

laufenden Austräge bewies , als sehr tüchtig in seinem Fache . Die

Freude des GeschäftTsilihabers über den tüchtigen neuen Vertreter

wurde jedoch erheblich gedämpft , als fast sämtliche der von dem An -

geklagten überwiesenen Aufträge als nicht bestellt zurückgewiesen
wurden . Es stellte sich bald heraus , daß der Angeklagte in ganz
systematischer Weise auf den von den einzelnen Kunden unter -

schriebcnen Bestellzetteln Zusätze bezw . Zahlenveränderungen vor -

genommen hatte , damit die Bestellungen bezw . seine Provision dem -

entsprechend höher ausfielen . Dem Inhaber der Firma wurden

durch diese Manipulationen des „ tücktigen " Reisenden große Un °

annehmlichkeiten bereitet , da er im Vertrauen auf die Richtigkeit

der Kommissionszettel verschiedene Kunden auf Abnahme verklagte
und er diese , nachdem sich die Fälschungen herausstellten , ein für
allemal los wurde . Der Staatsnnwalt beantragte deshalb eine

Gesängnisstrafe von 2 Jahren , da durch derartige betrügerische Ge -

jchästsreisende . den Geschäftsleuten selvst ein doppelter Schaden zu -

gefügt werde . Das Gericht erkannte auf 7 Monate Gefängnis

unter Anrechnung von zwei Monaten der erlittenen Untersuchunas .

Haft . _

Reichsgerichts - Eutscheidung über die neue Zigarettenstener .

Auf Grund von § 2 des Zigarettensteuergesetzes unterliegt die

Zigarette sowie deren ungefüllte Hülle einer Steuer . In Absatz 1

Ziffer 2 dieses Paragrapben wird die Steuer für Zigaretten -

hülsen und zugeschnittene Zigarettenblättchen auf 2 M. für 1060

Stück festgesetzt . Damit soll der Umgehung des Steuergesetzes

durch eigenes Drehen der Zigaretten seitens der Konsumenten vov -

nebeiiktf werben .
Ein findiger Franzose , der in Metz eine Zig - rettenblätter .

fabrik betreibt , kam auf die Idee . Zigarettenblatter ,n Gestalt



Neiner Notizbücher herzustellen . Ein solches Notizbuchblatt ergibt

drei Zigarettenhüllen . Die einzelnen Blätter müssen jedoch vom

Käufer selbst zugeschnitten werden ; durch Wasserzeichen stnd die

Schnittstellen aber kenntlich gemacht . � .
Bor der Herstellung hatte der Fabrikant be , der Zollbirektion

angefragt , ob diese Bücher auch der Steuer unterliegen . Darauf

war ihm der Bescheid geworden , datz sie steuerfrei seien . Nachdem
er die Bücher in den Berkehr gebracht hatte , kam der FiskuS mit

der Stcuerforderung .
Im Klagewege suchte der Fabrikant die 4Ki0 M. betragende

Steuersumme vom SteuerfiskuS zurückzufordern . Auch machte er

Schadenersatz deshalb geltend , weil er durch die falsche Beratung
die Blättchen viel zu billig verkauft habe , so daß ihm durch die

Beratung und die nachher erhobene Steuer ein beträchtlicher

Schaden entstanden sei .
Das Landgericht Metz wies den Kläger ab . Das Oberlandes -

gericht K- lmar erkannte seinen Rückforderungsanspruch als gerecht -

fertigt an . Es trat dem Kläger darin bei , daß die Zigaretten -

Papier enthaltenden Bücher der Steuer nicht unterliegen . Das

Gesetz setze die Steuer nur für die zugeschnittenen Blättchen fest .
daraus ergebe sich » datz nur die zugeschnittenen gebrauchsfertigen

Zigarettenhüllen der Steuer unterliegen sollen .
Diese Entscheidung lictz das Reichsgericht nicht gelten . Viel -

mehr verwirft es die Ansicht des Oberlandesgerichts und stellt im

Prinzip auch für die hier in Betracht kommenden Büchlein die

Steuerpflicht fest . Denn jedes Blatt dieser Bücher enthalte drei

Teile , von denen jedes als ein Zigarettenblättchen in Betracht
komme . Infolgedessen wurde des Urteil des Oberlandesgerichts
aufgehoben . Die Sache selbst ist jedoch nochmals an das Ober »

landesgcricht zurückgewiesen worden , da die Frage der Schaden -
crsabpflicht bezüglich des dem Kläger durch die fälschliche Beratung

seitens der Steuerdirektion entstandenen Schadens nicht untersucht
worden war .

V�rmifebtea .
Gerettet . Aus New Aork wird gemeldet : Kapitän Nickerson und

zwölf Dionn von der Besatzung des Schoners . Johannas welcher
am 25 November v. I . aus der Höhe von Kap HatteraS unter -

gegongen ist , haben blew Jork erreicht Der Obersteuermann und

elf Matrosen des untergegangenen Schisses haben wahrscheinlich den

Tod im Meer gefunden , da man von ihnen nichts mehr gehört hat I

Der Kapitän wurde mit der Mannschaft von einem vorüberfahrenden
Schiffe aufgenommen und nach St . Thomas befördert .

Familirntragödie . Nach einer Meldung aus Düsseldorf hat
vorgestern abend der 30jährige Arbeiter Wilhelm Hecz aus Neuwied
nach einem kurzen Zwist mit seiner Frau dieser mit einem Messer
den HalS durchschnitlen und dann seinem Kind und sich selbst
mehrere schwere Messerstiche beigebracht . Die Frau war sofort tot .
An dem Aufkommen des Mannes und des KindeS wird gezweifelt .

Mord und Selbstmord . Einer Meldung aus L a n d S h u t zu «
folge hat dort am Neujahrstage der Bückergehilfe Scheurer sein

eigenes dreijähriges Kind aufgehängt und darauf Selbstmord verübt .

rsttternngsiiverlich » vom 3. Januar I » 10 , morgens 8 Ubr .

Schiffszusammenstoß .

Der Dampfer „Aryshire " , welcher Sonnabend mit 200 Passagieren
von London nach Australien abgegangen war , kollidierte , einer

Meldung aus London zufolge , im irischen Kanal bei dichtem
Nebel mit dem Danipfer „ Arladian " . Letzterer sank binnen wenigen
Minuten . Ein Teil der Besatzung konnte gerettet werden . Drei -

zehn indische Heizer sind ertrunken . Der „ Ary -
shire " erlitt schwere Beschädigungen am Vorderteil und mutzte
in Dock gehen .

Wie aus Cuxhaven gemeldet wird , kollidierte bei dichtem Nebel

der ausgehende Dampfer »Patricia ' mit dem fünften Feuerschiff .
DaS Feuerschiff ist gesunken , die Mannschaft wurde gerettet .

Der Papst vor Gericht .
Die Gerichtsbehörde von San Ciano hat eine Aufforderung an

den Papst gerichtet , vor Gericht zu erscheinen wegen rechts -
widriger Annahme der Erbschaft in Höhe von
mehreren Millionen Lire , welche den Nachlatz des Monsignore
Adama betrifft .

Ein LiebeSdramn . Aus Kommern bei Mechernich sRheinland )
wird gemeldet : Aus dem Gute Becherhof fand man gestern früh die
zweiundzwanzigjährige Dienstniagd Marie Pütz mit durchschnillenem
Halse tot auf und einige Schritte davon den vierzigjährigen Kuh -
schweizer Kreuzinger ebenfalls mit durchschnittenem Hals . Kreu -

inger gab noch Lebenszeichen von sich. Man vermutet ein Liebes -
>rama .

13 000 Mark Manko . AuS Dillingen wird gemeldet : In dem
Raiffeisenverein Staufen ist ein Kassenmanko von 13000 M. .
entdeckt worden .
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oDettervrognole für Dienstag , den 4. Januar 1909 .

Zunächst kühler , zeitweise neblig , sonsl ziemlich heiter ; später wieder leb -
haste südwestliche Winde , zunehmende Erwärmung , Trübung und geringe
Itiederschläge .

Berliner W e tt er b u r e au .

Waikerstands - ot . ichrichten
der Landesanitalt für Gewästerlunde . milgeletll

Berliner «etterbureau
vom

Wasserstand

M e m e l . Tilstt
B r e g e l , Jmterburg
Weichsel , Tboru
Oder , Ralibor

, Krassen
, Frankiurt

Warthe , Schrimm
, Landsberg

Netze , voroamm
Elbe , Leilnieritz

, Dresden
» varbo
, Magdeburg

' ) 4- bedeutet Äucbs . — ifall . ») Uniervegel . •) EiZstand . ' ) Ober¬
halb der Angerappbrücke EiSstopfung . ' ) eisfrei .

Dienstag , 4. Januar .

Ansang Tl , Uhr .
KSnIgl . Opernhaus . Der fliegende

Holländer .
Königl . Schauspielhaus . Strand -

linder .
Terniches . D- r Widerspenstigen

Zähmung .
K a rn m c r spiele . Der Arzt am

Scheideweg . ( Ilnsang 8 Uhr. )
Neues königl . Opern - Dheater .

Geschlossen .
Amang 8 Ubr.

ftornifchc Oper . Das Tal der Liebe .
ÜSestc «. Die geschiedene Frau .
Neues Orcretren . Der Graf von

Luxemburg .
Drianon . Buridans Esel .
Äerliner . Hobe Politik .
Neues . Der Dieb .
KteineS . Der grojze Name .
Residenz . Im Taubenschlag .
Thalia . Die süne Cora .
Hessing . DaS Konzert .
Neues Sctioiiiv eldauS Judith .
Hebbel . Der Skandal .
Schiller »». twauuei - Tdeaiei . »

Narzitz .
6 cd Eharlottenburg . Die

Ehre .
Mrievrich - Wilkielmktädt . Schau .

ipielliniis . Dle Haubenlerche .
Luisen . Die Reise um die Erde in

80 Tagen .
Skoi Der Bize - Papa .
Hustipielbaus . Der dunkle Punkt .
Dter .1. ». . Halloh II — Die grotzi

Revue .
Folies Gnprice . Sicher ist sicher.

Bunter Teil . Der Mann meiner
Frau . ( Arn . 8' / , Uhr. )

Slv ■ Spezialitäten .
Ppintrignrien . Spezialitäten
Gflsini ) . Der Obergauner .
Gebr . Herrnfetv . So mutz man ' S

machen . Ein NcltungSnnltcl .
Karl Havelland . Spezialitäten .
stSalholla . �pezialitäieu
Gasisptel . Der Hüttcnbesitzer .

»u>. Soczmotätcn
Noacks . Don Carlos .
Palau . Spezialitäten . Liebchen ?

Trick.
Reichs allen . Stcltiner Sänger .
Buggciiliageii . Spezialitäten .

Anfang 81/, Uhr .
Bolksoper . Der Trompeter von

Säkkingen .
llra , in . � aiiprntirntze 48 - lti .

' Abends 8 Uhr : 2ln den Seen
Oberitaliens .

Ttriuiaaii , . . tnvalidenttr . VI —62.

taentcr .
8 Uhr : Das Konzert .
Mittwoch . 8 Uhr : TantriS der

Starr .
Donnerstag , 8 U. : Das Konzert .

Berllnsr Theater .

Jlolie ftilitib .
Morgen : Hohr Politik� _

Urania .
Wissenschaftliches Theater .

Abends 8 Uhr :

An den Seen Oberitaliens .
8 Uhr : Im großen Auditorium
der Urania - Sternwarte , Invaliden¬
straße 57/62 : H. H. Kritzinger :

Der Stern der Weisen .

Lustspielhaus «
Abends 8 Uhr :

Der dunkle Punkt .
friedrich -Wilhelmstädtischäs"

Schauspielhaus .
DienStag , 4. Januar , Ansang 8 Uhr :

Die Haubenlerche .
Mittwoch : Im bunten Rock.
Donnerstag : Die Haubenlerche .

XeufB Öppp . ' tti ' n - Thoator .
Scbiftbauerdamm 25, a. d Litilenftr .

Heule und solgende Tage 8 Uhr :
Der Gras von Luxemburg .
Mittwoch und Sonnabend 3' / , Uhr

zu erinähi - ten Preisen : Ole goldene
Märchenwelt .

Tolks - Oper.
SW , Belle - Alliance - Slratze Nr. 7/8 .

Anfang ' /,S Ubr .

Der Irompeter von

8Ackinxea .

ResitoTlieätef
Direktion : Richard SUexander .

Abends 3 Uhr :

Im Taubenschlag .
Morgen und folgende Tage :

Dieselbe Vorstellung .
Sonntag , den g. Januar , nachm . :

Kümmere Dich um Zlmelie .

SivI » ItI « r - ' U ' l » vat « r .
Zcdlllee - Tdealer 0. ( Wallner - Theat . )
DtenSlaa . abend » 8 Uhr :

WarniB .
Ein Trauerspiel in 5 2Ikten von

A E. Brachvogel .
AM - Ende 10' / , Uhr . - MM

Diitimod ) , abend » 8 Ubr :
Kabale and Liebe .

Donnerstag , abends 8 Uhr :
Her Kleineldbauer .

Schiller - Theater ( Charlottenburg ) .
Dienstag , abends 8 Uhr

Itzle Ehre .
Schauspiel in 4 Alien von Hermann

Sudermann .
WM - Ende 10' / , Uhr .

M ilwo « . abendS 8 Übt :
Wallenstein « Lager . Die Piccolomlni .

Donnerstag , abends 8 Uhr :
Ekel Lilrm am nichts .

Brauerei Friedrichshain am Königstor.
Unerreicht | ;rjjg| (i3e| lenswjirljjgl (ejjBep| jI]S[Unerreicht
Heute sowie täglich : Gr . Münch . Bockdierfest «.

ueW' ' ' Seborsed eksengk- ubei '
mit seiner Truppe ( 60 Mitwirkende ) aus Milnchen .

EM " Kirch tvelh fest . - HM
Morgen Mittwoch : I. Sllte - Tag : . SechS - Minuten .
Rennen " um den »grotze « Preis von Berlin «

für Damen und Herren ( 6 Geldpreise ) .
Ansang 8 Uhr . Entree SV Ps.

Am Freitag : 2. Elite - Tag : 2 gp. Pferde - Wettrennen .
6 Geldpreise — IVO M. bar — 2. Sieg — 4. Platz .

Die Teilnehmer daran werden an demselben Abend aus dem Publikum gelost .

Gastspiel-Theater.
Ktfpenlckor 8trulie « 7/08 .
Donnerstag , 6. Januar , abdS . 8 Uhr :

Eeemlei - e .

Lady Florenee

Der Polizeihund .
Kriminalschauspiel in 3. Akt. v. Oliver .

l . ui8öP- Ihsstös .
AbendS 8 Uhr :

Die Keife um die Erde in
89 CaykU.

Mittwoch Gastspiel Harry Wolden
und Frl . Helene Burger zum Bniesiz
des Herrn A. Blumenreich : Alt «
Heidelberg .

" aa : Die Reise um die
Tag

DonnerSIlp
Erde in 80 Tagen .

Heues Theater .
Abends 8 Uhr :

I > er Dieb .
Mittwoch und Donnerstag : Der

Dieb .
Freitag z. erstenmal : Don Juans

letztes Nbentruer .

Tiiealer des Vestens .
Abends 8 Uhr :

Die grschtedrue Iran .
Sonntag 4 Uhr : Der ildela Bauer .

Metropol - Theater
Hallo ! ! !

Die große Revue !
In 8 Bildern von JuL Freund .

Musik v. Paul Lincke . In Szene
gesetzt vom Dir . Bich . Schnitz .

Anfang 8 Uhr. Raachen gestattet .

I0SE = THEATE
Grotze Krautsurter Str . l32
Ans. 8 Ubr . Ende >/,, > U.

Der Vizepapa .
Lustlpiel >n 3 Akten 0.

Mittwoch : Jaust .
A�Richards .

Passage -Theater. I

I » lo nt - nen Mprciullititen .
I . otte 8arrow in ihrer amertk .
Sketch :

„Die Ehebreclierlir .
■ Mir l ' rolonjclert k - MG

S c h i m panse
KonHnl Jame » Hroat .

I * rln » l ' inne , Burleske mit
Henry Kcnricr .

_ _ _

Passage-Panoptikum.
Senegal in Berlin!

BOwitde Weiber
Männer . Kinder .

Drei Negerdörfer
Ohne Extra - Entrcol

Vom 22. Dezbr . bis Inkl . 4. Januar :

Toik�fase !

Trianon - Theater .
Abends 8 Uhr ;

Kuridans Esel .

Letztes Anftrcten :

Gleo de Merode
sowie die

neuen Januar - - MlG
BSBT- Attraktionen . - MG

Morgen , Mittwoch , den S. Januar :
Dehnt

Olga Oesmond,
die Berabmtbeit der „ ScbOabeits -

Abende " .

Palast - Theater .
Direktion : Robert OHI & Karl Pirnau
Burgstratze 24. am Bahnhos Börse .

D! e erstklassigen
Januar - Spezialitäten .

Dienstag , den 4. Januar 1310 ,
abends Vlt Uhr :

Kr . Galn - Vorsteilnng .
Unter andern :

Debüt de »
Vr ! « ln » l - Uss « ngM »

der kleinste tomische Reiter
der Welt .

lAeistxeruit Brennan ,
der beste Diabolospleler .

Debüt de » Amerikaners
_

GM - de Marlow - MG
in seine » unerreicht . Produktionen .

Rlnskampf zwischen den
Clowns Jim - Jam und Cottrell .

Um S Uhr Ende 11 Uhr
Die grosse Feerie

vis llrel kivalen
oder das mysteriöse Schloß in der

Normandtc .

Zirkus
Sarrosnnl .

Im alten Botanischen Garten
( Eingang Gr- unewaldstrasse ) .

Tel . 2lml VI. 5420 .
DUzxlleh abend » 8 ( Ihr :

Das konkurrenzlose

Weltstadt -«. . , ™, . ,
Mttwoch , 5. Jan . : Ä Vorstellungen .

Rachm 4 und abend » 8 Uhr .

Liu ' Ilus üusvk .
Heute Dienstag , den 4. Januar ,

abends 7 st , Uhr präz . :
dp . Halavopgtellnng/ .

Auftreten v. Therese Fillis , James
Leon Fillis jun. , Heinrieh Fillis ,
in Ihren Produktionen der hohen
Schule , assistiert v. Herrn James

Fillis sen .
Ren ! Die Horandlnl » .

HerrE . Schumann , Meisterdress .
Mens . Colon , dressierte Affen I

9' / , Uhr :
Die neue russische Pantomime

55 : Mar j a .
Vorher das grelle Galaprogramm .

Casino - Theater
Lolhringer Strasse !37. Täglich 8 Uhu

Sensationeller Lacherfolg !

Oer Obergauner .
Lustspiel in drei Alten von MiSkt .
Vorher : Das erstklassige bunte
Programm . Sonntag , nachm . 4Uhr :

Trudchrns Sommexretse .

Tolies Capriee.
Sicher ist sicher .

Bunter Teil .

ver Kann meiner Iran .
Ans. 8' / , Ubr. Voroerkous 1t —2

mit Direktor Robert Dill .

Anfang : Sonntags 7 Uhr .
, Wochentags 8 ,

Entree 50 Pf . bis 2 M.

Borzugökaite » für Wochentage
überall .

« MM ' "
im Monkiplntz

Anf. 8 Uhr

8 Exeelsiors .
der Knlmlnatlonspnnbt der

Radfahrkunst
sowie das Intcpnntlonale

1

Weinbergsweg 19- 20. Rosenth . Tor .
vlnsang 8 Uhr :

?ollstänilig neue Spezialitäten .
Tunnel : Regimentslapelle ,

schrammeln . — Theaterbesucher
_ freier Eintritt I

V? . �koseks7keatsr
«rnimcinlr . 16, am Roienlhaler Tor
>/,9 Zum letzten Mal « : >/,9

V « » Barles
Inlaut van Spanien .

Mittwoch : PhllipplnvtzVel » « ! * .
Sonnabend : Extra - Borftellung :
Die lustigen Weiber von Wiadsor .

OnetMpiel In l ' uhltuanna . I
Theatep , Schönhauser JHIee

DienStag . den 4. Januar

Mit vollen 8e
Vollsftück mit Gesang in

von Hugo Schulz
Kassenössuung 7 Uhr. Agang 8 Uhr .

Kdn igHtailt - K » Hino .
Hoizmarktzrasse 72.

Gänzlich nen � Programm
mit » puna 8 �suninkt , Minnl
Kcunmmi . grijCilüncd . LinaGolti ,
Neubert und ste», Viktor Riller ,
Geschw . Weise , Akrobat . / Fridolin

Kllnlg , Silon - Athlet .
Fanny « Wl - wonHchmepn
« chwank in 1 tzkt von O. Richter .

insn' e m
Burleske mit Gesang in L Akten ,
Musik von L. Jtal , mit den Autoren
Anten und Danat Herrnfeld in den

Hauptrollen . Hierzu :
Liu kettunKSmittel

Komödie v. L. Huna .
Ansang 8 Ubr . ' Vorverkauf 11 vis

_ 2 Uhr Th eaterkasse . _

Sanssouci , ÄT
Direktion Wilhelm Reimer .

Sonntaj , Montag und

Donnerstag :

von

Danzkränzchrn .
Neues heohakt . Programm .
Beg. Sonnt . 5, wachem . 8 U.

Morg . Mittwoch : Theaterabend .

Ksrl Hfcverland
Ansang Theater präz . 8 U.
77/79 Kommandamenstrasse 77/79 .

Neue erstklassig «
Spezialitäten .

Nach der Borstellung : Tan » .

Re�tisiiaüen - T

Zum Schluss

Oer Nachtwäcliter

von Zerpenschleuse.
Studentenbild v. Meysel .

Ansang :
Wochentags 8 Uhr ,
Sonntags 7 Uhr .

Jnr ben Julial » der Inserate
übernimm » die Redaktion dem
Publikum gegenüber keinerlei
Verantwortung .
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Wir bringen in diesem Jahre anstatt des sonst üblichen Inventur - Verkaufs unsere Wohlfeile Woche .

Es versäume niemand , von dieser äusserst UllnStlCQft Gelegenheit Gebrauch zu machen .

Kurivraren

Nähnadeln . . . . . . . . .vn « ? 25 stock 1 pi .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .mit GoldOhr . Brief 5 Pf .

Stecknadeln . . . . . .Brief 200 stock 4 pr .

Stopfnadeln sortiert , Brief 25 StQck 6 Pf .

Sicherheitsnadeln sortiert . du . 6 pt

Haarnadeln uokiert . . . . . .20 p. cklO pr .

Haarwickler . . u Dom » " . . . du . 8 n

Druckknöpfe mit Feder . . . . . .DU. 6 Pf.

. . . . . . . . . . . .rostfrei , Speziaim &rke , DU. 10 Pf.

Taillen - Verschlttsse wMchb. rl2pr .

Klagenstäbe . . . . . . . . . . .ws . 6, 10 « .

Kragenstützen

. . . . . . . . . . . . .

Paar 15 pt .

Armblätter . . . . . . .10, 15, 20 pt

Reform - Armblätter . . . . . .Paar 35 Pf.

Mohair - Besenborte Äa. r Meul 8 n

Stief6lS6nk6l sohvan . . . . .s Paar 10 Pf .

Wäscheknöpfe Karte 3 onu . 7, 10 Pf .

Halbleinenband weit . . . 5 stuck 10 pr .

Baumwollband schwarz , e Reuen 10 pr

Haken und Augen . ohwa » , p . ck 3 Pf

........................

Tersilbert , Paok 9 Pf .

Stnmpfhalter��lS , 25, 40 pr .

. . . . . . . . . . . . . . .für Damen , Paar 48 , 75 Pf.

Goldknöpfe . . . . . .Karte 2 Dutzend 10 Pf .

Karte
2 Dutzend

Schürzen

Hansschttrzen . " SÄ . .
farbia oder schwarz . . . . . . . . . . . .l . lvf , 1 . 43

Miederschürzen heu „ der
dunkel gemusterte Stoffe , mit f ne t „ n
Trägern

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
*• 23 , 1 . 73

Kleider - Reform - Schürzen
gestreifte oder melierte Stoffe , H , » 1 ne
hübsch be ' etzt

. . . . . . . . . . . . . . . . .
1. 43 , l,o3

Empire - Schürzen moderne
9 9

Form , in hübschen Mustern . . . . .« . 25 , « . 95

Ein grosser Posten TändelSChÜrzen ar cq qr
in verschiedenen Stoffen und Ausführungen . . . . . . . . . . . .Stück " Vf OOj Vw Pf .

Weisswaren

Französische Chiffonschals
ca. 125 cm lang , weiss oder farbig

. . . . . .

Gestickte Tüllstoffe Ä. Meet! 58pf .

1. 45 Perl - Halsbandeanx7c q -
inverach . apart . Aaeführnngen • " > *»*»» » 23

Ball - Schals BlnmenÄ 90, 1. 45, L95

Spachtel - Kragen ��75 . 95, 145

Herren - Cachenez qc
farbig

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . .Tr Pf .

Waeritttill getupft , weiss oder elfen -
" aBI/IlllUl beinfarbig , ca . 10O om OK | nn

breit , für Ballkleider . . . . . . . .Meter " « l « 23

Tüll - od . Spitzenjabots 85, Iis , 1. 65

Grosse Reinseid . Bänder �

ar 715 qr
ca . 13 - 15 cm breit . . . .. . . . . . . . . .. . . . . . . .Meter i w j w w

1�2 CliinebänderÄt. �; . . c. ' ; . ' ,i . 5,s ; 50, 85, l »

Schuhwaren

Pf

Perlmutterknöpfe 2 Änd 0, 12 pf .

Filz - Schnhe � . �Äref m: 95pf .

Filz - Schnallenstiefel �
Linolenmeohlen , für Kinder

Plüschpantoffel mit
Lederzoblen u. Fleck , f. Damen

,95 Pf .

95 pf .
f ®1 1 Ol
Herren *• " «'

FilzpMtoffel JÄ ' Ä� » 95 "

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

für Herren 1. 10

Filzpantoffel SS «

. tat H . ma 1. 10

Leder - Sohnfirstiefel sjääs 5. 90 i

Herzfasson , mit Hohlsaum Garniorung . .

Schalpasse mit Hohlsaum oder Stickerei -
Garnierung

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

mit handgestickter Madeira - Passe

. . . . . . .
Damen - Wische

Tagliemden J . ätrS las
1. 45

1. 85

1. 95

Fasson - Hemden IT 9 . ™
in verschiedenen Ausführungen . . - » 33 » « . 43

Nachtjacken ÄÄ i . , 1n
Languelten

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

1 . 43 , l . <3
weiss Koperbarchent , mit Stickerei - | ne One
Volant

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

1. 73 , « . 23

CotnlrlDtrlor weiss Küperbarcbent mit
DcIlifVlCf UC1 Languetlen , Knie I ob 1 RR

fassen oder lange Form . . . . . . . . . .1 . 43 , 1 . 03
weiss Köperbarchent mit Stickerei - Volant , 1 ne
Knie - Fasson

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

FracH - Korsett
mit blauen oder lila Streifen ,

weiss Satin 1. 95 o
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Möbelstoffe

mod . Formen , f. Damen Je8U Herren 8e50
Verkaufsstelle für Abonnements - Warken der Grossen berliner ötrassenbaljn und der Altgemeinen berliner Omnibus - Aküen - Gesellscbaft

Tüll - Gardinen FenBter2. 95>4. 25, 6. 75

Portieren - Garnituren
Qq .

reich bekurbelt . . . . . . . . .Fenster « . SO, 0 . 75

Satin - Steppdecken . . . . .3. 50, 5. 75

KüchentischdeckenIÄcchm33pf .
Vachstuch - Barchent l . oo

Linoleum - Läuferstoffe

ea . 67em , Meter 7�l:PI. , oa. 90 cm, Meter 1 . 00

LÜlOleUm oa. I00 om breit , . □ Meter 1,25

Doppelseitige Teppiche
120*185 4. 25, 1(0*220 7. 50, 186/800 11 25

Prima Velourteppicbe
ca. 166/336 cm 20. 50, ca . 200/296 om 29 . 75

K»
VI

V

Bekanntmachung .
5 . Nachtrag

hem Staffen ftntut Der OztS -
trnfaffe für den Amtsbezirk'

mit Ausschluß Bon Plötzensee
19. Oftober 1903 .
18. Januar 1901 .

JIt in den ersten acht
e Sfrnderung :

wöchentlichen Kasfenbeltrög «
tige » 4 Pro *, de » im § 12
geftzten durchs chnlttllchen Tage »

ihncs , d. h.
für die MItgfleder

der 1. Ilaffe 0. 84 Pf .
. 2. . 0. 72 .
, 3. 0,60 .
. 4. 0,48 .
. ». . 0. 36 .
. 6. , 0,24 .

Tegel , hpn 30. Äuguii 1909.

Der Barftand .
( gez. ) VSwald SUK Voriltzender .
( gez . ) Wilhelm Puffow . Lchrififührer .

Geneimigl .
Potsdam , den 94. Nabember 1909.

Der veztrksauS chnst zuPotsdam .
( gez. ) Bültner .

Obige Befilmriiingeii treten mit
dem heutigen T<ge in Straft .

Pe öffeiiilicht
aemäh ß 6' des Kaffenstatuts .

Tegel , den 3. Januar 1910.

nehmen äio die Kpionro
"t ärztlich erprobten »ulsvlii

Bpunt - Karamellen . 6500 not
begl . Zougn . bew . d. vorzügl . Erfolg
bei Husten , Heiserkeit , Keuchhusten .
Paket 80 Pf . Dafür angebotenes
weise energiBch zurück .

Zu haben in Apotheken und
Drogerien . 114/5 *

Vertreter und Lager :
Bich . Thiele , Berlin S. 63,

Bfirwaldstr . 8. Toi . 4, 19.

Drei Worte
' sollten sich Jedem Raucher fest einprigen , die thnT

im gegebenen Fall immer Nutzen bringen werden .

Wer sich derselben beim Einkauf von Cigaretten bedient ,
um stets

CIGARETTEN
a verfangen , darf überzeugt sein , dadurch selb Interesse gewahrt

zu haben . Er wird In diesem Falle stets Fabrikate von

denkbar bester Qualität zu äusserst wohlfeilem Preise erhalten .

Josetti Vera m . u . ©. M. 10 5t 30 Pf .

IVO rVHQNN *

ßo wie die Palme
das auf der Erde wandelnde Tlerrdd ) GttetngY ,
lo überragt das aus Cbrec Frucht gewonnene

Pflanzenfett Palmin alle tierlkhe Fette dued )
feine Reinheit und Güta

Palmin eignet ßd ) gldcft
uoczOcßW ) cum Kochen . Braten und Ba & Ot

Berantwortlicher Redaktenr Richard BarG Nerlin . Lür den Inseratenteil v - rantw . / Th . Glocke , Berlin . Drucku . Verlag : BorwartS Buchdruderei u, VcrlagSgnftalt Mul Singer & £<>„ Berlin SW .
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Vermifcbtes .
Beim Schlittschuhlaufen ertrunken .

» u « Königsberg wird gemeldet : Auf dem Löwentinsee

bei Lützen brachen sechs Personen ein . von denen zwei , junge Kauf -

leute , ertranken . Aus Rhein wird gemeldet , daß dort der 14jährige
Schüler Pisancki und auf dem Ublickiee der 14jährige Schüler
Passareck eingebrochen und ertrunken sind . Dasselbe Schicksal hatten
in Groß - Kleeberg in dem Äleeberger See die 18jährige Tochter des

Gutsbesitzers Zielinski und ihr Bruder , der als Student sich zu
Besuch im Elternhause aufhielt .

Eine weitere Meldung aus Briefen besagt : Im hiesigen Schloß »
see ertrank am Neujahrstage ein sechzehnjähriger Knabe . Gestern
nachmittag gerieten vier Kinder des Steinsetzmeisters Schramm und
der Sohn eines DechslermeisterZ beim Schlittensahren auf dem

Schloßsee an eine offene Stelle und brachen ein . Alle fünf sind
ertrunken .

Oentscher Holzarbeiter - Verband
Verwaltung Berlin .

Mittwoch , den 5 . Januar , abends S1� Uhrs

Vertrauensmänner - Versammlungen
der Bezirke und Sranehen .

Tagesordnung :
1. Aufftellunst der Kandidatenliste zur Wahl der Generalversammlungs - Delegierte « .
2. Tätigkeitsbericht des Obmannes .

3. Bericht der Werkstattvertrauensmänner über den Beschäftigungsgrad in den Werkstätten .
4. Beratung des Antrages anf Erhebung eines Extrabeitrages .
6. Berbandsangelegenheiten .

Alle Werkstätten mttffen vertreten sein .

�titgltedsbueh legitimiert .
Die in den Vororten arbeitenden Mitglieder sind ebenfalls verpflichtet , Vertrauensleute zu senden . Dieselben

besuchen die Vertrauensmännerversammlung ihrer Branche oder die ihrer Werkstatt am nächsten liegende Bezirks -
vertrauensniännerversammlung .

Für die Arbeitslosen geben die Arbeitsvermittler Vertrauensmännerkarten am Mittwoch aus .

Die Versammlungslokale sind folgende :

Tischler .
Südwesten bei Habel , Bergmannstr . 6 —7 .

SQdeD bei Gllenlng , Wassertorstr . 68 .

SÜdOSten I Q. II in den Waanyii - FestsUen , Naunynstr . 6.

Osten I bei Borgmann , Andreasstr . 21 .

Osten II bei Plrnan , Frankfurter Allee 106 .

Osten III bei Bergmann , voxhageuer Strafte 26 .

leelllclie lororle 1,1 TÄ - MÄIi ! " ' '
flordosten bei Boeber , Weberstr . 17 .

Jede Sargtischlerei muh einen Vertrauensmann nach dieser Versamm¬
lung senden .

Rosenthaler n . SehünhanserVorstadt

Wedding U. Moabit bei Kaczorawskl , Raveusstr . 6 .

Bautischler .
Bez . 1: Südwesten , Süden , Südosten

BeZ . 2 1 OSien *** ziet « , Warschauer Strafte 61 .

Bez . I : Morden n . nördi . Vororte « aÄÄllJ . 74 .

Bez . 4 : Gesundbrunnen , Wedding und Moabit
bei Sachse , Liudvwer Strafte 26 .

JHSbel ' und Stuhlpolierer
JRagazinarbeiter

OSten bei Boeber , Weder « » . 17 .

SUdOSten lm » MSrktscheu Hof » . Admtralstr . 18 « .

Morden bei « « ntber , Bruuueuftr . 06 .

Orecksler , IreppeügeläüSer - und

tuxllsmöbeldraiieile
Morden bei Q« blln > > , Bruuueuftr . 70 .

Osten bei Schneider , Frtedeuftr . 67 .

Südosten u . Südwesten Bct stramm , omtetstr . ISS .

Tdusikinstrumentenarbeiter
um 8 Uhr abends im « errerbuchaltuhanae , Engelufrr 16 , Saal s.

Ataschincnarhclter
im Gewerkschaftshause , Eugelufer 14/16 ,

Eingang L parterre ( A�beitSlosensaal ) .

AkodeN - und Fabriktisekler
bei aghten , Pflugstr . 6 .

bei üerkorrsby , Andreasstr . 26 .

Bodenleser
im Gewerkschaftshause , Engelufer 15 .

Stellmacher
bei Hahn , » Rosenthaler BereinshauS « , Rosenthaler Strafte 67 .

Xislen - und Boflermaeker
bei Handach , Breslauer Strafte 28 .

Korhmacher
bei Eichhorn , Koppeustrafte 47 .

Bürstenmacher
bei Prenß ( Hilsebetn - Ausschank ) , Holzmarktstr . 65 .

Kammacher
Lei liehmann , Neue Friedrichstr . 1.

Vergolder
bei Klage . Langestrafte 53 .

Jalousiearbeiter
bei Walter , Adalbertstr . 63 .

Perlmutt - , Horn - Steinnußarbeiter
um 6 Uhr bei Ernst Thomas , Melchiorstr . 6 .

Bilderrahmenmacher
um 6 Uhr bei Bfatterotb , Ritterstr . 32 .

Stockarbeiter
um 6' / , Uhr bei liehmann , Rrur Friedrichstr . 1.

Freitag , 7 . Januar , abends 8�2 Uhr , bei Freyer , Koppenstr . 89 ;

Gemeinsame verttauensmänner - verlammiung
für die Orte

Berlin , Charlottenburg , Rixdorf , Sehöneberg und Weißensee .
7713 Die Ortsverwaltungen .

Besenleger und Rüfsarlieiter!
Donnerswg , den 6 . Januar , im Lokal Klubhaus , Kommandantenstr . 72 :

Oeffentliche Versammlung .
136/1 *Tagesordnung : AeUungnsInne zur Loknde « egung .

= Beginn der Bersammlung nach Arbeitsschluft , Pünktlich 6' / , llhr . -
' Es ist dringend erforderlich , daft sämtliche Fliesenleger und Hilfsarbeiter Pünktlich' und zahlreich hierzu rrscheiuen und wird ersucht , dementsprechend anf allen Arbeits - - MI

SKr * stelle « hierfür zu agitieren : - MF
nie Tarlfbommlsslon . J . A. : D o l d h t i m.

r
Soeben erschienen !

DieSiädirerdnniig
für die sechs östlichen

Provinzen der prenstischen
Monarchie .

Erläutert von PSdl HisSClii

Preis gebnude » 3 Mark .

Expedition des „Vorwärts "
Berlin SW. 08 , Lindenstr . 69 .

' rwwwwwwwwi WWW1 '

Verein für grauen u . stlädchen
der Hrbelterklasse «

Mittwoch , den 6 . Januar , abendS 8' / , Uhr , im „ Zkenen
Hluhlinnse " , Kommandantenstr . 72 : 63/1

„Kinderarbeit — Kindersehutz " .
Gäste willkommen .

_
Per Vorstand .

_

Men - M iiise der laDiir ß erlies
( E. H. Nr . 88 . )

Donnerstag , den 13 . Januar 1910 , abends 8' /z Uhr ,
bei l - ntter , Weinstr . 11t

Außerordentliche Generalversammlung .
TageS - Ordnung :

Abänderung der Ktz 6, 8 und 13 des KassenstatntS infolge der
Berfügung des Oberpräsidenten betreffend Erhöhung des Kranken -
gelbes sowie der Kassenbeiträae . 1S7/1

Pc» er Vorstand . Karl Butry .

Humboldt- Akadeniie
Voikstiochschule

Im I. Quartal 1910 veranstaltet
die Akademie

164
gemelnverständUche Vortrags -
reihen aus allen Gebieten des
Wissens , UnterrtchtSkurse in
klassischen und modernen
Sprachen usw.

Das Quartal beginnt

Donntrstli�d. O. IlUmnr !
in den im Programm angegebene »
Lehrstätten .

Hörerkarten und aussührliche
Vortesungsverzeichiiisse (diese
für 10 Ps. ) sind in folgenden
BerkaussbureauS zu habe . » :
Invslliisniianli , U. d. Linden 24.
E. Haase , Potsdamer Str . 116a ,
Gsellius , Mohrenstr . 32, Kauf¬
haus des Westens , Wittenberg -
platz . S. Hahne , Prinzen str. 54,
Fröhlich , Landsberger Str . 32.
Siclcer , GipSstr . 18, Förster &
Mewis , W, Kantstr . 14, C. Ulrich
& Co. , Charlottenburg , Berliner
Straße 76.

Sonstige Auskllnste im Haupt -
bnren » , Potsdamer Str . 27 h,
Villa 2, in der Bmeauzeit von
1 —3 Uhr .

32 . Studienjahr .

4i Hygienisch ei
■■■"» aoatrisai ' UESi. rseuost . ivaialop

| Sl . Üinpf»hl . viei Aerzte u. Prof . grat . u*d
H. Ungar , Gummiwarenlakrik

Qeriin NW. . Friedricbstrasse 91/9

GtNtral - iitrsWmlnng
der Liepnerselieo Steriis- und

Ko . 25
am Mittwoch , de » 12. Januar 1910 ,
abends ö Uhr , irn Kassenlolal ,

Linienstraße 8.
Tages - Ordnung :

1. Rechenschaftsbericht der Revisoren .
2. Wahl des Kassenschreibers . 3. Wahl
des Vorstehers » nd Ersahwahl sllr
den Verstorbenen . 4. Wahl des
Revisors . 5. Besbrechung über (j 34
des Statuts . 6. Verschiedenes .
131b Per Vorstand .

Dr . Simmel
Spezial - Arzt

*

für Haut - und Harnleiden .

Prinzenstr . 41, Äp ™* ,
10 —2 , 5— 7. Sonntags 10 —12 , 2 — 4.

Dr . Schütiemann
Spezialarzt für Haut - und Harnleiden ,

Frauenkrankheiten , •

Friedrichstr . 203 , Ecke Schlltzenstr .
Wochentags 10 —2 , 3 —7 .

sUPi

Bntch - Pollmann
empfiehlt seinLager in llruch »

_ _ bandagen , Leibbinden , Ge¬
radehaltern , Spritzen , Suspensorien
sowie sämtliche Artikel zur Kranken¬
pflege . Eigene Werkstatt . Lieferant

für Orts - und Hiiss - Krankeukassen .
Berlin V. , •

jetzt liothi - ingcr StraBe 00 .
Alle Bruchbänder mit elastischen Pe «
loten , angenehm u. weich am Körper .

•r,.—i, - ;

( lärmen dpa
WA'

en gros

Stola - Verkauf
zu hervorragend billigen Preisen

Eigene KürVcbiicrd .

Riesenhafte Auswahl detail

Stoias von 8M£ k
M.
anColliers von i,so

EchteSkunks -

Stolal�ton 25 »

Dresdener Str. 119 Eckhaus

) Oranieo - Piatz ,

r * ■ « ■ genaa auf die No. 119 n. Firma
SS itliO „ Eil © jjn Weile " zu achten .

Jedermann erhUlt die im Fenster ansgestellten

Gegenstttnde sofort tür den bezeichneten Preis .

« H . & P . Uder ,
Tahak - Ciroßhandlnng und P

■ UM - Rauch - , Kau - , Schnupftabake , Zigarren , Zigaretten . " W
M Vorteilhafteste Bezugsquelle für Wiederverkäufer .

2 Größte Auswahl gelagerter Zigarren in allen Preislagen .

Pk�nÄ�Zigarefteu ��,�pre" ew-
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gerlin C. 25 j
�lexanderplatz
( Landsberger Str . 62 - 63 )

Elngetrsger . « SchuUmark « . Von Montag1 , dem 3 . bis Montag1 , dem 17 . Januar

Grosser Inventur - Räumungs - Verkaui
zn K » « K bedeutend herabgesetzten Preisen .

Grosse Posten Damen - und Herren - Wäsche ,

Tag « und Nachthemden , Beinkleider , Nachtjacken , Frisiermäntel etc . , we,che ™ Sortiment

nicht weiter geführt werden oder zum Teil etwas angeschmutzt sind , werden zu bedeutend herabgesetzten Preisen ausverkauft .

EtaH0T elegante Wiener Modell - Damenwäsche ,
die wahrend des ebhaden Weihnaehtsaeschäftes etwas gelitten bat , inm Teil

für die Hällte de . früheren Wertes .

* 15 %« Achselschluss - Hemden
, M

auaHemdentucb , mit geatlcjatcr Paase , jetzt p. SIck . M.
' l79 1 » 5

En groaser Posten Kniebeinkleider Rcn' orc6
| SO ] 65 210mit Sbckerel

oder Sbckerd - Hinsalz - Oarnierung , jetzt Stück . . . .
Em groaaer Posten farbiger Herren - Oberhemden

S�r�wÄTäSnS 2 ™ 2 * ° 3 * °

EinPo?rer Achselschluss - Hemden
r,oo ? ,5

mit Stickerei iandUeIier « chlaäpae . ct jetzt Stck . M. 1 f* l*

EiÄer Fantasiehemden
Stlckereielnsätaen u. Baaddwrcbwog , jetzt Stck . M.

Ein gtossnppccpnhpiflklpirlpr aus Khper - Barchcn »
Pos ' en 1 <la0cl,l ' c ' u, » ,c,uc ' mitStickereloder

I�ngnetten - G. raleruzig , jetzt Stück . . . . M.

Bpo�Tner Herren - Normal - Hemden u . - Beinkleider
gute u. warme Vigogne - Qualitäten mit Wollmisehung durchweg tn all. Qrtisaen .

C „ r ; „ | Hemd M. 1. 75 C0 _ : _ II Hemd .VL2. 65
oene i Lewkieid m. 1. 55 lOene u

J75 1 95 2 "

| 25 ] 50 ] 75

Beinkleid M. 2. 15

1 35 | 60 JOS
Ein grosser PripcpnhprtlHpn ius Hemdentuch

Posten rricscuncmacn Langnette
jetzt Stück

. . . . . . . . . . . . . .
M.

Bin grosser Nopiilioplron »us Küper - Barchcnt oder
Posten ISdtlllJdLKen geireiltem Satin mit

Langnette oder Stlckerel - Caralemng jetzt 130 160 1 65
per Stück . . . . . . . . . . . . .. . . M. 1 1 >

Grosae Po . tea Reste in Wäschestickereien

Trimmin�S und Spitzen zu aelir billigen Preisen .

E",PoTer Mako - Herren - Hemden
weg in allen

Orüssen .
I Hemd M. 1. 70

Oene i Beinkleid M. 1. 60 Serie II Su M. 2. 45
Beinkleid M 1. 90

eib grosser Posten Winter - und Sommer - Trikotagen wr Damen und Herren , Qualitäten , welche im Sortiment Ächt weltergekülirt
werden oder zum Teil etwa » angeschmutzt sind, werden zn aneeergcwBhnUch billigen Preisen ansverkentt .

Bin grosser Posten ( srWge, bsnawoDese KinderStrfimpfe UOd Socken »nr gute Qualltlten . Wert die M. 1. S5, Jetzt durchweg l » allen OrSssen

_ Serie 1
_ n _ 1U

jetzt Paar 25 PL 40 PL SS PL

Ein groasst Posten D&tDen - Plättkragen Stehumlalitorm , mit reicher Lecbstlckerei und Zierstieben , Früherer Wert bis M, I. SO, jetzt 35 PI.

E1 - pSr weisse reinlein . Taschentücher

Korsette

Grosse Posten Reste u . Abschnitte
für Leib - , Haus - und Bettwäsche , in Homdentuch , Ren -

forcä , Louisianatuch , Leinen und Halbleinen
Qrosssr Posten Oimiti - u, Damastreste für Bettwäsche
Grosser Posten Lakenstoffreato in Baumwolle , Halbleinen

und Leinen ,
Ein Poatan Taschentücher , Pa . - Linon , 4 QOi

gesäumt , Dtz . M. IsiJV�

mit kleinen Webetehlem . darunter die feinsten Qualitäten für Damen nnd
Herren ; im früheren Werte bis M. 1200 d, Dtz , zum Seihstau , suchen ,

jetzt Serie 1
_ II __ III_

per % Dtz. M. 1 . 45 1 . 65 2 . 20

Ä einzelne Tischtücher , Servietten ,
U e > ne44ri/ - KAi . welche Im Sortiment nicht weiter geführt
nanaiucner , werden , zu suassri «wlhnll «h dlltlg . Praiso »

Ein grozzsr Tosten 8 � � ' n al ' en

Weifen , darunter elegante , moderne Formen aus der
vorigen Saison , welche im Sortiment nicht weiter

geführt werden oder zum Teil angeschmutzt sind , zu

sehr billigen herabgesetzten Preisen .

Em grosser Postan Küchenhandtücher ,
schwere OersfenkomquslIUt , weiss mit unterer Kante gesäumt und C

gebändert , 18/110, Dtz. «. w. VJV »

' ter reinlein , weisse Dreilhandtücher ,
schwere Qualität , gesäumt und gebändert , 18/110 cm gross

� � 6 30
Ein grosser Poeten Jacquardhandtüchcr ,

gediegene Quahtät , hübache Blumen - und Arabctkenmuster , ge- " 7 OO
säumt und gebändelt , 48/110 cm gross , Dtz. M. f ' fc - *

0 ■ ■ 3

Verkäufe .

Teppiche ( fehlerhafte ) Gelegen -
heitSInuf . Fabriklager Mauerhoff ,
Große Franlfurtcrstraße 9. Flureiii -
aang . Borwärlslefern S Prozent
Extraravatt . Sonntags geöffnet . *

Ätrppdccken billigst Fabrik Große
granliurierftraße 9 , Flureingang .

GnrdincnliauS . Große Frank .
furterftraße 9, Fluretngang . 2491K '

Radfahrcrkarten . Wir empfehlen
den Freunden des RadfportS : Mittel .
bachs Karte für Rad - und Motor -
fahrer von Berlin und weiterer Um-
gebung , auf Leinen gezogen Preis
1,75 M. ( zusammenlegbar ) . — Karte
für Rad - upd Motorfahrer von
Brandenburg , auf Leinen gezogen und
zufammcnlcgbar 2,50 M. Expedition
des . Vorwärts " , Lindenftraße ö9,
Laden . '

PfandleibhauS Thaufseesiraße
sechzig I Spottbilliger Betienverkauf 1
Gardmenauswahl 1 Prachtteppiche ,
AuSsteuerwäfche , Herrengarderobe ,
Damengarderobe 1 Verfallene Pfänder .

Teppiche ! ( feblerhaste ) w allen
Größen für die Hälfte des Wertes
Teppichlager Brunn , Hackclcher
Marti 4, Bahnhof Börfe . ( Leier des
» Vorwärts " erhalten 5 Prozent
Rabatt . ) Sonntags geöffnet ! •

PfaudlethhauVKrebber , Küftrwer -
platz 7, fpotlbilliger Beltenverkauf ,
Gardmenvcrkauf , Wifcheverkauf ,
Uhrenv erkauf , Dcckenverkauf , Schmuck .

en. Goldiachen , Silberfachen , ver -
ene Pfänder . 2492K

VorwärtLlcfer erhalten 5 Prozent
rarabalt selbst bei nachstehend aus -

. llenGelegenheiiSläusen . Teppich -
omas , Oranienftrage ILv , Oranien -

platz
Teppiche . inventurhalber

80 Prozent herabgesetzt .
StoreS ,

bis

Gardinen .
aardinen , Restpartien
Wert

Künstler -
sür halben

"gtititerreste spottbillig .
Dofaftossresie spottbillig .
Vorwärts lcfer . beachtet vor -

stehende 5 Anzeige ». _ 75K "

des deutschen Hauses .
Sine Sammlung guter Erzählungen ,

Bücher

Gefchichten , Novellen usw. Gut aus .
gestattet , zirka AM Seiten umfassend ,
» um Teil illustriert und gebunden .
90 Pfennige pro Band . Expedition ,
Lindenslrage 09, Laden . _

Borjil lirige hochelegante Anzüge
und PalctolS , aus seinilen Maßstosfen ,
früherer Prei « « 0 —90 . jetzt 20 —40 ,
« erden täglich im Kavalier - Klub .
Unter den Linden «1 II verlaust . _

•
"

verantwortlicher Redakteur

Teppiche . Die Restbestände einer
Teppichfabrik kommen zum schleunigen
Verkauf . Preise bedeutend herab -
gesetzt . Plüschteppich «, ganz schwere
Qualität ; Stubengrüße , früher 18,50
jetzt 12,00 ; Wohnzimmergröße . früher
32,75 jetzt 24,50 ; Salongröße , früher
43,50 jetzt 35,00 , Teppichhaus Georg
Lange . Ehausseestraße 73/74 .

Steppdecken , eigene Anfertigung .
richtige Größe , 3,75 , 4,50 , 5,50 , 7,50 .
Tcppichhaus Georg Lange , Ehausfee .
ftrage 73/74 . S4K '

Gasbronzekroncn ! IT Gaszug -
lampen I 9. 00. GaSrohrlhren l I' /, .
GeschäfiSverkaus 1 spottbillig I Woh -
lauer , Wallnertheaterstraße 32. *

Hermannvlatz 6. Erstklassigster ,
extrabilliger Warenverkauf . Riesen -
auSwahl , Psänderverkäuse . Winter «
paletolZ , Jackettanzüge , Gebrock »
anzüge , Herrenboicn , Damensachen .
PclzstolaZ , prachtvolle Brautgeschenke ,
Brautbctten , Vcrmtettmgsbctt , Bett -
stücke, Bettwäsche . Gardinenauswahl ,
Tevpichauswahl , Plüschttichdecken ,
Nähmalchinen , Wanduhren , Taschen -
uhren , KetienauSwahl , RingeauSwahl .
Kunstbilder . . Selbstverständlich " aller -
billigste Einlaussquelle GroßberlinS .' ' 6. Sonntags eben -

flOS «
Hermannplatz
salls geöffnet .

' Die Grundbegriffe der Wirt -
schastSIehre . Ein « populäre Einsah -
rrmg von Julian Borchardt . Preis
40 Pf . Expeditwn vorwärts , Linden -
straße «9.

Vorjährige eleganteHerrenanzüge
und Paletots au » seinsten Magstossen
20 —40Mark . Versandhaus Germania .
Unter den Linden 21. 128 *

Billige Hosenwoch «. Hochelegante
Herrenhosen aus feinsten Matzstosten
7 —15 Mark . Versandhaus Germania .
Unter den Linden 21.

_
129 *

Littanerö Nähmafchwen obnc An -
zablung , gebrauchle spottbillig , Ska -
litzerstraße 99, Warschauerstrage «7, *

Leihhaus Merkur , G. m. b, H.
Große ftrunkjurterstrahe 11 « ( Vsanb -
leihanstalt und Ankaussabtciiung ) .
Hohe Beleihung für Gotdwarcn ,
Silbersachen , Schmuckgegeitstände ,
Uhren , Herrengarderobe , Pelzwaren .
Wäsche , Lexiken . Klaviere , Stoffe ,
Warenposten , jeden Wertgegenstand
Ununterbrochen geöffnet . 52K *

Tiefe Seiscrtkanarien und Weib -
che » jeder Preislage . Wendt , Gleim -
straße 14. _ +74

Seiferttanarien 6,00 ,
Weibchen 1,25 . Kanitz , TreSkowfir

Möbel , Taschenuhren . Schuh -
Ivaren , Gelegenheit Palisaden -
straße 46. _ +34 '

DamenNeider aus
äusern verlaust spottbillig Brunnen -
aße 3.

_ _
137b

Federbetten , Stand IS . OO, Neue
Königstraße 29, vorn I . 330/6 *

Geschäftsverküufe .

Gemüsegeschäft , Kolonialwaren ,
Rolle . 650,00 . Chrisiianiastraß « 117.

Gartciiluknl , Tanzsaal , �Slus-
spannung , zwei Kegelbahnen , Spiel -
platz , Schaukel , Trubelbudc , Karussel .
Kaufpreis 1500, Miete 1800. Offerten
? . 3, Expedition des . Vorwärts " .

Barbiergeschäft , gute Existenz ,
billig zu verkausen £3. 42, Rixdorj II .

Möbel .

Möbelttsebleret . Harnack. Tiichler -
meister , gegründet 1901 , Stallschrciber -
straße 57 ( Moritzplatz ) , liefert kom -
plelte Wohnungseinrichtungen zu
niedrigsten Fabrikpreiien . Unüber -
troffen « LeisMngSsähigletI Enorme
ZwSwahl . Zahlungserlcichterung .
VorwärtSIeser 3 Prozent . Kein
Laden , Verkauf Fabrikgebäude .

Gebrauchte Möbel aus Versteige -
rungen , Schränke . Vertikos , Tiiche ,
Soja », Schreibtische , Bücherschränke ,
Büsrtts . Garnuuren , Bettstellen , Wasch -
toilctten , Bilder , Kronen , Teppiche ,
komplette Wittschasten bedeutend
billiger wie überall . LcnnertS Möbel -
speicher , Lothringerstraße 55. 81K '

Kleiderschrank , Bettstelle , Verttko ,
Echlassopha , Tisch, Stühle , Teppich ,
Stores . Nachttische , Bilder , Kronen ,
Ladeneinrichtung , Waschmaschinen ( we-
nig gebraucht ) . Großer Saallpicgel
( Kunstwerk ) , Ladentische , Laden -
einrichtungen sür Konditoren , Böcke »
reien , große Treibhausjenftcr , Bar .
Möbelhaus Diana , Danziger +traß « 14.
Seelowerstraße 14, Spezialität : mo-
Verne Küchen , „ VorwärtS Ieser 5 Pro -
zent . Tcilzahlimg gestattet . 2724b '

Mödelgelegeuheit ! Wenig ge-
brauchte , gutcrhaltcne Möbel , auch
neue , «injachste , eleganteste , beliehen
gewesen , vcrsallen . spottbillig . Riesen -
iager . Lagerjpeicher , Neue König -
straße 5/6 , Fabrikgebäude . Sonntags
geöffnet , ( gahlungserleichterutlg . ) '

Verkäuflich : ( Händler verbeten ! )
Elegantes Plüschjosa , Trumeau ,
Kleiderspind , Vertiko , Ehaiselongue ,
Ausziehtisch , GaSkrone , Fischer ,
KömgSbergcrstraße 11, vorn I rechiS .

Riefig lohnend ! l für Brautleute
ist die Besichtigung meiner Riesen -
sabrilläger in zwei Fabrikgebäuden
und sechs Etagen . Für kompiettc
Einrichtungen mache ich Fabrik -
preise . ErgänzungSmöbel sehr billig .
M. Hirschowitz , Sralitzerstraße 23, an
der Hochbahn . 85K

Umzugshalber Nußbaummöbel ,
Stube und Küche . auch einzeln .
Dresdenerstraße 25, vorn ll rechts .

Pahrrilder .

Herrenfahrrad Dameniabrrad
einmal benutzt 40,00 . Holz Blumen .
strape 36 h.

_ 168351 '
Geschäftsdreirad . äußerst stabil ,

50,00 an . Holz , Blumenstraße 3«b. •

Musik .

Piauin » , hochelegantes , 200,00 .
Krüger . Friedenstraße 2 ( KönigStor )

Mandoline , Gitarre , Zither ,
schncllfördernd , monatlich 4,00 , ein
Monat gratis . Lange , Lychener -
straße 19. _ +74

Violinuuterrlcht ( neue , doppelt
fördernde Methode biS zurVollendung )
gibt erfahrener KünsUer wöchentlich ,
aus Wunsch auch nur eine Lektton»Us UWU�64—6 wsasv �Läätuil
a 1,25 M. . bei zwei Schülern je 75 Ps.
Offerten unter v . L Expedmon des
. vorwärt »" . s '

Versdnedeues .

Barcuranwatt Beisel , Gttschmer »
ftrage 94a .

Kniistnopfere , von Frau ttotoSkh
Schlachte », ««. Kurstraße 8� M.

Guglifcheu Unterricht sür Ansänger
und Vorgeschrittene . Einzelstunden
und im Zirkel erteilt G. Swienty ,
Schönebera . Sedanftraße 57. III 'uvoneoerg , �. eounnruge oi , m. -

Buchbinderet Sieber jetzt Annen -
straße 50. _ _ +122 '

Tanzlehrkurse : Grupe . Annen -
straße 16. Januar beginnen An -
sängerkurse , monatlich 4,00 ( Damen
3,00 ) . Sonntagskurse . Wochentags «
kurse , Walzerkurse . Prosvelte postjrel

/«T v.»w« ->�Bereine ! Saal , Vereinizimmer
Sonnabende frei Klubhaus , Annen -
straße 16. _ 6/9

Wer Stoff hat sertige Anzug sür
16,00 . KaezynSki , Lichtenberger .
straße 9. II . +40

Teilzahlung . Anfertigung ele -
zanter Herrengarderobe . Marcus ,
Dragonerftrahe 10a . 230/5 '

Humorist Fuhrig
strage 12.

jetzt Landwehr -
134b '

Wer leiht Parteigenossen 100 Mark
( Sicherheit ) unter H. 43, Postamt 28.

Den Verdacht , welchen ich gegen
Herrn Busse , Kuglerstraße 43, aus -
gesprochen habe , nehme ich hiermit" "

Hermann Loffler , Kugler -

Gin - und Verkauf von gut er -
haltener Herren - MmiatSgarderobe ,
allerlei , billig , Anzüge 10,00 , Paletot
5,00 . König , Linienstraß « 80». +138 — _ _ — - - - - - - - - - -- ■ - - - - -— _ _ _ — - — - —

Richard Barth . Berlin , tzür den Inseratenteil verantw . : Dh . «locke . Berlin . Druck u. Verlag : Borwärt » Buchdruckerei u. BerlagSanstalt Paul Singer & Co. . Berlin SW ,

zurück .
straße 42. + 74

Vermietungen .

Schanklokal , N. Köslinerstraße 16,
paffend zur Zahlstelle , sofort zu ver »
mieten . Näheres bei dem Verwalter
I. daselbst . 108b

Wdlmuiixeit .
Keine Mietskaserne . sondern ge-

mütttch - geschmackvolle Heime und doch
billig ! 2 und I Zimmer mit und
ohne Balkon und Bad . Eharlottenburg ,
Gucrickestraße 11, neben Ecke Eauer -
straße . Rixdors , Kaiser Friedrich -
straße 78/79 . _ 242/1 *

Alexand r i nenftraste 27 , an der
Ritterstraßc , 2 Zimmer , Küche usw.
per 1. 4. 1910 preiswert zu ver -
mieten . 180/8 *

Wohnungen billig zu vermieten
Rixdors , Stemmetzstraße 75. +105

Limmer .

Zimmer , leeres , sofort sür besseren
Herrn Zorndorserstraße 21. +28 '

Möbliertes Ballonzimmer , allein ,
12,00 . Witwe Doepcl , Pappelallee 47.

Kleines möblierte « Zimmer . 15,00 ,
fosort , Lottumstraße 2, IV links . +132

Freundlich möbliertes Zimmer ,
Witwe Engelmann , Britz , Jabn -
straße 72. +21

LehlalsteUen .

Möblierte Schlasstell «.

. . . . .

Herr oder Dame , Melchiorftraße 33,
allein ,

gstwe Nätebusch . +119

�rbeitsmarkt .

Stellengesuche .
Witwe . 53 Jahre , mit zehn¬

jähriger Tochter sucht Stellung als
Wirtschasterin beini Handwerker . An -
gebot « : A. P. Spedition Immanuel «
kirchstraße 12. +139 »

Ltelleaaogedote .
Tüchtiger Dreher für Leitspwdel

Loetve wird bei hohem Lohn ver »
langt . Zahnrädersabrik Steinrück ,
Urbanstraße 116. _ +117

Borarbeiter
maschlnen sucht
Zahnrädersabrik
iraße 116.

für NniversalsräS -
bei hohem Lohn

Steinrück , Urban -
+117

Schuh - Eream - Kocher wird per so
kort gesucht . Offerten mit genauen
Angaben und GehaltSansprüchen eud
öl . 5583 , Daube u. Co. , Jerusalenier -
straße 53/54 . _ _ _ 180/9

sofort ,u
132b

Kleine HauSreinigung
vergeben Franzfttaße 3.

B otenfrauen finden dauernde
und fcbr lohnende Beschäftigung
Schützenstraße 24/23 . _ _ 617 *

Mamsells aus gefütterte Jacketts
verlangt Schulze , Görlitzerstraße 41.

Aufwärterin , 7 —10 , sucht Dannehl ,
Kreuzbergstraße 77.

_
1306

Bärock - Bergo lderin , Lottumftr . 5.

Im ArbeitSmarkt durch
besonderen Druck hervorgehobene
Anzeige » kosten SV Pf . die Zeile .

Achtung !

Holzarbeiter
�»egeu Streik und Differenzen

sind gesperrt :
Knopf - und Perlmuttfabrik Hinze ,

Schinkoiir . 8/9 .
Tischlerei und Bodenlegerei

Schltchtiug , Gotzkowsiystr . 7.
Tischlerei « nd Bodenlegerei

Timme , WUmerZdors , Gasteiner
Straße 6.

Parkcttbodengeschäfie und deren
Bauten :

Firma Kampmeyer . Holsteiner
User 13/16 , und deren sämtliche
Bauten .

Nordd . Parkettfabr » Hannover .
Zwischenmcister Elaffeu u. Hübner .

Firma Butterweich , Zwischenmeistcr
Swoboda .

Finna Rosenfeld u. Co. , Bau
Charloitcnburg , BiSmarckslraße , Ecke

Nassauische Str . , Ecke Berl
Firma Leffer .

Sämtliche Betriebe in den Orlen
Luckenwalde , Sommerfeld , Höchst .

Gleichzeitig ersuchen wir die

Kollegen aller Branchen der Holz .
induslrie daS VermilielungSbureau
des gelben » Hand Wetterschutz »
Verbandes " streng zu meiden .

Die OrtSverwaltung .

Bau
siner Str .

Achtung! Kauarbeiter !
Wegen Sttcik tn Luckenwalde

find folgende Baute » für Ein -
fetzer gesperrt :

Firma Zfornnaim :
Eharlottenburg . Mindener Str .

Undemann .
Firma Billig ; :

» Dernburgitr . SS .
» Wihlrbrnftr . 1, », 3 » . 3S .

Berlin . Seurfelder Str . Pähl .
Firma Grnoisenschaft .

Ueckermündcr Strasie . Bau �irit «.
Luckenwalde :

irma nabln » .
' er <» anvori » tzsnd .
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Parteitag der Sozialdemokratie
Preußens .

( Fortsetzung aus der 2. Beilage . )

Weiter war die Rede davon , daß Einrichtungen zum Schutze
der Frauen während der Schwangerschaft , Geburt und Wochenbett
getroffen werden sollen . Hier ist das Wort „ Frauen " bemängelt
worden , weil es den Anschein erwecken könnte , daß wir nur v e r -
heiratete Frauen damit meinen , die wir im Falle der Schtvan -
gerschaft schützen wollen . Daher wurde der Vorschlag gemacht , das
Wort „ Frauen " durch „ Schwangere " zu ersetzen . Wir haben
uns dieser Anregung nicht angeschlossen , lediglich aus dem Grunde .
weil sonst der Satz mit der deutschen Sprache in Konflikt käme . Ich
bitte aber , die Erklärung entgegennehmen zu wollen , daß wir für
unverheiratete Schwangere denselben Schutz verlangen wie
für verheiratete .

Den aus Abstinentenkreisen laut gewordenen Wünschen sind
wir insofern entgegengekommen , als wir den Bau und Betrieb von
Trinkerheilstätten verlangen . Wir stehen auf dem Stand -
punkte , daß die Trunksucht eine Krankheit ist und daß die Ge -
meinden zur Bekämpfung dieser Krankheit das ihrige beitragen
müssen , zumal da ja auch die dafür aufgewendeten Kosten eine Er -
sparnis bei den Ausgaben für die Irrenhäuser herbeiführen .

Denselben ablehnenden Standpunkt wie gegenüber den Woh -
nungen für städtische Arbeiter nehmen wir gegenüber der Frage
der Unterstützung von Baugenossenschaften ein . Genosse Wittmaack
hat verlangt , daß diese Unterstützung erweitert werde . Wir
stehen hier auf dem Standpunkt , dcni auch bereits die Gemeinde -
vcrtreterkonferenz der Provinz Brandenburg Ausdruck verliehen
hat , daß die Unterstützung gemeinnütziger Baugenossenschaften für
uns keine programmatische Forderung sein kann . Dagegen mutz
sich die Partei erklären gegen die in jeder Beziehung gesundheits -
schädlichen Mietskasernen . Man sagt , die Mietskasernen seien gar
Sicht so schlimm und die „ Produktion " in Hamburg habe ganz
schöne Mietskasernen gebaut . Das mag sein . Aber im übrigen ist
nichts s o sehr imstande den Preis für den Grund und Boden in
die Höhe zu treiben , als die Bauordnungen , welche Mietskasernen
zulassen . Wenn wir auf die Bodenpreise drücken wollen , wenn
wir dafür sorgen wollen , daß der Masse der Bevölkerung billige und
gute Wohnungen verschafft werden , dann haben wir alle Veran -

lassung , uns programmatisch gegen die Mietskasernen zu erklären .
Schließlich ist die Frage erhoben worden , ob den Gemeinden

ein Zwangsenteignungsrecht zu geben ist . Früher
hatten wir die Forderung der Erweiterung des Zwangsente ig -
nungsrechteS der Gemeinden . Logisch war das nicht ganz richtig ,
weil die Gemeinden heute ein Zwangsenteignungsrecht noch nicht
haben . Diese Forderung heute aber zu stellen , haben wir gar keine

Veranlassung . In den Gemeindevertretungen haben die Haus -
besitzcr die Uebermacht . Den so zusammengesetzten Gcmeindevcr -

tretungen ein Zwangsenteignungsrecht zu geben , wäre für die Ar -

beiterklasse eine große Gefahr . Dagegen verlangen wir die Er -

richtung von Ledigenheimen und kommunalen Gasthäusern . Bon
den werteren Forderungen , die wir in bezug auf die Gesundheits -
pflege stellen , verdient die Forderung auf Errichtung von stadti -
fchen Gesundheitsämtern an die Spitze gestellt zu werden .

Bezüglich des Bestattungswesens sind Einwendungen
erhoben worden ; eS wurde verlangt , wir sollten unS nicht auf die

Errichtung von Krematorien festlegen , und es wurde deshalb ge -
wünscht , diese Forderung zu streichen . Die Kommission hat noch
einmal darüber beraten und einstimmig beschlossen , die Forderung
stehen zu lassen . Wir wissen nicht , wie es mit der Feuer -
bcstattung in Preußen aussieht , und glauben auch nicht , daß es

allzubald dazu kommen wird , daß sie zugelassen werde . Sobald dies

aber doch geschieht , entsteht , wenn wir nichts von der Errichtung
von Krematorien im Programm sagen , die Gefahr , daß sich die

kirchlichen Behörden der Krematorien bemächtigen , und das
wollen wir vermieden wissenl

Zu dem Punkte „ Regiebetrieb " liegt ein Antrag vor , der

wünscht , daß wir die Forderung nach Kommunalisierung der Gast -
und Schankwirtschaftcn und der Bewirtschaftung der Betriebe
unter dem Gesichtspunkte der Einschränkung des Alkoholgenusses

verlangen . Die Kommission war der Meinung , daß wir uns dies -

bezüglich mit einer Sympathie ! undgebung begnügen , im

übrigen aber die viel zuweitgehenden Forderungen nicht in das

Programm aufnehmen sollen .
Angeschlossen haben wir unS dem Antrage zum S u b -

tni s s i o n s w e s e n , der darauf hinausläuft , daß die Gemeinde

verpflichtet sei . ihr Teil zur Bekämpfung der Heimarbeit beizu -

tragen . Bei dem Punkte Submissionswesen finden sich ferner

Forderungen , gegen die Genosse Lindemann Einspruch erhoben hat .
ES handelt sich um die Forderung , daß die Gemeinden verpflichtet
werden sollen , diejenigen Löhne zu zahlen , die zwischen Arbeitgeber -
und Arbeitnehmerorganisationen vereinbart worden sind . Linde -

mann behauptet , man könne diese Forderung nicht in dieser Form

stellen , weil es unklar bleibe , was dort geschehen soll , wo keine

Organisationen vorhanden sind . Demgegenüber mutz bemerkt

werden , daß es sich nicht um Löhne handelt , die zwischen ein paar
Arbeitgebern und Arbeitnehmern vereinbart worden sind , sondern
um allgemein vereinbarte Tarife . Solche Tarife werden aber

nicht geschlossen , für kleine Orte , sondern nur für einheitliche Wirt -

schaftsgebiete , und da gelten , selbst wenn keine Organisationen in

einer Stadt vorhanden sind , doch für diese d i e Tarife , die für
das ganze Wirtschaftsgebiet abgeschlossen worden sind .

Die Forderungen unter

Sozialpolitik

finden Sie in mancher Beziehung verändert . Wir haben nament -

lich den Forderungen Rechnung getragen , die die städtischen Ar -
beiter erhoben haben . Unter allgemeiner Sozialpolitik
hatten wir ursprünglich dort , wo die Rede ist von dem Ausbau des

den Gemeinden übertragenen Arbeitcrschutzes , aufgeführt : welche
Arbeiterschutzgesctze hier in Frage kommen . Wir haben aber die

Ueberzeugung gewonnen , daß es nicht möglich ist , alle Gesetze im

einzelnen aufzuführen , und haben deshalb von der Aufzählung
überhaupt Wstand genommen . Sollte die Aufzählung notwendig

sein , so kann sie ja in einem Kommentar zum Gesetze geschehen .
Dann ist getadelt worden , daß wir die Forderungen des Pro -

grammcs der Gemeindearbeiter nicht erwähnt haben . Diese For -
derungen beziehen sich darauf , daß für Arbeiter , deren Beschäfti -

gung schmutziger oder gesundheitsgcfährlicher Natur ist , Bade -
räume eingerichtet werden , daß die dem Regen oder sonstigem
Unwetter ausgesetzten Arbeiter besondere Kleider bekommen

müssen , daß für Arbeiter für Ticfbauten entsprechende Klosetts
eingerichtet und für Laternenwärter besondere Untcrkunftsräume
geschaffen werden sollen usw . Wie ist es möglich , so ins einzelne
gehende Forderungen in ein Programm aufzunehmen ? Dann
könnten ja auch die Maurer kommen und verlangen , daß alle ihre
Wünsche ins Programm aufgenommen werden , und schließlich
könnte auch die Lieferung von Schrcibärmeln für Kanzlisten ge -
fordert werden ! Wir erkennen die Forderungen ja durchaus an ,
aber wir können sie nicht besonders in unser Programm auf -
nehmen .

Unter den Forderungen über die Armen - und Waisen -
pflege haben wir , entsprechend einer Anregung von Lindemann ,
noch aufgenommen die Forderung der Einführung der
freien Arztwahl . Diese Forderung ist bereits vor Jahr -
zehnten , im Jahre 1848 , von Rudolf Virchow für die Armcnpraxis
erhoben worden , und im Jahre 1893 hat unsere Berliner Stadt -
verordnetenfraktion einen Antrag eingebracht : für die nächste
EtstssvfstLÜMg bell festbeseldetky ÄrMnärzten Nbstgnd zu n ; hMn

und mit dem Verein freigewählter Kassenärzte in Verbindung zu
treten , damit dieser die Versorgung der Armen mit Aerzten in die
Hand nehme . Der Antrag wurde abgelehnt und ist seitdem nicht
wieder eingebracht worden . 1992 brachte Genosse Ouarck in Frank -
furt a. M. einen Antrag , auf freie Armenarztwahl ein . Auch dieser
Antrag wurde abgelehnt . Wir haben aber eine Reihe von Gemein -
den , wo die freie Arztwahl für Arme eingeführt ist und sich sehr
gut bewährt hat .

Der letzte Absatz des Programms verlangt die Schaffung von
Zweckverbänden zur Durchführung gemeinnütziger Unternehmungen
für welche die Mittel einzelner Gemeinden nicht ausreichen
Diese Forderung entspricht einer Resolution , die auf der Ge
meindevertreterkonferenz von Grotz - Berlin vom Jahre 1996 ge
laßt ist .

Damit hätte ich mich zu den Einwendungen geäußert , die gegen
unseren Programmentwurf erhoben sind . Und wenn ich offen sein
soll , so mutz ich Ihnen sagen , daß ich damit erst mit der Ein -
l e i t u n g fertig bin ( Große Heiterkeit ) , weil ich ja zu dem cigeni
lichen Programm noch gar nichts gesagt habe ! Aber ich stehe au
dem Standpunkte , daß unsere Genossen , sowohl hier im Saale , wie
draußen im Lande , mit allen den Punkten , an denen eine Kritik
nicht geübt ist , einverstanden sind ( Sehr richtig ! ) und daß
sie sich auch vollkommen darüber klar sind , was damit gemeint ist .
Deshalb halte ich an dieser Stelle eine weitere Erläuterung des
Programms nicht für notwendig . Gleichgiltig ist es mir , ob noch .
mals eine Kommission eingesetzt wird . Worauf es ankommt , ist
daß unsere in den Gemeinden tätigen Genossen eine brauchbare
Waffe erhalten , eine Waffe , mit der sie beitragen können zur Be -
freiung des Proletariats und zur Demokratisierung und Soziali -
sierung der Gesellschaft . ( Lebhaftes allseitiges Bravo ! )

Vorsitzender Rudolf : Auf dem Programmentwurf beziehen sich
die Anträge 19, 11, 12, sowie die Anträge von Simon Katzenstein
und August Neumann . Auf die Anträge 19, 11. 12 hat die Kom -
Mission bereits Bezug genommen . Wir schlagen deshalb vor , diese
Anträge 19, 11, 12 als genügend u n t e r st ü tz t passieren zu
lassen . Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch ; die Anträge 19, 11,
12 stehen also mit zur

Diskussion .

Ebcrle ( Barmen ) : Gegen die Parteigenosse », die den Entwurf
für zu lang erklärten , wurde der Vorwurf erhoben , sie hätten
eine Reihe von Anträgen eingebracht , die den Entwurf noch wesent -
lich verlängerten . Für meine Person trifft dieser Vorlvurf
nicht zu und wohl auch nicht für die anderen Genossen , die den
Entwurf für gar zu umfangreich halten . ( Sehr richtig ! ) Ein
Programmentwurf für die kommunale Betätigung unserer Partei
müßte die Grenzen für unsere allgemeine Betätigung abstecken , aber
nicht dazu übergehen , unser « Forderungen so zu spezialisieren , wie
hier geschehen ist , und gar noch Forderungen hineinzunehmen , die
sicherlich noch einer Erläuterung bedürfen .

� Gestern ist die Kommission wohl dazu übergegangen , beim
Finanzwesen die mäßigen Ueberschüsse der Gemeindebetriebc zu
streichen , aber an diesen mäßigen Ueberschüssen scheint die Kom -
Mission so großes Wohlgefallen gefunden zu haben , Haß sie sie
unter Wirtschastspflege wieder hincingesetzt hat . ( Borg -
mann : Sie sind nur umgesetzt , nicht gestrichen ! ) Jawohl , nur
umgesetzt , ich meine aber , sie haben in einem Kommunalprv
gramm gar nichts zu tun . Schon der Begriff „ Mäßige Heber
schüsse " ist nicht faßbar . Neuerdings ist in das Programm auch
hineingekommen der Satz : „ Monopolpreise sind entschieden zu be -
kämpfen " . WaS sind denn Monopolpreise ? Für den Begriff
ist es ganz gleichgültig , ob z. B. der Gaspreis 19 Pf. , 12 Pf . oder
14 Pf . beträgt . Wenn die Gemeinde den Gaspreis festsetzt und
allein das Recht hat , in der Gemeinde Gas zu erzeugen , so ist das
ein Monopolpreis , auch wenn gar kein Uebcrschutz herauskommt .
Unter Finanzwesen ist auch der schöne Passus hineingekommen ,
daß von der Gewerbesteuer , solange sie durch das Gesetz nicht be -
scitigt ist , diejenigen Gewerbebetriebe freibleibcn sollen , deren Er -
trag im wesentlichen auf der persönlichen Arbeit des Gewerbe -
treibenden beruht . Wenn jemand also allein als Handelsmann
tätig ist und einen riesigen Gewinn erzielt , so soll er frechleiben ,
ein Handwerksmeister aber , der mit Gesellen arbeitet , soll die
Steuer zahlen , auch wenn er nur soviel verdient , daß er gerade von
einem Tag zum anderen zu leben hat ! Solche Dinge dürfen doch
nicht in ein sozialdemokratisches Programm hineingebracht werden .
Besser ist es da , von der Gewerbesteuer gar nicht zu reden , sondern
c » einfach bei den gesetzlichen Bestimmungen zu lassen .

Ich wende mich nun zur Wohnungsfrage . Wenn eS
Aufgabe der Gemeinde ist , für gute und billige Wohnungen für die
Arbeiterklasse zu sorgen , so kann das nicht ausschließlich durch
Kleinwohnungen erreicht werden , sondern es gibt noch andere Mc -
thoden , durch die man der Wohnungsnot sogar noch rascher
steuern kann . Baugenossenschaften haben mit kräftiger Unter -
stützung von Gemeindemttbeln Wohnungen für Arbeiter gebaut .
Aber trotzdem sind die Mieten so hoch , daß nicht Arbeiter darin
wohnen , sondern Beamte und der sogenannte neue Mittel -
st a n d. Die Errichtung von Mietshäusern kann bedeutend
größere Annehmlichkeiten für die Arbeiter schassen als der Klein¬

wohnungsbau . Gerade der Punkt Wohnungswesen weckt die
Erkenntnis , daß der ganze Programmentwurf nicht auf die Be -
dürfnisse der Parteigenossen im Lande zugeschnitten ist , sondern
auf die großen Städte ! Der Referent hat ja auch be -

ständig auf die Gemeindevertreterkonferenz von Groß - Berlin hin -
gewiesen , aber die Ansichten , die da zutage getreten sind , sind für
die Bedürfnisse im ganzen Lande nicht maßgebend . Ich muß den

Vorwurf , daß der Entwurf zu lang ist , aufrechterhalten und halte
die Einsetzung einer Kommission doch für zweckmäßig . (Beifall . )

SchUY - Breslau : Durch die Einführung der Wcrtzuwachssteuer
haben viele große Gemeinden recht beträchtliche Einnahmen erzielt .
Nun wurde gelegentlich der Reichsfinanzreform von den Konsev -
vativen der Vorschlag gemacht , eine Reichs Wertzuwachs -
st c u c r zu schaffen . Diese Reichs wertzuivachssteuer zu be¬

kämpfen , hätten wir alle Veranlassung . Allerdings haben sogar

einige unserer Redner sich im Reichstage für die Reichswertzuwachs -
steuer ausgesprochen ; sie übersahen wohl , was die Konservativen
mit ihrem Antrag bezweckten : nichts anderes als den Großstädten
wiederum eine Einnahme zu entziehen . ( Sehr richtig ! ) Die Reichs -
wertzuwachsstcuer würde den Städten eine Einnahmequelle rauben ,
die von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist . Und was würde
das Reich mit den Einnahmen aus der Reichswertzuwachssteuer
anfangen ? Es würde neue Kanonen , neue Gewehre und neue

Kriegsschiffe bauen , kurz , man würde den größten Teil des Geldes

für kulturwidrige Zwecke ausgeben . Auf der anderen Seite raubt
man den Gemeinden die Mglichkcit . ihre kulturellen Zwecke zu er -

füllen . Wir haben aus allen diesen Gründen keinerlei Veran -

lassung , dem Reiche auf diesem Gebiet auch nur eine Konzession

zu machen . Ich erwarte , daß die Reichstagsfraltion jede Reichs -

wertzuwachssteuer ablehnen wird .

Heiden - Frankfurt a. M. : In ? Gegensatz zu dem ersten DiS -

kussionSrcdner bin ich der Meinung , daß das Kommunalprogramm

nicht zu lang gefaßt ist . Man kann ihm vielleicht eher den Vor »

Wurf niachcn , daß manche Forderung darin fehlt . Weiter cnt -
hält es einige Ungenauigkeiten . Es enthält Forderungen , mit

denen der Preußische Landtag gar nichts zu tun hat , sondern für
die das Reich kompetent ist . Ich denke da zum Beispiel an die

Ausdehnung der Arbeiterversicherung . Die Uebertragung cineS

ZwangsenteignungsrcchtcS an die Gemeinden hat Hirsch abgelehnt ,
er verlangt aber , daß die Gemeinden möglichst viel Grund und

Boden in eigenen Besitz übernehmen sollen . Wie sollen die Ge -
meinden das machen , wenn sie unter Umständen nicht das Recht

zur Enteignung haben sollen ? Den Gemeinden mutz dieses Recht

also gegeben werden , natürlich unter gesetzlich festzulegenden Kau -

txlxu , B�i idea SV die Gesuudhx . itspflegc

vermisse ich die Unentgeltlichkeit auch für die Wöchnerinnen »
Pflege . Wenn wir die Unentgeltlichkeit für die Desinfek »
t i o n verlangen , müssen wir sie auch hier fordern . Die sozial -
politischen Forderungen hätte ich gern noch ein wenig mehr spc -
ziatisicrt gesehen . Den Arbeitern einen Rechtsanspruch auf eine
städtische Rente zu gewähren , ist bedenklich , weil dann die Jnva »
lidenversicherungsanstaltcn ihre Renten cutsprechend kürzen
würden . Dringend zu warnen ist vor der Einführung der Gene -
ralvormundschaft . Die Generalvormundschast taugt nichts , hat in
vielen Gemeinden ein klägliches Fiasko erlitten , vor allem wegen
ihrer Verbindung mit der Armenpflege . Eine Kommissions -
beratnng halte auch ich nicht mehr für notwendig .

Bartelö - Köln : Wir haben den Antrag gestellt , daß die Wert -

zutvachssteuer auf Grund und Boden eine solche Höhe erreichen
soll , daß dadurch der gesamte unverdiente Wertzuwachs der G e »
m e i n d e zugeführt wird . Wir stehen auf dem Standpunkte , daß
der Wertzuwachs in einer Gemeinde nur geschaffen wird durch
die menschliche Arbeit , und weil dies der Fall ist , ist es nur ein
Gebot der Logik , daß dieser gesamte unverdiente Wertzuwachs auch
wieder der Allgenieinheit zukommen muß . Wohl haben schon
64 Gemeinden in Teutschland die Wertzuwachssteuer eingeführt ,
auch in Köln ist das geschehen , aber Sie dürfen nicht fragen , wie

diese Steuer aussieht . Im letzten Jahre hat sie nicht einmal die

ursprünglich vorgesehene Höhe von 499 999 M. erreicht ! Der Ge -

samtertrag in den 64 Gemeinden stellt sich auf 2' ch Millionen Mark !
Wir müssen dahin streben , daß der ganze unverminderte Wert -

zuwachs den Gemeinden belassen wird . In Rheinland - Westfalen
haben die kommunalen Zuschläge zur Staatsstcuer eine Höhe er -

reicht , die einfach unerschwinglich ist . Wir haben zahlreiche Ge -

meinden , die heute schon 399 Proz . Kommunalzuschlag zur Staats¬

steuer erheben I Das ist auf die Dauer undurchführbar , und dem

muß entgegengearbeitet werden durch Erhöhung der Wertzuwachs -
steuer . Wir wollen in erster Linie der Grundstücksspekulation einen

energischen Riegel vorschieben , die ebenso wie in Berlin auch in
Köln bereits einen Umfang erreicht hat , der sie als geradezu
brutal erscheinen läßt . Es ist allerdings bezeichnend , daß in

Köln von 45 Stadtverordneten 43 Hausagrarier sind !

( Die Redezeit ist abgelaufen . Der Redner behält sich vor , seine
weiteren Ausführungen bei einer zlveiten Wortmeldung vorzu -
bringen . )

Singer - Berlin : Bei Betrachtung des kommunalen Programm ?
müssen wir davon ausgehen , daß es sich, ebenso wie unser Partei -
Programm , in zwei Teile gliedern muß . In dem ersten Teil

unseres Parteiprogramms sind unsere grundsätzlichen
Forderungen zusammengefaßt , im zweiten aber sind die Forde «

rungen enthalten , die wir innerhalb der heutigen Staats - und Ge -

sellschastsordnung für notwendig erachten . In derselben Weise
mutz beim Kommunalprogramm verfahren werden . Ich beurteile

das Kommunalprogramm ebenso wie den zweiten Teil unseres
Parteiprogramms , in dem die Forderungen enthalten sind , die wir
im Interesse der arbeitenden Klasse an die bürgerliche Gesellschaft

stellen . Stellt man sich auf diesen Standpunkt , den ich für den
allein richtigen halte , dann wird auch eine ganze Reihe von Aus -

ftihrungcn , die hier gemacht worden sind , von selbst hinfällig . ( Leb -

hafte Zustimmung . ) Wir stellen die Forderungen unseres Kom -

munalprogramms auf in der Absicht , sie innerhalb der heutigen Ge -

sellschaftsordnung zur Durchführung zu bringen . Wenn wir aber

erreichen würden , daß schon innerhalb der bestehenden bürgerlichen
Gesellschaft der gesamte Wertzuwachs an die Gemeinden fällt , dann

hätten wir den sozialistischen Staat erreicht . Das ist also eine

Forderung , auf die man innerhalb der heutigen Verhältnisse nicht

rechnen kann .

Die Forderung , eine den Verhältnissen entsprechende Steuer

auf den Wertzutvachs zu legen , ist berechtigt , weil dieser Wert -

zuwachs im wesentlichen durch den Einfluß der Gemeinden be »

gründet worden ist . Was aber der Vorredner will , ist praktisch un -

durchführbar . — Genosse Heiden hat gemeint , daß ein Teil des

Programms gar nicht an den Landtag gerichtet werden kann , weil
es Reichs fache ist . Der Genosse hat vergessen , daß in unserem
Programm nicht ein Wort davon steht , daß diese Forderungen an
den Preußischen Landtag gerichtet werden sollen ; sie werden

gerichtet an die Gesetzgebung ; welche Gesetzgebung das ist , das ist
dann bei den einzelnen Fragen zu entscheiden . Uebrigens hat ja
der Landtag das Petitionsrecht an den Reichstag und
kann sehr wohl z. B. in der Gcwerbeordnungsftage die preußische
Regierung auffordern , dem Bundesrat einen entsprechenden Antrag

zu stellen . Der Einwand des Genossen Heiden ist also hinfällig .
Man kann nicht alles im einzelnen festlegen , und so wenig ich be -

haupten möchte , daß der Programmentwurf � u l a n g ist , so wenig
möchte ich sagen , daß er z u k u r z ist . Wir können im kommunalen

Leben , in dem fast jeder Tag neue Aufgaben bringt , nicht in jeder

Frage programmatisch festlegen , wie wir uns zu verhalten haben .
Wir können nur Grundsätze aufstellen und verlangen , daß

unsere Genossen innerhalb dieser Grundsätze das Richtige treften .
Und das wird ihnen gelingen , wenn sie sich vom Klassenstandpunkt
leiten lassen , wenn sie nie vergessen , daß sie S o z i a l d e m o -

traten sind . ( Stürmische Zustimmung . )
Die Frage , die mich eigentlich veranlaßt hat , das Wort zu er -

greifen , ist die Frage der Gebührensätze bei städtischen
Unternehmen . Es ist ein alter Grundsatz , den wir , solange
wir in der Kommunalverwaltung arbeiten , immer vertreten

haben , daß die gewerblichen Betriebe in städtischer Regie zu
führen seien . Es ist sehr erfreulich , daß diese Frage immer weitere

Kreise zieht und daß die Auffassung sich immer mehr geltend
macht , daß die Gemeinden die Instanz seien , die solche im all -

gemeinen Interesse betriebenen Unternehmungen auch m a t e r i e l l

für sich in Anspruch zu nehmen haben . Aber ich möchte davor

warnen , sich auf den Standpunkt zu stellen , der in einer Reihe
von Anregungen eingenommen wird , daß nun diese städtischen
Betriebe kostenlos ohne Ueberschutz für die Gesamtheit arbeiten

sollen . Ganz abgesehen davon , daß die ? gar nicht geht , müssen
wir daran festhalten , daß , so zahlreich die Beteiligung an der

Benutzung dieser Unternehmungen ist , es doch immer nur ein be -

stimmter Teil der städtischen Bevölkerung ist , der diese Betriebe
in Anspruch nimmt ; der andere Teil der Bevölkerung ist zwar
verpflichtet , Gelder auszugeben , von denen nur ein anderer Teil
der Bevölkerung den Nutzen hat . Deshalb behaupten wir und

haben diese Forderung seit 25 Jahren zum Ausdruck gebracht , daß
diese Betriebe wohl in städtische Regie übernommen werden

müssen , um den Nutze », den das private Kapital aus der Aus -

Nutzung von städtischen Straßen und Plätzen für sich in Anspruch
nimmt , an die städtische Kasse abzuführen , damit auf der Grund -

läge dieser Einnahmen die kulturellen Zwecke der Kommunen

besser erfüllt werden können . Dabei kann keine Rede davon sein »
daß wir Monopolpreise nehmen wollen . Gewöhnlich versteht man

doch unter einem Monopol die Möglichkeit , daß einer , ungehindert
durch die Konkurrenz , möglichst viel Profit aus einem Unternehmen
schlägt . Das kann nicht die Aufgabe der Städte fein ; sie müssen
immer im Auge behalten , daß die Betriebe , die sie in eigene Regie
nehmen , auch im allgemeinen Interesse notwendig
ind . Man muß den Wert der Leistung in Betracht ziehen ,

aber auch berücksichtigen , daß das Publikum nicht überteuert wird

gegenüber der Privatindustrie . Wollte man dies alles pro -
grammatisch festlege », so würden derartig komplizierte Be -

rechnungen erforderlich sein , daß es einfach undenkbar wäre , sie
wirklich aufzustellen . Wrr wollen doch durch die Schaffung unseres
Programms nicht daL Vertrauen zur Vernunft unserer Genossen

beseitigen . ( Lebhafte Zustimmung . ) Wir wollen lediglich , daß

unsere Genossen unter Berücksichtigung der örtlichen und sachlichen
Verhältnisse sich darüber klar werden , was bezahlt werden kann .
und dafür sorgen , daß die Kosten nicht ins unermeßliche gehen ,

jie aber auf eine Formel festzulegen , das wäre die größte Torheit .

ganz abgeseheo tovon . daß wir drr Slgilation ( für die U Übernahme



ieser Betriebe in städtische Regie keinen besseren Balken bor -
chieben könnten , als wenn wir fordern würden , daß die städti -
che » Betriebe keinen Ueberschuß zu machen haben ! ( Glocke des

Präsidenten , da die Redezeit abgelaufen ist . ) Ich kann nur bitten
und wünschen , daß unser Kommunalprogramm in dem Sinne
gefaßt wird , wie ich es hier ausgesprochen habe . Dann wird es
seinen Nutzen nicht verfehlen . ( Lebhafte Zustimmung . )

Diftmann - Hanau : Im allgemeinen sind wir mit dem Pro -
grammentwurf einverstanden , nur in einigen Punkten haben wir
Bedenken . So z. B. , ob wir die Umsatzsteuer fordern können . Die

Wertzuwachssteuer ist jüngeren Datums , während in einer großen
Zahl von Landgemeinden die Umsatzsteuer besteht . Aber sie ist
keineswegs gerecht , weil sie bei jedem Verkauf erhoben wird , gleich -
gültig , ob ein Wertzuwachs eingetreten ist oder nicht . Den ge -

Agen Parteigenossen , ' Freunden und
6 * Bekannten zum Jahreswechsel
die herzlichste G> atulation .

Max London ,
Schankwirt ,

Ideal - Kasino .

_ RIrdorf , Wcichsclstr . 8.
_ _ _ _ _

Meiner werten Kundschaft ein stöh -
liche », gelundcS Rene » Jahr .

dlö . Indem ich für das in so
reichem Matze dewicsenc Wohlwollen
bestens danke , bitte ich höstichst , mir
dasselbe auch fernerhin zu bewahren .

G. Janenizky ,
liitekeri - i — Konditorei

Rudorf , Worthelir . {5.

To d es - Anzeige .
Am 31. Dezember 1909 verschied

I nach längerem Leiden mein lieber
I Mann , unser guter Vater , derKord -
! wacher

« enMim GraHmano .
Dies zeigen ticsbetrübt an

tatins Graßmann
und Kinder .

Die Beerdigung findet heute
l Dienstag , den 4. Januar , nach -

mittags 2 Uhr , von der Dalle
des Emmaus - Kirchhoscs aus statt .

Sflzialtald ' atiseiifir lereiti
fiir den

Todes - Anaeljce .
Den lKenossen zur Nachricht ,

datz unser langjähriges Mitglied ,
der Zigarrenmacher

Meliriell Voller
Marieuburger Str . 32

gestorben ist.
Ehre seinem Andeuke « k
Die Beerdigung findet heule

DienStag , den 4. Januar , mittags
t Uhr, von der Leichenhalle des
städtischen Friedhofes m Friedrichs -
felde aus statt .

Um rege Beteiligung ersucht
231/1 _ Der Uoritaiei »

Deutscher

Tabakarbeiter - Verband .
( Zahlstelle Berlin . )

Unser Mitglied , der Zigarren -
wacher

Friedrich Wolter
ist verstorben .

Die Beerdigung findet heule
Dienstag , nachmittags 1 Uhr , von
der Leichenhalle deS Jentral - Fried -
Hofes, Fricdrichsfeldc , aus ftatt .

Zahlreiche Beteiligung erwartet
Die Ortsverwaltung .

ßeutseber

TranspertorbeWepbaBl
Ortsverwaltung GroB- Berlin .

Den Mitgliedern zur Nachricht ,
datz unser MUglied , der Droschken -
sichrer 6ö/2

( Tustsv ( Zlkrue
am Donnersiag , den 30. Dezember A
1909 im Alter von 77 Jahren an
Altersschwäche gestorben ist.

Ehre seinem Andenken !
Die Veerdignng findet am

DienStag , den 4. Januar , nach .
mittags 2 Uhr , von der Leichen -
Halle deS Zentral - Friedhofes »i
Frledrichsselde aus statt .

Um reg « Belelligung wird ge-
beten . Mo Verwaltung .

Uanlrsag/nna .
Für die zahlreichen Beweise der

Liebe am Grabe meines verstorbenen
Gatten

Götz
sag « ich allen Teilnehmern meine »
vom Herzen lomnienden Dank .
6( 12 _

Helene « Utz . ,

Sozialtakradsc�Mvereiii
Grünau .

Am 1, Januar verschied plötzlich
an Herzschlag unser alter treuer
Genosse , der Malchincnarbeiter

Franz Hoffmann
im Atter von 47 Jahren , Mit¬
begründer des Wahloereins . Wir
oerlieren in ihm einen jederzeit
bereiten , pflichttreuen Mitkämpfer .

Ehre seinem Andenke » !
Die Beerdigung ersolgt am

Mittwoch , den S. d. MtS. , nach -
mittags 3 Uhr , vom Traucrhaus «
Köpenicker Str . 83 aus statt .

Rege BeteUigung erwartet
202/2 Der Borstaud .

tanpreiß „Saaplust"
Grünau . ( M. t». A. - S. - B. )

Am Ncujahrsmorgen verstarb
unerwartet an Herzschlag unser
lieber Sangesbruder , der Ma -
schinenardeiter

Franz Hoffmann
im noch nicht vollendeten 48. Le¬
bensjahre . Milbegründer unseres
Vereins , war er bis zur letzten
Stunde ein eisriges , strebsames
Mitglied .

Wir werben sein Andenken in
Ehren halten . 60/1

Die Beerdigung findet am Mitt -
woch, den 6. d. Mts . , nachmittags
Pimkt 3 Uhr , vom Traucrhause ,
Köpeuicker Str . 83, aus statt .

Vollzähliges Erscheinen der Mit -
glieder erwartet 0er Vorstand .

Sozialtakrat . Wimm

Köpenick .
Nachruf .

Den Mitgliedern zur Kenntnis ,
datz der Genosse , Bauarbeiter

Leset Hühner
verstorben und am Montag , den
3. Januar , beerdigt worden ist.

Ehre seinem Andeuten !

202/1 Der Vorstand .

Danksagung .
Allen Verwandten , Freunden und

Bekannten , den Sängern sowie dem
Genosse » Bohne für seine trostreichen
Worte bei der Beerdigung meiner
am 28. Dezember verstorbenen lieben
Frau sage ich hierdurch meinen
innigsten Dank . 3860b

Hudoir Meyer ,
Swinemündcr Slratze 48.

äußerten Bedenken hat die Kommission dadurch Rechnung ge -
tragen , daß gesagt wurde : „ durch die Wertzuwachssteuer , eventuell

durch die Umsatzsteuer beim Berkauf von Grundstücken " . Wir

müssen selbstverständlich danach streben , die Wertzuwachssteuer so
auszugestalten , daß eine Umsatzsteuer nicht nötig ist . Der Refe -
rent meinte , man solle aus den Grundbesitzern alle Vorteile wieder

herausholen , welche sie durch Aufwendungen der Gemeinde haben ,
Aber in kleinbäuerlichen Gemeinden kann man diesen Grundsatz
nicht aufstellen ; da trifft das zu , was Singer gesagt hat : daß wir

Arbeiterpolitik zu treiben haben . Deshalb wäre es mir
lieber , wenn die Worte „eventuell durch Umsatzsteuer beim Ver -
kauf von Grundstücken " gestrichen würden .

Eberle hat auf zwei Bedenken hingewiesen : auf die Gewerbe -
steuer und auf die „ mäßigen Ueberschüsse " bei den Wirtschafts -

betrieben der Gemeinden . Auch hier müssen unsere Vertreter von
Fall zu Fall entscheiden , um das ' Richtige zu treffen . Wir werden
zwischen solchen Betrieben unterscheiden müssen , die einen gemein -
nützigen Zweck verfolgen und solchen , die nur einzelnen zugute
kommen . Auf Seite 4 des Entwurfs bei der Armen - und Waisen -
pflege ist eingefügt : „ Einführung der freien Arztwahl bei An -
siellung von Spezialärzten im Armendienst " . Wenn wir dem zu -
stimmen , müssen wir auch anführen , aus welchen Grün -
den . Wir wollen den Zustand bekämpfen , daß den Aermsten
der Armen ein bestimmter sogenannter „ Armenarzt " geboten wird
und darüber hinaus nichts . Keineswegs aber darf daraus ge -
folgert werden , datz wir allgemein für eine gesetzliche Festlegung
der Forderung der freien Arztwahl einzutreten haben . ( Sehr
richtig ! ) ( Schluß im Hauptblatt . )

Am 31. Dezember 1909, abends
gegen 6' / , Uhr , verstarb ganz un -
erwartet und plötzlich im 48. Lebens -
jähre mein lieber , herzensguter
Mann und Vater , der Tischler

Heuiriek Dannenberg .
Dies zeigen , um stille Teil -

nahine bittend , ttefbelrübt cm
Witwe Aug . Dannenberg

und Tochter .
Die Beerdigung findet heute ,

den 4. Januar , nachm . 2' / , Uhr ,
von der Kapelle des Südwest -
Kirchhofes in Stahnsdorf aus ftatt .

? eM der Ireien Gast- und

Sebankwirte Deutsehlauds.
Kahlstelle Berlin .

Den Mitgliedern zur Nachricht ,
datz die Frau de » Kollegen

Herta Kay
geb . Rieske ,

Schwcdterstratze 265. Bezirk II
verstorben ist. 74/1

Ehre ihrem Andenken !
Die Beerdigung findet heute .

Dienstag , den 4. Januar , nach -
mittags 2 Uhr , vom Trauerhause
aus nach dem Emmaus - Kirchhos
in Britz statt .

Um rege Beteiligung ersucht
Die Ortsverwaltung .

Allen Verwandten und Be-
kannten die traurige Nachricht ,
datz meine liebe Frau , unsere gnle
Mutter

Selm » Fendler
geb. Ctambe

am 2. Januar sanft entschlafen ist.
Die Beerdigung findet am

Donnerstag , den 6. Januar , nach .
mittags 3' l , Uhr . von der Leichen -
Halle des Heiligkreuz - Kirchhoses ,
Marlendors , aus statt . 1856

Die trauernden Hinterbliebenen .

Danksagung .
Für die vielen Beweise der Teil -

nähme und die schönen Kranzspenden
bei der Beerdigung meines lieben
Mannes

Lmil Polesky
sage allen , besonders dem Zentral -
verband der Maurer , dem 4. Wahl -
kreis und Bezirk 368 sowie dem
Sparverein Einigkeit meinen besten
Dank .

Witwe Polesky .

H . Pfau , Bamliglst
®c"tt Dlrcksenstpaße 20
zwischen Bahnhos Alc�anderplatz und
Polizeipräsidium . - Amt VII . 13799

kür Damen Frauen - Bedienung . *

Lieferant für alle Krankenkassen .

Leihhaus .

QelegenheltskBule verfall . Bold
und Stlhersachen , Brillanten etc .
Seit 25 Jahren DniiMonefiiMI
Ecke Ritteretr .

• • • • » MM #
O
# -

Der Ausstoß

von

| SCHULTHEISS' BOCK
!

fit M

beginnt am Mittwoch , dem 5. Januar

Jeßt

BOCKBIER
In Flascftcn ,

KANNEN
und

SYPHONS
dunf ) alle eitucbllglgen Geschäfte
oder direkt durch uns zu bezieben

BÜHMiSCHeS
BRRUHftUS

Telephon
I, 4040/90 BCRun n . a

Ortsvcrwaltnng Berlin .
Bureau : Berlin N. 54, Brunnenstr . 188, Restaurant Wille . Amt IN , 4335 .

'• Achtung ! :
Wir empfehlen bei Veranstaltung von Vergnügen usw. den geehrten Vorständen . Komitees

nnd Saalinbabern unseren

kostenlosen Arbeitsnachweis , Brunnenstratze 188 .
Geschäftszeit täglich von 10 ' /, —! Uhr mittags .

Kapellen vom größten bis kleinsten Orchester stehen jederzeit zur Versügung . Der Vorstand .
Nif . Unsere Mitglieder sind im Besitz einer Kontrollkarte . Dieselbe ist für das 1. Quartal «eitz und mutz
Mit dem Verbaiiisstempel versehen sein . Alle andere Legitimation ist ungültig und ist sofort anzuhalten .

AlkFanbnnknstr . 37,
an der Ritterstratze , Fabrikräume .
Parterre u. 1 Treppe , a 130 s�jm,
für Tischlereien sehr passend , per
1. 4. er. eo. früher preisw . z verm .

HiltM - n . ibendliscli
(ostpreutz . Küche ) 30 —60 Pf . Möbl .
schläfst , saub . u. bill . »ndreasstr . 38 L

Gubener Grützwurst
jeden Donnerstag von 4 Uhr ab in
bekannter Güte empfiehlt 205Sb »
Schlächtermeister Paul Merker ,

Maricinuenstratze 26 a.
------ Filiale : Ritterstrafte 8 . ------

Ii

Aentiidiü Antan - DntersiiM frei !
In meinen Geschäften halten die Herren Augenärzte ihre Sprechstunden wie folgt ab ;

Link - Str . 1 . . . . . .von 11 —1 und 51/, —7 Uhr

Alexander - Platz . . von 101/ »— 12Uhr u. 5 — 7 Uhr

Brunnen - Str . 12 . . . von IVs — 4' / , Uhr

Friedrich - Str . 190 . . von S1/ » —7 Uhr .

Meine Garantie .
leb gesrähre für jeden ron mir besogunen Artikel Garantie und verpflichte mioh , {alle Sie

nicht zufrieden sind , zur Hflckzaidang des vollen Betrages .
Verlangen Sie die neue Listet Jiommeu Sie noch heute , Ihm Sehkraft hängt davon ab !

Optikar Kufmke , sw . 68
Oraitien - Str . 47 Friedrich - Str . 100
D der Luckauer Sit an der Kroncn - Htr .

Link - Str . I Brunnen - Str . 12
i der Potsdamer Str . | | an der Invaliden ■Sir .
Am Alexander * Platz »ebes Aechiogere Bierqueiie

da Hygienische ' Ä' ef
ES Brogerlo Zareniba .

Weinbergsweg 1, dir . a . Rojenlbaler
Tor Billigste Bezugsquelle I
Ber uch f. zur dauernden Kundschaft .

Klnmtn - » nb $r »n; biiibrrri
» 0 » Robert Meyer ,

'

nnr Manannktt- Straße Z.

anoli

Cigaretten
37331 * bleiben

die besten

aucli für den verwülintesten Raucher .

Spezialmarken :

übbas , Dandy , Gibson Girl .

Eingeführt v. d. französisch , u. italienisch . Staat ) . Tabak - Reglsn .

'
«erantwortlichei Rebakteur Mchgeb «»rth , Berlin . Ailr den Inseratenteil » eranl » . : TH. Gl » d « ,BZrljn , NrnS n. « erlag : Vorwärt » Buchbnufmi u. Vertas ? Mitalt « gul Singer & Eo. . Berlin SW7
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